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Vorwort. 


Ich veröffentliche in diesem Werke die Ergebnisse von 
mehr als 25jährigen Studien auf dem Gebiete des Urheber¬ 
rechts, nachdem ich, außer einer Reihe von Aufsätzen, bereits 
im Jahre 1880 einen Essay über das Autorrecht und im Jahr 
1892 die Studien über das literarisch-artistische Kunstwerk 
verfaßt habe. Anstoß zu diesem Werk gab vor allem die 
Neuordnung des Schriftwerkrechtes und Verlagsrechts durch 
die Gesetzgebung von 1901 und die rüstige Weiterbildung 
des Rechtsstoffes durch die Berner Uebereinkunft und die daran 
sich anschließenden weiteren zwischenstaatlichen Schöpfungen. 

Ein größerer Teil der von mir gewünschten Rechtsge¬ 
staltungen ist verwirklicht worden, mehr als ich es vor 
25 Jahren hätte erwarten können. Die Ausdehnung des Ur¬ 
heberrechtsschutzes auf die Uebersetzung, auf die sogenannten 
Adaptationen und Utilisationen wurde ziemlich vollständig 
durchgeführt*, der Schutz der musikalischen Werke hat in 
vielem einen bedeutsamen Fortschritt zu verzeichnen; die Lehre 
des Immaterialgüterrechts ist überwiegend in der Wissenschaft 
anerkannt worden und das mit dem Autorrecht verbundene 
Persönlichkeitsrecht ist mehr und mehr in die Rechtslehre und 
Rechtsübung eingedrungen; der Gedanke des Verlagsrechts 
als eines gegenständlichen Teilrechtes hat gesetzgeberische 
Bestätigung gefunden, wodurch erst die wissenschaftliche Be¬ 
handlung des Verlags Verhältnisses ermöglicht wurde; und wenn 
auch die Kennzeichnung der dem Autorrecht unterstehenden 
Schriftwerke im Gegensatz zu den Gesprächen des Lebens 
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Vorwort. 


und den Erklärungen des Rechts noch nicht allgemein ange¬ 
nommen worden ist, so hat doch auch hier bereits die aus¬ 
gestreute Saat zu reifen begonnen. Mit Befriedigung kann ich 
daher auf meine vielangefochtenen Bestrebungen früherer Jahre 
zurückblicken. 

In einigen Punkten habe ich Ausführungen aus früheren 
Zeitschriftartikeln übernehmen können, in manchen Punkten 
muß wegen tieferer Begründung auf die Darstellung in den 
zwei erwähnten Werken verwiesen werden. 

Das Gesetz vom Jahre 1901 hat allerdings lange nicht 
allen Anforderungen entsprochen und steht in vielen Teilen 
unter dem Rechtsstande, wie ihn die Wissenschaft geschaffen 
hatte. Für die Ausländer, welchen die Vorgänge in Deutsch¬ 
land weniger bekannt sind, diene hierbei die Bemerkung, daß 
ich, weil zur Mitarbeit an dem Gesetz nicht zugezogen, mich 
weder mittelbar noch unmittelbar daran beteiligt habe und 
daher jeden ursächlichen Zusammenhang in Bezug auf die 
zahlreichen Fehler des Gesetzes ablehnen muß. 

Da das Manuskript beinahe vollendet ist, so hätte ich 
demnächst das ganze Werk erscheinen lassen können; doch 
die bevorstehende Umgestaltung der Berner Uebereinkunft 
veranlaßt mich, das Werk in drei Lieferungen zu teilen und zu¬ 
nächst die erste Lieferung herauszugeben, der in kurzer Zeit 
die zweite folgen wird. Die dritte Lieferung, welche nament¬ 
lich das zwischenstaatliche Recht enthalten soll, wird er¬ 
scheinen, sobald die Neurevision der Berner Uebereinkunft 
erfolgt sein wird; denn es wäre eine schlimme Sache, ein 
Werk in die Welt zu setzen, von dem ein beträchtlicher 
Teil in kurzer Zeit durch gesetzliche Neubildung veralten 
müßte. 

Für die vielen Förderungen von den verschiedensten Seiten 
und namentlich für die treue Hilfe, welche mir von den zwei 
Gelehrten, denen ich das Werk widme, in immaterialrecht¬ 
lichen Fragen zu teil wurde, spreche ich meinen lebhaften 
Dank aus. 
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vn 


Das Urheberrecht ist, wie das Erfinderrecht, ein Welt¬ 
recht und kann nur rechtsvergleichend behandelt werden. Die 
ßechtsvergleichung ist darum, in Verbindung mit der be¬ 
griffsbildenden und geschichtlichen Untersuchung, das Kenn¬ 
zeichen dieser Schrift. 

Berlin, Februar 1906. 

Josef Köhler. 


Vorwort von 1907. 


Meinen Plan, mit der dritten und letzten Lieferung des 
Werkes bis zur Neugestaltung der Berner Uebereinkunft auf 
der Berliner Konferenz zu warten, konnte ich nicht aufrecht 
erhalten. Ich hoffte auf eine Erledigung der Sache Anfang 
1907, während es nunmehr sicher ist, daß die Berliner Zu¬ 
sammenkunft nicht vor Oktober 1908 stattfinden kann, und 
auch dann ist es fraglich, wie sich die Sache in Deutschland 
und außerhalb Deutschlands weiter entwickeln wird. Ich mußte 
daher meinen Vorsatz aufgeben und mir Vorbehalten, die Er¬ 
gebnisse der Konferenz seinerzeit in einer besonderen Schrift 
zur Darstellung zu bringen, sowohl, was das Schriftwerk- als 
auch was das Kunstwerkrecht betrifft, und muß mich einstweilen 
bei dem jetzigen Stande der Sache gedulden. Dies ist aber 
noch aus dem anderen Grunde nicht uneben, weil auch nach 
der Berliner Konferenz noch eine Menge von Fragen aus 
dem jetzigen Zustande auftauchen werden; anderseits ist das 
Ziel, wonach die Entwicklung steuert, im großen und ganzen 
klar vorauszusehen und in klaren Zögen zu zeichnen; ob 
dieses Ziel bereits auf der Berliner Konferenz oder erst später 
erreicht wird, steht dahin. Ich hoffe, daß diese sich dem Ziele 
möglichst annähere, und gebe darum das gegenwärtige Recht 
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mit Ausblicken in die Zukunft, die an sich gewiß ist, wenn 
wir auch niemals die Tage bemessen können, in welchen die 
großen Ideen ihre volle Verwirklichung finden. Der Histo¬ 
riker des Hechts wie der Dogmatiker muß sich bescheiden, 
daß in der Gesetzgebung gar manches hinter seinen Erwar¬ 
tungen zurückbleibt; aber doch hat er die tröstliche Zuver¬ 
sicht, daß die vorausgeahnten Gedanken schließlich zur Geltung 
kommen. Das Immaterialgüterrecht wie das Persönlichkeits¬ 
recht hat sich zu einer solchen Höhe herangebildet, wie es 
vor 20 Jahren nicht vorauszusehen war, und so wird auch 
der weitere Fortschritt des Rechts nicht auf sich warten lassen. 
Was aber unsere Darstellung betrifft, so leitet uns die Ueber- 
zeugung, daß nur dasjenige Werk vergeht, welches ungeschicht¬ 
lich gefaßt ist; denn die Geschichte verbindet die Vergangen¬ 
heit mit der Zukunft. 

Courmayeur, den 31. August 1907. 

Josef Köhler. 
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Einleitung, 


I. Kennzeichnung des Autorrechts. 

1. Immaterialgüter- und Persönlichkeitsrecht. 

§ i. 

I. Das Autorrecht ist ein Immaterialgüterrecht, d. h. ein 
Recht an einem außerhalb des Menschen stehenden, aber 
nicht körperlichen, nicht faß- und greifbaren Rechtsgute. 
Die Lehre des Immaterialgüterrechts ist gegenwärtig so durch¬ 
gedrungen, daß sie keiner weiteren Empfehlung oder Be¬ 
gründung bedarf. Neben ihr verdient nur noch die Theorie 
des Persönlichkeits- oder Individualrechts überhaupt eine Er¬ 
wähnung, wonach das Rechtsgut nicht außerhalb, sondern 
innerhalb des Menschen stehen und von seinem Wesen 
grundsätzlich unzertrennlich, nur zufällig und ausnahmsweise 
ablösbar wäre. Allein diese Lehre kann sich im Autorrecht 
nicht halten. Sie widerspricht dem Grundgedanken, daß jede 
Schöpfung sich vom Schöpfer ablöst; und wenn man auch 
sagt, daß die Schöpfung den Schöpfer in einer bestimmten 
Stufe seiner Entwicklung darstellt, so beweist dies nichts; 
denn der Schöpfer mit seinem früheren Gedankengehalt ist 
zwar dem Eigenwesen nach gleichheitlich mit der Persön¬ 
lichkeit, welche künftige Werke schafft, sie hat sich aber 
schon längst dieser Bildungen und Gedankenäußerungen ent¬ 
ledigt, und darum können solche ebensowenig als Teile ihres 
jeweiligen Wesens betrachtet werden, als etwa das Band, weil 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 1 
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Einleitung. Kennzeichnung. § 1. 


es früher Teil der Mutter gewesen ist, noch in seinem 
zwanzigsten Jahr als Teil der Mutter gelten kann. Hier 
verwechselt man völlig die Einheit des Eigenwesens im Sinne 
der abstrakten Gleichheit', die vorhanden ist, auch wenn alle 
Stoffe gewechselt haben, mit der konkreten Gleichheit, welche 
eine Gleichheit der Stoffe und Lebensäußerungen bedeutet, 
welche aber in Wirklichkeit keine zwei Augenblicke besteht. 

Wenn man ferner noch geltend gemacht hat, daß jeder 
sein Buch oder sein Gedicht als das seinige erklärt, auch 
wenn er das Recht daran veräußert hat, so beweist dies 
ebenfalls nichts; denn ebenso wird jemand einen von ihm 
gefundenen Schatz den seinigen nennen, auch wenn er ihn 
veräußert, oder einen von ihm geschossenen Hirsch oder eine 
von ihm hergestellte Flasche Schaumwein. Das „mein“ be¬ 
zeichnet nur ein vergangenes geschichtliches Verhältnis. Vgl. S. 4. 

Wenn man schließlich noch geltend gemacht hat, daß in 
das Autorrecht personenrechtliche Momente eingreifen, so ist 
das richtig; solche können aber darum das Autorrecht ebenso¬ 
wenig zum Persönlichkeitsrecht gestalten, als das Eigentum, 
das ebenfalls nicht ohne personenrechtliche Verhältnisse kon¬ 
struiert werden kann. Denn das Eigentum an einem Briefe 
als körperlicher Sache ist ebenso sehr vom Personenrechte 
durchdrungen, wie etwa das Autorrecht an dem Inhalt eines 
Briefes. Und wenn schließlich noch einige gesagt haben, daß 
eine Zerreißung solcher Bestandteile, die in einem Gesetz 
enthalten sind, nicht zulässig sei, so ist das ebenfalls un¬ 
richtig und völlig im Widerspruch mit unserer ganzen Gesetzes¬ 
technik; denn ob etwas in einem Gesetze oder in zweien 
aufgenommen wird, hängt lediglich von praktischen Rück¬ 
sichten ab; so enthält das Patentgesetz beispielsweise, und 
nicht nur das deutsche, sondern auch viele andere, neben den 
patentrechtlichen Bestimmungen Vorschriften darüber, unter 
welchen Umständen der Ausdruck „patentiert“ gebraucht 
werden darf, etwas was gar nicht in das Patentrecht, sondern 
in den Kreis des lautern und unlautern Wettbewerbes ge- 
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hört; und so können die verschiedensten Gesetze die ver¬ 
schiedenartigsten Bestimmungen enthalten: insbesondere ent¬ 
halten Autorgesetze nicht selten auch Sätze, welche dem 
Yerlagsverhältnisse angehören, und umgekehrt. Es wäre für 
unsere Wissenschaft im höchsten Grade verderblich und würde 
die juristische Systematik zur Kommentararbeit herabdrücken, 
wollte man aus der Einheit des Gesetzestextes auf eine Gleich¬ 
artigkeit der Bestimmungen schließen und die Entdeckung 
verschiedenartiger Elemente innerhalb eines Gesetzes als Zer¬ 
reißen des Rechtsstoffes bezeichnen; ein Ausdruck, durch den 
Beseler s. Z. nur dargetan hat, daß ihm nicht nur das 
richtige Verständnis des Autorrechts, sondern auch der Sinn 
für die juristische Methode fehlte. Im Gegensatz dazu urteilt 
Ferrara, L’esecuzione forzata p. 29 über den von mir auf¬ 
gestellten Unterschied von Immaterial- und Persönlichkeitsrecht: 
Questo esatto parallelismo delle due diverse specie di diritti che 
concorrono distintamente e indipendentemente nella protezione 
delle opere dell’ingegno, segna appunto il piü grande progresso 
fatto sinora nella teoria dei diritti d’autore e ne spiega con 
nitida semplicitä la natura, ritenuta in altri tempi complicata 
e inestricabile. 

II. Ich füge zum Nachweis des Immaterialrechts einen 
Teil meiner Entgegnung gegen Gierke und Lehmann (mit 
einigen Aenderungen) bei 1 ). 

1. Gierke 2 ) ist bekanntlich ein Hauptverteidiger des Individual-, 
oder wie er es lieber nennt, Persönlichkeitsrechts, und in vortrefflicher 
Weise weiß er die Verästelungen dieses Rechts zu verfolgen, wie es, 
als Grundrecht der Persönlichkeit, verschiedene Zweige versendet, die 
aber mit dem Grundrecht in vollem Leben Zusammenhängen. In der 
Tat ist jede Behandlung des Namen- oder Zeichenrechts verfehlt, welche 
die Verbindung mit dem Rechte der Persönlichkeit abschneidet, und 

*) Aus Arch. f. bürgerl. R. X, S. 246 ff. 

2 ) Vgl. Gierkes Deutsches Privatrecht I, S. 748 ff. Die neuerlichen 
Einfälle von Altschul, Erläuterung zum österreichischen Urheberrechts¬ 
gesetz (1904) und der Vergleich zwischen der urheberrechtlichen und 
väterlichen Gewalt, S. 14 f., können unvermerkt bleiben. 
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die Unrichtigkeit der deutschen Rechtspflege auf diesem Gebiete, die 
zwar ein Namenrecht kannte, aber ein Recht der Persönlichkeit gegen 
unlauteren Wettbewerb ablehnte, zeigt genügend den Irrweg, der zu 
Vereinzelungen und Zerspaltungen führt, wo immer der organische Zu¬ 
sammenhalt der Einzeleinrichtungen fehlt. 

Aber Gierke läßt den Baum des Persönlichkeitsrechts zu weit 
ragen, und dieser Riesenbaum umspannt schließlich das ganze Rechts¬ 
gebiet; schließlich wird fast jedes Recht zum Persönlichkeitsrecht: denn, 
was ich nicht ererbt habe — und es gibt Personen, die möglichst wenig 
erben — das ist, die etwaigen spärlichen Schenkungen ausgenommen, 
die Tat meiner eigenen Persönlichkeit, d. h. wenn nicht durch meine 
Persönlichkeit geschaffen, doch durch sie erworben und durch meine 
Kraft mit mir verknüpft und meiner Rechtssphäre unterworfen. 

Und wenn sich Gierke für dieses Persönlichkeitsrecht darauf be¬ 
rufen will, daß ich das von mir geschriebene Buch, obschon es in Ver¬ 
legerhände übergegangen ist, mein Buch, das von mir gemalte Bild, 
. auch wenn es in drittem Besitz steht, mein Bild nenne, so kann ja 
auch mein Schneider meine Weste sein nennen und mein Spengler das 
mir gelieferte Ofenrohr, obgleich doch darin nichts Urheberrechtliches 
erblickt werden kann ; und auch der Fabrikant von Nachtlichtern spricht, 
selbst wenn keine Spur von Erfindung darin steckt, von seinen Nacht¬ 
lichtern, und ebenso der Weinbauer von seinem Affenthaler Beerwein. 

Das „mein“, „dein“, „sein“ ist hier durchaus nicht der Zeuge eines 
Persönlichkeitsrechts, sondern nur der Ausdruck der Tatsache, daß ein 
bestimmter Mensch die Sache gemacht, hergestellt hat 3 ); es bekundet, wie 
ich schon früher dargestellt habe, die Urheberschaft, nicht das Ur¬ 
heberrecht 4 ). Urheberschaft ist aber ein viel weiterer Begriff: 
von Urheberrecht kann man nur sprechen, wenn eine gewisse Idee sich 
verwirklicht hat, die Urheberschaft dagegen erstreckt sich auf Wärme¬ 
flaschen und Unterjacken der alltäglichsten Art und Güte. Die 
Schlußfolgerung aus dem Fürwort ist daher für das Recht ohne jede 
Bedeutung; sie kann höchstens dazu führen, den Rechtszustand mit 
rechtlich bedeutungslosen Tatsachen zu belasten. Schon der römische 
Sklave bezeichnete die Backsteine mit seinem Stempel, es waren in 
diesem Sinne seine Backsteine und sie gingen so in die Welt; be¬ 
deutete dies ein Urheberrecht? Ein solches entsteht nur, wenn die Ur¬ 
heberschaft an einer körperlichen Sache zugleich die Verkörperung einer 
(noch nicht gemeinfreien) Idee enthält und damit den Untergrund eines 


*) Weshalb er auch diese Tatsache durch Anfügen von Marken 
und Etiketten bestätigen kann. 

4 ) Vgl. mein Autorrecht S. 86 und in Büschs Archiv 47, S. 189. 
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Immaterialrechts bildet. Im übrigen kommt die Tatsache der Ur* 
heberschaft nur im Spezifikationserwerb, also einem Institut des 
Eigentumsrechts in Betracht; in jedem anderen Betreff ist sie ebenso 
rechtlich unerheblich, als wenn etwa im Namen der Sache die Tatsache 
des früheren Besitzes zum Ausdruck kommt: wie man etwa die 
Villa, die ein russischer Fürst besessen hatte, auch nachdem sie ver¬ 
kauft ist, immer noch nach seinem Namen als die Villa Gagarin oder 
Gortschakoff bezeichnet. 

Hiernach ist zu erwarten, daß Gierke auch das Autorrecht, ja das 
ganze Urheberrecht, zu dem Persönlichkeitsrechte zählt, wie dies auch 
wirklich I, S. 748 f. geschieht. Hier muß ich mich zunächst gegen den 
Vorwurf der Willkür verwahren, wenn ich das Urheberrecht an Schrift¬ 
werken mit dem Namen Autorrecht aussondere; ich folge damit, wie 
bereits anderweit bemerkt 5 ), dem Sprachgebrauch, der den Dichter, den 
Schriftsteller und den Verfasser musikalischer Werke mit Autor be¬ 
zeichnet, nicht aber den Maler und Bildhauer; und diese gemeinsame 
Benennung ist wohl gerade mit Rücksicht auf die gemeinsame Druck¬ 
technik in der Darstellung und auf die Verlegertechnik in der Art der 
Verbreitung zurückzuführen, hängt also mit den im Autorrecht ent¬ 
scheidenden Arbeitsverhältnissen nahe zusammen. 

Das Urheberrecht bezeichnet Gierke als Persönlichkeitsrecht, in¬ 
dem er das Werk als „Bestandteil der Persönlichkeitssphäre 14 erklärt 
(S. 756). Darin liegt aber der methodische Fehler. Ein Werk ist nie¬ 
mals Bestandteil der Persönlichkeit und darum auch nicht der Sphäre, 
die zur Persönlichkeit gehört. Darum ist es Gierke ebensowenig als 
seinen Vorgängern gelungen, auf dieser Grundlage eine zutreffende Be¬ 
griffsbildung zu gestalten. Denn anderseits ist ihm das Objekt des Ur¬ 
heberrechts wieder „ein Geisteswerk, das kraft seiner Individualisie¬ 
rung einen gesonderten Bestand, kraft seiner äußerlichen Fixierung 
ein unabhängiges Dasein und kraft seiner Beschaffenheit als unleibliches 
Gut einen selbständigen Wert hat 44 (S. 765): alles Charakterseiten, die 
deutlich beweisen, daß auch bei Gierke der Gegenstand des Autor¬ 
rechts nicht in, sondern außerhalb der Persönlichkeit liegt, als ein 
Werk, das der Schöpfer aus sich entläßt: denn eine jede Schöpfung) 
schafft Entzweiung zwischen dem Schöpfer und dem G-e- j 
schaffenen, der Schöpfungsbegriff ist mit einem pantheistischefi j 
Walten des Schöpfers im Geschaffenen und des Geschaffenen im Schöpfer 
nicht vereinbar; dies mindestens nicht, wenn Schöpfung und Schöpfer 
innerhalb des Kreises der Zeit liegen. Die Schöpfung, hier das Geistes¬ 
werk, ist so wenig dauernder Bestandteil des Schöpfers, daß vielmehr 


*' Archiv f. ziv. Praxis 82, S. 197. 
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1 der Schöpfer nachher oft seinen ganzen Ideenkreis wechselt und auf 
v ganz andere Bahnen tibergeht, so daß ihm die Sc h ö pf u ng ’ vielfach ganz 
fremd wird, seinem Geist, auch seinem Gedächtnis entschwindet, ja seine 
voIle~Abneigung findet. Der Werther gehörte gewiß nicht zur Persön¬ 
lichkeit des alternden Goethe, und Nietzsches begeisterte Wagneräuße- 
rungen hatten sich vollkommen von seiner Person abgelöst, als er den 
Fall Wagner schrieb. Gewiß wäre es eine schwere Aufgabe, wie Blei¬ 
mäntel die dicken und dünnen Bände stets auf sich zu schleppen, die 
man in seinem Leben geschaffen hat! Wie glücklich ist jeder, wenn 
'seine Idee eine Verkörperung gefunden hat und der Wille zur Tat ge- 
. worden ist: die Tat ist aber nicht mehr Bestandteil unserer Persönlich¬ 
keit, sondern etwas von uns Losgelöstes, das nur noch durch die Ur¬ 
sächlichkeit mit uns zusammenhängt, ebenso wie unser Leiden! Wer 
möchte solche Züge der Vergangenheit als Teil seiner selbst ansehen: 
sie sind mein nur in der Erinnerung und in der Tatsache, daß sie von 
mir den Ausgang genommen haben! 

Höchstens ließe sich ein Zubehördeverhältnis annehmen; aber dieses 
würde uns über die Natur des Urheberrechts wenig oder nichts an¬ 
geben; denn das einem Recht anhängende Zubehörderecht kann von 
verschiedenster Natur sein: das Eigentum an der Urkunde kann die 
Zubehörde des Forderungsrechtes sein u. s. w. 

2. Nach verschiedenen Richtungen glaubt Gi erke dieser Persönlich¬ 
keitstheorie eine neue Stütze zu geben. „Die Frage nach den Grenzen 
des Urheberrechtes an einem veröffentlichten Geisteswerke deckt sich 
eben mit der Frage, inwieweit das Werk der Persönlichkeitssphäre seines 
Schöpfers noch angehört oder nicht mehr an gehört“ (S. 754). Das kann 
heißen, daß die Grenzen des Urheberrechts da gesteckt sind, wo das 
Urheberwerk noch in der Rechtssphäre des Urhebers liegt. Dies kann 
aber nicht der Sinn sein. Es kann aber auch heißen: das Autorrecht 
reicht soweit, als der Autor etwas Orginales geschaffen hat; allein hier 
liegen die Grenzen des Autorrechts nicht in dem Schaffen, sondern in 
der Originalität der Schöpfung, in der Originalität des Kunst- oder 
Industriegebildes, einer Originalität, die ebensogut denkbar wäre, wenn 
die Kunstwerke vom Himmel fielen oder, wie in Dantes Purgatorio 
(X 32), an den Wänden der Berge von selbst auftauchten: intagli si, 
che non pur Policleto, ma la natura li avrebbe scomo. 

Dazu kommt aber, daß auch dies den Kern der Frage nicht trifft: 
der Kern der Frage ist der, inwieweit hinter dem als originell erkannten 
ersten Gebilde eine Seele, ein imaginäres Bild steht, das nicht in der 
einen Verwirklichungsform aufgeht, sondern eine vielleicht endlose Reihe 
von Verwirklichungsformen zuläßt. Diese Frage, die beim Autor- und 
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Kunstrecht zum imaginären Bilde, beim Erfinderrecht zur Erfinderidee 
fuhrt, ist eine philosophische Frage, die durch die Frage der völligen 
oder geteilten Originalität nur gestreift, nicht erschöpft wird. Mit der 
Persönlichkeit und der Zugehörigkeit zur Persönlichkeit hat die Kern« 
frage von der Idealität des Kunstwerks und Erfindergedankens erst 
recht nichts zu tun: nicht in der Persönlichkeit, sondern im Werk, 
nicht in der Art der persönlichen Tätigkeit, sondern in der ganzen Weise 
des künstlerischen Erzeugnisses liegt die Lösung der Frage; und sie auf 
die Art der Abstammung des künstlerischen Erzeugnisses zurückführen, 
ist ebenso tmrföhtig, als wenn man die Frage der Unsterblichkeit der 
Seele aus der Art der Abstammung und Kinderzeugung zu lösen unter¬ 
nähme. 

Was bietet dieses Persönlichkeitsprinzip für eine Hilfe, wenn es die 
Frage gilt, ob eine Verwandlung des Romans in ein Drama oder die 
Verwandlung des Gemäldes ’zum Kupferstich einen Eingriff in das 
Autorrecht enthält? Allerdings hat der Schriftsteller den Roman er¬ 
sonnen, der Maler das Bild geschaffen; aber die Kernfrage liegt darin, 
ob der Roman und das entsprechende Drama, das Gemälde und der 
entsprechende Kupferstich zwei wesentlich verschiedene Dinge sind, ob 
sie nicht eine ästhetische Gemeinschaft enthalten, einen ästhetischen Mittel¬ 
punkt, der in beiden enthalten ist. Es ist also dieselbe Frage, wie die, ob, 
wenn der eine Chemiker den Stoff A, der andere den Stoff B erzeugt, 
dieser zweite Stoff B nicht aus dem ersten Stoff A + X besteht. Diese 
Frage ist eine objektivejkeine subjektive: ebensowenig als diese chemische 
Frage aus der Person des Erfinders und seinem Persönlichkeitskreise 
erkannt werden kann, ebensowenig die ähnliche ästhetische Frage des 
imaginären Bildes. Kann man glauben, mit der Beziehung auf die 
Grenzen der Persönlichkeit die Grundfrage des Erfinderrechts zu lösen, 
wie weit die individuelle Erfindung reicht — ob die Erfindung einer 
chemischen Stoffkombination sich auf die isomeren, ähnlich gelagerten 
Atomverbindungen erstrecke, oder die Erfindung eines Akkumulators 
oder eines Gasmotors oder Schraubendampfers auf eine ähnliche Methode, 
Maschine oder Stoffkombination? Gewiß nicht: die Lehre vom Inhalt 
des Erfindergedankens, wie die Lehre von der Ausdehnung des imagi¬ 
nären Bildes sind in jedem Falle unentbehrlich und nicht aus der Per¬ 
sönlichkeit herzuleiten. 

Einen weiteren Grund für das Persönlichkeitsrecht will Gierke 
(S. 764, 769) dem Umstande entnehmen, daß fast überall die Dauer des 
Autorrechts auf das Leben des Autors plus einer Zusatzfrist gesetzt sei. 
Den Einwurf, daß ein Persönlichkeitsrecht mit dem Tode des Autors 
erlöschen sollte, beseitigt Gierke mit Recht, teils mit Rücksicht auf 
die Unsicherheit und Gebrechlichkeit des Rechts, die durch eine solche 
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Anordnung entstünde, teils mit dem Hinweis auf die Fortdauer der Per¬ 
sönlichkeit des Verstorbenen im Kreise seiner Angehörigen. 

Nun ist es ja richtig, daß eine Fortdauer der Persönlichkeitsrechte 
über das Grab hinaus in einer Reihe von Beziehungen unserer Kultur¬ 
weise entspricht, ganz ebenso wie ehemals die Völker annahmen, daß des 
Verstorbenen Seele noch eine Zeitlang in der Nähe weile und erst all¬ 
mählich im Jenseits entschwinde und die Berührung mit dem Kreise 
unseres Daseins verliere. Allein dies würde doch kaum zu einer Fort¬ 
dauer von 30 Jahren nach dem Tode, oder wie in anderen Rechten, 
von 50 oder gar 80 Jahren nach dem Tode führen. Nach Gierkes 
Auffassung müßte man das Autorrecht in wenigen Jahren nach dem 
Tode erlöschen lassen: der ganze Trieb der modernen Gesetzgebung, die 
Schutzfrist nach dem Tode auszudehnen, müßte erlahmen: denn in 
unserer schnell lebigen Zeit läßt sich ein solches Fortleben des Toten 
auf 30—80 Jahre in keiner Weise annehmen; und wenn man bei der 
Verleumdung des Verstorbenen den Kindern als Rückstand der Per¬ 
sönlichkeitsrechte des Verletzten das Recht der Sühneklage gibt, so 
ist es zwar möglich, aber doch nicht die durchgreifende Regel daß 
sie ihn 30 Jahre überleben. Man müßte auch für andere ähnliche 
Aeußerungen des Persönlichkeitsrechts eine solche Frist gewähren; so für 
das Briefrecht, wonach Vertrauensbriefe des Verstorbenen der Veröffent¬ 
lichung entzogen sind; aber hier wäre eine Frist von 30 Jahren viel 
zu lang: will man hier eine Frist festsetzen, und ich halte dies für 
höchst zweckmäßig, so wird man doch wohl kaum über 5 Jahre hin¬ 
ausgehen. Nicht, daß ich der Pietät gegen die Toten irgendwie zu 
nahe treten will; aber es ist unserer Kultur zuwider, der Persönlichkeit, 
die nicht mehr mit uns fortlebt, die gleichsam mit dem letzten Atem¬ 
zuge versteinert ist, eine längere Zeit hindurch einen aktiven Einfluß 
auf unser Rechtsleben zu gestatten. 

Uebrigens zeigt sich gerade mit dem Tode die Selbständigkeit des 
geschaffenen Werkes gegenüber seinem Meister. Es ist gewiß unrichtig, 
wenn Gierke in rhetorischer Wendung sagt, das Werk büße „durch 
den Tod des Urhebers die sprudelnde Quelle seiner Lebenskraft ein u 
(S. 768). Das kann wohl nur heißen, daß der Autor nach seinem Tode 
außer stand ist, auf das Werk weiteren Einfluß auszuüben. Das ist ja 
gewiß; aber ebenso gewiß ist, daß die Wirksamkeit des einmal bestehen¬ 
den Werkes, soweit das Werk ohne Anpreisungstätigkeit des Autors wirken 
soll (und so soll es wirken, die persönliche Anpreisung hat kein Recht 
der Berücksichtigung), durch den Tod nicht unterbunden wird; im 
Gegenteil, die Quelle der Lebenskraft vieler Werke sprudelt besonders 
lebhaft nach dem Tode, wenn das Volk den Autor innerlich erfaßt 
hat, und manchem Werk ist die der Volksgesamtheit wenig angenehme 
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Persönlichkeit seines Urhebers wahrend dessen ganzer Lebenszeit im 
Wege geständen, ein Bann, von dem es der Tod erlöst hat. 

Der Grund aber, warum man beim Autor- und Kunstwerkrecht 
(nicht beim Patent- und Musterrecht) in vielen Gesetzgebungen die 
Dauer nach der Lebenszeit des Autors bemessen hat, ist ein prak¬ 
tischer. Wäre die Frist vom Erscheinen des Werkes zu bemessen, so 
entstünde das Ergebnis, daß das Werk zu Lebzeiten des Autors ge¬ 
meinfrei werden könnte; namentlich würde dies von Jugendwerken, 
von Werken der ersten Mannheit gelten: ein Werk, das der Autor mit 
26 Jahren geschrieben, könnte in seinem 56. oder 66. Jahre nachge¬ 
druckt werden; und zwar nicht nur geradeaus, sondern ein jeder wäre in 
der Lage, eine neue Auflage mit Zusätzen und Ergänzungen zu ver-. 
anstalten — vorausgesetzt nur, daß er bezeichnete, was von ihm 
und was vom ursprünglichen Autor herrührt. Solche Verhältnisse 
wären nun nicht gerade unleidlich — es ist nicht das schlimmste, 
was den armen Autoren widerfahren kann, aber doch nicht gerade 
empfehlenswert: besser doch, man überläßt es dem Autor, solange er 
seine gesunden fünf Sinne hat, neue Bearbeitungen seiner Werke zu 
veranlassen; obschon ich schließlich nichts dagegen hätte, etwa eine 
feste Frist von 50 Jahren von der Zeit des ersten Erscheinens zu 
bestimmen: dann könnte der 78jährige mit einer gewissen freudevollen 
Wehmut dem Zusehen, daß die Werke, mit denen er im Jugendmute 
die Sporen verdiente, wie durch eine Wiedergeburt neu erwüchsen. 
Aehnliches bestimmt ja auch das italienische Autorgesetz: Dekret vom 
19. September 1882 a. 10.: II diritto esclusivo di rappresentazione ed 
esecuzione di un’ opera adotta a pubblico spettacolo, di un’ azione co- 

reografica e di qualunque composizione musicale dura.ottant’ 

anni, ed ha principio dal giorno in cui ebbe luogo la prima rappresen- 
tazione . . . Man darf eben durchaus nicht argumentieren, als ob die 
Regelung, die bei uns angenommen ist, die allgemein maßgebende und 
typische wäre 9 ). 

Muß auf solche Weise die Persönlichkeitstheorie im Patentrecht 
notwendig scheitern, so muß auf der anderen Seite gegen Gierkes 
Unterscheidung zwischen Patent- und Urheberrecht Widerspruch erhoben 
werden; eine Unterscheidung, welche mittelbar der Persönlichkeitslehre 
Nahrung geben könnte, sofern sie den jähen Absprung des Patentrechts 


6 ) Weitere Gesetzgebungen, in denen die Dauer des Autorrechts 
nicht nach der Lebenszeit bemessen wird, s. unten S. 100 f.; das älteste 
Autorgesetz, 8. Anna c. 19 gibt wie bei Patenten einen Schutz von 
14 Jahren vom Erscheinen an! 


Digitized by Google 




10 


Einleitung. Kennzeiclmung. § 1. 


von allen sonstigen persönlichkeitsrechtlichen Stellungen einigermaßen 
zu begründen vermöchte. 

Gierke führt aus, auf dem Gebiete de» Urheberrechts sei die Idee 
als solche schutzlos, geschützt sei nur ein durch Verbindung von Idee 
und Form individualisiertes Geisteswerk; das Erfinderrecht schütze aber 
eine Idee als solche. Daher könne ein wissenschaftlicher oder künst¬ 
lerischer Prioritätsstreit in einem Prozesse nicht ausgefochten werden, 
wohl aber ein Prioritätsstreit über eine Erfindung (S. 854). 

Dies ist eine unrichtige Wendung. Auch das Erfinderrecht ist nicht 
ein Recht an einer spekulativen Idee, sondern an einer Idee, welche 
den Boden der Wirklichkeit betreten hat, welche also der Erfinder zu 
verwirklichen vermag: wer eine Idee aufstellt, ohne eine Möglichkeit 
der Verkörperung darzulegen, ist kein Erfinder; allerdings beschränkt 
sich sein Recht nicht auf diese Verwirklichungsform, sondern erstreckt 
sich auf alle sonstigen Weisen der Verwirklichung, sei es, daß diese 
durch bloße Konstruktion möglich sind, sei es, daß sie einer neuen (ab¬ 
hängigen) Erfindung bedürfen; aber die Darlegung von wenigstens einer 
Verwirklichungsform ist notwendig. So ist es nun auch im Urheber¬ 
recht: der Maler eines Bildes muß das in ihm lebende imaginäre Bild 
verwirklicht haben, erst dann hat er ein Autorrecht; hat er es aber 
verwirklicht, so ist sein Autorrecht nicht auf diese Verwirklichungsform 
beschränkt, und es ist anderen nicht gestattet, seine Idee in Gestalt des 
Kupferstiches oder Steindruckes zu vervielfältigen. 

Die Aehnlichkeit zwischen beiden Rechten ist daher vollständig. Der 
Unterschied zwischen ihnen aber ist nicht der grundsätzliche, den Gierke 
herausholt, sondern ein zwar qualitativer, aber sekundärer, nämlich der 
Unterschied, daß es das Autor- und Kunstwerkrecht mit einer ästheti¬ 
schen, das Erfinderrecht (und Gebrauchsmusterrecht) mit einer tech¬ 
nischen Idee zu tun haben 7 ) — das Urheberrecht also mit einer ästhe¬ 
tischen Idee oder doch mit der ästhetischen Behandlung 
einer wissenschaftlichen Idee: materielle, formelle Aesthetik. 

.Darüber noch ein Wort: Materiell ästhetisch ist eine Idee, die dem 
Kreise der zweckentfremdeten Einbildung angehört, formell ästhetisch 
aber ist alles, was einen wissenschaftlichen Gedanken oder eine wissen¬ 
schaftliche Gedankenfolge in irgend einer Geistesform, namentlich durch 
die Form der Sprache, zum Ausdruck bringen soll. 

Daraus ergibt sich von selbst, daß das Autorrecht kein wissenschaft¬ 
liches Prinzip, keine wissenschaftliche Entdeckung zu schützen vermag: 
diese sind immer schutzlos, die Wissenschaft ist frei, das Urheberrecht 
darf sich nie auf eine Entdeckung als solche beziehen. Dagegen ist 

*) Vgl. auch meinen Aufsatz in der Neuen Rundschau 1895, S. 739. 
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eine ästhetische Idee durchaus nicht schutzlos: sofern sie zum imaginären 
Bild geworden ist, d. h. solche Keife erlangt hat, daß sie in ihrer Dar¬ 
stellung fähig ist, eine ästhetische Empfindung zu erregen: so die Idee 
im Roman, im Drama, im Symphoniesatze, in welcher Beziehung ich 
auf meine Schrift: „Literarisch-artistischesKunstwerk“ verweisen kann. 

Im Gegensatz dazu ist die technische Idee eine Zweckidee, 
welche die Methode aufweist, irgend welche menschlichen Zwecke zu 
erreichen. In dieser Hinsicht ist eine Methode der Mathematik auch 
eine technische Methode, sowohl wenn sie sich in die höheren Gebiete 
der Funktionenlehre versteigt, als auch wenn sie sich in den Kreisen 
der Subtraktion oder der Regeldetri hält; ebenso eine Methode der 
Arbeitsverteilung, der Eintragung in ein Kontobuch, auch eine vorbild¬ 
liche Weise der Abschließung von Rechtsgeschäften — alles dies sind tech¬ 
nische Ideen, ebensogut wie eine Idee der Raum- oder Kraftbehandlung. 
Man darf eben den Begriff der technischen Idee in ihrem weiteren Sinne 
nicht mit der technischen Idee im Sinne des Patent- und Gebrauchs¬ 
musterrechts verwechseln: der letztere ist vi$Lenger, er umfaßt nur 
technische Ideen der K|$&* und der Raumbenutzung, und auch diese 
nur, soweit eine gewerbliche Yarweyti^g, d. h. eine Verwertung in 
organisiert-produktiver Weise stattfindet. Warum diese Beschränkung? 
Warum kein Patent auf eine besondere Art der Arbeitsteilung? oder 
der Mnemotechnik? oder eine neue Art des Gambit im Schachspiel? 
Oder eine besondere Methode des literarischen Aufsatzes oder der musi¬ 
kalischen Stimmführung? 

Einfach deshalb, weil ein Ausschlußrecht in dieser Richtung ent¬ 
weder überhaupt nicht durchführbar wäre, oder weil doch mindestens 
hierfür kein überwiegendes praktisches Bedürfnis spricht. Nicht alles, 
was nach den Begriffen der Logik den technischen Ideen einzureihen 
wäre, kann nach juristischen Grundsätzen unter den Schutz fallen; eine 
Rechtslehre, welche eine Methode der Speisefolge an der Privattafel 
oder der täglichen Waschung patentieren wollte, würde sofort Fiasko 
machen 8 ). 

Hiernach handelt es sich also beim Urheberrecht entweder um eine 
ästhetische Idee oder eine ästhetische Form, beim Patent- und Gebrauchs¬ 
musterrecht um eine bestimmte Art technischer Ideen, — im übrigen 
besteht zwischen dem Schutz auf der einen oder anderen Seite die 
vollkommenste Aehnlichkeit. Wäre z. B. eine besondere Form des 
Essays oder eine Art des dramatischen Aufbaues oder eine neue Takt¬ 
art des Schutzes zu Gunsten einer bestimmten Persönlichkeit fähig, dann 
wäre der Schutz ein Patent-, kein Autorschutz; denn es würde sich 


8 ) Vgl. jetzt Handbuch des Patentrechts S. 106 ff. 
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um eine technische Idee, um eine Idee handeln, welche allerdings den 
Zweck erleichterte, ein ästhetisches Gebilde zu gestalten und festzu¬ 
halten; also ebenso wie eine bestimmte Idee des musikalischen Instru¬ 
ments oder ein Taktmesser. Daß eine solche Idee nicht patentierbar 
ist, ist ein Mangel des Patent-, nicht ein Mangel des Autorrechts, und 
es ist daher nicht so, als ob das Autorrecht weniger weit reichte, das 
|Patentrecht weiter, sondern umgekehrt: das Patentrecht ist es, das, 
/während es theoretisch dazu angelegt wäre, alle technischen Ideen zu 
I umspannen, aus praktischen Gründen des menschlichen Lebens eine 
lj große Reihe von technischen Ideen freilassen und der freien Uebung 
!' anheimstellen muß. 

Jetzt wird es nun auch erklärlich sein, daß ein Prioritätsstreit über 
eine wissenschaftliche Entdeckung oder über die Erfindung einer solchen 
unpatentierbaren technischen Idee bei den Gerichten nicht stattfindet. 
Die Gerichte sind nicht dazu da, zu bestimmen, wer in einer Behaup¬ 
tung recht hat, sondern ihre Aufgabe ist es, zu entscheiden, wer ein 
Recht hat; m. a. W., sie haben im Kreise des Rechts zu entscheiden, 
nicht außerhalb seiner; was natürlich nicht ausschließt, daß eine 
derartige Frage als Präjudizialpunkt in irgend einem Prozesse Vor¬ 
kommen kann, z. B. wenn eine Stiftung für bestimmte wissenschaftliche 
Leistungen einen Preis aussetzt. Daß über die Priorität einer Erfindung 
ein Rechtsstreit bestehen könne, ist übrigens durchaus nicht richtig; denn 
der Rechtsstreit dreht sich hier immer darum, ob und wer ein Erfinder¬ 
recht hat, und hierbei ist allerdings die Priorität oft ein wichtiger 
Punkt in der Frage. Was aber die Priorität in der ästhetischen 
Produktion betrifft, so ist etwas Aehnliches möglich; es ist durchaus 
nicht undenkbar, daß zwei Dichter unabhängig voneinander dieselbe 
Volkssage in nicht sehr voneinander verschiedenen Weisen behandeln. 
Wie hier zu entscheiden ist, ist später zu erörtern 9 ). 

Also der Tl flfa ffy flfled zwischen Urheber- und Erfinden:echt betrifft 
die Qjj^JiyjAtder Idee; ein Recht an der Idee sind aber beide unter 
grundsätzlich gleichen Voraussetzungen und Bedingungen. Natürlich drängt 
die technische Idee nach ihrer Verwirklichung durch praktische Aus¬ 
führung des technischen Gedankens; und wenn also beispielsweise ein 
Gebrauchsmusterrecht bestünde an einer bestimmten graphischen Methode, 
möglichst viele Mitteilung auf kleinem Raume zu vereinigen, oder an 
einer bestimmten Art der Stenographie 10 ), so wäre dies ein Recht auf 
jede Anwendung, möchte das Stenogramm enthalten, was es wolle 11 ); 


9 ) Archiv f. ziv. Praxis B. 85, S. 116. 

10 ) Ueber diese Frage ist an anderer Stelle zu handeln. 
n ) Vgl. auch Archiv f. ziv. Praxis 85, S. 104. 
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ebenso wie eine bestimmte Konstruktion eines musikalischen Instruments 
ein Recht auf das Instrument gibt, mag es nun einen Walzer oder 
eine Ouvertüre spielen. Eine äjtfietisjjjjg Idee dagegen drängt zur 
Y.erkÖrperung in der Richtung, daß sie anderen Personen als 
Idee mitteilbar ist und auf aia wirkt, in ihnen das4äe- 

fühl des Schönen, Erleben©* oder.«Lieblichenin 
s ;erter Weise erweckt. 

Damit erledigen sich sämtliche Bemerkungen Gierkes S. 854 f. 
Das Erfinderrecht ist grundsätzlich keine größere Verkehrsfessel, als das 
Autorrecht, wenn es auch sicher ist, daß wirtschaftliche Beschränkungen 
tiefer in die Schichten der Menschheit einzuschneiden pflegen, als 
ästhetische. 

8. Auch wir werden den individualrechtlichen Postulaten völlig ge¬ 
recht, aber wir unterscheiden das Persönlichkeitsrecht von dem Immate¬ 
rialrecht als einem von der Person gelösten Vermögensrecht. Ich glaube 
zur Beleuchtung dieses Unterschiedes nicht mehr den verfehlten Begriff 
vom Vermögensrecht bekämpfen zu müssen, als ob das Vermögensrecht 
nur nach der vermögenproduktiven Seite in Betracht käme: ein Familien¬ 
bild, ein Andenken, ein Luxuspferd, das nichts erträgt, eher große 
Kosten macht, sind ebenso Gegenstände des Eigentums als eines Ver¬ 
mögensrechts, wie ein Krautgarten oder ein Zuchtstier; und es ist darum 
Diebstahl und vollständiger Diebstahl, wenn mir jemand mein Bild 
nimmt, auch wenn er mir dafür das Zehnfache des. Wertes an die Stelle 
legt 12 ). Es hieße überhaupt das Vermögensrecht herabsetzen, wollte man 
es nur insoweit in juristische Betrachtung ziehen, als es in der Lage 
ist, fortwährend neue Werte zu erzeugen. Alles, was daher schon 
gesagt worden ist, daß ein Autorrecht auch an Werken bestehe, die 
nichts ertragen, daß eine Verletzung auch vorliege, wenn eine Ver¬ 
öffentlichung den Autor nicht „pekuniär“ schädigt, ist verfehlt; ebenso¬ 
gut könnte man sagen, es sei kein Eingriff in mein Eigentum und ich 
müsse mir es gefallen lassen, wenn mein Nachbar auf meinem Gelände, 
das ich eigensinnigerweise nicht bebaue, Zwiebeln pflanzt, die er mir 
noch dazu zum Geschenke macht, oder wenn jemand mit meinem 
Schlapphut Fliegen fangt. Die Auffassung des Autorrechts als eines 
Vermögensrechts steht darum seiner idealen Seite ebensowenig im 
Wege, als die Auffassung des Eigentums als Vermögensrecht, das ja 
auch das Recht der Gemeinde an Kirchhöfen, Kapellen, Schulen mit¬ 
umfaßt; oder sollte das Recht an der Schultafel kein Eigentums¬ 
recht sein? 


ll ) Vgl. meine Abhandlung in Büschs Archiv Bd. 47, S. 184 f. 
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Allerdings will Gierke (S. 760) den Widerspruch damit halten, 
daß er sagt, das Urheberrecht habe seine Wurzeln nicht in der äußeren 
Güterwelt, es wachse aus der geistigen Welt in diese hinein. Allein 
dieser Ursprung beweist für die Natur des Rechts nicht, er widerlegt 
nicht, daß das Urheberrecht ein Immaterialrecht ist: das Vermögen, 
d. h. der Gegenstand eines Vermögensrechts kann ja der geistigen ebenso 
wie der Körperwelt angehören; ja, wenn ich durch Verarbeitung Eigen¬ 
tümer des aus fremdem Stoff hergestellten Bildwerkes werde, ist sogar 
das Eigentum seinem Ursprung nach von meinem Geiste in die äußere 
Welt hineingewachsen; denn mein Geist ist es, der die Sache zu einer 
neuen gemacht und sie dadurch in mein Eigentum übergeführt hat. 

Ebensowenig ist es durchschlagend, wenn Gierke (S. 763) erklärt, 
die Herrschaft des Urhebers über sein Geisteserzeugnis könne sich zwar 
zu mancherlei besonderen Befugnissen entfalten, bleibe aber in allen 
Aeußerungen ein einheitliches Recht. 

Was ist Herrschaft des Urhebers über sein Geisteserzeugnis? Doch 
gewiß nicht das Recht zu verlangen, daß niemand mir ein Werk zu¬ 
schiebt, das ich nicht verfaßt habe oder mir ein verfälschtes, verstüm¬ 
meltes Werk zuschiebt? Oder daß niemand unter seine Gedichte meinen 
Namen setzen darf? 

Das ist gewiß nicht Herrschaft über ein Werk, das ist kein Urheber¬ 
recht, das ist mein ureigenes Persönlichkeitsrecht, das auf der gleichen 
Stufe steht, wie das Markenrecht, wie das Recht zu verlangen, daß 
niemand fremde Waren unter meinem Namen verkauft; denn der geistige 
und der materielle Produzent sind zwar so verschieden, wie Homers 
Gedichte und der Jacquardwebstuhl, aber beide haben das gleiche 
Recht: das Recht, daß ihrer schaffenden Persönlichkeit nichts Fremdes 
unterstellt wird. 

Es zeigt sich hier sofort, daß etwas, was nicht Urheberrecht ist, sich 
dem Urheberrecht äußerlich nähert, daß das Recht der Persönlichkeit, 
das Recht des Produzenten auf Unversehrtheit der Person hier ebenso be¬ 
steht, wie bei körperlichen Produkten, und mir in Bezug auf die geistige 
Schöpfung Rechte gibt, die man ebensowenig mit dem Autorrecht zu¬ 
sammenschweißen kann, wie mit dem Patentrecht. Oder wird man es 
als Verletzung meines Patentrechts bezeichnen, wenn jemand seine 
Waren unter meinem Namen verkauft? 

Ein hier zu erwähnender Fall hat sich vor etlicher Zeit ereignet. 
Felix Dahn hat sich dagegen verwahrt, daß ein anderer unter diesem 
Namen Gedichte veröffentliche, in einer Weise, daß man sie irrtümlich 
ihm zuschreiben könne. Das Recht aufzutreten gegen eine Art der Ver¬ 
öffentlichung, die zu Verwechslungen führen kann, ist unbestreitbar. Nun 
wird allerdings ebensowenig Felix Dahn als ich es verwehren können, 
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daß ein Gleichnamiger unter seinem richtigen Namen Verse herausgibt; 
aber es gelten die Regeln der Gleichnamigkeit: wenn hieraus eine Ver¬ 
wechslung entstehen kann, so darf der Autor, ganz ebenso wie der 
Produzent bei der Warenmarke, verlangen, daß der neue Träger des 
Namens sich eines Zusatzes bediene, welcher die Verwechslung mög¬ 
lichst verhütet. Dies ist also kein Urheberrecht, und man kann hier 
nicht von einer einheitlichen Herrschaft über ein Werk sprechen — 
es ist ein Recht, dessen allgemeine persönliche Beziehung sofort ersicht¬ 
lich ist ls ). 

So kann aber auch das Persönlichkeitsrecht zu dem Autorwerk in 
noch nähere Beziehung treten, ebenso wie auch das Markenrecht zu 
dem Patentrecht: der Patentberechtigte kann verlangen, daß ihm über¬ 
haupt keine fremde Ware, er kann auch verlangen, daß ihm nicht seine 
Patentware in umgestalteter veränderter Form als seine Ware unter¬ 
stellt wird; ebenso kann der Schriftsteller verlangen, daß ihm über¬ 
haupt kein fremdes Werk, aber auch, daß ihm sein eigenes Werk 
nicht in veränderter Gestalt als sein Werk unterlegt wird. Dieses Ver¬ 
langen kann der Erfinder stellen, auch wenn sein Patent erloschen ist, 
der Autor, auch wenn er auf sein Autorrecht verzichtet hat. Das ist 
hier ebensowenig eine Herrschaft über mein eigenes Werk: das ist die 
Herrschaft über mein Wesen, über meine Persönlichkeit, das ist das 
Recht zu verlangen, daß sich niemand in meine Persönlichkeit teilt und 
mich etwas sagen läßt, was ich nicht gesagt habe. 

Der Anschluß an das Persönlichkeitsrecht ist hiermit gefunden und 
seine Existenz neben dem Autorrecht dargetan. Oder wird man mir 
nicht gestatten, kraft meines Persönlichkeitsrechts zu protestieren, wenn 
in einem Drama, bei dem ich auf Autorrecht verzichtet habe, neue 
Szenen eingefügt und das Ganze unter meinem Namen aufgeführt wird ? 
Oder wenn die Reden eines Parlamentariers oder der Schriftsatz eines 
Anwalts, die Verfügung eines Verwaltungsbeamten, sofern diese Dinge 
keinen Autorschutz genießen, in verkehrter, verdrehter, umgewendeter 
Gestalt veröffentlicht werden? 

Also Persönlichkeitsrecht ohne, wie Persönlichkeitsrecht neben dem 
Urheberrecht! 

Dies zeigt sich nun auch noch in einer zweiten Richtung, wo sich 
das Persönlichkeitsrecht in das Urheberrecht hineinschlingen kann. Die 
Persönlichkeit hat nicht nur die Befugnis, zu verlangen, daß ihr nichts 


1S ) Ebenso wenn ein Gemälde zu Unrecht mit dem Namenszug 
eines Künstlers gezeichnet wird; vgl. Seinetribunal 15. Juni 1883, Droit 
d’auteur HI, p. 40. Ueber das französische Gesetz v. 9. Februar 1885 
ebenda IX p. 11 f. 
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unterstellt wird, sie hat auch das Hecht, zu verlangen, daß ihre vertrau¬ 
lichen Seiten nicht in einer der menschlichen Lebensführung widersprechen¬ 
den Weise an die Oeffentlichkeit gezogen werden. Wie im vorigen Fall, «o 
kann sich auch hier das Persönlichkeitsrecht neben anderen Rechten 
entwickeln; so insbesondere auch neben dem Eigentum: auch bei Eigen¬ 
tumssachen kann ich verlangen, daß das Innere meines Lebens ge¬ 
schont wird; ich habe nicht nur ein Eigentum an den Konzepten meiner 
Briefe, sondern ich kann auch begehren, daß sie mir nicht abgepfändet 
und als Autogramme verkauft werden', und das gleiche gilt von dem 
Eigentum des Künstlers an seiner Skizzenmappe oder des Musikers an 
seinen Entwürfen 14 ). An meiner Wohnung habe ich Eigentums- oder 
Mieterrecht, ich habe aber auch das Persönlichkeitsrecht, daß mich 
niemand in meiner Häuslichkeit angreift, ich habe ein Recht, daß der 
Hausfriede nicht gebrochen wird. Und die Wichtigkeit zeigt sich ins¬ 
besondere darin, daß selbst, wenn mein Mietvertrag nichtig, mein Eigen¬ 
tum an der Wohnung ein nur vermeintliches oder angemaßtes wäre, 
mir das Recht auf Hausfrieden gewahrt bliebe. 

Diese Seite des Persönlichkeitsrechts, zu verlangen, daß das Innere 
der Persönlichkeit nicht an die Außenwelt gezerrt wird, zeigt sich 
wie an Eigentums-, so auch an Autorsachen; noch mehr, es zeigt sich 
an schriftlichen Aeußerungen von Gedanken, Empfindungen und Willens¬ 
regungen irgend welcher Art. Niemand ist befugt, diese wider meinen 
Willen an die Oeffentlichkeit zu bringen; denn etwas schreiben und 
etwas für die Oeffentlichkeit schreiben ist sehr zweierlei, und ich kann 
verlangen, daß meiner Persönlichkeit kein Akt als öffentlich wirkender 
Akt unterlegt werde, den ich nur als geheimen, vertraulichen gewollt, 
jedenfalls nicht für die Oeffentlichkeit bestimmt habe. Daß ein solches 
Recht, insbesondere auch an Vertrauensbriefen, besteht, ist unbestreitbar, 
und zwar gerade an Briefen, die keine schriftstellerische Bedeutung 
haben und darum dem Autorrechte nicht unterstehen 15 ). Wie hat sich 
doch hier die frühere Lehre des Urheberrechts gemüht! Einerseits 
wollte man die Briefe gegen solche Vertrauensverletzungen schützen, 
anderseits konnte man doch nicht verkennen, daß die Briefe in der 
großen Mehrheit keinen autorrechtlichen Charakter haben! Das Per¬ 
sönlichkeitsrecht und nur dieses bietet hier den Schutz. 

Wenn aber dieses Recht auf das Geheimnis des Geistesinnem bei 
Briefen besteht, die keine schriftstellerische Bedeutung haben, so kann 
es nicht den Briefen fehlen, welche über die Masse der ge¬ 
wöhnlichen Briefe hinausragen und eine schriftstellerische Wesen- 

14 ) Vgl. mein Autorrecht S. 142. 

16 ) Vgl. mein Recht an Briefen S. 16 f. und Juristenzeitung XI, S. 51 f. 
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heit annehmen, welche Gedichte, Skizzen, Ausführungen wissen* 
schaftlicher Art enthalten. Und ist dies der Fall, so muß doch das 
gleiche Recht auch bei anderen schriftstellerischen Handschriften gelten, 
die ich aus irgend welchen Gründen, sei es, weil sie mir als zu heikel 
erscheinen, sei es, weil sie mir nicht vollendet genug sind, der Oeffent* 
lichkeit vorenthalte: besteht an Briefen ein derartiges Persönlichkeits* 
recht, so muß es natürlich auch an sonstigen Handschriften bestehen. 
Es ist dasselbe Recht; die juristische Technik muß in beiden Fällen 
auf dieselben Rechtselemente führen: der Beselersehe Satz, daß ich 
hier etwas Einheitliches zerreiße, verkennt das Gesetz der juristischen 
Analyse. 

Diese Analyse führt zu folgendem: wir finden bei Eigentumssachen, 
beim Inhalt an Vertrauensbriefen, beim Inhalt literarischer Darstel* 
langen dasselbe Moment: überall muß das Recht der Persönlichkeit auf 
eine gewisse Schonung gewahrt werden; und ist nun dieses Recht das 
gleiche, so ist es unsere wissenschaftliche Aufgabe, dieses Element aus 
seinen Verbindungen zu befreien, als ein in mehreren Zusammensetzungen 
wiederkehrendes Element: es ist die Aufgabe der juristischen Analyse, 
ebenso wie es die Aufgabe des Chemikers ist, ein Element aus seinem 
Zusammenhang zu lösen und als ein gemeinsames Element verschiedener 
zusammengesetzter Körper darzutun; ohne Analyse keine Chemie, ohne 
Analyse keine richtige Jurisprudenz! 

Nun ist es sicher, daß in dieser Richtung das Autorrecht gewisse 
Schritte mit dem Individualrecht pari passu gehen kann; das gleiche 
gilt auch vom Eigentum; die Verletzung eines Kleides kann Sach¬ 
beschädigung und zugleich eine gegen die Person gerichtete Beleidigung 
sein; so im Autorrecht; dieses gibt mir das Alleinrecht der schrift¬ 
stellerischen Verwertung meines Kunsterzeugnisses, eine literarische Ver¬ 
wertung aber bringt eine Veröffentlichung, eine Vorlegung an das Volk 
mit sich: daher kann eine Veröffentlichung meines Werks sowohl einen 
Eingriff in mein Persönlichkeitsrecht, als auch einen Eingriff in mein Autor¬ 
recht enthalten. Warum sollte dies nicht der Fall sein? Warum sollte 
ich nicht aus zwei verschiedenen Rechten das Verbot ableiten können? 
Erweist sich doch die Bedeutung des Doppelrechts praktisch auf Schritt 
und Tritt. 

4. Die Bedeutung des Doppelrechts zeigt sich zunächst darin, daß ein 
Schriftwerk, solange es der Autor noch nicht der Oeffentlichkeit be¬ 
stimmt hat, nicht gepfändet und nicht auf dem Wege der Zwangsver* 
äußerung verwertet werden kann. Die Frage, von wann an der Gläubiger 
dieses Recht der Zwangsveräußerung habe, ist gleichheitlich mit der 
Frage: wann erlischt das Persönlichkeitsrecht auf Geheimhaltung, so 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 2 
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daß nur noch das Autorrecht als Vermögensrecht übrig bleibt? Denn 
dieses unterliegt der Vollstreckung der Gläubiger. 

Eine zweite wichtige Aeußerung des Doppelrechts geht auf das 
früher Gesagte zurück. Jemand kann auf das Autorrecht verzichten: 
damit verliert er nicht das Persönlichkeitsrecht, namentlich nicht das 
Persönlichkeitsrecht, daß ihm nichts Falsches, Entstelltes, Verzerrtes zu¬ 
geschrieben wird. Wenn ich mein Buch, mein Gedicht, mein Drama 
dem Nachdruck preisgebe, so steht mir nichtsdestoweniger das Recht 
zu, mich gerichtlich dagegen zu wehren, daß meine Schöpfuug in ver¬ 
stümmelter, verballhornter Gestalt gedruckt und als meinWerk aus¬ 
gegeben wird. Ich kann in diesem Fall nicht verwehren, daß jemand 
mein autorfreies Werk mit Zusätzen und Veränderungen herausgibt, 
wenn er bezeichnet, was zugesetzt und was verändert ist, aber ich kann 
es verwehren, daß mir Zusätze und Veränderungen zugeschrieben wer¬ 
den, die nicht mein sind. Das ist von besonderer Bedeutung in den 
vielen Fällen, wo der Autor den Nachdruck durch besonderen Vermerk, 
etwa unter dem Vorbehalt der Quellenangabe, gestattet. 

Man hat hiergegen nun allerdings geltend gemacht, der Autor 
könne das Recht, sein Werk zu überarbeiten, auf einen anderen über¬ 
tragen und diesem anderen gestatten, eine neue Auflage mit Aende- 
rungen und Zusätzen zu machen. Natürlich darf er das, und wenn der 
Name des Umarbeiters genannt, oder auch nur das Werk als das von 
einem anderen umgearbeitete bezeichnet wird, so hat das nichts auf 
sich. Weniger genau ist es, wenn der Autor diese Umarbeit besorgen 
läßt, und sein Name unberührt auf dem Titelblatt bleibt; es kommt 
dies vor, aber mit nichten ist dies ein Verzicht auf das Persönlichkeits¬ 
recht, mit nichten hat sich hierdurch der Autor gefangen gegeben und 
bedingungslos dem Umarbeiter unterworfen; denn durch keinen Verzicht 
kann dem Autor das Recht genommen werden, seine Persönlichkeit zur 
Geltung zu bringen und jederzeit zu verlangen, daß die Zusätze des an¬ 
deren als Zusätze erkannt, und daß in der Ausgabe des Werkes bezeichnet 
wird, daß ein anderer diese Zusätze gemacht hat. Ebenso verhält es sich 
mit dem Fall Goethe-Willemer. Sollte, was wir heutzutage als sehr 
bedenklich erklären würden, jemand Gedichte seiner Freundin mit ihrer 
Zustimmung unter seinem Namen veröffentlichen, so haben beide trotz 
aller Abmachungen jederzeit das Recht, zu verlangen, daß dies dem 
Volke kundgegeben wird. Und zwar besteht nicht nur die schriftstelle¬ 
rische Möglichkeit, den Tatbestand festzustellen, wie überhaupt Dinge 
schriftstellerisch, durch die Mittel der wissenschaftlichen Kritik, festgestellt 
werden, sondern es besteht das juristische Recht, gegenüber einer jeden 
Veröffentlichung des Autorwerkes, die solches mißachtet, gerichtlich auf¬ 
zutreten und zu verlangen, daß diese Veröffentlichung Uur unter Be- 
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Zeichnung der richtigen Urheberschaft erscheine? denn mag man 
sich auch des Autorrechts begeben, mag man auch die Veröffent¬ 
lichung unter einem Decknamen erlaubt haben: des Rechts, das Werk 
dem Autor zuzuschreiben und zu verlangen, daß bei der Veröffent¬ 
lichung dieser Punkt zum Ausdruck komme, kann man sich nicht be¬ 
geben lft ). 

Es ist dasselbe Verhältnis, wie mit dem Erfinder, der im Dienste 
einer Fabrik arbeitet, so daß seine Erfindungen sofort der Fabrik zu¬ 
kommen. Auch hier steht es dem Erfinder jederzeit frei, wo immer 
seine Urheberschaft von Bedeutung ist, diese, sogar gerichtlich, 
geltend zu machen; so z. B. im folgenden Fall: in Amerika können 
Erfindungen nur patentiert werden auf ein Affidavit, daß der Anmelder 
oder sein Rechtsvorgänger (oder hier sein stellvertretender Arbeiter, der 
genannt werden muß) sich für den redlichen Erfinder erachtet 17 ). 
Würde etwa von der Fabrik eine amerikanische Anmeldung mit dem 
auf einen anderen Erfinder gestellten Affidavit eingereicht, so hätte der 
Erfinder das sicherste Anrecht, hiergegen personenrechtlich vorzu¬ 
gehen. 

Natürlich setzt eine solche Klage überall eine das Persönlichkeitsrecht 
verletzende Handlung voraus, wie z. B. die Veröffentlichung eines 
Buches und die Anmeldung der Erfindung unter fremdem Namen. 
Eine bloß wörtliche Erklärung, die das Werk oder die Idee einer 
fremden Person zuschreibt, liegt nicht im Bereich des Rechts; sie ist 
rechtlich so wenig faßbar, wie das Plagiat es ist 18 ), oder wie irgend eine 
Aeußerung über meine oder andere Persönlichkeiten, die nicht in das 
Bereich der Beleidigung fällt; denn das Rechtsleben darf uns nicht 
überwuchern und nicht jede Lebensäußerung verfolgen: unser Leben hat 
so unzählige Mittel der Selbstverbesserung, daß es nur ausnahmsweise 
Aufgabe des Rechts sein kann, gegenüber dem Irrtum, wie dem Unfug 
und selbst der Ungebühr in der Literatur und im Gespräche vorzu¬ 
gehen. 

Mit diesen Bemerkungen dürfte zugleich völlig erledigt sein, was 
Lehmann in der Z. f. Handelsrecht Bd. 42, S. 855, 356 unter Nr. 2 
und 3 einwendet. Denn das sind doch gewiß praktische Punkte genug, 
wo das Persönlichkeitsrecht neben dem Autorrecht hervorbricht und 
sich selbständig betätigt. 

Wie lange dieses Persönlichkeitsrecht dauert, geht aus dem obigen 
hervor, und wenn Lehmann einwendet, es müßte auch noch nach 


,6 ) Vgl. auch Büschs Archiv Bd. 47, S. 188. 

,7 ) Vgl. Aus dem Patent- und Industrierecht III, S. 15 f. 
18 ) Vgl. Literarisch-artistisches Kunstwerk S. 16. 
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Ablauf der Autorfrist bestehen, so ist dies unrichtig: es erlischt vor 
Ablauf dieser Frist, zwar nicht schon mit dem Tode, aber einige Zeit 
darauf. 

Die praktische Bedeutung des Persönlichkeitsrechts zeigt sich auch 
in der bildenden Kirnst, und hier muß ich noch auf eine verfehlte Be¬ 
merkung Lehmanns in Z. f. Handelsrecht 42, S. 855 eingehen. 
Osterrieth bemerkte mit Hecht, daß ein moderner Michel Angelo 
sich eine prüde Uebermalung des jüngsten Gerichts nicht gefallen zu 
lassen brauchte. Hiergegen hantiert Lehmann mit dem Eigentums¬ 
recht, das dem Eigner des Bildes gestatte, die Sache beliebig zu ändern 
pder zu zerstören. Alle Achtung vor dem Eigentum, aber es handelt 
sich hier um etwas ganz anderes. Wenn der Eigner des Bildes es zer¬ 
schneiden will, wie jener Prinz die Leda von Correggio, wenn er es 
übermalt in seinem Zimmer aufhängen will, so wird ihm dies niemand 
verwehren 19 ). Allein Michel Angelos Werk steht als Fresko in der dem 
Publikum zur Ansicht geöffneten Sixtina: es verhält sich also ähnlich, 
wie wenn sich ein Bild auf einer Kunstausstellung oder in einer öffent¬ 
lichen Sammlung befände. Glaubt man aber wirklich, ein Maler brauche 
es sich gefallen lassen, daß sein Bild in verunstalteter Form der Kunst¬ 
ausstellung oder der öffentlichen Gemäldesammlung einverleibt werde 
und als Pfuschwerk seinen Namen schände! Gewiß nicht. 

Das müßte natürlich um so mehr gelten, wenn das Werk, sei es im 
Bilderverzeichnis, sei es auf dem Bilde selbst, bezeichnet wäre; und in 
diesem Falle müßte dem Künstler, auch wenn das Werk nur im Privaten 
anderen Personen zugänglich gemacht würde, mindestens das Hecht 
zustehen, zu verlangen, daß die Bezeichnung auf dem Bilde gestrichen 
oder eine entsprechende Bemerkung beigefügt würde. Welche Klage der 
Künstler hätte? natürlich die Klage aus dem Persönlichkeitsrecht; denn 
daß unser Persönlichkeitsrecht nur da geschützt sei, wo eine wirkliche 
Beleidigung vorliegt, ist eben ein überwundener unrichtiger Romanis¬ 
mus; dann müßte man auch den Schutz gegen Veröffentlichung von 
Briefen ahlehnen. 

Wenn hiergegen Lehmann noch das Beispiel des Bauwerkes vor¬ 
hält, das ja doch der Eigentümer beliebig umbauen dürfe, so ist auch 
dieser Einwand verfehlt; denn er verkennt, daß niemals ein den mensch¬ 
lichen Zwecken dienendes Gebäude reines Kunstwerk ist. Jedes Haus 
hat zunächst seine praktischen Lebenszwecke, und an diese schließt sich 
die künstlerische Gestaltung an; ein Bauwerk, das sich dem mensch- 


19 ) Das heißt: abgesehen von den Beschränkungen des Eigentums, 
die sich aus der Rücksicht auf Erhaltung der Kunstwerke ergeben. Vgl. 
Archiv f. b. Hecht IX, S. 56 f., Juristenzeitung IX, S. 771 f. 
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liehen Lebenszwecke nicht anpaßte, wäre auch ästhetisch verfehlt. Die 
Baukunst steht daher nicht mit der Bildkunst und der Malerei, sondern 
mit dem Kunstgewerbe auf einer Linie, und wie bei diesem, muß der 
praktische Zweck überwiegen. Nur dann könnte das Persönlichkeitsrecht 
hervortreten, wenn etwa der Name des Meisters dem Bauwerke in er* 
kenntlicher, öffentlicher Weise einverleibt wäre; hier könnte bei jeder 
durchgreifenden Aenderung durch einen anderen der Urheber verlangen, 
daß die Inschrift gelöscht oder ihr ein den Sachverhalt darstellender 
Zusatz gegeben würde 20 ). 

2. Immaterialgüterrecht and geistiges Eigentum. 

§ 2 . 

I. Das Immaterialgüterrecht hat dasjenige angenommen, 
was die Lehre vom geistigen Eigentum richtiges hatte und 
hat die Unrichtigkeiten jener Lehre abgeworfen. Darüber 
ist folgendes zu bemerken 21 ): 

II. Eigentum ist, was mir eigen ist, und eigen ist, was 
mir allein zugehört; dieser Gedanke hat die germanische 
Terminologie und Begriffswelt beherrscht. Zu eigen sein 
kann alles, was nicht kraft seiner sonderartigen Selbständig¬ 
keit der Herrschaft des einzelnen widerstrebt. Eigen kann 
daher ein Strumpfband sein, wie ein Steuerrecht, wie das 
Recht, meine Mauer auf das Nachbargrundstück zu legen. 
Und so kam der germanische Geist dazu, auch vom Eigen¬ 
tum an sich selbst, vom Eigentum am Namen, vom Eigen¬ 
tum an geistigen Erzeugnissen zu sprechen; womit man nur 
das bezeichnen wollte, daß diese Dinge ihrem Träger zu¬ 
gehören, daß er ein alleiniges Recht hat, sie nach bestimmten 
Richtungen auszunutzen, auszubeuten und als. ihr Herr auf¬ 
zutreten. 

Dieser Gedanke ist sehr fruchtbar gewesen. Von dem 

20 ) Vgl. übrigens Trib. Gand 22. März 1886 Droit d’auteur V, p. 15, 
Trib. Lille 11. Dezember 1895, Cahors 29. Juli 1896, ib. IX, p. 42, X, 
p. 17 und Droit d’auteur XII, p. 112. 

21 ) Das folgende greift teilweise auf meine Abhandl., Arch. f. ziv. 
Prax. 82, S. 141, zurück und gibt einen Teil wieder. 
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gesetzlich anerkannten Eigentum, dem Eigentum im eigent¬ 
lichen Sinn, spannte man seine Fühler nach allen Seiten hin, 
und überall verstand man es, Befugnisse rechtlich zu grün¬ 
den, für welche es an einer gesetzlichen Bestätigung fehlte, 
Das Rechtsleben hat das unaufhaltsame Bedürfnis, daß seine 
Erfordernisse verwirklicht werden, und die Verwirklichung 
dieser Erfordernisse ist die Hauptaufgabe des Juristen. 

Allerdings war dies ein theoretischer Nihilismus, der mit 
einem unausgebildeten Begriffe hantierte. Allein ein solches 
theoretisches Nichts, welches uns gestattet, die Ergebnisse 
des Rechtslebens ohne jede Schranke naiv auf uns einwirken 
und unser Gefühl beeinflussen zu lassen, hatte den Vorteil, 
daß das Rechtsbewußtsein in der Lage war, die einmal ge¬ 
wonnenen Ergebnisse des Rechts auf verwandte Gebiete zu 
übertragen und Dinge zu erfassen, welche bisher nicht im 
Bereiche der rechtlichen Durchbildung gelegen waren. Denn 
bietet die Theorie dem Rechtsinhalte keine Schranken, so 
kann er seinen Blütenstaub über die fernsten Gebiete verbreiten 
und Dinge rechtlich befruchten, die bisher dem juristischen 
Verstände fern gelegen waren. Und je weniger die Praxis 
das Recht geformt findet, desto mehr ist sie in der Lage, 
es so zu formen, wie es der Fortschritt des Volkslebens und 
der im Volksleben herrschende Geist erfordert. 

Und so hat der Gedanke des geistigen Eigentums fruchtbar 
gewirkt. In Zeiten, wo man nichts von Autorgesetzen wußte, 
oder wo die Autorgesetze auf ihren staatlichen Kreis be¬ 
schränkt waren, hat der Gedanke des geistigen Eigentums die 
Juristen und Nichtjuristen dahin geführt, die schriftstellerische 
Freibeuterei als ein Unrecht, als eine Art von Diebstahl zu be¬ 
trachten und es als selbstverständlich zu erklären, daß der 
Autor der Herr seines Werkes sei. Verhältnismäßig dürftig 
war es, was die Gesetzgebung seit dem 16. Jahrhundert bis 
in die neuere Zeit den Autoren bot; es war daher sehr er¬ 
freulich, daß die Idee hinzutrat, daß der Autor der Eigen¬ 
tümer seiner Handschrift oder seiner Ideen sei. 
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III. Nun trat die begriffsbildende Lehre heran und tadelte 
an dem Begriff des geistigen Eigentums herum. Es ist nun 
eine hohe, ja es ist eine der höchsten Aufgaben der bildenden 
Wissenschaft, zu gestalten und eine rechtliche Einrichtung 
auf ihre verschiedenen Wirkungen und Gegenwirkungen hin 
zu prüfen und die verschiedenen Wirkungsfahigkeiten und 
Wirkungsmöglichkeiten in einem Bilde zur Darstellung zu 
bringen. 

Allein die Begriffsbildung darf nicht zu toter Begriffs¬ 
verehrung werden; es hat eine Zeit gegeben, wo man die oft 
sehr unvollkommenen Bildungen als selbständige Wesen be¬ 
trachtete, welche ein- und für allemal das Rechtsleben be¬ 
herrschten; man hat geglaubt, es gäbe nichts im Recht, das 
nicht schon jetzt gestaltbar sei, es liege nichts außerhalb 
unseres heutigen Bildungsvermögens und in unseren Begriffen 
sei die ganze Welt enthalten. 

Dabei verkannte man aber, daß wir in der Rechtsgestaltung 
vielfach erst in den Anfängen stehen. Wir sind heutzutage 
weit entfernt von jenem Selbstbewußtsein einer früheren Zeit, 
welche vermeinte, die Wissenschaft habe das ganze Recht so 
eingefaßt, daß die Rechtspflege nur aus dem Füllhorn der 
Lehrbücher herauszuschöpfen habe, was sie brauche. 

Denn daß wir in vielem noch mit der Begriffsbildung im 
Rückstände sind und die Rechtspflege ohne Begriffsbildung 
auskommen muß, wer will das leugnen, der die neuzeitliche 
Wissenschaft überschaut? In der Prozeß Wissenschaft haben 
wir die Gestaltung erst begonnen; im öffentlichen Recht ist 
erst ein leiser Anfang der Begriffsbildung gegeben; und auf 
sehr wichtigen Gebieten des Privatrechts, z. B. auf dem Ge¬ 
biet des Aktienrechts, bewegen sich viele unserer Bildungen 
noch auf recht jugendlichen Bahnen, und ebenso steht die 
Gestaltung so mancher germanischer Einrichtungen noch im 
Anfangsdasein, weil es oft an geschichtlichem Sinn oder an 
bildendem Geiste gefehlt hat. 

Und so war es der größte Fehler, daß man zur Zeit, als 
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der Irrtum' des geistigen Eigentums erkannt wurde, die ganze 
lebensvolle Einrichtung des Autorrechts dem wissenschaftlichen 
Tode weihen wollte. 

IV. Es ist ja anzuerkennen, daß der Begriff, den man 
mit dem Ausdruck „geistiges Eigentum“ zu kennzeichnen 
pflegt, außerordentlich viel zu wünschen übrig läßt. Der 
Begriff „Eigentum“ in dem Sinne des „Gehörens“, des 
„ein Recht haben“ ist in einer fortgeschrittenen Technik 
der Rechtslehre nicht verwendbar: denn es fehlt dem Be¬ 
griff an der nötigen Besonderheit und Abgrenzung. Das 
„Gehören“ kann ja ein unendlich mannigfaltiges sein, vom 
„Gehören“ des Namens bis zum „Gehören“ des kleinen 
Fingers, bis zum „Gehören“ der Wasserrohre, die mir das 
Wasser vom öffentlichen Brunnen in die Wohnung leitet. Es 
ist das ein Begriff, so vielseitig und schillernd, daß mit ihm 
ebensowenig zu bestimmten besondersartigen Bildungen zu 
gelangen ist, als etwa mit den Begriffen Wasser, Feuer, 
Luft und Erde, durch welche man ehedem die Dinge der 
Welt begreifen und erfassen wollte 22 ). Das Autorrecht als 
Eigentumsrecht nimmt sich etwa so aus, wie das Leucht¬ 
gas als Luft und die flüssige Kohlensäure als Wasser. Mit 
dieser Gestaltungsweise läßt sich auf die Dauer nicht durch¬ 
kommen. Darum hat die deutsche Wissenschaft, geläutert 
durch die Schule des Römischen Rechts, welche dem Be¬ 
griff dominium eine viel schärfere Fassung gab, als das 


22 ) In dieser Weise kann man auch von einem Eigentum der Welt 
an den Gedanken des Schriftstellers sprechen. So sagt Jakob Grimm: 
„Kein Schriftsteller kann die künftigen Erfolge und Erträge seiner 
Werke im voraus überschauen, noch hat er, was von ihm eigentlich 
dem ganzen Publikum hingegeben wurde, auf immerhin ins Eigentum 
des ihm zur Hand gegangenen Buchhändlers gewiesen: das Eigentum 
der Welt ist das höhere und größere Ansprüche fließen daraus her, als 
sogar die Erben und Nachkommen besitzen.“ J. Grimm (Rede auf 
Schiller), Kleinere Schriften I, S. 397. Das ist sehr richtig, wenn man 
es nur im richtigen Sinne versteht. 
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deutsche Recht dem Eigentum» diesen Begriff des Eigentums 
eingeengt: nicht jede Art des Gehörens soll Eigentum sein, 
sondern nur eine bestimmte Art: das Eigentum soll nämlich 
ein Gehören sein von möglichst ausgiebiger Kraft, 
ein Gehören, über dem kein anderes Gehören gleicher Art 
steht, oder doch nur ein solches Gehören, das rechtlich außer 
Betracht bleiben kann. Auf solche Weise versuchte man, 
den schillernden Begriff des dominium utile einzuengen oder 
auszuweiten, allerdings nicht immer mit dem nötigen Ver¬ 
ständnis für das geltende Recht, mit dem man es zu tun 
hatte. 

Anderseits suchte man den Eigentumsbegriff zu beschränken 
auf das Gehören an gewissen Arten von Gegenständen; 
denn die Art der Dinge hat ja den größten Einfluß auf ihre 
Wirksamkeit im Leben und damit auf die rechtliche Ge¬ 
staltung; sie muß diesen Einfluß üben, wenn das Recht den 
Anforderungen des wirtschaftlichen und sittlichen Lebens 
nachkommen soll: die Wasserwelle wie die Erdscholle, den 
Kinderballen wie die Turbine, und den Autorgedanken wie 
die Fensterscheibe behandeln, das wäre gewiß in keiner Weise 
empfehlenswert und zuträglich. Man hat daher gut getan, 
das Eigentum auf das Gehören an körperlichen Sachen zu 
beschränken 18 ); und auch hier mußte die Frage auftauchen, 
ob der Begriff nicht wieder zu zerlegen sei etwa in den Be¬ 
griff des Grundeigens und in den des Eigentums an beweg¬ 
lichen Sachen: dies ist eine Frage der bildnerischen Zweck¬ 
mäßigkeit, die allerdings auch mit dem Sprachgebrauch 
einigermaßen zu rechnen hat, da eine zu große Abweichung 
der juristischen Sprachweise von der Sprache des Lebens 
nicht zu wünschen ist — während allerdings ein völliges 
Zusammenfallen dieser Bezeichnungsarten ebensowenig mög¬ 
lich sein wird, als der Gleichklang der botanischen und der 
volkstümlichen Pflanzenbenennungen; aber eine allzu tiefe 

**) Vgl. darüber meinen Aufsatz in Büschs Archiv f. Handelsrecht, 
Bd. 47, S. 172 f. 
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Kluft zwischen Leben und Wissenschaft ist nicht empfehlens¬ 
wert, sofern nur das Leben sich ausgiebiger mit der rechtlichen 
Betrachtungsweise befassen mag, als dies bisher in Deutsch¬ 
land der Fall gewesen ist. 

Man hat nun, trotz großer Unterschiede, in Deutsch¬ 
land daran festgehalten, den Begriff des Eigentums gleich¬ 
mäßig auf bewegliche Sachen und auf Grund und Boden an¬ 
zuwenden, obgleich man immer mehr zur Anschauung kommt, 
daß die hergebrachte Vorstellung vom Eigentum viel mehr 
mit dem beweglichen, als mit dem unbeweglichen Eigentum 
zusammenstimmt, und daß die Wissenschaft vielfach noch 
nicht die nötige Umsicht bewiesen hat, um dieser Unter¬ 
scheidung gerecht zu werden; wäre sie durch eine unter¬ 
scheidende Terminologie unterstützt worden, so hätte man 
bisher die unterscheidenden Elemente viel mehr betont, dafür 
aber vielleicht die Momente des Gleichklangs und der Ueber- 
einstimmung weniger beachtet. 

So das bewegliche und das unbewegliche Gut. Die Wasser¬ 
welle in dem Eigentumsbegriff unterzubringen und das Recht 
an Privatgewässern nach Art des Eigentums zu gestalten, 
ist bis jetzt nicht gelungen; in welcher Weise hier zu helfen 
ist, wird anderwärts erörtert werden. 

Daß aber der Eigentumsbegriff an unkörperlichen Gütern 
zu Unzuträglichkeiten führen muß, wobei die Begriffsbildung 
jeden Augenblick gehemmt ist, wenn sie überhaupt der Sach¬ 
lage gerecht werden will, leuchtet ein. Habe ich an musikali¬ 
schen und dichterischen Gedanken das Zugehörigkeitsrecht, so 
gibt dieses Recht notwendigerweise eine andere Reihe von Be¬ 
fugnissen, als das Recht an einer Perlenschnur oder an einem 
Vogelkäfig; und schon der Umstand, daß der körperliche 
Gegenstand in seiner Begrenzung meist feststeht, während 
der Umfang der Eigenidee oft sehr schwierig abzugrenzen 
ist, macht eine solche Scheidung nötig 24 ). Denn das Autor- 

24 ) Vgl. meine Abhandlung in Büschs Archiv f. Handelsrecht 47, 
S. 172 f. 
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gut ist notwendig abzugrenzen, einmal gegenüber dem, was 
bereits an Gedankenbilden vorhanden ist, sodann gegenüber 
dem, was keine künstlerische Wesenheit in sich trägt, also 
gegenüber dem, was der normale wohlgebildete Mensch unseres 
Kulturkreises von sich aus ohne Schöpferkraft hervorzubringen 
vermag 25 ). Hier von Eigentum sprechen, ohne das Eigen¬ 
tumsobjekt genauer zu bezeichnen, einfach das Gedicht, das 
Musikstück als Eigentumsobjekt benennen ohne Rücksicht dar¬ 
auf, was alt, was neu, was eigenartig, was nicht eigenartig 
und gewöhnlich ist, ist geradezu irreführend. 

Dazu treten die durchgreifenden Unterschiede über Er¬ 
werb und Verlust, über die Art der Uebertragung; die großen 
Unterschiede, die sich aus der Möglichkeit und Unmöglichkeit 
des Besitzes ergeben; die Unterschiede in der Art der Ver¬ 
wendung und Gebrauchsfähigkeit: diese Unterschiede sprengen 
den Eigentumsbegriff. Eine Begriffsbildung, die so Verschieden¬ 
artiges unter eine Nummer setzt, verfehlt sich gegen die 
Kegeln der rechts wissenschaftlichen Gestaltung. Darum ist 
der Begriff des geistigen Eigentums, so günstig er in früheren 
Zeiten als Rechtsbildner gewirkt hat, wissenschaftlich verwerf¬ 
lich; denn er fördert nicht, sondern er hemmt die wissen¬ 
schaftliche Erkenntnis und die wissenschaftliche Arbeit in der 
Gestaltung des Rechts 26 ). 

In der Tat konnte die richtige Gestaltung des Autor¬ 
rechts erst gedeihen, als man die schillernde Lehre vom 
geistigen Eigentum verließ. 

V. Hier trat nun die Lehre vom Immaterialgüterrecht ein, 
die ich seit bald 30 Jahren durchzuführen versuchte und die 
heutzutage wohl als die herrschende bezeichnet werden kann. 
Auf der Grundlage des gemeinsamen Begriffes des Rechts 
an Gegenständen bauen sich die Rechte an körperlichen Gütern 

25 ) Vgl. auch Friedländer, Rechtsschutz gegen Nachdruck, 
S. 1 f. 

*•) Vgl. Büschs Archiv 47, S. 169 f. 
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(Eigentum und dingliche Rechte) und die Rechte an unkörper* 
liehen Gütern auf; diese letzteren haben gegenüber den ersten 
ihre großen Eigenheiten und sind darum begrifflich als Ein-» 
heften zu fassen; auf der anderen Seite zerlegen sie sich 
wieder in Unterbegriffe, und die wesentlichste Unterschei¬ 
dung ist die Unterscheidung in künstlerische und in technische 
Gedankengebilde; das erste Unterscheidungsglied führt zum 
Autorrecht, Kunstwerk- und Geschmacksmusterrecht, das 
letzte zum Erfinder- und Gebrauchsmusterrecht, wie ich dies 
anderwärts ausgeführt habe 27 ). 

* 7 ) Enzyklopädie I, S. 621 ff. 
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1. Rom 1 ). 

§ 3. 

I. In meiner Schrift über das Autorrecht, Beilage Et, 
habe ich die Frage, ob zur Zeit der Römer etwas dem 
Autor- und Verlagsrechte Aehnliches bestanden hat, einer ein¬ 
gehenden Untersuchung unterworfen. Das Ergebnis war, 
daß von einem wirklichen Autorrechte nichts zu finden ist, 
obgleich es feststeht, daß zwischen Schriftstellern und Ver¬ 
legern lebhafte Beziehungen herrschten 2 ), daß sich der Buch¬ 
handel in Rom und in den Provinzen hinreichend entwickelt 
hatte 8 ), daß die Mittel der Vervielfältigung und Verbreitung 
dank dem Sklaven wesen sehr reichlich waren 4 ), daß die 
Schriftsteller ihre Theaterstücke an die Theaterunternehmer 
verkauften und wohl auch andere schriftstellerische Erzeug¬ 
nisse an Buchhändler gegen Geld abgaben. 

Späterhin hat Dziatzko im rheinischen Museum für 
Philologie, Neue Folge, Bd. 49, S. 559 ff., die Frage einer noch¬ 
maligen Prüfung unterworfen und auch einige weitere Stellen 

*) Hinter das römische Recht zurückzugreifen, muß ich anderer Ge¬ 
legenheit überlassen; über Griechenland vgl. Schmitz, Schriftsteller 
und Buchhändler in Athen, und Caillemer, Droit littdraire & Athönes. 

a ) Hierauf ist im Verlagsrecht zurückzukommen; vgl. Dziatzko in 
Pauly-Wissowa unter Buchhandel S. 966 f. 

8 ) VgL Plinius ep. IX, 11, 2, der vom Buchhandel in Lugdunum 
spricht. 

4 ) Vgl. Cicero pro Sulla 42: describi ab ömnibus librariis, di vidi 
passim et pervulgari atque edi populo Romano imperavi. Divisi totae 
Italiae, emisi in omnes provincias. 
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zur Entscheidung beigebracht. Nicht ohne Bedeutung ist der 
Ausspruch des Symmachus, Epistola I, 31 (25), worin er 
sagt: oratio publicata res libera est, und jus omne perdidisti, 
woraus man wenigstens einiges Argument gegen den Autorschutz 
entnehmen kann. Dagegen ist, was Justinian im Vor¬ 
wort zu den Digesten bestimmt, indem er verbietet, sein Ge¬ 
setzbuch mit Abkürzungen abzuschreiben 5 ), völlig beweislos. 
Dziatzko fragt allerdings, wie eine solche Vorsorge er¬ 
wachsen konnte, wenn doch ein Autorrecht bestanden hätte 
und demgemäß ein Alleinrecht des Kaisers oder eines von 
ihm ermächtigten Buchhändlers, das große Gesetzeswerk zu 
vervielfältigen und zu verbreiten. Indes Gesetzeswerke sind 
zwar mehrfach durch Privilegien geschützt worden, wie z. B. 
im Jahr 1532 die Karolina, im Jahr 1624 die Coutumes de 
Rousselare 6 ); allein daß an Gesetzes werken an sich ein Autor¬ 
recht nicht bestehen könne, mußte man so frühzeitig er¬ 
kennen, als überhaupt der Autorgedanke entstand; denn wer 
sollte als Autor des Gesetzes betrachtet werden: etwa der 
Kaiser oder die Kommission? Ist dies aber der Fall, so 
ist daraus, daß Justinian die Vervielfältigung des Gesetzes 
durch andere als selbstverständlich betrachtete, auch nicht 
der geringste Schluß auf eine Abwesenheit des Autorschutzes 
zu ziehen. 

II. Von Bedeutung scheint auf den ersten Blick eine 
meines Wissens bis jetzt noch nicht benutzte Stelle des Ovid 


5 ) Const. Tanta § 22: Eandem autem poenam falsitatis constituimus 
et adver8U8 eos, qui in posterum leges nostras per siglorum obscuritates 
ausi fuerint conseribere .. • 

6 ) In der Coutume de Rousselare (Bourdot de Richebourg I, p. 921) 

beißt es am Schluß: Nous avons ordonne et ordonnons.de les 

faire imprimer par Tun de nos imprimeurs jurez residant en nos Pays 
de pardega, sans que personne autre les puisse imprimer ou contrefaire 
ailleurs, les puisse vendre ou distribuer pendant le temps de dix ans 
prochains venants, ä peine de confiscation de tous les exemplaires et 
d’encourir Tarnende de VI livres parisis chacun d’eux ... 
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zu sein 7 ), Ex Ponto IV, 16, 37 ff.: Cumque forent alii, 
quorum mihi cuncta referre Nomina longa mora est, carmina 
Yulgus habet; Essent et juvenes, quorum, quod inedita cura 
est, Adpellandorum nil mihi juris adest. 

Es ergibt sich daraus, daß Ovid Anstand nimmt, Namen 
jüngerer Dichter zu nennen, deren Gedichte noch nicht an 
die Oeffentlichkeit gelangt sind. Dies zeigt wieder, wie 
manches andere, daß die Börner ein ziemlich fein entwickeltes 
Gefühl für das Geheimnis des Schöpfers hatten, solange er 
seine Schöpfung nicht preisgab, und daß sie diesem Gefühl 
mehr oder minder durch einen Persönlichkeitsschutz, durch 
eine actio iniuriarum entsprachen. Weiteres läßt sich aus 
dieser Stelle weder dafür, noch dawider entnehmen. 

Allenfalls kann noch folgende Stelle aus Sueton, Domit. 20 
erwähnt werden: Bibliothecas incendio absumptas impensissime 
reparare curasset, exemplaribus undique petitis missisque 
Alexandriam, qui describerent emendarentque; woraus man 
schließen könnte, daß das Abschreiben der Bücher schrankenlos 
gestattet war. Doch ist auf die Stelle kein großer Wert zu 
legen. 

m. Es bleibt also bei dem Ergebnis, daß das Altertum 
ein Autorrecht nicht kannte; möglich aber ist zweierlei: 

1. daß die Verbände der Buchhändler unter sich Be* 
Stimmungen trafen, welche die „Nachschrift“ eine Zeitlang 
verhüteten; 

2. daß Monopole bestanden und daß diese Alleinrechte un¬ 
mittelbar oder mittelbar einen ähnlichen Schutz herbeiführten 8 ). 
Insbesondere konnte eine Organisation alleinberechtigter Zünfte 
den ersten Verleger gegen ausbeutende Tätigkeiten anderer 
sichern. Daß dies im Altertum der Fall war, dafür spricht eine 
gewisse Wahrscheinlichkeit, es wird auch durch die Buch¬ 
gewerbeverhältnisse des Mittelalters bestätigt, so wie sie aus 


0 Ich verdanke sie meinem Kollegen Di eis. 
8 ) Autorrecht S. 328 f., 331 f. 
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den Statuten von Paris und Bologna im 13. und 14. Jahr¬ 
hundert ersichtlich sind: auch dort waren die großen Bücher¬ 
fabriken organisiert, sie hatten ihre Alleinrechte, mindestens 
durfte kein Nichtvereideter ein Buch, das einen gewissen 
Wert überstieg, feil halten 9 ); sie standen unter Aufsicht 
der Universitäten. 

2. Mittelalterliches Privilegienrecht, 
a) Allgemeines. 

§ 4 , 

I. Der Monopolgedanke hat auch zur Zeit der Buch¬ 
druckerei nachgewirkt; er wurde zum Privileggedanken. 
Zuerst hat man einem Buchdrucker für sein ganzes Gewerbe 
ein Alleinrecht gegeben, so daß am gleichen Orte sich niemand 
anders als Buchdrucker auftun durfte. 

II. Ein Mittelding zwischen diesem Gewerbemonopol und 
dem eigentlichen Bücherprivileg war es, wenn einem Buch¬ 
drucker überhaupt oder für gewisse Zweige der Schrift¬ 
stellerei oder des Buchhandels Privilegien gegeben wurden, 
sog. Generalprivilegien, so daß, wenn er ein Werk auf den 
Markt brachte, einem anderen ein Werk dieser Art zu 
drucken verboten war. Wie begreiflich, haben diese General¬ 
privilegien zu sehr großen Mißständen geführt und sind später 
abgeschafft worden. 

III. Daneben wurden Privilegien für einzelne Werke er¬ 
teilt, aber auch hier nicht in der Weise, daß etwa der Inhalt 
des Werkes dem Verleger Vorbehalten blieb, sondern nur 
nach der rein technischen Verlags- und Druckübung; weshalb 
man es beispielsweise nicht mehr als Nachdruck behandelte, 


*) Nachweise bei Dziatzko im Handwörterb. d. Staatswiss. unter 
Buchhandel II, S. 1124. 
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wenn auch nur das Format wesentlich geändert oder ein Aus* 
zug des Buchs verbreitet wurde, weil dies einen wesentlich 
anderen Verbreitungskreis voraussetzte. 

IV. Der Zusammenhang dieser Privilegien mit der Autor¬ 
schaft war ein sehr loser. Privilegien wurden den Buchhändlern 
erteilt nicht nur als Rechtsnachfolgern der Verfasser der 
Schriften, sondern Privilegien wurden auch erteilt für die 
Herausgabe von Gesetzen, für die Herausgabe der Werke 
des Cicero oder irgend eines anderen der alten Autoren, Der 
Gedanke war nicht; der Autor verdient den Schutz, sondern; 
wer das Wagnis unternimmt, ein Schriftwerk zu drucken 
und die Kosten daran setzt, der verdient ihn; die Privilegien 
sind Begünstigungen für die Buchhändler, nicht zugestandene 
Berechtigungen für die Autoren. Und auch wenn ein Schrift- j 
steiler ein Privileg erhält, erhält er es nicht für die Schöp- | 
fung seines geistigen Werkes, sondern für die Gefahr der » 
Druckherstellung: er kommt nicht als Autor, sondern als { 
Veranlasser des Druckes in Betracht. 

V. Dem Autorrechte näherte sich das Privileg durch 
Mitwirkung dreier rechtsbildender Elemente 1. durch die Ver¬ 
quickung mit einem an sich dem Privileg feindlichen Ele¬ 
ment, nämlich mit der Zensurerlaubnis. Von der Reformations¬ 
zeit her trat der schon früher lebendige Gedanke, daß der 
Staat die Presse beaufsichtigen müsse, ein Gedanke, den wir 
bereits im 13. Jahrhundert fanden (S. 32), mit gesteigerter 
Kraft hervor. Das Werk mußte, bevor es an die Oeffent- 
lichkeit trat, zur Prüfung vorgelegt werden, und die Ge¬ 
nehmigung und das Privileg wurden dann zu gleicher Zeit 
erteilt. Das 2. Element war der Zusammenstoß der vielen 
Privilegien, der sich schließlich nur durch den Unterschied 
zwischen „alt 4 * und „neu 4 * lösen ließ; das neue Werk war 
das neugeschaffene Werk. Das 3. Element war die auf¬ 
keimende Idee des geistigen Eigentums, Die ersten beiden 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 3 
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Elemente ergeben sieb aus der nachfolgenden Darstellung von 
selbst; über das letztere, als den Kern der Entwicklung, wird 
besonders gehandelt werden. • 

b) Venedig. 

§5. 

I. Die Geschichte der Privilegienerteilung wird beherrscht 
von dem Brauch und der Art der Stadt, aus der so viele 
kulturbildeuden Kräfte hervorgegangen sind, von der Art 
Venedigs 10 ). Durch neuere Forschung, namentlich von Fulin 
(Archivio Veneto, Bd. XXIII 1882, p. 84 ff.) und anderen 11 ), 
ist hier neues Licht verbreitet worden. Den ersten Anhalt 
finden wir in dem berühmten Privileg von 1469, 18. Sept., 
für Johann von Speyer, der die Buchdruckerkunst nach 
Venedig brachte; welches Privileg so viel Interessantes bietet, 
daß wir es nach Fulin, Arch. Veneto Bd. XXIII, p. 99, 
zum Abdruck bringen: 1469, 18. September: domini Con- 
siliarii ad humilem et devotam supplicationem praedicti 
magistri Joannis (de Spira) terminarunt terminandoque de- 
creverunt, ut per annos quinque proxime futuros nemo om- 
nino, sit qui velit, possit, valeat audeatve exercere dictam 
artem imprimendorum librorum in hac inclyta civitate Vene- 
tiarum et districtu suo, nisi ipse magister Joannes; et toties, 
quoties aliquis inventus fuerit, qui contra hanc terminationem 
et decretum ausus fuerit exercere ipsam artem et imprimere 
libros, multari condemnarique debeat et amittere instrumenta 


10 ) Die Bedeutung Venedigs für das Druckergewerbe zeigt der Um¬ 
stand, daß dort im Jahr 1517 nicht weniger als 247 Drucker tätig waren 
(ein Verzeichnis bei Castellani p. XXXIII—XLVIII), und daß dort 
um 1495 Aldus Manutius den weltberühmten Verlag gründete; vgl. auch 
Dziatzko im Handwörterb. der Staatswissensch. unter Buchhandel II, 
S. 1128. 

n ) Castellani, La stampa in Venezia (1889), Brown, The Vene- 
tian printing press (1891). 
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et libros impressos. Et sub häc eadern poena nemo debeat 
aut possit tales libros in aliis terris et locis impressos vendendi 
causa huc portare. 

Der Wortlaut zeigt, daß hier nicht von einem Autor- t 
Privileg, sondern von einem gewerblichen Monopol die Bede I 
ist, welches der Geschichte des Patentrechts angehört. Denn * 
Johann von Speyer erlangt nicht etwa ein Privileg für ein 
oder mehrere Werke, sondern: 5 Jahre lang soll niemand 
in Venedig die Buchdruckerkunst ausüben dürfen als er 12 ). 
Die Folgen der Zuwiderhandlung sollen sein: arbiträre Strafe 
und der Verlust der Bücher und Druckwerkzeuge. Es ver¬ 
hält sich also hiermit, wie mit den s. Z. dem älteren Aldus 
gewährten Privilegien für den Alleingebrauch gewisser Lettern 
und Schriffcformen: so das Privileg von 1498 für den Druck 
des canto figurato und der Intabulatur: 

Pertanto el soprascripto supplicante recorre a li piedi de vostra 
Illustrissima Signoria supplicando quella per solita sua clementia et 
benignita se degni Concederli de gratia special chome a primo Inven- 
tore, che niuno altro nel dominio de Vostra Signoria possi stampare 
Canto figurado, ne Intaboladure d’Organo et de liuto per anni vinti, 
ne anche possi portare ne far portar o vender dicte Cosse In le terre 
et luoghi de excelsa vostra Signoria stampade fuora in qualunqqe altro 
luogo, sotto pena de perdere dicte opere stampade per altri over por- 
tade de fuora, et de pagare ducati X per chadauna opera: la quäl pena 
sia applicata per la mia (lies mita) a lospedal de sancto Antonio et 
laltra mita a la franchation del monte nuovo; et questo dimanda de 
gratia singulare a vostra illustrissima Signoria, a la quäl sempre se 
ricomanda-. 

1498, Die XXV. Maij. 

Quod suprascripto supplicanti concedatur prout petit; 

so das Privileg von 1501 für den Gebrauch der lettera 
corsiva: 


12 ) Das Privileg erlosch aber bereits 1470 mit seinem Tode; er 
starb, nachdem er Plinius, Historia naturalis, Gicero, Ad familiäres 
gedruckt und eben den Druck von Augustinus, Civitas dei begonnen 
hatte; vgl. Castellani p. 19. 


Digitized by 


Google 



36 


Einleitung. Geschichte, Privilegienrecht. 


Supplica che per diexe anni a niuno altro sia lecito stampare in 
lettera corsiva de niana sorta nel Dominio di Vostra Serenitä, nö por- 
tare et vender libri stampati da terre aliene in loco alcano de esso 
nostro Dominio cum dicta lettera corsiva, sotto pena a chi contrafara 
de perder i libri, et duxento ducati per cadauna volta che contra- 

faCe8Se Die XXIII. Marcii 1501. 

Infrascripti Domini Consiliarij terminarunt et decreverunt, quod 
praedicto Supplicanti concedatur prout petitur, et committunt obedi- 
entiam suprascripte deliberationis et terminationis Magnifici Domini 
capitibus Excellentissimi consilij X; 

so die Entschließung des Dogen Loredano vom 14. November 
1502, die allerdings noch etwas weiteres mitenthält: 

Ne alius quisquam in dominio nostro queat graecas literas facere, 
contrafacereve, aut graece imprimere, nec latinarum quidem literarum 
charactere8, quos vulgo cursivos et cancellarios dicunt, facere, contra¬ 
facereve, aut imitari, curareve faciendos, nec ipsis characteribus libros 
excudere, vel alibi impressos venundare, nec quae ipse typis et antehac 
excudenda curavit Volumina et posthac curabit, possit alius quisquam 
mpune excudere , aut excusa formis in terris et locis alienis in domi¬ 
nium nostrum adferre venalia hinc usque ad annos decem sub poena 
amittendi operis et artifioii aut librorum, ac ducentorum aureorum 
nummum, quoties quis contrafacere ausus fuerit 1S ). 

II. Das erste bekannte Druckprivileg ist vom 1, Sept. 1486 
(Fulin Nr. 3) für Sabellicus, der für seine Yenetianer Ge¬ 
schichte ein Privileg erlangte, unter Festsetzung einer Strafe 
von 500 Dukaten. Am 3. Januar 1492 (nach Yenet. Rech¬ 
nung 1491) wurde sodann dem Petrus Franziskus von Ra¬ 
venna für sein Werk „Phönix“ ein Privileg erteilt, damit 
nicht andere die Früchte seiner Mühen und Nachtwachen 
einzögen; die Strafe war 25 Lire für jedes Nachdruck¬ 
exemplar, und zwar gegen den Drucker wie gegen den Ver- 
treiber. 

Diese ersten zwei Autorprivilegien der Welt verdienen 

18 ) Nach Castellani p. 73, 75, 78. Weitere Erfinderpatente 
(Musterrechte) derart von 1498, 1513, 1515, 1516, 1551, 1568, s. bei 
Brown p. 98. 
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es, völlig aufgeführt zu werden; sie sind um so wichtiger* als 
sie den Autoren selbst mit Rücksicht auf ihre Verdienste er¬ 
teilt wurden. 

MCCCCLXXXVI, die primo Septembris. — Opus gesto- 
rum urbis nostre, compositum per doctissimum virum Marcum 
Antonium Sabellum (!) Romanum, per elegantiam suam et 
veritatem hystorie dignum est ut in lucem omnium veniat. 
Ideo infrascripti domini Consiliarii deliberarunt et terminarunt, 
quod opus prefatum per Marcum Antonium prefatum darf 
possit alicui diligenti impressori, qui opus illud imprimat suis 
sumptibus et edat, sicuti convenit elegantiae historiae, dignae 
ut immortalis fiat, et nemini praeter eum liceat opus illud 
imprimi facere sub pena indignationis Serenissimi Dominii et 
ducatorum quingentorum tarn in Venetiis quam in quacumque 
civitate et loco Serenissimi Dominii 14 ). 

MCCCCLXXXXL Die HI Januarii. Adiens praesentiam 
Serenissimi Principis et Illustrissimi Dominii, Egregius Jure 
Consultus Dominus Petrus Franciscus de Ravenna, nuncupatus 
a memoria, legens Jus Canonicum in Gymnasio patavino, 
reverenter exposuit se toto tempore ejus vite multis vigiliis 
et laboribus insudavisse, ut artem memorie adipisceretur, quem- 
admodum deo optimo maximo opitulante adeptus est; Com- 
posuisseque in arte ipsa quoddum opusculum nuncupatum 
Foenix; quod cum decreverit impresentiarum ad universalem 
commoditatem et utilitätem edere, humiliter supplicavit, detur 
modus, ne alieni colligent fructus laborum et vigiliarum suarum, 
Cui quidem eque ac convenienti petitioni annuentes Infra¬ 
scripti Domini Consiliarii, sic consulente Collegio, terminantes 
decreverunt, decernuntque et iubent, quod nemo audeat in 
hac urbe Venetiarum et in tota ditione Illustrissimi Dominii 
nostri imprimere, seu impressa vendere volumina dicti operis 
nuncupati Foenix sub pena amittendi illa, et insuper libras 

14 ) Bei Castellani p. 70 aus N. 0. Reg. XXI 1481—89 c. 115. 
Bei Fulin findet sich leider nur die Inhaltsangabe. 
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vigintiquinque pro quolibet yolumine. Et huicmet penae 
subiaceant illi, qui huiuscemodi libros alibi impressos vendere 
praesumerent in ditione praedicti Ulustrissimi Dominii, Ex- 
cepto dumtaxat illo Impressore, quem prefatus doctor prae- 
elegerit 15 ). 

Weitere Privilegien sind folgende: 

Am 24. Januar 1492 (nach venetianischer Zeitrechnung 
1491) erlangte Johann Dominicus Nigro, welcher zwei alte 
Werke aufgefunden hatte, ein Privileg, damit sich nicht 
andere die Früchte seiner Mühen und Auslagen anmaßten; 
die Strafe war 50 Lire und Verlust der Nachdruckexemplare. 
Am 17. August 1492 ferner erwirkte der Drucker Bem- 
hardinus de Benaliis für ein Werk „Geschichte der Stadt 
Venedig“, das von Bernhardus Justinianus herrührte, auf 
10 Jahre ein Druckprivileg; die Strafe war: Verlust der Nach¬ 
druckexemplare und für jedes Exemplar 100 Lire. Und so 
finden wir weitere Druckprivilegien vom 19. August 1492, 
vom 21. August 1492, 20. September 1492, 25. September 
1492, 28. November 1492; ebenso entstanden 1493 eine 
große Reihe von Druckprivilegien; und während sie früher 
zunächst den Autoren gegeben wurden, gewährte man sie 
von nun an mehr den Druckern, und zwar nicht etwa bloß 
für neue, sondern auch für alte Werke, und manche Drucker 
ließen sich für eine ganze Reihe von Büchern, ja für ganze 
Klassen von Schriftwerken Privilegien (also Generalprivilegien) 
erteilen. 

Als Beispiel solcher Generalprivilegien sei folgendes dem 
Aldus Manutius am 25. Februar 1496 erteilte Privileg 
erwähnt (Castellani p. 72): 

Temendo lui supplicante che per invidia non li sia facta 
concorrentia et che altri habia el fructo di sui secreti et 


15 ) Castellani p. 71 aus N. C. Reg. XXII 1489—99 c, 49. Be¬ 
kanntlich begann in Venedig während der ganzen Zeit des Freistaates 
das Jahr erst mit dem 1. März. Das Datum ist daher 8. Januar 1492. 
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fatiche, et lui ne receva grandissimo danno, Supplica la Sig- 
noria vostra se degni conciederli de gratia che tuti i libri 
greci, cussi cum la exposition latina, come senza, et latini 
traducti de greco non stampadi altra volta, che lui suppli- 
cante stampira o farä stampir, niuno altro non li possa 
restampar ne far restampar ne portar ne far portar stampadi 
nel Dominio et lochi de la Illustrissima Signoria Vostra per 
fino ad anni XX, ne usar di secreti de lui supplicaute, ne 
portar libri venali impressi cum epsi secreti nel dicto dominio 
fra il dicto tempo sotto pena de perder le opere et de Du- 
cati X per cadauna opera, la quäl pena sia applicada per la 
mita al hospedal de Sant’ Antonio et per l’altra mita a la 
afrancation del monte nuoyo. Et questo dimanda de gratia 
a la Serenita Vostra, a la quäl sempre se riccomanda — —. 

Quod Suprascripto Supplicanti concedatur ut petitur. 

Die XXV. Februarii 1495. 

HI. Hieraus ergaben sich große Mißstände, und die Buch¬ 
druckerkunst wurde nicht gefordert, sondern vielmehr ge¬ 
waltig gehemmt. Darum erging am 1, August 1517 ein 
Beschluß des Senats, welcher diesen Mißhelligkeiten zu steuern 
suchte. In der Einleitung des Beschlusses wird gesagt: es 
habe sich der Mißbrauch eingeschlichen, daß manche durch 
ihre Privilegien anderen vollständig die Möglichkeit des 
Drückens verwehrten; ja, es seien mehrere Drucker genötigt 
worden, äuszuwandem, um nur überhaupt etwas Druckens- 
wertes herausgeben zu können. Demgemäß wurden alle bis¬ 
herigen Privilegien, mit Ausnahme derer, die der Senat selber j 
erteilt hatte, aufgehoben: neue Privilegien sollten nur durch | 
den Senat erteilt werden, mit zwei Drittel Mehrheit und nur 
für neue, nicht gedruckte Werke. 

Und nur ein Fortgang dieser Idee war es, daß eine Ver¬ 
ordnung vom 7. Februar 1544 bestimmte, daß kein Drucker 
ein Werk herstellen und verbreiten dürfe, wenn er nicht den 
Refformatori dello Studio von Padua authentisch die Zu- 
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Stimmung des Verfassers oder seiner Erben nachgewiesen 
habe: sei non consterä per authentico documento alli Reffor- 
matori dello Studio Nostro di Padoa . . . Pautor di quella 
over il sui heredi piü congionti esser contenti e ricercar che 
la si stampi e venda; bei Geld- und Gefängnisstrafe. Die 
Einrichtung der Zensur tritt uns zum erstenmal in V.-O. 
yom 29. Januar 1526 entgegen. Ein Gesetz vom 3. Januar 
1533 bestimmte den Verfall des Privilegs, das nicht in einem 
Jahr ausgeführt wurde. Nach V.-O. vom 21. Mai 1603 
trat, nachdem sich die Buchhändlerinnung gebildet hatte, an 
Stelle des Privilegs die Eintragung in ihre Register 16 ). 

Weiteres s. Anhang. 


c) Frankreich, Niederlande, Schweiz. 

§ 6 - 

I. In Frankreich fielen schon in alten Zeiten Privileg und 
Druckerlaubnis zusammen: die Druckerlaubnis erfolgte eben 
durch ein unter dem großen Siegel des Königs erteiltes 
Privileg. Dies geht auf die Zeit vor der Buchdruckerei 
zurück: wie das handschriftliche Bücherwesen nach den Pariser 
Statuten, so wurde später die Druckpresse beaufsichtigt; die 
Aufsicht erfolgte durch besondere königliche Beamte oder 
auch durch die Universität oder das Parlament; namentlich 
galt dies für theologische Schriften. Eine königliche Ver¬ 
ordnung vom 13. Juni 1521 verbot, ne librarii aut typographi 
venderent aut ederent aliquid, nisi auctoritate Universitatis 
et Facultatis Theologiae et visitatione facta; aber auch 
medizinische Bücher sollten der Approbation der medizinischen 
Fakultät unterstehen (Verordnung 2. März 1535); vor allem 
aber erließ Franz I. Verordnungen von 1537, worin er be¬ 
stimmte, daß alle Bücher „de quelque Science ou profession 


16 ) Brown, p. 79 f.-, 211; 70, 75 f.; 175, 207, 208, 211, 220. 
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qu’il soit u vorher einem Zensoren unterbreitet werden müßten 17 ). 
Wie aber beides zusammenhing, sehen wir aus einer Ver¬ 
ordnung vom 17. Januar 1538, worin ein Conrad Ndobar die 
Genehmigung erhielt, griechische Texte (mit Erlaubnis der 
Universität) zu drucken und ihm zugleich ein Privileg erteilt 
wurde, für 5 oder 2 Jahre, je nachdem seine Drucke Neudrucke 
waren oder nicht 18 ). Und auch in der Folge erging eine 
Menge von Verordnungen über die Druckerlaubnis, so vom 
11. Dezember 1547, 27. Juni 1551 19 ). Daß die Druckerlaubnis 
notwendig sei, wird unzähligemal ausgesprochen: so durch Ver¬ 
ordnungen vom 10. September 1563 (XIV, p. 150) 20 ); Februar 
1566 a. 78: sans notre conge et permission et lettres de 
priviläge expedtes sous notre grand scel (XIV, p. 210); 
16. April 1571, a. 10 (XIV, p. 232—234): sans notre per¬ 
mission par lettre de notre grand scel 21 ); 11. Mai 1612 (XVI, 
p. 26—27) a. 1: permission par nos lettres patentes scelldes 
de notre grand scel) 22 ); 10. Juli 1624 (XVI, p. 146), Januar 
1626 (XVI, p. 164), Januar 1629 a. 52 (XVI, p. 238), wo¬ 
nach die Zensoren durch den Kanzler oder Siegelverwahrer 
ernannt wurden 28 ), 30. März 1635 (XVI, p. 424—434): sans 
privilfcge . . . ou notre permission; 21. August 1686, Regle- 

17 ) Renoaard, Droits d’auteurs I, p. 85 f. 

18 ) Renouard I, p. 45 f. 

19 ) Renouard I, p. 46. 

20 ) Die folgenden Zitate nach dem Recueil g£n£ral des anciennes 
lois frangaises von Jourdan, Isambert und Decrusy. 

21 ) Dazu Deklaration von 1572. Auch das Edikt von Nantes 1598, 
a. 21 will, daß, abgesehen von den Staaten, wo der reformierte Glaube 
gestattet sei, die Bücher vorher der Genehmigung unterworfen werden, 
vus et visites tant par nos officiers que thäologiens, ainsi qu’il est porte 
par nos ordonnances. 

22 ) Dazu kommen die am 1. Juni 1618 genehmigten Buchdrucker¬ 
satzungen (XVI, p. 117). 

2# ) Schon 1624 hatte man versucht, königliche Zensoren zu ernennen; 
der Versuch scheiterte aber an dem Widerstande der Sorbonne. Um 
dieselbe Zeit wurde die französische Akademie gegründet (1. Januar 
1635), Renouard I, 58 f, 64. 
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ments sur les imprimeurs et libraires de Paris a. 66 (XX, 
p. 6—19): kein Buch zu drucken sans lettres patentes sig- 
nees et scellees du grand sceau; 2. Oktober 1701, a. 1. (XX, 
p. 395), 12. Mai 1717 (XXI, p. 142), Reglement pour la 
librairie et imprimerie de Paris vom 28. Februar 1723 a. 101 
(XXI, p. 245): permission par lettres scellees du grand 
sceau; ferner 22. Juni 1723 (XXI, p. 256), 8. Februaf 1727 
(XXI, p. 304): Strafe: 3000 livres, Einziehung der Druck¬ 
geräte, Entziehung des Gewerberechts; 16. April 1757 a. 3 
(XXII, p. 272—273): sogar ständige Galeere bei Veröffent¬ 
lichung ohne formalites prescrites; ferner 29. November 1757: 
sans privilöge ou permission (XXII, p. 273); 12. Dezember 
1759 (XXII, p. 297), 15. Dezember 1776 (XXIV, p. 272): 
Strafe 500 livres 24 ). 

Das Verbot soll auch nicht dadurch umgangen werden, 
daß zu einem genehmigten Buch eine nicht genehmigte Vor¬ 
rede gesetzt wird; so Verordnung vom 22. März 1682 (XIX, 
p. 386). Und besonders bezeichnend ist folgendes: von Zeit 
zu Zeit wurden auch in Frankreich einzelnen Personen ohne 
Prüfung der Bücher Generalprivilegien erteilt; in zwei Ver¬ 
ordnungen vom 7. Juni 1659 und 4. Juni 1674 (XVII, p. 370, 
XIX, p. 135) werden solche Generalprivilegien zurück¬ 
genommen 25 ). 


u ) Erwähnt werden ferner Reglements des Pariser Parlaments vom 
17. Januar 1645, 3. Dezember 1705, 4. Januar 1706, 26. August 1711, 
3. Februar 1712, 21. Februar 1715, 4. April und 11. Mai 1716; vgl. 
auch die Deklaration vom 10. Mai 1728 bei Renouard I, p. 89. 

25 ) Solche Generalprivilegien wurden auch an Kupferstecher erteüt, 
was um so leichter anging, als die Stiche keiner Zensur unterlagen. 
Vgl. z. B. folgendes Generalprivileg vom 3. November 1642: 11 est 
permis audit A. Bosse de graver, faire graver et imprimer, faire vendre 
et döbiter par telles personnes, qu’il verra bon estre en tous les lieux 
du Royaume, ... tous les ... ouvrages de graveure et desseins de 
son invention et qu’il aura recouvrez de quelque autre, qui n’aurout 
encore estö publiez et ce durant l’espace de vingt ann4es accomplies, 
du jour de l’achevement de la premiere impression. Niemand dürfe 
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II. Regelrecht ist also permission und privilöge ver¬ 
bunden; • die Form ist für beide die Ausfertigung mit dem 
königlichen Siegel. 

Dies tritt noch in folgendem hervor: Mehrmals wird 
zwischen eigentlichen Büchern (livres) und Flugschriften 
(livrets) unterschieden: letztere sind Schriften bis zu zwei 
Blättern (deux feuilles); sie bedürfen nur der Erlaubnis der 
Lokalpolizei: so die lettres patentes vom 2. Oktober 1701 a. 2 
(XX, p. 395) und das rfiglement pour la librairie et im- 
primerie de Paris vom 28 Februar 1723 a. 102 (X X I, p. 245). 

Mit der Zeit zweit sich Privileg und Druckgestattung: 
die lettres patentes vom 2. Oktober 1701 machen beides zu 
einer Finanzfrage: man kann auch Druckgenehmigung und 
bloße örtliche Privilegien erlangen, man kann auch eine per¬ 
mission erlangen ohne Privileg; in beiden Fällen sind die 
Kosten geringer (a. 3—5). 

HI. Die Doppelnatur von Druckerlaubnis und Privileg 
mußte noch besonders darin hervortreten: das Privileg dauerte 
eine Reihe von Jahren: nach ihrem Ablauf war es dahin; 
die Druckerlaubnis aber dauerte, sofern man die Schrift un¬ 
verändert druckte, fort, und wie es scheint, objektiv, so daß 
nunmehr ein jeder zum Druck befugt war. Dies ergibt sich 
aus dem Ratsschluß (Arret du conseil) vom 30. August 
1777 (XXV, p. 121), worin erklärt wird, der Nachdruck sei 
umso unentschuldbarer qu’une loi favorable leur assure 
le droit d’imprimer chaque ouvrage apr&s l’expira- 
tion de son privilfcge. Dieser Ratsbeschluß wollte aller¬ 
dings, daß in Zukunft ein dritter Buchdrucker auch nach 
Ablauf des Privilegs nur mit Druckerlaubnis (permission), 
drucken dürfe; aber es war ein vergeblicher Versuch: die Zeit 
der Zensur und Privilegien war dahin. 

in sein Alleinrecht eingreifen, bei Strafe von 3000 Livres und Ein¬ 
ziehung der Exemplare. Vaunois,.La condition et les droits d’auteur 
des artistes jusqu’ä, la revolution (1892) p. 38. 
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IV. Im übrigen finden wir in den Privilegien regelrecht 
ebenso die Privilegzeit, wie eine Strafe für die Zuwiderhandlung 
angegeben. Mehrfach wird darum auch in Verordnungen auf 
die im Privileg bezeichnete Strafe verwiesen, so in den Satzungen 
für die Buchhändler vom Juni 1618 a. 33 (XVI, p. 117, 
124), so in den weiteren Ordnungen der Buchhändler vom 
21. August 1686 a. 65 (XX, p. 6—19): hier wird im Wieder¬ 
holungsfälle Körperstrafe angedroht 26 ); auf die Privilegstrafe 
verweist ferner die Buchhändlerordnung vom 28. Februar 1723 
a. 109 (XXI, p. 247); in einem Ratsschluß vom 30. August 
1777 a. 1 und 2 (XXV, p. 121) wird für Nachdruck privi¬ 
legierter Bücher eine Strafe von 6000 livres angedroht nebst 
Einziehung, bei Rückfall Verlust des Gewerberechts; auch 
wird dem Berechtigten ein Durchsuchungsrecht gegeben, mit 
Zuziehung einer obrigkeitlichen Persönlichkeit; und im Rats¬ 
schluß vom 30. Juli 1778 (XXV, p. 370, 371, a. 3) ist bestimmt, 
daß im Wege der plainte et information gegen Urheber, 
Besitzer, Verbreiter, Förderer des Nachdrucks vorgegangen 
werde. Bemerkenswert ist noch folgendes: Für gewisse des 
Autorrechts nicht fähige Schriftstücke sollten keine Privilegien 
erteilt werden: mehrfach wird gesagt, daß Privilegien aus¬ 
geschlossen seien für factums, requetes, placets, billets 
d’enterrement, pardons, indulgences, monitoires et 
semblables ouvrages; doch wurden für Ablaßbriefe örtliche 
Privilegien Vorbehalten, so 21. August 1686 a. 67 (XX, p. 6, 
20), 28. Februar 1723 a. 110 (XXI, p. 216, 247). 

V. Ueber die Dauer der Privilegien hatte sich allmählich ein 
bestimmter Brauch entwickelt. Im Ratsschluß vom 30. August 
1777 (XXV, p. 108, 110) a. 3 und 4 (vgl. auch noch vom 
30. Juli 1778, XXV, p. 370) ist vorgesehen, daß die ge¬ 
ringste Dauer 10 Jahre sei, und wenn der Verfasser länger 
lebte, so solle das Privileg sich von selbst auf sein ganzes 

* 8 ) Eine V.-O. v. 27. Februar 1682, welche ohne weiteres Körper* 
strafe verfügte, bezog sich nur auf Lyon, Renouard I, p. 142. 
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Leben erstrecken. Damit hatte das Privilegienwesen ausgelebt, 
und der Gedanke des Autorrechts war zum Durchbruch ge¬ 
langt. In dieser Verordnung wurde das Privileg gekennzeichnet 
als „une gräce fondee en justice et qui a pour objet, si eile 
est accordee ä l’auteur de recompenser son travail, si eile 
est obtenue par un libraire de lui assurer le remboursement 
de ses avances et l’indemnite de ses frais tf . 

VI. Daß dieses Privilegiensystem auch hier zu großen 
Ungerechtigkeiten führte, ist von selbst klar: eine geordnete 
Lage der Verhältnisse konnte es nicht herbeiführen. Es 
kam nicht selten vor, daß hinter einander für dasselbe 
Buch zwei Personen ein Privileg erteilt wurde, oder daß 
Privilegien gewährt wurden für Bücher, die längst ge¬ 
druckt, und deren Privilegien, sofern sie überhaupt be¬ 
standen hatten, erloschen waren. Dies führte die Gerichte 
dazu, die Privilegien einer rechtlichen Prüfung zu unter¬ 
werfen, und sie erklärten in beiden Fällen, wenn also ein 
früheres Privileg für einen anderen noch bestand, oder wenn 
ein Privileg bestanden hatte und das Buch durch Erlöschen 
des Privilegs frei geworden war, die neuen Privilegien für 
nichtig. Parlamentsentscheidungen in diesem Sinne werden 
erwähnt vom 3. August 1579, 15. März 1586 (Paris), 
9, Juli 1610, 19. September 1615 (Rouen) und ebenso eine 
Ratsentscheidung vom 14. März 1583 2 7 ); wozu noch kommt, 
daß manche Parlamente wie Rouen den Schutz versagten, 
wenn das Privileg nicht bei ihnen eingetragen war; manche 
Parlamente verweigerten auch grundsätzlich die Eintragung 
von Privilegsverlängerungen, 

Eine königliche Verordnung vom Dezember 1649 aber 
bestimmte, daß von mehreren zusammenstoßenden Privilegien 
das älteste Vorgehen und deshalb die Privilegien dem Vor¬ 
stand der Buchdrucker mitgeteilt werden sollten; eine Ver¬ 
längerung der Privilegien sei statthaft, allerdings nur nach 

27 ) Sämtliche bei Henouard, Droits d’auteurs I, p. 111, 112, 116. 
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deren Erlöschen. Letzteres blieb ein Streitpunkt zwischen 
König und Parlament 88 ). Der Ratsbeschluß vom 30. August 
1777 a. 2 endlich erklärte, daß eine Verlängerung der Privi¬ 
legien nur gewährt werden solle, wenn ein Zusatz von 
mindestens x / 4 gemacht sei; die alten Ausgaben aber dürften 
nachgedruckt werden. 

VII. Die Ratsschlüsse von 1777 fanden lebhafte Kritik, 
und der Gedanke, daß der Verfasser schon von sich aus das 
Recht in sich trage, ein Gedanke, der, wie Hdri courts 
Memoiren von 1725 beweisen, sich schon jahrzehntelang 
durchgerungen hatte, trat offen zu Tage: les Privileges ne 
donnent point la propriete, ils la supposent 29 ). Und in kurzem 
fegte der Sturm der Revolution die königlichen Privilegien 
hinweg, und was übrig blieb — war das geistige Eigentum, 
zu dem das 18. Jahrhundert auch in Deutschland gelangt 
war. 

VIII. Ebenso gestaltete sich die Entwicklung in . den 
Niederlanden. Die Privilegien hießen hier octrooijen, und 
in einer Verordnung von 1715 ist die Rede von den „Poe^ 
naliteiten tegen hen, die eenig boek, waarop Octrooi is ge- 
obtineerd, — nadrukken of, elders nagedrukt, invoeren“. 

Und auch hier zeigt sich die Wirkung der französischen 
Revolution in der Verordnung vom 8. Dezember 1796: Dat 
van nu voortaan geene Privilegien of Octroyen tot het 
drukken en uitgeven van eenige Boeken of stukken zullen 
worden verleend, als strijdende tegen de thans aangenomene 
grondbeginselen, volgens welke ieder Ingezeten eene aanspraak 
heeft op de beveiliging van zijnen regtmatigen eigendom ... dat. 
diensvolgens, wanneer eenig Boekverkooper in deze Provincie 
een origineel werk uitgeeft, waarvan hij het zoogenaamde 

* 8 ) R e n o u a r d I, p. 121, 123, 188. Uebrigens bestimmten auch schon 
die obengenannten Buchhändlersatzungen von 1618 (a. 27), daß die Privi¬ 
legien dem Vorstand des Gewerbes bekannt gemacht werden sollten. 

*•) Hinweise in meinem Autorrecht S. 87 f. 
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regt van Copie bekomen heeft, hij daardoor het regt ver- 
kjijgt, voor zieh, zijne erven en regtverkrijgenden, om dat 
werk uittegeven op al zulke wijze, als hij zal goedvinden? 
als zijnde het gemelde regt een eigendom, waarop niemand 
buiten zijne toestemming aanspraak heeft, en waarin niemand 
hem mag benadeelen ?°). 

IX. In der Schweiz dagegen dauerte das Privilegien¬ 
wesen bis in das 19. Jahrhundert 81 ). 

d) Großbritannien. 

§ 7. 

I. Auch das englische Recht 82 ) ging von der Verbindung 
von Zensur und Druckprivilegium aus, und diese Verbindung 
hat die Entwicklung bis in das 17. Jahrhundert gekennzeichnet, 
und auch hier ist die Zensur zurückzuverfolgen auf Zeiten vor 
der Buchdruckerkunst, wo die stationarii, welche Bücher¬ 
abschriften vertrieben, unter der Aufsicht von Behörden, 
namentlich der Universitäten, standen. Druckprivilegien finden 
wir in England seit dem Jahre 1518, wo dem Richard 
Pynson ein Privileg erteilt wurde; denn es heißt in der 
Ausgabe der Oratio Richardi Pacei v. 1518: Impressa 
Londini anno verbi incarnati MDXVIII idibus No- 
vembris per Richardum Pynson regium impressorem 
cum privilegio a rege indulto ne quis hanc orationem 
intra biennium in regno Angliae imprimat aut alibi 
impressam et importatam in eodem regno Angliae 
vendat 88 ). Wie auf dem Festlande waren die Privilegien 

,0 ) Nyenhues, De juribus typographorum p. 7 und 38. 

#1 ) Droit d’auteur IX, p. 89, 135; XVII, p. 88 (Casus Pestalozzi, 
Schiller). 

,a ) Vgl. zum folgenden auch Osterrieth, Geschichte des Urheber¬ 
rechts in England (1895), S. 9 ff. 

,s ) Ames-Dibdin, Typographical Antiquities (London 1810 ff.) ü, 
p. 477, nr. 605. 
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vielfach Allgemeinprivilegien und wurden ohne Rücksicht auf 
die Autorschaft verteilt. Zwei dieser Privilegien sollen zur 
Kennzeichnung dieser Zeiten mitgeteilt werden. 

So das Privileg von 1547 für Reynold Wolff 84 ): 
Sciatis quod nos . . . damus et concedimus dilecto subdito 
nostro Reginaldo Wolff officium typographi ac bibliopolae 

nostri in Latino, Graeco Hebraicoque sermone- 

Quare Omnibus et singulis typographis, bibliopoüs et ex* 
cusoribus librorum infra hoc regnum nostrum Angliae per 
presentes firmiter praecipimus et mandamus, quod nullus eorum 
de caetero audeat vel praesumat aliquos libros, cartas, mappas, 
caeterave huiusmodi, quae nos per praefatum Reginaldum 
imprimenda curabimus et assignabimus, vel quae praefatus 
Reginaldus propria sua industria, diligentia atque labore con- 
quisiverit, sumptuque suo impresserit vel suo nomine imprimi 
fecerit, sub typis aut prelis suis excudere seu imprimere, vel 
excudi seu imprimi facere, nec eadem, per alium quemcumque 
praeter praedictum Reginaldum impressa aut excusa, alicui 
personae vendere, seu vendendo exponere, sub poena foris- 
facturae et deperditionis librorum caeterorumque ' praedicto- 
rum, quos vel quae sic vendiderit aut vendendo exposuerit 

ac ulterius incurrendi in graviorem nostri offensionem- 

So das Privileg von 1538 für Thomas Berthelet; 

That no maner person durynge the naturall lyfe of the 
sayde Thomas shall printe any maner of bokes what so ever 
our sayd servant shal prynt fyrst or shal prynt agayne upon 
other mens corrections the same within the space of sixe 
yeres next ensuynge the pryntynge of every suche boke so 
printed by our sayde servant 85 ). 

Und solche Privilegien kehren in den Drucken jener Zeit 
oft wieder, z. B. in Drucken von Robert Wy er von 1532: 
cum privilegio regaü pro spatio septem annorum; von 1535: 


I4 ) Ames-Dibdin, IV, p. 4 f. 
8# ) Ames-Dibdin, III, p. 300. 
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with the privilege of our most gracious soveraygne Lord for 
sixe years 86 ). 

IL Seit der Reformation und Gegenreformation nahm die 
Zensurfrage geschärften Charakter an. Heinrich VIEL, die 
blutige Königin Anna, Elisabeth und die Stuart haben hinter¬ 
einander mehr oder minder scharfe Bestimmungen über die 
license gegeben, so bereits Heinrich VIII. im Jahre 1539: 
Bücher sollten nur kraft special license gedruckt werden 
dürfen, und diese license wird bezeichnet als privilegium 
ad imprimendum solum, wonach also die Druckerlaubnis 
von dem Privileg getrennt wurde; welche privilegia ad im¬ 
primendum solum in jener Zeit häufig nachweisbar sind, z. B. 
in Drucken von Robert Wyer 37 ). Jedoch wurde der Unter¬ 
schied nicht aufrecht erhalten, und Zensurerlaubnis und Pri¬ 
vileg gehen vielfach ineinander über. 

IH. Eine eigenartige Entwicklung aber vollzog sich durch 
die Bildung der Buchhändlergilde und Erteilung der Gilden- 
(charter) Rechte an sie. Dadurch wurde die Buchhändler¬ 
gilde zu einem Organ der Zensur, zugleich aber auch zu 
einem Hebel für die Entwicklung des Autorrechts gemacht. 
Ersteres war der ursprüngliche Zweck, weshalb der Gilde 
nicht nur Monopolrechte, sondern auch Befugnisse der Durch¬ 
suchung und der Prüfung der jeweiligen Lagerbestände in 
umfangreicher Weise erteilt wurden, so vor allem durch die 
Charter Acte der Königin Maria von 1556, die von Elisabeth 
im Jahre 1559 bestätigt wurde: Bücher, welche die Zensur¬ 
erlaubnis erlangten, sollten in die Register der Gilde einge¬ 
tragen werden. Die Zensurbehörde selbst aber hat vielfach 
gewechselt. Von Bedeutung dafür waren namentlich die 
Sternkammerentscheidungen von 1585 und 1637, welche dem 
Bischof, Erzbischof, dem Lord Chief Justice und anderen die 
Zensurbewilligung übertrugen. Und von dem nämlichen Geiste 

86 ) Plomer, Robert Wyer, Printer and bookseller (1897), p. 19, 20. 

87 ) Plomer, p. 26, 27, 29, 58: cum privilegio ad imprimendum solum« 

K'ohler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 4 
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sind die Verordnungen von 1643 und namentlich dieLicen- 
sing Act von 1662 (13. 14 Car. II, c. 33) getragen, 

Diese Zensurvorschriften wurden mehr oder minder streng 
beobachtet; dabei waltete infolge der oben bezeichneten Ge¬ 
dankenverbindung die Ueberzeugung, daß, wer eine Zensur¬ 
bewilligung habe, in der Herstellung des Buches privilegiert 
sei, vorausgesetzt daß der Eintrag in das Gildenregister er¬ 
folgte. Bei der mangelhaften Durchführung der Gesetze 
jener Zeit aber ist es begreiflich, daß vielfach Einträge in 
das Gildenregister ohne weiteres erfolgten und die Zensur¬ 
erlaubnis nicht genauer festgestellt wurde, so daß jener Ge¬ 
danke schließlich in den Gedanken überging, daß, was in die 
Register eingetragen sei, den Schutz genieße und der Einge¬ 
tragene als der owner des Werkes zu gelten habe, in 
dessen Bereich niemand eingreifen dürfe. Dafür konnte man 
sich auch auf eine Bestimmung der Licensing Act von 1662 
berufen, wo es in s. 6 heißt: 

No person or persons shall within this kingdom or else- 
where print or cause to be printed nor shall import or bring 
in or cause to be imported or brought into this kingdom 
from or out of any other His Majesty’s Dominions nor from 
any other parts beyond the seas any copy or copies, book 
or books or part of any book or books, or forms of blank - 
bills or indentures for any His Majesty’s Islands, printed 
beyond the seas or elsewhere, which any person or persons 
by force of virtue of any letters patents granted or assigned, 
or which shall hereafter be granted or assigned to him or 
them, or (where the same are not granted by any 
letters patents) by force or virtue of any entry or 
entries thereof duly made or to be made in the 
register book of the said Company of Stationers or 
in the register book or either of the Universities 
respectively have or shall have the right, privilege, 
authority or allowance, solely to print without the 
consent of the owner or owners of such book or 
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books ,. . upon pain of loss and forfeiture of the same and 
being proceeded against as an offender against this present Act, 

Dass solches auch die Ansicht der Gilde war, geht aus der 
Statutenbestimmnng von 1678 und 1681 hervor: die Gilde 
hatte kraft königlicher Verleihung das Recht, für ihre Mit¬ 
glieder weitgehende Verordnungen zu treffen. Die Satzung 
von 1678 aber lautete dahin, daß jeder bedroht wurde, der 
without leave or assignment of the lawful owner ein Buch 
nachdruckt und die Verordnung (bylaw) vom Jahr 1681 be¬ 
stimmt 38 ) ; 

That where any such entry was duly made, any other 
person printing or importing, selling, binding or stitching the 
same without the consent of the owner or his assigns, should 
forfeit 12 d. for every such copy so printed or imported. 

IV. Damit war der Boden geebnet. Es bedurfte nur einer 
gesetzlichen Bestimmung dahin, daß, wer in die Register ein¬ 
getragen sei, einen bestimmten Schutz genieße, es bedurfte 
noch der Angabe der Dauer und der Art dieses Schutzes, 
damit die Entwicklung ihren Abschluß finde. Beides erfolgte 
durch das Gesetz vom Jahre 1709, 8 Anna, Cap. 19, 
das erste neuzeitliche Autorgesetz der Welt. Von diesem 
Gesetz wird späterhin die Rede sein 39 ). 

V. Inzwischen hatte sich auch die Rechtswissenschaft mit 
dem Autorschutz beschäftigt und die Frage aufgeworfen, oh er 
auf der Natur der Lebensverhältnisse beruhe und ob nicht das 
Autorrecht ebenso heilig sei wie das Eigentum. Hier kam 
man zunächst zu ähnlichen Ergebnissen wie in Deutschland 
und Frankreich: auch hier bewegte man sich im Gedankenkreise 
des geistigen Eigentums; allein in den letzten Jahrzehnten des 
18, Jahrhunderts trat ein Rückschlag ein, und die Wert- 

* 8 ) Vgl. Osterrieth S. 94. 

*•) Man vgl. allerdings auch das Gesetz Venedigs 1603 (S. 40); dieses 
hat aber auf die Kulturentwicklung keinen entscheidenden Einfluß aus¬ 
geübt. Venedig hatte seine Weltrolle ausgespielt. 
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Schätzung des Autorrechts wurde wesentlich verringert. Dies 
ergibt sich aus der Darstellung von Blacks tone, II, 26, 

8 40 ). In der ersten Auflage seines Werkes äußert er sich 

noch ziemlich zuversichtlich. 

There is still another species of property, which (if it 
subsists) being grounded on labour and invention, is more 
properly reducible to the head of occupancy than any other; 
since the right of occupancy itself is supposed by Mr. Locke, 
and many others, to be founded on the personal labour of 
the occupant. And this is the right, which an author may 
be supposed to have in his own original literary compositions: 
so that no other person without his leave may publish or 
make profit of the copies. When a man by the exertion of 

his rational powers has produced an original work, he has 

clearly a right to dispose of that identical work as he pleases, 
and any attempt to take it from him, or vary the disposition 
he has made of it, is an invasion of his right of property. 
Now the identity of a literary composition. consists intirely 
in the sentiment and the language; the same conceptions, 
cloathed in the same words, must necessarily be the same 
composition: and whatever method be taken of conveying that 
composition to the ear or the eye of another by recital, by 
writing or by printing, in any number of copies or at any 
period of time, it is always the identical work of the author 
which is so conveyed; and no other man (it had been thought) 
can have a right to convey or transfer it without his con¬ 
sent, either tacitly or expressly given.- 

On the other hand, it is urged, that, though the exclusive 
property of the manuscript, and all which it contains, un- 
doubtedly belongs to the author, before it is printed or publi- 
shed, yet from the instant of publication, the exclusive right 
of an author or his assigns to the sole communication of his 

40 ) Nach Hammonds Ausgabe II, p. 624 f., die, nach der 8. Auf¬ 
lage (1778) gearbeitet, auch die Fassung der 1. Auflage (1765 bis 
1769) wiedergibt. 
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ideas immediately vanishes and evaporates; as being a right 
of too subtile and unsubstantial a nature to become the sub- 
ject of property at the common law, and only capable of 
being guarded by positive Statutes and special provisions of 
the magistrate. 

Er führt dann aus, daß es im römischen Recht kein Autor¬ 
recht gab, und fahrt fort: 

Neither with us in England hath there been any final 
determination upon the right of authors at the common law. 

But much may be gathered from the frequent injunction 
of the court of Chancery, prohibiting the invasion of this 
property: especially whereeither the injunctions have been per- 
petual, or have related to unpublished manuscripts, or to such 
ancient books, as were not within the provisions of the Statute 
of queen Anne. Much may also be collected from several 
legislative recognitions of Copyrights; and from those ad- 
judged cases at common law, wherein the crown hath been 
considered as invested with certain prerogative Copyrights; 
for, if the crown is capable of an exclusive right in any one 
book, the subject seems also capable of having the same right 
in another. 

Erwähnt werden hier insbesondere die Entscheidungen 
Knaplock v. Curl 9. November 1722, Baller v. Watson 
6. Dezember 1737, Eyre v. Walker 9. Juni 1735, Motte 
v. Faulkner 28. November 1735, Walthoe v. Walker 25. Ja¬ 
nuar 1736, Tonson v. Walker 12. Mai 1739, 30. April 1752: 
es handelte sich um Werke, die dem Statut der Königin 
Anna vorhergingen; sodann vier Entscheidungen, die sich auf 
unveröffentlichte Manuskripte bezogen: Webb v. Rose 24. Mai 
1732, Pope v. Curl 5. Juni 1741, Forrester v. Waller 13. Juni 
1741, Duke .of Queensbury v. Shekbeare 31. Juli 1758. 

Er fährt fort: 

But, exclusive of such Copyright as may subsist by the 
rules of the common law, the Statute 8 Ann. c. 19. hath 
protected by additional penalties the property of authors and 
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their assigns for the term of fourteen years; and hath directed 
that if, at the end of that term, the author himself be living, 
the right shall then return to him for another term of the 
same duration: and a similar privilege is extendedto the in- 
ventors of prints and engravings, for the term of fourteen 
years, by the Statute 8 Geo. II. c. 13. Both which appear 
to have been copied from the exception in the Statute of 
monopolies, 21 Jac. I. c. 3, which allows a royal patent of 
privilege to be granted for fourteen years to any inventor of 
a new manufacture, for the sole working or making of the 
same; by virtue whereof a temporary property be- 
comes vested in the patentee. 

VI. So die erste Ausgabe der epochemachenden Blackston’e- 
schen Commentaries (1765—68). Kurz darauf vollzogen sich 
aber im englischen Autorrecht gewaltige Dinge. Es erfolgte 
die Entscheidung Miller v. Taylor vom Jahre 1769, wo 
anerkannt wurde, daß schon nach dem common law ein eigen¬ 
tumsähnliches Recht des Autors am Autorgut bestehe; diese 
Entscheidung wurde aber überwunden durch die berüchtigte 
Oberhausentscheidung 1774 Donaldson v. Becket, welche 
dahin lautete, daß an veröffentlichten Schriften, abgesehen 
von dem statutarischen Recht der lex Anna, kein Rechtschutz 
bestünde. 

Dies führte denn auch zu Aenderungen und Zusätzen in 
den späteren Ausgaben des Werkes. In der 4. Ausgabe 
findet sich die Anmerkung: 

In the case of Miller v. Taylor in B. R. Pasch. 9 
Geo. Hl it was determined (upon solemn argument and great 
consideration) by the opinion of three judges against one, 
that an exclusive Copyright in authors subsists by the com¬ 
mon law. But a writ of error hath been since brought in 
the exchequer chamber, to take the sense of the rest of the 
judges upon this nice and important question. 

Die Entscheidung Miller v. Taylor war erfolgt; als 
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aber die 8. Auflage (1778) erschien, waren auch schon die 
Würfel gefallen und die Oberhausentscheidung 1774 hatte die 
verhängnisvolle Wendung herbeigeführt. Daher lautet die 
Anmerkung in der 8. Ausgabe wie folgt: 

Since this was written, it was determined in the case of 
Miller v. Taylor in B. R. Pasch. 9. Geo. III, 1769, that an 
exclusive Copyright in authors subsisted by the common law, 
But afterwards, in the case of Donaldson v. Becket, before 
the house of lords, which was finally determined 22. Febr. 
1774, it was held that no Copyright subsists in authors after 
the expiration of the several terms created by the Statute of 
queen Anne. 

Und auch der Text erfuhr einige Aenderung: 

Der letzte Absatz des Kapitels hatte, wie gezeigt, mit 
den Worten begonnen: But, exclusive of such Copyright 
as may subsist by the rules of the common law, the 
Statute 8 Ann. c. 19 hath protected by additional pe- 
nalties the property of authors and their assignsfor 
the term of fourteen years; die 8. Ausgabe sagt: But what- 
ever inherent Copyright might have been supposed 
to subsist by the common law, the Statute 8 Ann. c. 19 
(amended by Statute 15 Geo. III, c« 53) hath now declared 
that the author and his assigns shall have the sole 
liberty of printing and reprinting his works for the 
term of fourteen years, and no longer- 

VH. Die Idee des geistigen Eigentums war damit zu Grabe 
getragen; nur an noch nicht veröffentlichten Werken wird 
ein property nach commun law angenommen; bei veröffent¬ 
lichten Werken soll nur das statutarische Copyright gelten. 

Dabei ist die englische Rechtspflege und Rechtswissen¬ 
schaft bis heute geblieben; und dies ist auch die Lehre des 
Rechts in den Vereinigten Staaten geworden. 

Das Urheberrecht wurde von nun an ein Stiefkind der 
englischen Rechtsentwicklung. 
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e) Deutschland, 

§ 8 . 

I. Von reichsdeutschen Druckprivilegien ist meines Wissens 
das älteste das schon von Pütter, Büchernachdruck (1774) 
S. 170, nachgewiesene Privileg des Reichsregiments von 1501 
für Celtes und seine Hroswithaausgabe; es bezieht sich aller¬ 
dings nur auf die Reichsstädte: in liberis et imperialibus 
urbibus. Von kaiserlichen Privilegien werden solche, aus dem 
Jahre 1510, 1512, 1514 genannt 41 ); von Bedeutung sind 
die Privilegien für Schöffer in Mainz, bezüglich des Livius 
(1518), bezüglich der Reichsabschiede (1521) und bezüglich 
der Carolina (1532); hier heißt es: dieweil er sich nun des, 
unß zu undertheniger gehorsam und gefallen, in der eil etwas 
mit unstatten undemommen, damit er dann davon widerumb, 
wie billich, zimlich ergetzlichkeyt empfahe, so gebietten wir 
allen den obgemelten Buchtruckem und sunst meniglich bei 
straff und peen zehen march Lottigs golts, unß halb inn unser 
und des heyligen Reichs Cammer und den andern halben 
theyl. gedachtem Ivoni unabläßlich zu bezalen, und wollen, 
daß obgemelte Buchtrucker noch sunst jemant von jrent 
wegen den berürten Abschiedt, auch die Reformation unsers 
Keyserlichen Cammergerichts, darzu die halß oder peinlich 
gerichts Ordnung gedachtem Ivoni in zweyen jaren, den nechsten 
noch eynander volgend, nit nachtrucken oder zum feylen kauff 
haben oder außlegen, bei verlierung obgemelter peen und des 
selben jres trucks, den gemelter Ivo durch sich selbs oder 
eyn andern von seinet wegen, wo er den bei jr jedem finden 
wirt, auß eygem gewalt on Verhinderung meniglichs zu sich 
nemen und damit nach seinem gefallen handeln und thun 
mag, daran er auch nit gefrevelt haben. 


41 ) Wächter, Verlagsrecht I, S. 9, Kapp, Geschichte des Buch¬ 
handels S. 737, 738. 
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Von landsherrlichen Privilegien werden uns einige zweifel¬ 
hafte Fälle von Bamberg genannt (1490, 1498); sodann finden 
wir Privilegien von Bayern von 1518, von Sachsen 1527, 
1534 4a ). Von hervorragender Bedeutung wurden Ausgang 
des 16. Jahrhunderts die kursächsischen Privilegien, und sie 
wuchsen an Tragweite, als sich gegen Ende des 17. Jahr¬ 
hunderts der Buchhandel von der Kaiserstadt Frankfurt a. M. 
immer mehr nach Leipzig verzog 48 ). 

II. Auch in Deutschland finden wir förmliche Buchdrucker¬ 
monopole 44 ); auch hier gibt es Allgemeinprivilegien, die all¬ 
mählich abgeschafft wurden; so in Sachsen durch Verordnung 
von 1594, doch wurde das Verbot noch bis ins 17. Jahr¬ 
hundert übertreten 45 ). 

DI. Auch in Deutschland schob sich die Einrichtung der 
Bücherzensur hinein; nachdem sie von Karl V. 1521 in seinen 
Ländern eingeführt war 46 ), finden wir sie angedeutet im Nürn¬ 
berger R.Absch. 1524, § 28, ausdrücklich angeordnet in Speyer 
1529, § 9, womach, was weiter gedieht, gedruckt oder 
feil gehalten wird, ... zuvor von jeder Oberkeit darzu 
verordnete verständige Person besichtigt werden solle; 
und so im R.Absch. Augsburg 1530, § 58, R.P.O. 1548, 
XXXIV, § 1: keine Bücher, klein oder groß ... im Druck 
ausgehen lassen sollen, dieselben seyen dann zuvor durch ihre 
ordentliche Obrigkeit eines jeden Orts, oder ihre darzu Ver- 
ordneten besichtiget, R.Absch. Speyer 1570, § 156, R.P.O. 
1577 XXXV, § 1, Kaiserliches Edikt September 1715. 

42 ) Darüber Kapp S. 788. 

4 *) Darüber Arch. f. Gesch. der Buchhand. VIII, S. 112 f. 

44 ) So das Buchdruckermonopol in Königsberg vom 6. Juli 1626 und 
vom 5. Okt. 1640 im Arch. f. Gesch. d. Buchh. XIX, S. 188, 204 (Mit¬ 
teilungen von Lohmeyer). 

45 ) Vgl. Kirchoff, Arch. f. Gesch. d. Buchhand. IV, S. 109 und 
Kapp, S. 447, 844. Als Zeitungsprivilegien für den ganzen Inhalt der 
Zeitung bestanden sie in das 18. Jahrh. hinein fort, Droit d’auteur X, p. 146. 

46 ) Renouard I, p. 85 (V.-O. vom 8. Mai 1521). 
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Wurde das Buch zur Zensur, so wurde es auch zugleich 
zum Privileg eingereicht 47 ). 

Und dieses Verhältnis zwischen dem Privileg und der 
Zensurerlaubnis hat sich späterhin nicht gelockert, sondern 
befestigt; sowohl in Frankfurt als auch in Leipzig kam die 
Aufsicht über beides an eine staatliche Behörde, die in Leipzig 
hauptsächlich aus Mitgliedern der Universität bestand; es 
war die Bücherkommission, die wir in Frankfurt und Leipzig 
seit Ausgang des 16. Jahrhunderts verfolgen können und 
deren Walten es in Frankfurt dahin brachte, daß der Buch¬ 
handel mehr und mehr die Frankfurter Messe floh, wozu 
allerdings auch noch die staatssteuerlichen Belästigungen hin¬ 
zutraten ; aber auch in Leipzig wachte man emsig darob, daß 
keine anderen als streng lutherische Schriften in den Handel 
kamen, selbst wenn der Buchhändler versicherte, daß sie 
nach Oertlichkeiten von anderem Glauben verschickt werden 
sollten 48 ). 

Auch in anderen Universitätsorten trat eine nahe Ver¬ 
bindung mit der Universität ein. So wurde beispielsweise in 
Königsberg der Universitätsbuchdrucker als akademischer 
Bürger eingeschworen 49 ). Und das Reichsgesetz bestimmte, 
daß Buchdruckereien nur in Hauptstädten, Universitäts- und 
größeren Reichsstädten bestehen sollten 50 ). 

IV. Im übrigen galten die oben aufgewiesenen Grund¬ 
gedanken auch hier: 

1. Die Privilegien waren Sondergesetze, woraus man auch 
in Sachsen folgerte, daß sie bei jedem Regierungswechsel er- 

47 ) Vgl. Kirchhoff, Arch. f. Gesch. d. Buchh. XV, S. 189 f. 

48 ) Vgl. über alles dieses Arch. f. Geschichte des Buchhandels VIII, 
S. 101 f., 112 f., IX, S. 47, IV, S. 98; sodann Frankf. Zensur-O. 8. März 
1681, 9. Febr. 1678, 2. Okt. 1753, bei Beyerbach, Sammlung Frankf. 
V.-O. III, S. 628, 632. 

4# ) Vgl. Lohmeyer im Arch. f. Gesch. d. Buchhand. XIX, S. 183. 

#0 ) R.Absch. Speyer 1570, § 155, R. P.-O. 1577, XXXV, § 6; Kaiser! 
Edikt Sept. 1715. 
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neuert werden müßten; dies wurde noch am 9« Juli 1612 
besonders eingeschärft (bei Verlust) 81 ). 

2. Für das Privileg wurde eine Gegenleistung verlangt: 
so die Zahlung der entsprechenden Kosten 5 *), außerdem wurde 
gute Ausstattung zur Pflicht gemacht 58 ). Im übrigen galten 
sie als Belohnung, vor allem als Belohnung des Druckers für 
seine Mühe und Kosten. So heißt es in dem Generalpatent 
des Kaisers Franz vom 10. Februar 1746, daß die Buch¬ 
händler, welche privilegierte Bücher nachdrucken, „denenjenigen 
so mit Mühe und Kosten und manchmalen mit Schmählerung 
ihres gantzen Vermögens ein Werck an sich erhandet und 
darüber ein Kayserl. Privilegium erhalten, einen großen, ja 
offt unersetzlichen Schaden zuwenden“. 

3. Die Privilegien wurden dementsprechend als geminderte 
Gewerbemonopole behandelt; das Nachdrucksverbot bezog 
sich nicht auf die Gleichheit des Inhalts, sondern auf die 
Gleichheit der buchtechnischen Erscheinung; ein Auszug galt 
nur dann als Nachdruck, wenn dies im Privileg ausdrücklich 
gesagt war 54 ). 

Auch die Streitigkeiten über die Privilegien wurden weniger 
als Privatstreitigkeiten denn als Gewerbestreitigkeiten behan¬ 
delt, ja an manchen Orten, z. B. in Sachsen wurde (hier durch 
V.-O. vom 7* November 1636) die bürgerliche Gerichtsbarkeit 
völlig ausgeschlossen; und da man zwischen Verwaltung und 
Verwaltungsrecht noch keinen strengen Unterschied machte, 
so entschied man ohne grundsätzliche Schärfe. So kam es, 
daß die Entwicklung des wahren Bechts bedeutend zurück¬ 
gehalten wurde. 


51 ) Arch. f. Gesch. des Buchhandels V3I, S. 150, 152. 

* 2 ) Ueber die Kosten vgl. Arch. f. Gesch. des Buchh. I, S. 197; VI, 
S. 275. 

68 ) Kapp S. 746. 

54 ) So auch der Leipziger Schöffenstuhl Nov. 1742 bei Kirch- 
hoff, Arch. f. Gesch. d. Buchhand. XV, S. 227. Ygl. auch Kapp 
S. 748. 
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Allerdings blieb der Reichshofrat als letzte Instanz übrig 55 ). 
Daß aber auch hier manches zu bessern war, ergibt sich aus 
den Wahlkapitulationen (von 1690 an) Art. 2, § 7, worin 
bestimmt war, daß „weder Unserm Reichs-Hofrath, noch dem 
Bücher-Commissario zu Francfurt am Mayn verstattet (werden 
solle), daß jener auf des Fiscals oder eines andern Angeben, 
in Erkennung (Fortsetz- und Aburtheilung) deren Processen 
(sodann gebührlicher Execution) und dieser in Censir- und 
Confiscirung, deren Bücher einem Theil mehr als dem andern 
favorisire . . . u 

4. Doch galt anderseits das Privileg als Geldeswert: es 
wurde veräußert, verpfändet, auch verpachtet 56 ). 

5. Wie die Dauer, so war auch die Strafe regelmäßig im 
Privileg selbst bezeichnet, z. B. im Carolinaprivileg eine Strafe 
von 10 Mark, zur Hälfte dem Privilegierten, zur Hälfte dem 
Reiche, und Einziehung der Drucke, wobei dem Privilegierten 
Selbsthilfe gestattet war — alles Dinge, die häufig wieder¬ 
kehren. 

In allgemeinen Verordnungen wird auf diese Sonderstraf¬ 
bestimmungen verwiesen, so in der sächsischen Verordnung 
vom 22. Juni 1661 (Codex Augusteus I, S. 239): sondern 
auch den oder diejenigen, so die Bücher zur Ungebühr nach- 
drucken lassen, wann sie zu erlangen, nach Innhalt derer 
Privilegien in Straffe nehmen sollen; ebenso in den Kaiser¬ 
lichen Generalpatenten 10. Febr. 1746 und 7. Juli 1775: 
Schließung der Bücherläden, Einziehung der Stücke und Pri¬ 
vilegstrafen 57 ). 


55 ) Vgl. darüber insbesondere Kirchhoff im Arch. f. Gesell, d. 
Buchhand. IV, S. 100 f., IX, S. 82, und Kapp, Gesch. d. Buchhand. 
S. 749 f. 

5# ) Vgl. Kapp S. 749; Kirchhoff im Arch. f. Gesch. d. Buchh. 
XV, S. 262 f. 

57 ) In päpstlichen Privilegien findet sich die Strafe der Exkommuni¬ 
kation, vgl. Kapp. S. 742. 


Digitized by Google 



Idee des geistigen Eigentums. § 9. 


61 


V. Das Privilegienwesen hat man in Deutschland erst im 
19. Jahrhundert überwunden. Die Ueberwindung geschah 
durch die Idee des geistigen Eigentums; von dessen Entwick¬ 
lung in Deutschland ist nunmehr zu sprechen. Noch das 
bayerische St.G.B. von 1813 verweist in Art. 397 auf die 
in den einzelnen Druckprivilegien oder in deren Ermanglung 
auf die in den Polizeistrafgesetzen enthaltenen Strafen, welche 
Polizeistrafgesetze aber nie ergangen sind. 

3. Idee des geistigen Eigentums und Anfänge des neuzeit¬ 
lichen Autorrechts in Deutschland 58 ). 

§ 9. 

I. Die ersten entschiedenen Lebenskeime des geistigen 
Eigentums finden sich im 17. Jahrhundert, sofern es sich um 
juristische Autoren handelt: Anklänge bei Nichtjuristen sind 
schon aus dem 16. Jahrhundert bekannt, auch von Juristen, 
sofern es sich um einen Streit in eigener Sache handelte. 

Auch die Gesetzgebung regte sich da und dort schon im 
16. Jahrhundert, wenn auch schüchtern und ohne nachhaltigen 
Erfolg. 

II. Der Ruhm, der Welt das älteste Allgemeingesetz in 
deutscher Zunge gegen Nachdruck geschenkt zu haben, ist 
der Stadt Nürnberg (1550) 59 ) durch Basel entrissen 
worden. Hier bestimmt eine V.-O. vom 28. Oktober 1531 
(Basler Rechtsquellen I, S. 259), auf welche schon mehr¬ 
fach, z. B. von Huber, System und Geschichte des 
Schweizer Privatrechts IV, S. 298, hingewiesen worden ist, 
wie folgt: 

„Daß kein drucker dyser statt Basel dem andren sine 

5S ) Mit einigen Zusätzen und Strichen meiner Abhandl. im Arch. f. 
ziv. Prax. 82, S. 166 ff. entnommen. 

69 ) Vgl. mein Autorrecht S. 343 f. Ueber Dürers Triumphwagen 
und Guidemunds Stich, vgl. Büschs Archiv 47, S. 196. 
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werk und biecher in dryen joren den nechsten noch dem dy 
ußgangen und truckt worden, nochtrucken.“ 

Allerdings beschloß der Bat zu Nürnberg schon am 
7. Oktober 1525 60 ) auf Luthers Antrag; „soll man sich 
bei den puchtruckem erfaren, was seiner gemachten pucher 
durch sy nachgedruckt und geendert seyen und darinnen ein 
Ordnung geben, damit seiner pucher keins in ainer bestimpten 
zeit nachgedruckt, auch bei den puchfüerem verschaffen, 
nichtzt neues zu verkauffen vor und eche solchs besichtigt 
werd. a 

Jedoch wird in einem Beschluß vom 11, Mai 1532 nur 
bestimmt, daß die Buchhändler, welche Luthers Schriften 
nachdrucken, nicht den Namen Wittenberg, sondern Nürnberg 
„und ihre namen dafür setzen“ 61 ). 

HE. Von weiteren Anklängen an das geistige Eigentum 
läßt sich aus dem 16. Jahrhundert anführen: die Streitschrift 
des Juristen Lagus gegen den Buchhändler Egenolph, der 
sein Kollegienheft ohne seinen Willen, ja gegen seinen Ein¬ 
spruch nach fehlerhaft nachgeschriebenen Diktaten veröffent¬ 
lichte (1543, 1544). Hier trat der personenrechtliche Ge¬ 
sichtspunkt hervor, und in der Tat vergleicht Lagus diesen 
Verleger mit einem plagiarius, einem Menschenräuber; denn 
plagiarius sei, wer einen fremden Menschen demjenigen, in 
dessen Gewalt er sich befindet, entzogen habe; und dieses Ver¬ 
brechens müsse der für schuldig erachtet werden, der gegen 
den Widerspruch des Verfassers eine solche Herausgabe ver¬ 
anstalte 62 ). 

Hierher gehört auch der Fall Giphanius. Ein Buch¬ 
händler Rihel hatte ein Werk zur Geschichte Karl V. 
(Sleidani commentarii) in der Bearbeitung Beuthers auf 
den Markt gebracht. Zwischen dem Bearbeiter und Ver- 


60 ) Kapp, Geschichte des deutschen Buchhandels I, S. 426. 

61 ) Kapp, I, S. 426* 

* 3 ) Muther, Zur Geschichte der Rechtswissenschaft S. 34. 
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leger entspannen sich Mißhelligkeiten, und da kam der Ver¬ 
leger auf den Einfall, das Werk mit geschichtlichen Zusätzen 
bis auf die Gegenwart neu herauszugeben. Er tat es und 
ließ sich solche Zusätze von dem ihm befreundeten Gipha¬ 
nius machen, veröffentlichte aber nichtsdestoweniger das 
Ganze unter Beuthers Namen; dies geschah im Jahre 1574. 
Es lag also hauptsächlich eine Persönlichkeitsverletzung vor. 
Giphanius schreibt darüber im Februar 1575 6S ): Quod 
autem D. Beuthero illud additamentum attribuit, more potius 
et aliorum exemplo, quam nocendi voluntate factum est, vix 
enim operae pretium ei fortasse videbatur, paucas paginas a 
toto priore additamento sejungere (!!). 

Das wäre vielleicht so hingegangen; aber die Sache hatte 
eine verhängnisvolle Seite. Giphanius hatte nämlich recht 
leichtfertig unter diese additamenta ein abgeschmacktes Mär¬ 
chen aufgenommen, das jemand bei Tisch erzählt hatte, als 
ob im Jahre 1573 in Wien nichts mehr und nichts weniger 
als eine Art von Bartholomäusnacht gegen dortige Prote¬ 
stanten geplant gewesen sei; der Kaiser habe zwar davon 
nichts gewußt, auch die Sache nachträglich sehr gemißbilligt; 
doch sei gegen die Komplottanten „nichts fürgenommen wor¬ 
den“. Das war verhängnisvoll. Eine solche Nachricht, welche 
den schlummernden Religionshaß aufs höchste steigern konnte, 
erbitterte den Kaiser sehr. Giphanius wurde ins Gefängnis 
geworfen, Rihel verbannt und seine Bücher von der Messe 
ausgeschlossen. Später wurde beiden auf Ansuchen die Strafe 
erlassen 64 ). Hierher gehört der Fall insofern, als sich natür¬ 
lich Beuther sehr heftig gegen die ihm unterschobene 
Autorschaft, und somit gegen diese Verletzung seines Per¬ 
sönlichkeitsrechts verwahrte und sicher durch sein strenges 
Auftreten diese Verfolgung mit veranlaßt hat, 

**) Epistola 46, herausgegeben von Schirmer in der Breslauer 
Festschrift zur 4. Basler Säkularfeier: Oberti Giphanii Epistolae XV, 
p. 18. 

64 ) Vgl. Schirmer S. 4. 
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Die Nachdrucksprozesse, die wir aus dem 16. Jahrhundert 
kennen, beziehen sich wohl durchaus auf Privilegien und Pri¬ 
vilegienverletzungen; so die drei Reichskammergerichtsprozesse 
von 1533, 1535 und 1595, die uns Wigand 65 ) mitteilt: Pro¬ 
zesse, die, wie es ja die Eigenart der Reichskammergerichts¬ 
prozesse war, nicht zu Ende gingen, indem die Parteien sich 
stillschweigend verglichen oder dabei starben und verdarben. 
Sie betrafen teilweise alte Schriftsteller wie Flavius Jose- 
phus und Plinius, und es wurde dabei erörtert, inwiefern 
hier ein Alleinrecht eines neuen Herausgebers bestehen 
könne. Insofern klärt sich die Autoridee ab, und das Privileg 
verliert allmählich seine willkürliche Wesenheit. 

Eine ähnliche Bedeutung hat der Straßburger Prozeß, den 
Wendel Rihel wegen des Nachdrucks seines Dictionarium 
Dasypodii führte, von dem noch eine Prozeßschrift des Klägers 
aus dem Jahre 1536 erhalten blieb 66 ). Auch hier wird das 
Verhältnis zwischen einem Wörterbuch und seinen Vorgängern 
erörtert und dabei die Neuheit und Eigengestaltung in Betracht 
gezogen, allerdings nach den Anschauungen jener Zeit. Inter¬ 
essant ist der Fall insbesondere, weil beide Teile sich auf 
Privilegien beriefen. Wie das Urteil ausgefallen ist, bleibt 
dunkel. 

IV. Auch im 17. Jahrhundert gehen zwar die meisten 
Schriftsteller vom Falle des Bücherprivilegiums aus 67 ); aber 
sie berufen sich auch auf das natürliche Rechtsgefühl. 

66 ) Wetzlarer Beiträge f. Geschichte und Rechtsaltertümer I, S. 227, 
231, 237. 

ee ) Mitgeteüt als Beilage zu dem Aufsatze: Zur Geschichte des 
Straßburger Buchdrucks und Buchhandels, im Archiv f. Geschichte des 
deutschen Buchhandels V, S. 88 f. 27 f. 

67 ) Vgl. zum folgenden die fleißige Zusammenstellung von Pütt er, 
Büchemachdruck, S. 118 f. Auch Jolly, Lehre vom Nachdruck, S. 5 f., 
gibt ein reiches Material; aber, da er den fruchtbaren Kern der Idee 
des geistigen Eigentums nicht erfaßt, so gelingt es ihm nicht, die ge¬ 
waltige Kulturarbeit, die in den Schriften dieser Autoren über geistiges 
Eigentum liegt, zu würdigen. 
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So spricht Carpzov an einer viel erwähnten Stelle 68 ) von 
den Buchhändlerprivilegien und rechtfertigt sie, als auf einer 
naturalis aequitas beruhend. 

Ebenso tut es Fritsch in seiner dissertatio de bibliopolis 
c. 5 (von 1674) 69 ). 

Thomasius aber in seiner von manchen hierhergezogenen 
Schrift de plagio literario (Leipzig 1673) handelt nicht von 
der Autorverletzung, sondern vom Plagiat (der Anmaßung 
fremder Ideen als der eigenen) und führt aus, daß das Plagiat 
weder Diebstahl noch plagium sei, sondern dem mendacium 
justitiarium und dem falsum am nächsten stehe, seine Strafe 
aber in der wissenschaftlichen Schmach des Täters liege 
(theor. 1, 2, 3, 15). 

Von der höchsten Wichtigkeit aber ist ein Leipziger 
Schöffenspruch von 1674 70 ), welcher 71 ) den Nach¬ 
druck deshalb verbietet, weil der Verleger das Werk „titulo 
oneroso an sich erhandelt, und wie der Autor Selbsten nicht 
einsten den Nachdruck andern zu verhandeln befugt sei, 
cum ex suo contractu ad evictionem teneatur, also auch um 
desto weniger ein tertius sich das Nachdrucken anmaßen kan a . 

Ein Jenenser Urteil von etwa 1700 72 ) befaßt sich gleich¬ 
falls zunächst mit der Beziehung zwischen dem Autor und 
dem Verleger und erklärt es für unberechtigt, daß dieser das¬ 
selbe Werk, das er dem einen in Verlag gegeben, nochmals 
mit Zusätzen einem anderen Verleger übertrage. Aber auch 
diese Entscheidung streift die Idee des geistigen Eigentums 
und sagt, es sei unrecht, dem Mitmenschen seinen berechtigten 
Gewinn zu entziehen. 


68 ) Jarisprudentia ecclesiastica II, 25, def. 414 (Ed. 1652, p. 1099). 

69 ) Fritsch, Opuscula varia (Nürnberg 1732) IV, tract. 13, p. 199. 

70 ) Zitiert bei J. H. Böhmer, Kurze Einleitung zum geschickten 
Gebrauch der Akten, S. 593. 

71 ) Sofern das Zitat richtig so zu verstehen ist. 

7S ) Bei Lyncker, Herum in S. Ducum Sazoniae dicasteriis Je- 
nensibus decisarum centuriae XV (1700 f.), decisio 1304. 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 5 
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Y. In der Tat hatte sich bereits die Idee, daß es auch 
ohne das Privileg unstatthaft sei, fremde Bücher nachzudrucken, 
und daß ein solches Privileg nur ein sehr forderliches Unter¬ 
stützungsmittel , nicht ein Bedingnis des Autorschutzes sei, 
Bahn gebrochen, und hier stand wieder Nürnberg an der 
Spitze. Eine Nürnberger Verordnung vom 10. August 
1633 78 ) besagt, daß der Nachdruck von Büchern und Stichen, 
„denen die solüche büechlein, gemähl und schrillten anfäng¬ 
lich erfunden, gedieht, geschnitten und mit Verlegung dem¬ 
selben viel costen darauff verwendet haben, zum großen 
schaeden, Verderb und abbruch ihrer nahrung geraicht hat M . 
. . . . Darum wurde das Verbot gegeben, innerhalb eines 
halben Jahres „nach ausgehung derselben 44 keinen Nachdruck 
oder Nachstich zu bewirken. 

Mehr gewährten die „Erneuerte Ordnung und Ar¬ 
tikel 44 von Nürnberg vom 7. Febr. 1673 74 ), welche be¬ 
sagten, daß sich „die Buchdrucker und Verleger alles Nach¬ 
drückens, sowohl privilegierter, als unprivilegierter 
Materien enthalten, wie auch des Vorteils, daß sie andere 
Format nehmen, die Figuren und Kupfer in etwas ändern 
oder neue verfertigen lassen, einen anderen Titel und Namen 
des Autoris gebrauchen 44 .... Strafe ist 1 Gulden pro Bogen 
und Konfiskation; dazu Entschädigung. Ein für den Nach¬ 
drucker erteiltes Privileg soll nichtig sein. Wenn allerdings 
der erste Verleger das Buch nicht mehr auflege, dürfe der 
Verfasser durch einen anderen eine zweite Auflage hersteilen, 
wobei man sich wegen der noch übrigen Exemplare verstän¬ 
digen müsse. 

Und wie sehr sich das Gefühl für das Unrecht des Nach¬ 
drucks im Buchhändlerstand regte, beweist die vereinbarte 
Ordnung der Buchhändler von 1669, welche besagt: „da¬ 
mit aber auch kein Buchführer künfftiger Zeit dem andern 


73 ) Kapp, Geschichte des deutschen Buchhandels I, S. 753. 

74 ) Bei Siebenkees, Beiträge zum deutschen Recht I, S. 222 f. 
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mit dem schändlichen Nachdrucken fernem Schaden zufügen 
möge, soll keiner kein getrucktes Buch aufs newe verlegen 
oder trucken lassen, er habe sich dann mit den jenigen Erben 
verglichen, so das Buch vorhin verlegt gehabt.“ 

Nach einem späteren Zusatz soll dies jedoch gestattet 
sein, wenn die rechtmäßigen Erben nicht zur Hand sind, 
nötigenfalls gegen nachträgliche Vergütung. Sodann solle der 
Vertrag des Autors mit dem ersten Verleger unverbrüchlich 
gehalten werden und kein neuer Verleger sich einmischen 75 ). 

Entsprechend soll nach der Frankfurter Buchdrucker-0. 
9. Febr. 1660 der erste Drucker „auch ohne habendes Privi¬ 
leg“ geschützt sein 76 ). 

Auf der gleichen Bahn bewegt sich das Kaiserliche 
Mandat vom 25. Oktober 1685 77 ), welches erklärt: „daß 
sich die Buchführer nit allein vom schädlichen nachtruck der 
Kays, privilegirten Bücheren, sondern auch der unprivilegirten, 
welche ein Buchführer mit grosen Unkosten an sich erhandlet, 
enthalten sollen“; sodann das offenbar unter dem Eindruck 
des kaiserlichen Erlasses ergangene Kursächsische Mandat 
vom 27. Februar 1686 78 ), worin bestimmt ist, daß die in 
Sachsen wohnenden oder die Leipziger Messe besuchenden 
Buchhändler „sich des verbotenen Nachdrückens zum Schaden 


Kapp I, S. 691, 703. 

76 ) Beyerbach, Sammlung Frankf. V.-O. III, S. 602. 

77 ) Bei Kirchhoff im Archiv f. Geschichte des Buchhandels XV, 
S. 75. Das Kaiserl. Patent vom 7. Juli 1775, in Frankfurt veröffent¬ 
licht 22. August 1775 (Corp. leg. Francof. VII) spricht nur von Privi¬ 
legien. 

78 ) Codex Augusteus I, S. 416 Die Sächsischen Dezisionen vom 
22. Juli 1661 Justitiensachen § 81 betonen nur die Privilegien; ebenso 
die Sächsischen Reskripte vom 13. Mai 1620, 5. Juli 1625 und 7. Nov. 
1636 (Codex Augusteus I, S. 409—412): das erste sagt, daß die ein¬ 
geführten Nachdrucke privilegierter Bücher eingezogen werden sollen; 
das zweite gibt an, daß die Privilegien nicht in perpetuum erteilt 
würden; das dritte endlich erklärt, daß die Zivilgerichte nicht in Pri¬ 
vilegiensachen zu entscheiden hätten (vgl. oben S. 59). 
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derer, welche Bücher von den Autoribus redlicher¬ 
weise an sich gebracht, auch wohl darüber Privi- 
legia erlanget, zu enthalten“ hätten. 

Was unter solchen Umständen die Privilegien bedeuteten, 
legte man sich in gleicher Weise zurecht, wie es ein Jahr¬ 
hundert später das Sächsische Mandat vom 18. Dezember 
1773 zum Ausdruck brachte. Wer kein Privileg habe, müsse 
nach weisen, „daß er das Verlagsrecht an dem Buche, Ueber- 
setzung oder sonstiger Schrift .... von dem Schriftsteller 
redlicherweise an sich gebracht habe“. Dieser Beweis sei oft 
schwierig, darum könnten Privilegien erworben werden, so 
daß hierdurch die Buchhändler dessen überhoben und einer 
geschwinderen Exekution versichert seien 79 ). Und in einem 
Reskript vom 4. Juli 1798 80 ) ist ausdrücklich gesagt, daß 
„zum Grunde dieses Verbots des Nachdrucks hauptsächlich 
die redliche Erwerbung des Eigentums an einem Buche an¬ 
genommen und die Schärfe der Ahndung mittels der Konfis¬ 
kation vornehmlich auf den Eingriff in das Eigentum eines 
Verlegers und nur nebenher auf die Verletzung eines erlangten 
Privilegii gesetzet worden“. 

VI. Diesen Standpunkt verteidigt nun auch ein Schrift¬ 
steller am Ausgang des 17. Jahrhunderts, Adrian Beier, 
in seinem „Kurzen Bericht von der nützlichen und vortreff¬ 
lichen Buchhandlung und derselben Privilegien“ (Jena 1690). 
Er weist die Folgerung ausdrücklich zurück, daß, wo kein 
Privilegium, da kein Recht, keine Hilfe, keine Sünde, keine 
Strafe. „Das natürliche Recht, die Vernunft weiset einen 
jeden an, liegen zu lassen, was nicht sein ist.“ 

Mit diesen Worten war das geistige Eigentum in Deutsch¬ 
land zum Ausdruck gekommen. Das Jahr 1690 kann für 

79 ) Codex Augusteus, 2. Fortsetzung I, S. 39. Dieses Mandat 
enthielt nur eine Wiederholung längst anerkannter, aber oft in Ver¬ 
gessenheit geratener Grundsätze; vgl.* darüber Schürmann, Entwick¬ 
lung des deutschen Buchhandels 1, S. 76 f. 

80 ) Codex Augusteus, 2. Fortsetzung I, S. 58. 
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Deutschland als das Jahr seines Emporkeimens zum juristi¬ 
schen Begriff betrachtet werden. 

Diese Entwicklung konnte nicht ausbleiben; sie wurde 
gefordert durch das Privilegienwesen, und auch durch das 
Privilegienunwesen. War es so, daß die Privilegien oft ohne 
Wahl dem ersten besten, der sie bezahlte, verliehen wurden, 
daß häufig der Nachdrucker mit einem Privileg auftrat und 
insbesondere derjenige, der das Buch eines anderen mit kleinen 
Zusätzen brachte, ein Privileg erwarb; war es so, daß die 
Allgemeinprivilegien, welche einzelnen Buchhändlern für ihren 
ganzen Verlag gegeben wurden, alles in Verwirrung brachten; 
war es so, daß die Erneuerung von Privilegien beim Regie¬ 
rungswechsel große Belästigungen herbeiführte: so mußte sich 
die Anschauung hervordrängen, daß nicht im Privileg, son¬ 
dern in der Erwerbung der Handschrift der Kern des Ver¬ 
lagsrechts liege. 

VII. Aus der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
finden wir folgende Zeugnisse: 

Eine von Berger (Electa discept. forensium, Leipzig 
1706) mitgeteilte Entscheidung der Leipziger Fakultät 
spricht sich dahin aus, daß auch ohne Privileg Bücher nicht 
nachgedruckt werden dürfen, es müßten denn die Exemplare 
völlig abgegangen sein oder mit ihnen ein unziemlicher Wucher 
getrieben werden, trotzdem daß von Obrigkeits wegen gemahnt 
worden wäre, davon ahzustehen. Dies wird damit begründet, 
daß ein Buch, das der Autor selbst verlegt oder der Buch¬ 
händler von ihm erkauft, desselben wahres und rechtes Eigen¬ 
tum sei; auch wie insgemein Niemanden das Seinige wider 
seinen Willen zu entziehen, also es ebenmäßig eine ungerechte 
Sache sei, einem andern sein Buch durch den Nachdruck zur 
Ungebühr zu nehmen. 

Die Wittenbergische Fakultät (bei Wernher, 
Observ. X 448) erkannte 1722 gleichfalls, daß auch ohne 
Privileg ein Schutz bestehe: „dieweil dasjenige Buch, so der 
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Autor Jemand verhandelt und ihme übergibt, dessen wahres 
und rechtes Eigentum wird, und der Verleger dadurch die 
Freiheit, durch dessen Publication sich einen Nutzen und 
zulässigen Vorteil zu schaffen, überkommt, welches von selbst- 
enen ein jus prohibendi et alios a simili usu excludendi mit 
sich führet; und es mit den privilegiis, welche darüber aus¬ 
gebeten zu werden pflegen, nur dahin angesehen, daß der 
Verleger sofort paratam executionem.haben und dies¬ 

falls eine gewisse Strafe gesetzt sein möge; auch bei er¬ 
hobener Klage nicht allererst ein absonderliches Interesse 
samt denen verursachten Schäden beigebracht .... werden 
dürfe-. u 

Entsprechend sagt auch Wernher in seinen Obser- 
vationes X (Wittenberg 1722) 81 ), obs. 448: Bibliopolis 
librorum intuitu, quos ab autoribus emerunt, etiam citra 
speciale privilegium jus prohibendi competit, ne alii eosdem 
typis exscribi curent. Als Grund wird angeführt: Sicut 
enim quisque a rei suae usu alios recte excludit, ita et 
hic facultatem typis vulgandi scriptum a se emtum inde- 
que lucrum honestum capiendi sibi privative optimo jure 
vindicat. Qui contrafacit, in alienam messem involare atque 
emolumentum nullo modo ad se pertinens alteri intericipere 
intelligitur. 

Anderseits spricht sich die Jenenser Fakultät (1722) 
dahin aus, daß zwar ein Buch nach dem Verfasser genennet 
wird und er auch nach seinem Tode die Ehre der Erfindung 
behält, keineswegs aber daraus zu inferieren, als ob die 
Exemplaria, die nach dem ersten Druck verfertiget worden, 
dem Autori oder dessen Cessionario eigentümlich zugehörten 
oder einem von diesen beiden das jus prohibendi zustünde 82 ). 
Uebereinstimmend hiermit Helmstadt (1723), auch Gießen 
(1722), diese Fakultät aber unter besonderer Betonung, daß 

81 ) Vgl. schon Autorrecht S. 88. 

82 ) Abgedruckt in der unten S. 73 zu zitierenden Schrift: Unpar- 
theyisches Bedenken (Köln 1742) S. 89, 101 f. 
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der Nachdruck geschehe, um dem Verleger „in seinen un- 
ziemlichen Wucher und gesuchten Eigennützen Inhalt zu 
tun“ 8S ). Uebereinstimmend auch die Erfurter Fakultät 
vom 17. August 1723 mit folgender eigentümlicher Be¬ 
gründung: Da es dem Kaiser zukomme, solche Privilegien 
für das Reich zu erteilen, und den Reichsständen, dies für ihr 
Territorium zu tun, so würde diesen hohen juribus zu nahe 
getreten, „wenn man sich einfallen lassen wollte, daß per 
conventionem privatorum eben dergleichen jus prohibendi 
(und resp. fast von mehrerer Wirkung, wenn man den Effekt 
von einem solchen jure conventionali auch extra territorium 
principis .... zu extendiren vermeinte . . . .) effektuirt 
werden könne, indem so dann man ja wohl die Kaiserlichen 
und Fürstlichen Privilegien ganz und gar entraten könnte 
und würde“ 84 ). 

Eine herrliche Argumentation: schließlich wäre es gar ein 
crimen laesae majestatis, für das Autorrecht zu schreiben!! 

VIII. Wohl die älteste Sonderschrift über das geistige 
Eigentum in Deutschland ist folgende namenlose Abhandlung 
(verfaßt von Gundling): 

Rechtliches und vernunfftmäßiges Bedenken 
eines Icti, der unpartheyisch ist, von dem schändlichen Nach¬ 
druck andern gehöriger Bücher, Anno 1726. 

Es wird hier angenommen (S. 5), die Bücher seien das 
Eigentum der Autoren „nicht nur in Ansehung ihrer eigenen 
Gedanken, sondern auch des Werts, nach welchem sie das¬ 
selbe verhandeln können“. Mit dem Verlag werde der Ver¬ 
leger dominus (S. 6); „dem autori bleibet die Ehre, daß er 
so wol gedacht und so nette sich ausgedrücket, oder auch die 
Unehre, daß er solche elende Dinge zu Markt gebracht“ 
(S. 6). Und dem Einwurf, daß der Nachdruck die Bücher 
billiger mache, entgegnet er (S. 11) mit der Replik, es sei 

8S ) Ebenda S. 106, 107. 

84 ) Ebenda S. 108 i. 
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dies wie bei den Seeräubern, die billig verkaufen, weil sie 
für die Sache nichts bezahlt haben. 

Nicht in Separatschrift, sondern in einer Sammlung ist 
folgendes Zeugnis erschienen: das Muster eines kommissarischen 
Berichtes, das uns J. H. Böhmer in seinem unten bezeich¬ 
nten Werk aufführt 85 ); allerdings nur ein Muster, aber man 
sieht ihm an, daß J. H. Böhmer darin mit Leib und Seele 
lebt, wie er denn auch die Musterentscheidung in diesem 
Sinne ausfallen läßt. 

Ich führe aus dem kommissarischen Bericht folgendes an, 
S. 583 f.: 

„Daß nun ein Verleger aus dem mit den Autore eines 
Wercks geschlossenen Contract ein solches Recht an den ver¬ 
legten Buch sich acquiriret, ist unsers Erachtens daraus mehr 
als zu klar, daß der Autor eines mit großer Arbeit ver¬ 
fertigten Buchs Dominus von solcher Arbeit und Wercks ist, 
und vermöge seines daran habenden Eigenthums solches einen 
Buchhändler zum alleinigen Verlag schlechterdings verkaufen, 
oder sich ein und anderes noch dabei bei den künftigen wieder¬ 
holten Edirungen reserviren kan.“ 

- S. 584: 

„Und hiezu ist der Autor des Buches um desto mehr be¬ 
fugt gewesen, weil die Materie zum Verlage sein Eigenthum 
gewesen, und nach denselben er dergleichen Contract mit ihn 
aufrichten mögen, dieweil er ihn seine Arbeit theuer genug 
bezahlen, und öfters die größesten Depencen nebst dem 
Risico daran wagen muß. Wenn nun das Nachdrucken einen 
jeden eigennützigen Buchhändler frei und unverboten erlaubet 
sein solte, so würde dieser unbillige und unvernünftige Schluß 
daraus folgen, daß derjenige, der die Arbeit dem Autori nicht 
bezahlet und bei den Nachdruck vieles an Papier und Druck 
menagiret und also solches Buch viel wohlfeiler geben und 


85 ) J. H. Böhmer, Kurze Einleitung zum geschickten Gebrauch 
der Akten (Halle 1731) S. 583. 
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ausbringen kann, den rechtmäßigen Verleger in viele 
1000 Thaler Schaden bringen, seinen Verlag ruiniren, und 
allen Vortheil von dem Wercke, der doch ex contractu dem 
rechtmäßigen Verleger gebühret, an sich bringen könne, 
welches keine Rechte approbiren.“ 

Eine zweite Sonderschrift für das geistige Eigentum ist 
von Thurneisen, De recusione librorum furtiva, zu Teutsch 
dem unerlaubten Büchernachdruck (Basel 1738). Er nimmt an 
(p. 10): quod autem id, quod docti viri vel meditatione sua ex- 
cogitarunt vel lucubratione industriaque sua excerptum in ordi- 
nem digesserunt, illorum proprium sit, seu ad eos solos jure 
pertineat, nemo dubitabit; ideoque de illo libere disponere pos- 
sunt. Die Verleger aber (p. 11) consequuntur ex contractu 
licito atque permisso jus quaesitum irrevocabile, consequuntur, 
ut jus manuscripta sibi acquisita imprimendi soli obtineant, 
libros impressos tanquam legitima sustentationis suae media, 
semper omnibus exclusis, et peregrinis et civibus, immo 
auctoribus, a quibus manuscripta pretio suo emerunt, ven- 
dendi, et, ut verbo dicam, suo arbitratu ac lubitu disponere 

de iisdem possunt ...-. 

Merkwürdig ist Thurneisens fortschrittlicher Standpunkt 
in der Würdigung des zwischenstaatlichen Autorrechts: der 
Nachdruck ausländischer Werke sei gestattet, wenn sie in so 
fremden Ländern erschienen seien, daß eine buchhändlerische 
Beziehung nicht besteht, und in Ländern, die mit uns weder 
in eine ausdrückliche noch in eine stillschweigende Verein¬ 
barung getreten sind (S. 8 und 9). Es bedurfte 1 x /a Jahr¬ 
hundert, bis diese Idee des Schweizers zur praktischen Durch¬ 
führung gelangte in der Berner Konvention! 

Mit vielem Apparat an Material wird die Eigentums¬ 
theorie auch ausgeführt in der merkwürdigen Schrift: 

Unpartheyisches Bedenken, worinnen aus allen natür¬ 
lichen, göttlich- und menschlichen Civil- und Criminal- 
rechten und Gesetzen klar und deutlich ausgeführet und 
bewiesen wird, daß der unbefugte Nachdruck privilegirter 
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und unprivilegirter Bücher ein grob- und schändliches, 
allen göttlich und menschlichen Rechten und Gesetzen zu¬ 
wider laufendes Verbrechen, und infamer Diebstahl sei. 
Cölln, bei Peter Marteau, 1742. 

Auch hier wird angenommen, dem Verleger, der justo 
titulo das Buch erhandelt hat, stehe „das Eigentum cum jure 
prohibendi zu“. „Mithin kann das Recht des Verlegers, seine 
eigenthümliche Sache und Verlagsbuch alleine und mit Aus¬ 
schließung anderer zu drucken kein Monopolium, viel weniger 
ein schädlich Monopolium genennet werden“ (S. 138, 139). 

Dagegen haben die Schriftsteller, welche die Autor¬ 
verletzung strafrechtlich auf das falsum hinüberspielten, ab¬ 
gelenkt und die Lehre nicht gefordert; so namentlich Leyser, 
Meditat. ad Pand. IX sp. 624, und, ihm folgend, die Kri¬ 
minalisten Quistorp, Tittmann und Grolmann 86 ). 

IX. Die wichtigsten Sonderschriften Ende 18. Jahrhunderts 
über die Materie sind von Pütter, Ehlers und Gräff. 
Pütter, der Büchernachdruck nach echten Grundsätzen des 
Rechts (Göttingen 1774), nimmt eine Art von Verlagsrecht 
an, das der Verleger vom Autor erwirbt und durch Verkauf 
der Exemplare nicht weiter überträgt (S. 27, 44); der Ver¬ 
gleich, den er zur Erläuterung bringt, daß quoties servus 
venit, non cum peculio distrahitur (fr. 29 de contr. emt.) 
führt allerdings auf Abwege und erklärt die Sache nicht; die 
Art dieses Verlagsrechts sei vom Eigentum verschieden, aber 
doch dem Eigentum verwandt, so daß die Verletzung zwar 
nicht furtum im eigentlichen Sinne, aber quasi furtum sei 
(S. 69). Leider vermissen wir eine tiefere juristisch-technische 
Ausführung dieser Gedanken, während das Werk durch die 
darin enthaltenen Nachweise aus früherer Zeit unschätzbar ist. 

Vor anderen ausgezeichnet ist die Darstellung von Ehlers, 
Ueber die Unzulässigkeit des Büchernachdrucks nach dem 

8S ) Die Stellen sind angeführt bei Calker, Delikte gegen das Ur¬ 
heberrecht S. 50 ff. 
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natürlichen Zwangsrecht (Dessau und Leipzig 1784). Er 
konstruiert ein Gedankeneigentum mit Rücksicht auf das Recht 
des Erzeugers am Erzeugten. Die Gedanken eines Menschen 
seien dessen Eigentum, und es könne Niemand anders, als 
durch Vertrag dazu gelangen. Zwar könnten Andere aus 
diesen Gedanken ihre Kenntnisse bereichern, allein dadurch 
würden die Gedanken nicht ihr Eigentum (S. 22). Daher 
habe der Autor auch ein ausschließliches Uebersetzungsrecht 
(S. 89 f.). Das Autorrecht sei kein Privileg: „was durch 
ein Privilegium erst seine Rechtskraft erhalten muß, hat diese 
Rechtskraft nicht aus der innem Natur der Sache“ (S. 144). 

Aehnlich auch Kayser, Abstellung des Büchemachdruckes 
(1790 S. 7 f.). 

Eine etwas andere Wendung findet sich bei Gräff, Ver¬ 
such einer einleuchtenden Darstellung des Eigentums und der 
Eigentumsrechte des Schriftstellers und Verlegers (Leipzig 
1794). Er argumentiert so: „Die Kräfte des Geistes, sowie 
die Früchte desselben, sind ein ausschließendes und unbestreit¬ 
bares Eigentum des Schriftstellers. Das Eigentum der Fähig¬ 
keiten und Kräfte des Geistes, sowie die damit verbundenen 
Rechte kann ein Schriftsteller niemals verkaufen und einem 
anderen abtreten; allein das Eigentum der Früchte dieser 
Fähigkeiten und Kräfte und die damit verbundenen Rechte 
kann er verkaufen und einem anderen abtreten“ (S. 5). 

Zu erwähnen sind ferner Becker, Das Eigentum an 
Geisteswerken (Frankfurt und Leipzig 1789): „Wenn ich ein 
Buch fabrizire (sic!), so erzeuge ich auf meinem Grund und 
Boden, durch meinen Fleiß, aus meinem Stoff, der mich mein 
Geld kostet, ein Produkt, dessen Wert eben so wohl mein 
Eigenthum ist, als der Wert des Getreides und Weines dem 
Land- und Weinbauer“-(S. 27 f.). 

Ferner Ganz, Uebersicht der Gründe wegen des Straf¬ 
baren des Büchernachdrucks (Regensburg 1790): „Es ist 
erster und unwidersprechlicher Grundsatz, daß jeder Mensch 
Eigenthümer der ihm angebomen und nachher ausgebildeten 
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Kräfte des Geistes und Körpers ist. . . . Ebenso unbestritten 
ist sein Eigenthumsrecht an demjenigen, was er durch eigene 
Kräfte und Mittel heryorbringet“ (S. 1 f.). 

Eine weitere Wendung bringt Lindenberg, Ueber den 
Yerlagsraub (Leipzig 1792): Der Schriftsteller hat ein aus¬ 
schließliches Recht am Manuskript und damit das Recht, es 
drucken zu lassen oder nicht. Durch den Druck wird aber 
das, was das Recht der einzelnen war, nicht res nullius 
(S. 28 f., 35 f.). 

Nicht außer Betracht dürfen endlich die zahlreichen, das 
geistige Eigentum betreffenden Aeußerungen in Aktenstücken, 
Prozeßschriften u. dgl. bleiben — sie sind Ausflüsse der 
Denkart jener Zeit 87 ). 

Dazu kommen nun die Erörterungen der Philosophen, 
soweit sie juristischen Geist verraten. Nicht hierher gehören 
die Schlußfolgerungen von Kant 88 ). Denn die verwunderliche 
Vorstellung, als ob der Verfasser mit jedem Buchexemplar 
an das Volk spreche, so daß ihn der Nachdrucker unerlaubt 
an die Menschheit sprechen lasse, ist keinem juristischen 
Boden entsprungen, sondern die abenteuerliche Ausgeburt 
eines unjuristischen Genius. Diese Idee hat schon in meinem 
Autorrecht S. 345 ihre Würdigung gefunden. 

Dagegen hat Fichte in einer für seine Zeit sehr be¬ 
merkenswerten Abhandlung der Vorstellung des geistigen Eigen- 


87 ) Mitgeteilt von Kirchhoff im Archiv f. Geschichte des deutschen 
Buchhandels XV, S. 242 f.; so wenn (1724) gesagt ist, daß das Eigen¬ 
tum eines Buches dem Autor zukomme, welcher es durch seine Gelehr¬ 
samkeit geschaffen habe; daß das Recht des Verlegers auf Bewilligung 
des Autors beruhe (S. 244, 243). Denn in den Privilegienprozessen des 
18. Jahrhunderts blitzt immer dann und wann das Autorrecht durch, 
weil die Privilegien nicht selten miteinander im Widerstreit waren und 
die Frage über sub- und obreptio privilegii immer offen stand. Ueber 
einen Nachdrucksprozeß aus dem 18. Jahrhundert berichtet auch Koch 
ebenda XIV, S. 142. 

88 ) Metaphysik der Sitten, Rechtslehre § 31 II, Sämtliche Werke 
B. V (Leipzig 1838), S. 97 f. 


Digitized by Google 



Kant, Fichte. 


77 


tums neue Seiten abgewonnen. Als der Rationalist Reimarus 
in einer ziemlich schwachen Abhandlung die Gründe gegen den 
Nachdruck zu widerlegen suchte (im deutschen Magazin 1791), 
trat ihm Fichte entgegen in der Berliner Monatsschrift von 
1793 XXI, S. 443 f. 89 ). Ihm gebührt das Verdienst, zuerst 
dem Gebilde des Gedankeneigentums näher gekommen zu 
sein; er wußte in dem bisher nur wenig erfaßten Rechtsstoff eine 
Gliederung und Formung zu entdecken, wie keiner vor ihm. 
So unterscheidet er zwischen dem Inhalt des Gedankens und 
der Form, der Wendung, den Worten, mit denen der Ge¬ 
danke vorgetragen wird 90 ). Der Inhalt des Gedankens hört 
durch die Bekanntmachung des Buches auf, das Eigentum 
des Verfassers zu sein; anders verhält es sich mit der Form: 
diese bleibe sein Eigentum und er habe „das Recht, zu ver¬ 
hindern, daß niemand in sein ausschließendes Eigentum dieser 
Form Eingriffe tue und sich des Besitzes bemächtige“ 91 ). 

„Dies alles als erwiesen vorausgesetzt, muß, wenn jeder ein 
Dieb ist, der um Ge winnstes willen den Genuß des Eigentums an¬ 
derer an sich reißt, der Nachdrucker ohne Zweifel einer sein“ 92 ). 

Daneben laufen allerdings Irrtümer unter. Die Be¬ 
schränkung auf die Form ist nur teilweise richtig. Die An¬ 
nahme, Kupferstiche von Gemälden seien kein Nachdruck, 
weil sie die Form verändern, auch das Nachstechen eines 
Kupferstiches nicht, nur der unbefugte Nachdruck von den 
Originalplatten 93 ), dieser unrichtige Gedanke, ist eine Folge 
solcher prinzipieller Unrichtigkeit; ebenso die Annahme, daß 
Produkte der mechanischen Kunst von jedem nachgemacht 
werden dürften, außer wenn sie ein zeitweiliges Privileg hätten, 
für das allerdings die Billigkeit spräche 94 ). 

89 ) Sämtliche Werke VIII, S. 123 f. 

90 ) Ebenda S. 225. 

91 ) Ebenda S. 228. 

92 ) Ebenda S. 233. 

98 j Ebenda S. 237. 

• 4 ) Ebenda S. 235. 


Digitized by Google 



78 


Einleitung. Geschichte, geistiges Eigentum. § 9. 


Trotz dieser Gebrechen muß der Versuch Ficht es, 
den bisher unbestimmten Begriff des geistigen Eigen¬ 
tums zu kennzeichnen, als das Bedeutendste betrachtet 
werden, was bis gegen die Neige des 19. Jahrhunderts 
für die Konstruktion des sog. geistigen Eigentums geleistet 
worden ist. 

Hervorzuheben ist auch Henke, Handb. des Kriminal¬ 
rechts II, § 150, S. 451, der die Autorverletzung unter den 
Begriff: Anmaßung fremder Rechte bringt und sagt: dem 
Begriff nach unterscheide sie sich vom Diebstahl „teils durch 
den Gegenstand, der bei dem Diebstahl eine körperliche, 
bei der Anmaßung eine unkörperliche Sache ist, teils 
durch die eben deshalb notwendige Verschiedenheit der Handr 
lung“ . . . .; während Klien, Neues Archiv des Kriminal¬ 
rechts I (1817), S. 226, sofort ausgleitet, indem er den Nach¬ 
drucker mit dem Wilddieb zusammenstellt, der sich zwar nur 
herrenlose Sachen zueignet, aber dennoch die im Staate zum 
Eigentum gehörigen Rechte verletzt! Aber immerhin finden 
wir auch hier ein Ringen nach dem Richtigen. 

Das Bestreben, das Geistige des Buches als etwas 
Besonderes auszuscheiden, lag ja damals in der Luft, wenn 
auch der Gedanke von niemanden eine solch feine Aus¬ 
arbeitung erfuhr, wie von Fichte. Hierher gehört auch 
eine Stelle in dem von Sonnenfeis verfaßten „Vortrag der 
Studien- und Zensurhofkommission zu Wien über den Nach¬ 
druck fremder Bücher u . Es heißt hier, der scheinbarste 
Grund für den Nachdruck sei, daß ja auch die Nachahmung 
von Manufakturwaren erlaubt sei. Dagegen führt nun 
Sonnenfels folgendes aus: „Bei diesem Vergleiche ist der 
wesentlichste und entscheidende Unterschied aus dem Gesichte 
gelassen, daß, um dieses durch ein Beyspiel deutlicher zu 
machen, der Fabrikant, welcher Lionerstoff nachahmen will, 
in Geschmack, Zeichnung, Seidenweberey u. s. w. selbst die 
ganze Geschicklichkeit eines Lioner Fabrikanten besitzen 
muß, sonst ist die Ware, die er liefert, nicht Lionerstoff. 
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Hingegen kann ein stummer Buchdrucker die Werke eines 
Demosthenes nachdrucken“ 95 ). 

Der innere Grund ist ersichtlich: hinter dem Autorwerk 
steckt ein über die Schrift- oder Druckdarstellung hinaus¬ 
gehendes Etwas, und dieses ist der Gegenstand des Schutzes; 
während der ganze Vorzug der Waren in der äußeren Her¬ 
stellung beruht. Daß allerdings auch in der Fabrikation und 
Herstellungsweise, wie in der Form und in der Verzierung 
der Ware Gedanken schlummern können, die nicht schon in 
der Herstellungsgeschicklichkeit liegen und die der Nach¬ 
ahmer nicht selbst in sich gestaltet, sondern der Schöpfung 
des anderen sklavisch entnimmt, daß also auch hier ein von 
der äußeren Ware verschiedenes Geistige möglich ist, das 
zum Gegenstand des Rechts werden kann, dies ist jener Zeit 
noch nicht zum rechten Bewußtsein gekommen; es konnte 
ihr noch nicht zum vollen Bewußtsein kommen — man mußte 
zufrieden sein, daß der Gedanke des geistigen Eigentums da 
zum unzweifelhaften Durchbruch gelangte, wo die Geistigkeit 
sich mit gebieterischer Kraft aufdrängte. 

X. Auch in der staatlichen Anerkennung machte die Vor¬ 
stellung des geistigen Eigentums im 18. Jahrhundert Fortschritte. 
Außer jenem Sächsischen Büchermandat von 1773 und dem Re¬ 
skript von 1798 (S.68), welche die bereits befestigten Ideen neu 
bestätigten, gehören hierher die verschiedenen Anordnungen, 
worin der Verkauf nachgedruckter Bücher verboten wurde. Her¬ 
vorzuheben ist das Hannoversche Requisitionsschreiben, 
bezüglich Pütters Compendium juris publici, an den Rat der 
Stadt Frankfurt vom 6. Dezember 1753, worin gesagt 
wird, daß „dergleichen Nachdruck an sich und überhaupt 
unbillig und unrecht, der gegenwärtige aber besonders mit 
zudringlichen, auf eine vorsätzliche Vervorteilung und Brot¬ 
dieberei hinauslaufenden Umständen begleitet“ sei. Daraufhin 

• 6 ) Die Eingabe findet sich in der oben erwähnten Schrift von 
Kayser S. 45, 47 f. 
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wurde vom Frankfurter Magistrat der Verkauf der Nach¬ 
drucke verboten, und ein gleiches Verbot erging in Hannover 
am 22. Oktober 1754 96 ). 

Anderseits blieb die unzweifelhafte Schwäche der bis¬ 
herigen Begriffsbildung nicht verborgen; sie wurde von den 
Gegnern des Autorrechtes erfaßt; allerdings zeugt die Art, 
wie sie sich ihrer bedienen, um die Hauptsache zu stürzen, von 
wenig gesundem juristischen Sinne, und was das 18. Jahr¬ 
hundert in dieser Richtung gebracht, ist nicht besondere 
rühmenswert. Als Gegner trat, wie bereits (S. 77) bemerkt, Rei- 
marus (im deutschen Magazin 1791) 97 ) auf; sodann Knigge, 
Ueber den Büchernachdruck (Hamburg 1792). Es sind die¬ 
selben Gründe, die wir seitdem hundertfach gehört haben: 
man dürfe das Recht auf eine Handschrift mit dem Recht auf 
den Inhalt der Handschrift nicht verwechseln; jenes könne 
dem Verfasser oder Käufer niemand streitig machen, aber 
an dem Inhalte gäbe es keinen Besitz; Weisheit, Wahrheit, 
Witz seien ebensowohl Gemeindinge, wie Meer und Luft 
(Knigge S. 34, 35). 

XI. Im 19. Jahrhundert findet der Begriff des geistigen 
Eigentums seine Läuterung. Der Unterschied zwischen dem 
Recht an der Handschrift als solcher und dem Recht an ihrem 
Inhalte oder vielmehr an der Form, in der sich der Gedanken¬ 
inhalt äußert, wie ihn bereits Fichte erfaßt hatte, wird zu 
Grunde gelegt, und auf dieser Basis beginnt man, die Vor¬ 
stellung ernstlich zu entfalten. Mit großer Schärfe wird dieser 
Unterschied von dem gewaltigen Denker aufgestellt, der den 
ersten Jahrzehnten jenes Jahrhunderts die Richtschnur gab. 
Hegel, in seiner Philosophie des Rechts § 69 besagt: „Indem 
der Erwerber eines solchen Produkts an dem Exemplar als 
einzelnem den vollen Gebrauch und Wert desselben be- 

96 ) Ich entnehme diese Aktenstücke der oben erwähnten Schrift 
von Kays er S. 27—30. 

97 ) Es ist der Aufsatz, gegen den sich Fichte kehrt (oben S. 77). 
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sitzt, so ist er vollkommener und freier Eigentümer desselben 
als eines Einzelnen, obgleich der Verfasser der Schrift oder 
der Erfinder der technischen Vorrichtung Eigentümer der 
allgemeinen Art und Weise bleibt, dergleichen Produkte 
und Sachen zu vervielfältigen, als welche allgemeine Art und 
Weise er nicht unmittelbar veräußert hat, sondern sich die¬ 
selbe als eigentümliche Aeußerung Vorbehalten kann.“ 

Noch treffender der andere Geist, der vornehmlich die 
zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts beeinflußt hat, Schopen¬ 
hauer. Er charakterisiert das Eigentum am Gedankenwerke 
des Schriftstellers als ein immaterielles, weshalb der Gesetzes¬ 
schutz sich nicht auf die materiellen Objekte, sondern auf das 
mitzuteilende Immaterielle beziehen müsse, und zwar in der 
Art, daß der Autor sein Gedankenwerk mitteilen kann, ohne 
das Eigentum am Immateriellen gefährdet zu sehen 98 ). 

Entsprechend wurde das geistige Eigentum als ein Eigen¬ 
tum an der Gedankenform, an der Form der Gedanken¬ 
einkleidung verteidigt von Schmid, der Büchernachdruck 
aus dem Gesichtspunkte des Rechts, der Moral und Politik 
(1823), S. 78 f.; als ein Eigentum, nicht am Gedanken, aber 
am Gedankenzeichen bei Krug, Schriftstellerei, Buchhandel 
und Nachdruck, rechtlich, sittlich und klüglich betrachtet 
(Leipzig 1823) 99 ); und als Eigentum an der Rede, an der 
durch bestimmte Worte abgegrenzten, durch sichtliche Zeichen 
bleibend dargestellten, einen vollständigen Gedanken ent¬ 
haltenden Aeußerung, von Kramer, Rechte der Schriftsteller 
und Verleger (1827), S. 53 f. 

Allerdings verschärft sich jetzt auch der Widerspruch; zu- 


98 ) Nachlaß, herausgegeben von Frauenstädt, S. 380 f., erwähnt in 
meinem Patentrecht, S. 10 f. 

") „Nun hat der schlechteste Schriftsteller, der vielleicht in seinem 
Leben nicht einen eigentümlichen Gedanken erzeugte, doch jene Ge¬ 
dankenzeichen auf eine ihm eigentümliche Weise zusammengesetzt, und 
diese Zusammensetzung ist sein Erzeugnis, wie die Komposition der 
Noten (Tonzeichen) das Produkt des Tonsetzers“ (S. 32, 33). 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 6 
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nächst der Widerspruch gegen den Begriff des geistigen Eigen** 
tums; aber, von der theoretischen Bekämpfung ausgehend, wird 
man vielfach praktisch, und der Büchernachdruck findet seine 
überzeugten Verteidiger. Und hat sich im 18. Jahrhundert 
der Angriff gegen das durch eine unvollkommene Begriffsbildung 
umfaßte Recht noch in ziemlich bescheidenen Grenzen be¬ 
wegt, so wird jetzt der Widerstand gegen das Autorrecht 
schärfer und grundsätzlicher. Das Autorrecht wird auch vom 
gesetzgeberischen Standpunkte angegriffen — allerdings hat 
die Sache ein arges Wie. 

In recht milder Form allerdings ist eine Schrift abgefaßt, 
die in Leipzig 1815 namenlos erschienen ist unter dem Titel 
„Verteidigung des Büchernachdrucks in Oesterreich“. Der 
Verfasser geht besonders von den österreichischen Verhältnissen 
aus und belobt Joseph II., daß er den Nachdruck deutscher 
Bücher in Oesterreich erlaubt, den Nachdruck österreichischer 
Bücher aber verboten habe. Es handelt sich hier um zwischen* 
staatliche Maßregeln, die bei außerordentlichen Verhältnissen 
in milderes Licht treten oder gar vorübergehend eine gewisse 
geschichtliche Entschuldigung finden können. 

Im Gegensatz dazu tritt der juristische Formalismus und 
die äußerliche Oede, die nicht über die Schale hinaussieht, 
deutlich hervor in der Schrift von Griesinger, der Bücher¬ 
nachdruck aus dem Gesichtspunkte des Rechts, der Moral 
und Politik (Stuttgart 1822). Schlußfolgerungen finden sich 
wie folgende: durch den Kauf erhält der Nachdrucker das 
Eigentum des Ganzen, der Inhalt ist aber ein Teil des 
Ganzen, also, indem er das Ganze kauft, kauft er auch den 
Teil, das heißt den Inhalt (S. 16). Was dem Verfasser 
bleibt, das sei die Autorschaft und die Ehre der Autorschaft, 
das Bucheigentum aber gehe verloren, sobald der Verfasser 
oder Verleger ein Exemplar an den Nachdrucker verkaufe 
(S. 17). Wer etwas kauft, kann die gekaufte Sache verviel¬ 
fältigen, soweit es möglich ist, also warum nicht der Nach¬ 
drucker? (S. 19)5 ZU( iem wendet ja auch der Nachdrucker 
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seine Arbeit auf, wenn diese auch keine schwere ist (S. 18), 
Von einem Diebstahl könne keine Rede sein, denn einmal 
gebe es keinen Diebstahl an unkörperlichen Sachen, sodann 
erkläre ja der Nachdrucker offen den Verfasser als Verfasser, 
er veranstalte ja auch den Nachdruck auf seine Kosten und 
tue nur das, was Sache der natürlichen Freiheit sei (S, 22 f.). 
Wenn der Verleger geschädigt werde, so käme das gegen* 
über einem solchen, der sich nur der natürlichen Freiheit be¬ 
dient, nicht in Betracht. Den Nachdrucker als Dieb be¬ 
zeichnen, sei schließlich ebenso ungerechtfertigt, wie wenn die 
Dirne den leuchtenden Mond ihren Brotdieb nenne! (S. 23). 
Ein weiteres Eingehen auf solche Seltsamkeiten wird man uns 
ersparen. 

Schon einige Jahre vor Griesinger war eine Schrift von 
Krause erschienen: Ueber den Nachdruck (Stuttgart 1817), 
eine schwache Schrift, die sich gegen die öffentliche Meinung, 
die den Nachdruck schwer verpönte, aufzulehnen sucht, dabei 
aber mittelbar ein lebhaftes Zeugnis gibt für die siegreiche 
Kraft der Ideen, gegen die sich jene schalen Gründe nicht 
zu halten vermögen, Die öffentliche Meinung (die für den 
Autorschutz spräche) sei eben durch die Bekämpfung des 
Nachdrucks mißleitet; sie sei auch nicht immer ein sicherer 
Führer, da es beispielsweise (in der damaligen Zeit) als 
öffentliche Meinung gegolten habe, daß es nicht unrecht sei, 
die Akzise zu betrügen; es wäre ja auch öffentliche Mei¬ 
nung, daß man sich dem Duell unterwerfen müsse, daß 
man den Handwerker betrügen dürfe, aber seine Spielschulden 
pünktlich bezahlen müsse! (S. 56 f.). 

Ein späterer Verteidiger des Nachdrucks, Hopfner, „Der 
Nachdruck ist nicht rechtswidrig“, eine wissenschaftliche Er¬ 
örterung (Grimma 1843) 10 °), klammert sich krampfhaft an 
die Schlußfolgerung, daß ein Eigentum nur an körperlichen 

10 °) Diese Schrift ist übrigens insofern bedeutsam, als sie auf S. 1 
bis 10 eine sehr reiche Bibliographie von alteren Schriften über diesen 
Rechtsstoff, insbesondere auch von Zeitschriftartikeln bringt. 
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Sachen möglich sei (S. 52), und führt weiter aus, das Eigen¬ 
tum könne nur an einer fremden Sache oder einer res nullius 
erworben werden, nichts derart liege hier vor (S. 52 f.). 
Dabei betrachtet es der Verfasser als selbstverständlich, daß 
ein Nachdruck nicht vor dem Druck erfolgen könne und 
insbesondere eine Improvisation nicht unter den Autorschutz 
falle (S. 21 f.). 

So was den Angriff gegen die Sache selbst betrifft. 

XII . Noch mehr aber nehmen die Kritiken gegen die 
Begriffsbildung des geistigen Eigentums zu; ihnen schließen 
sich leider fast alle Germanisten an, die sich dann bald der 
einen, bald der anderen Vorstellung in die Arme werfen; es ist 
bedeutungsvoll geworden, daß die Lehre des Autorrechts und 
die germanistische Wissenschaft überhaupt, einer Reihe von 
Männern anvertraut war, wie Bluntschli, Mittermaier, 
Beseler, deren Stärke eben niemals in der begrifflichen 
Rechtsgestaltung gelegen war. Mit einer äußerlichen Ableh¬ 
nung des geistigen Eigentums verband man eine unzuläng¬ 
liche positive Begriffsbildung und Gliederung. 

Insbesondere die personenrechtliche Auffassung des Autor¬ 
rechts, die völlig verkennt, daß das Autor werk, nachdem es 
geschaffen, eine selbständige Größe wird, unabhängig und 
abgelöst von der Person seines Urhebers, mit ihr nur noch 
zusammenhängend durch die geschichtliche Tatsache der Ur¬ 
heberschaft und durch einige personenrechtliche Beziehun¬ 
gen, — diese personenrechtliche Begriffsdeutung fand unter 
den Germanisten viele Anhänger. Führte sie ja doch auf 
Kant zurück: Kant mußte natürlich auch ein großer Jurist 
sein, weil man in ihm seine Erleuchtung für Philosophie und 
Ethik schöpfen mußte, und Kant hatte ja gemeint: im Werke 
spricht der Autor, und es ist eine V erletzung seiner Person, 
ihn ohne seinen Willen sprechen zu lassen — eine Schluß¬ 
folgerung, mit der man ebensogut beweisen könnte, daß es nicht 
gestattet sei, den Brief eines Angeklagten zur Verlesung zu 
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bringen. Doch man glaubte dies, und die Anhänger dieser 
Lehre waren ziemlich zahlreich: Neustetei, Der Bücher¬ 
nachdruck nach römischem Recht betrachtet (Heidelberg 
1824), suchte ein romanistisches Gewand darüber zu breiten; 
auch die Kriminalisten Abegg und Heffter neigten nach 
dieser Seite hin, und nun folgten die Germanisten. 

So insbesondere Bluntschli in seinem deutschen Privat- 
recht § 46: auch er hat die personenrechtliche Lehre; zu 
verwundern ist nur, wie trotz dieser Personenrechtstheorie 
nichtsdestoweniger das schriftstellerische Erzeugnis als Gegen¬ 
stand des Autorrechts gilt (§ 48); und mit der größten Sicher¬ 
heit wird die Uebertragbarkeit ausgesprochen (§ 49), ohne daß 
erhellt, auf welche Weise dieses Personenrecht auf einmal, 
wie das Recht an einem Handschuh, auf ein fremdes Menschen¬ 
kind übergehen könne. Aehnlich verhält es sich mit Bese- 
lers Privatrecht § 210 und § 212; und bei dieser durchaus 
unzureichenden Begriffsgestaltung enthält der § 210 Note 8 
(Ausgabe 1885) die zuversichtliche Behauptung, daß meine 
Darstellung im Autorrecht, welche Urheber- und Individual¬ 
recht scharf auseinanderhält, ein einheitliches Institut willkür¬ 
lich zerreiße und darum verfehlt sei! 

Dies alles ist gegenwärtig längst überwunden. 

Weit bedeutungsvoller, als die begriffsbildnerischen Ver¬ 
suche der genannten Schriftsteller, ist die Schrift von Lange, 
Kritik der Grundbegriffe vom geistigen Eigentum (1858): er 
geht von dem Satze aus, daß am Autorwerk kein Eigentum 
im eigentlichen Sinn, sondern nur ein Eigentum im allgemeinen 
Sinne eines Rechts möglich sei (S. 12 f.). Der Grund des 
Autorschutzes liege vielmehr darin, daß es unstatthaft sei, daß 
über ein Ergebnis geistiger Anstrengung jeder Andere durch 
rein mechanische Tätigkeit verfügen dürfe (S. 37). Damit 
kommt der Verfasser zur Begriffsbildung des Autorrechts 
als eines Personenrechts, das er mit dem Besitze zusammen¬ 
stellt, der ja nach Pucbta gleichfalls ein Personenrecht sei 
(S. 42 f.). 
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Andere ließen auch diese Erklärung bei Seite und glaubten 
in der Pri vilegienthe o rie das Heil zu finden, oder 
sie verwarfen ein jedes positive Recht und erklärten den 
Autorschutz als einen lediglichen Rückschlag von Delikts¬ 
gesetzen 1 es sei unrichtig, auch auf diesem Gebiete einen 
stolzen begriffsbildnerischen Bau des Rechts zu suchen; das 
Autorrecht sei nur ein bescheidener Anbau und man dürfe sich 
nicht von einem unangebrachten Gefühl für Aesthetik leiten 
lassen, um auch diesen Teil des Rechts zu einem stolzen 
Kunstwerke auszuführen: natürlich, der Kapitalist mit Eigentum 
und Forderungsrechten wohnt gegen die Vorderseite hin, der 
Autor mit seinem Autorrecht muß sich auch in der Rechts¬ 
ästhetik mit einem ärmlichen Hinterbau begnügen. Ich habe 
die Lehre Gerbers (Jahrbücher f. Dogmatik IH, S. 359 f.) 
in meinem Autorrecht einer Kritik unterworfen, die nicht 
zu lebhaft ist gegenüber dem großen Irrtume, den die be¬ 
kämpfte Meinung im Schoße birgt. Die Ansicht Gerbers 
hatte übrigens schon K. G. Wächter, Lehrb. des römisch¬ 
deutschen Strafrechts (1826) II, S. 232, vorausgenommen, 
denn er glaubte, daß der Nachdruck einfach eine moralische 
Schändlichkeit und als solche polizeilich zu verbieten sei! 

Auch Jolly in seiner fleißigen, aber völlig unergiebigen 
Schrift über die Lehre vom Nachdruck (1852) war zu dem 
Ergebnisse gelangt: „Das Recht des Autors . . ., wenn es 
anders nicht ein Privilegium ist, sondern auf einem allgemeinen 
Rechtssatz beruht, kann nur in der Form gedacht werden, 
daß seine Verletzung als Delikt gilt, da hier eine an und 
für sich nach der natürlichen Freiheit des Menschen zulässige 
Handlung lediglich um deswillen unterlassen werden soll, weil 
sie die billiger und gerechter (!!) Weise anzuerkennende und 
zu schützende Vermögenssphäre eines anderen verletzen würde“ 
(EL 92). 

Die Privilegienlehre aber hat von jeher eine große Rolle 
gespielt, allerdings zunächst aus dem äußerlichen Grund, weil 
das Autorrecht geschichtlich aus Privilegien, d. h. Sonder- 
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gesetzen hervorgegangen ist. Allein die Privilegienlehre erklärt 
nichts, sie enthält keine Spur einer Begriffsbildung; sie gibt 
nur die Art der Entstehung wieder, nicht die Art des Hechts. 
Privilegien können ja der verschiedensten Art sein, dinglicher 
wie schuldrechtlicher Art: es wurden schon Privilegien er¬ 
teilt, um Fluß- oder Seewasser auszubeuten, es gab Privilegien 
der Jagd und Fischerei, wie Privilegien, um von vorüber¬ 
gehenden Waren einen Zoll zu erheben 101 ). 

Doch wollte die Privilegienlehre allerdings etwas Beson¬ 
deres; der zu Grund liegende begriffsbildende Gedanke war der! 
man schloß das Autorprivilegium an die Gewerbeprivilegien 
an und sagte: es sei in seiner Anlage und Technik ein 
Monopol, ein ausschließliches Gewerberecht, ein Hecht, an¬ 
dere vom gleichen Gewerbe (in Bezug auf das Autorwerk) 
auszuschließen. Aber damit erklärte man das eine Unbekannte 
durch das andere. Denn für die Gewerbemonopole hatte 
man vor Entdeckung der Immaterialrechte überhaupt keine 
Begriffsdeutung, welche den Namen einer Begriffsdeutung tragen 
konnte. Mit der Lehre vom ausschließlichen Herstellungs¬ 
rechte oder vom Rechte, andere auszuschließen, ist nichts 
gesagt: ein solches Ausschlußrecht kann auf dinglicher Grund¬ 
lage beruhen, auf Vertrag (allerdings beschränkt auf die, so 
dem Vertrag beigetreten sind); es kann aber auch darauf be¬ 
ruhen, daß durch Staatsakt ein bestimmter Gewerbebetrieb als 
immaterielles Gut dem Monopolberechtigten überantwortet 
ist: dann liegt eben ein Immaterialrecht vor, und der Ausdruck 
„Monopol“ oder „Privileg“ bezeichnet nur das so zu sagen 
Willkürliche, das Künstliche, das nicht aus den Verhältnissen 
Hervorgewachsene, das der Norm Widersprechende bei der 
Entstehung des Hechts. Mit dem Ausdrucke, das Autorrecht 
beruhe auf Privileg, sagte man daher etwas Unrichtiges und 
etwas Nichtssagendes: etwas Unrichtiges, sofern das einzige, 
was das Wort Privileg bedeuten will, nicht zutrifft und die 


101 ) Lehrbuch des biirgerl. Rechts I, S. 117 f. 
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Sache in ein schiefes Licht stellt: die Autoren dürfen nicht 
mit Personen in eine Reihe gestellt werden, welchen lediglich 
gewillkürte Rechte gehören, die ebensogut nicht bestehen 
könnten, ohne daß hierdurch die Sittlichkeit und das Ge¬ 
rechtigkeitsgefühl Not litte. Man bezeichnete damit ferner 
etwas Nichtssagendes, denn mit „Privileg“ ist überhaupt 
keine Begriffsbildung gegeben: man kennt hiermit zwar das 
Rechtssubjekt und kennt das Ergebnis, aber man kennt 
nicht die innere Wirksamkeit; der Ausschluß der anderen 
ist nur der Rückschlag dessen, daß der Privilegierte aus¬ 
schließlich berechtigt ist; ist er aber berechtigt, so ist die 
Frage: woran? welches ist der Gegenstand, auf welchen sich 
das Recht bezieht: denn das Recht ist stets eine Beziehung, 
— und das führt geradewegs zum Immaterialgüterrecht, 
wie ich dies in meinem Autorrecht S. 70 f. ausgeführt 
habe. Die Privilegienlehre konnte sich nur halten in einer 
Zeit, deren Begriffsdeutungen sich noch in den ersten Früh¬ 
versuchen bewegten. 

Eine Abzweigung der Privilegienlehre war die Gewerbe¬ 
rechtslehre, welche sich von ihr dadurch unterscheidet, daß sie 
den unrichtigen Schein des Künstlichen, Willkürlichen beseitigt; 
aber im übrigen trägt sie alle Schwächen der ersteren: ein 
Recht, das bloß negativ als Ausschlußrecht geschildert wird, 
ist in der Tat nicht bezeichnet; ein Recht, bei dem es nur 
heißt, daß man allein etwas tun darf, ist solange nicht 
gedeutet, als das Tundürfen nicht unter die Kategorie einer 
bestimmten Beziehung gebracht wird; denn nur wenn wir 
die Rechte als Beziehungen fassen, ist eine richtige Ver¬ 
gleichung der Rechte, eine Zusammenstellung, eine systematische 
Gliederung möglich. 

Das Gesagte gilt noch mehr von der Kategorie des Ur¬ 
heber-, Autor-, Schriftsteller rechtes; das sind alles ganz 
gute Bezeichnungen, aber sie ergeben keine Stellung im 
System und kennzeichnen zwar den Träger oder den Aus¬ 
gangspunkt des Rechts, aber nicht des Rechtes Art. Sie könnten 
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höchstens insofern als begriffsbildend gelten, als man hiermit 
Gewerberechte bezeichnen will, und die Kategorie der Ge¬ 
werberechte ist unhaltbar, weil sie auf eine Negative gebaut 
ist und die Beziehungen des Berechtigten nicht aufklärt. 

XIII. Zäher hat sich der Begriff des geistigen Eigen¬ 
tums in der Gesetzgebung erhalten. Das Preuß. L.-R. geht 
allerdings, nicht zu seinem Vorteil, auch hier einen eigenen, 
der bisherigen Rechtsentwicklung nicht gemäßen Weg. Es 
spricht nicht von literarischem Eigentum, sondern nur von 
Verlagsrecht; und obgleich es die Beziehungen zwischen Ver¬ 
leger und Verfasser, was das Verlagsverhältnis betrifft, ziem¬ 
lich eingehend regelt, so fehlt ihm der klare Gedanke, daß 
dier Verleger nur ein Rechtsnachfolger des Verfassers ist und 
daß das Verlagsrecht in der Person des Schriftstellers wurzelt 
(L.-R. I, 11 §§ 996—1036; II, 20 §§ 1294—1297). 

Dagegen finden wir das geistige Eigentum beispielsweise 
im Badischen L.-R. a. 577 da: „Jede niedergeschriebene 
Abhandlung ist ursprüngliches Eigentum dessen, der sie ver¬ 
faßt hat, wenn er nicht allein aus fremdem Auftrag und für 
fremden Vorteil sie entwarf, in welchem Fall sie Eigentum 
des Bestellers wäre.“ Und in a. 577 db heißt es : „Das 
Schrifteigentum erstreckt sich nicht nur auf die Handschrift, 
sondern auch auf deren Inhalt; es enthält daher das Recht, 
über die Vervielfältigung durch Abschrift oder Abdruck nach 
Gutfinden zu verfahren.“ Eigentümlich war nur der Satz, 
daß dieses Schrifteigentum durch Tod des Autors erlöschen 
solle, soweit nicht ein „Gnadenbrief“ bestehe (a. 577 dh) 101 *). 

Der Verfasser dieser Bestimmungen, Brauer, Erläute¬ 
rungen über den Code Napoleon (1809) I S. 466, spricht denn 
auch ganz verständig über die Privilegien: „aller Staatsbann, 
der nicht aus der Natur der Sache abgeleitet wird, das heißt, 
der nicht als Folge eines Eigenthumsrecht erscheint, an dessen 

101 *) Außerdem bestand in Baden eine V.-O. vom 8. Sept. 1806 über 
Bestrafung des Nachdrucks. Ferner V.-O. 17. Sept. 1847. 


Digitized by Google 



90 


Einleitung. Geschichte, geistiges Eigentum. § 9. 


Heiligkeit jeder glaubt, auch wenn er sie nicht immer ehrt, 
sondern der als eine Vorgunst des Regenten für einen ein¬ 
zelnen Staatsbürger von der Mehrzahl ins Auge gefaßt wird, 
weckt Neid und Unzufriedenheit, und so kann sein Erfolg 
nie jene Achtung erlangen, die das Eigenthumsrecht hat.“ 

S. 467: 

„Um nun diese Ansicht zu verbannen, als ob Sicherheit 
gegen Nachdruck nur durch Vorrechtsbriefe erlangt werden 
müsse, und um sie als einen reinen Ausfluß des Eigenthums¬ 
rechts und der bürgerlichen Verhältnisse auszuzeichnen und die 
Staatsbürger an diesen Sehpunkt zu gewöhnen, hat man das, was 
im wesentlichen durch eine einzelne Verordnung schon Rechtens 
war 102 ), in dieses bürgerliche Gesetzbuch aufgenommen . . 

Allerdings auf der anderen Seite rechtfertigt Brauer 
S. 470 das Erlöschen des Autorrechts durch den Tod des 
Verfassers, wie folgt: 

Das Autorrecht kann nur „durch eine Rechtsdichtung zu 
Stande kommen, welche diesen innem und geistigen Gegen¬ 
stand wie einen äußeren und sinnlichen behandelt, und jeder 
Abdruck der Gedanken noch für Vertreter der Persönlichkeit 
des Verfassers gelten läßt. Wählte man eine solche Rechts¬ 
dichtung, so mußte sie auch hier, wie es anderwärts geschieht, 
sich der Natur nachbilden *, und wie nun in dieser der Körper 
zur Leiche wird, sobald die Persönlichkeit, die ihn belebte, 
aus dem Zusammenhang der Welt hinausgetreten ist, so 
mußte auch jenes Schrifteigenthum seine lebende und wir¬ 
kende Eigenschaft in der bürgerlichen Verfassung verhören, 
sobald diejenige Person für sie vorhanden zu seyn aufhörte, 
durch welche es allein wirkt und wirken konnte.“ Maniriert 
gedacht und maniriert ausgedrückt! 

Auch die Anmerkungen zum Bayerischen St.G.B. 1813 
zu a. 397 sprechen vom Eigentum an Geistes werken 103 ). 

102 ) Gemeint ist die badische V.-O. von 1806. 

108 ) Sie sind auch wiedergegeben bei Calker, Delikte gegen das 
Urheberrecht S. 35. 
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Auch das Preußisch e Gesetz von 1837 nennt sich „Gesetz 
zum Schutze des Eigentums an Werken der Wissenschaft 
ünd Kunst gegen Nachdruck und Nachbildung 44 und gibt als 
Zweck an, daß „dem Eigentum an den Werken der Wissen¬ 
schaften und Kunst der erforderliche Schutz gegen Nachdruck 
und Nachbildung gesichert werde 44 . 

So nennt sich auch das Gesetz von Sachsen-Weimar 
Eisenach vom 11. Januar 1839: Gesetz zum Schutz des 
Eigentums an Werken der Wissenschaft und Kunst gegen 
Nachdruck und Nachbildung 104 ); das Braunschweigische 
Gesetz vom 11. Februar 1842 heißt Gesetz zum Schutze des 
Eigentums an Werken der Wissenschaft und Kunst 105 ); das 
Oesterreichische Gesetz vom 19. Oktober 1846 ist ein 
Gesetz zum Schutze des literarischen und artistischen Eigen¬ 
tums 106 ). Ebenso spricht der Bundesbeschluß von 1837 
in Art. 2 von dem Recht des Urhebers oder dessen, „der das 
Eigentum des literarischen oder artistischen Werkes erworben 
hat 44 107 ) u. a. 

Andere Gesetze nennen sich vorsichtiger: Gesetze zur 
Sicherstellung 108 ), oder zum Schutz der Rechte an literarischen 
Erzeugnissen 109 ); und in dem Bayerischen Gesetze vom 
28. Juni 1865 tritt der Ausdruck Urheberrecht hervor, der 
in das deutsche R.-G. von 1870 übergegangen ist. 

Im übrigen sei zur Geschichte der Gesetzgebung noch 
beigefügt, daß gemäß a. 18 der Bundesakte von 1815 eine 
Reihe von Bundesbeschlüssen zum Schutze gegen Nachdruck 


104 ) Eisenlohr, Sammlung der Gesetze zum Schutze des literarisch- 
artistischen Eigentums, S. 86. Dem Gesetz folgt ein anderes am 22. Ja¬ 
nuar 1852. 

106 ) Eisenlohr, S. 16. 

10Ä ) Dazu Oesterreich. St.G.B. § 467. 

107 ) Hierüber ausführlich Jolly a. a. 0. S. 59 f. 

108 ) Hessen-Darmstadt, 23. Sept. 1830 (Eisenlohr, S. 25): 
Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleger. 

109 ) Sachsen, 22. Febr. 1844 (Eisenlohr, S. 65). 
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ergingen, die einigermaßen vergessen lassen, was der Bundes¬ 
tag gegen die Freiheit der Presse gefehlt hat, die Bundes¬ 
beschlüsse vom 9. November 1837, 22. April 1841, 19. Juni 
1845, die mehr und mehr den Schutz des Autors erweiterten, 
zuletzt, was den Nachdruck betrifft, auf 30 Jahre nach seinem 
Tode; worauf eine Reihe von Landesgesetzen die Sache weiter 
führte. Den oben erwähnten ist noch anzugliedern das Baye¬ 
rische Gesetz vom 15. April 1840, welches dem von 1865 vor¬ 
anging, das Sächsische vom 17. Mai und 16. August 1831 
(Vorgänger des Gesetzes von 1844), die Württemb. Gesetze 
vom 25. Februar 1815, 17. und 19. Oktober 1838, 24. August 
1845, dazu Württemb. St.G.B. § 392, das aber lediglich auf 
das Sondergesetz verweist, Lübeck 12. Juli 1845, Hamburg 
16. März 1838 und 29. November 1847, sowie eine Reihe 
weiterer Verordnungen, die bei Kloster mann, Geistiges 
Eigentum I, S. 91 f., erwähnt sind. 

XIV. So suchte die Gesetzgebung zu bessern, was die Rechts¬ 
lehre fehlte; allerdings reichte sie nicht hin, um die Schäden 
wieder gut zu machen, die eine verkehrte Lehrbehandlung ver¬ 
ursachte; und diese Schäden waren sehr bedeutend. Die Vor¬ 
stellung des Autorschutzes hat sich bis gegen Ende des 19. Jahr¬ 
hunderts in das deutsche Rechtsleben lange nicht so eingelebt, 
wie in das französische und italienische. Man blieb mehr oder 
minder in der äußeren Hülle stecken. Mit der Verweisung des 
Autorrechts unter die Personenrechte verflüchtigte man seinen 
Inhalt und legte das Hauptgewicht auf die Verletzung des 
Verfassers durch Wiedergabe seiner Worte: der Gedanke, daß 
der Nachdruck in der mechanischen Vervielfaltigungstätigkeit 
bestehe, in der Verletzung des Schriftstellers durch bloßes 
mechanisches Wiedergeben dessen, was sein Geist geschaffen, 
wurde zur leitenden Vorstellung; aber damit kam man auf 
Irrwege: die Uebersetzungen und Umarbeitungen mußten hier¬ 
nach vollkommen frei werden, und eine flüchtige Ueberarbeitung 
und Umformung mit völligem Festhalten des Gedankenbildes 
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mußte demnach von dem Yorwurf des Nachdrucks befreien. 
Von einem Schutze gegen „Adaptationen“ und „Utilisationen“ 
war keine Rede, und ein näheres Eingehen auf die Eigenart 
des Schriftwerkes fehlte völlig. Und wenn man zeitweilig so¬ 
weit ging, das Autorrecht mit dem Tode erlöschen zu lassen, 
so verfuhr man in folgerichtiger Entwicklung der verkehrten 
Kantschen Vorstellung. 

So ist es ganz bezeichnend, wie Dahn 110 ) mit seinem 
vinculum spirituale zum Satze kommt, daß das Uebersetzungs- 
recht frei sei, da die Uebersetzung eine eigene Geistesarbeit 
enthalte; eine Ansicht, die, wie ich anderwärts hervorgehoben 
habe, zur Folge hätte, daß eine jede Verbesserungserfindung 
die alte Erfindung aus dem Sattel hebe 111 ); und ein jedes 
Gemälde stünde dem Kupferstich, ein jedes Musikstück der 
ernstlichen Ueberarbeitung offen. Die Unrichtigkeit dieser 
Folgerung spricht für die Unrichtigkeit des Ausgangspunktes. 

Noch viel ungünstiger wirkte die Privilegienlehre. 
Sie beschränkte den Schutz auf das Mindestmaß des gesetzlich 
Gegebenen, schloß sich ängstlich gegen den zwischenstaat¬ 
lichen Schutz ab und kam zu der Auffassung, daß außerhalb 
des Gesetzes ein volles Nichts bestehe, über das uns keine 
wissenschaftliche Weiterarbeit, selbst keine erweiternde Aus¬ 
legung hinwegführen könne, ein Nichts, das nicht einmal 
von sittlichen Elementen erfüllt wäre; so daß alles, was außer¬ 
halb der Schranken des Gesetzes geschähe, nicht nur straflos, 
sondern wohlanständig wäre — denn wie sollte ein will¬ 
kürliches Privileg noch außerhalb seines Kreises einen sitt¬ 
lichen Widerschein werfen? Die Willkür des Privilegs könnte 
doch nur in dem Gebiete wirken, auf das sich die Willkür 
erstreckt! während bei andern Rechten, welche naturgemäß 
entstanden sind, der eigentliche Kern des Rechtsgebildes von 
einer sittlichen Luftschicht umgeben ist, so daß, wer sich 

no ) Bausteine, 5. Reihe, zweite Schicht, Privatrechtliche Studien, 
S. 176. 

11 *) Krit. Vierteljahresschrift, N. F. X, S, 855. 
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auch nicht gegen das Gebilde selbst vergreift, doch möglicher* 
weise ein schweres sittliches Verschulden auf sich zu laden 
vermag. Diese Vorstellung zu stärken und zu festigen, gehört 
zu den erziehlichen Aufgaben des Rechts, und solche wird 
mißkannt, ja geradezu beiseite gelegt durch die Privilegien¬ 
lehre : nichts kann eine formale, äußerliche Rechtsbehandlung 
mehr kennzeichnen, als die vielfache Formel; es sei genug, 
wenn die Autoren ihr Recht hätten; ob von sich aus oder 
aus dem Privileg, sei unerheblich. Und auch die Lehre des 
Gewerberechts half nichts; denn wenn sie auch einiges von der 
Willkür abstreifte, so blieb doch ein Recht übrig, für das hoch* 
stens einige unbestimmte Billigkeitsgründe beständen, das aber 
nicht aus dem innern Volksgefühl hervorgewachsen wäre. 

Man blieb weit hinter Brauer zurück; dieser war eben 
durch das französische Recht beeinflußt gewesen. 

XV. Auch die zwei Schriftsteller, welche sich um die 
Mitte des 19, Jahrhunderts hauptsächlich mit dem Autor¬ 
recht befaßten, brachten die Lehre nicht weiter. Der eine 
allerdings hat bedeutende Verdienste; Klostermann hat 
durch eine Reihe bedeutsamer Schriften das Interesse für 
das Immaterialrecht geweckt 112 ) und insbesondere durch 
Hinweis auf die ausländische Gesetzgebung und Rechtslehre 
und die reiche Darlegung der fremden Rechtsprechung 
den Deutschen, welche bisher auf allen diesen Gebieten 
nur höchst Geringwertiges geleistet hatten, einen Spiegel 
vorgehalten. Dieses Verdienst Klostermanns muß gewahrt 
bleiben, auch wenn man anerkennen muß, daß ihm die 
juristische Gedankenbildung und die scharfe Begriffsgestaltung 
völlig fehlte und er daher in allen Einzelfragen, ähnlich wie es 
die Franzosen und Engländer tun, mehr oder weniger tastend 
vorging, anstatt zu einem System vorzudringen, welches von 

112 ) Sein Hauptwerk ist: Das geistige Eigentum an Scliriften, Kunst¬ 
werken und Erfindungen I, II (1867); der zweite Teil (Patentgesetz¬ 
gebung) 1876 in 2. Auflage. 
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selbst die Lösung der Schwierigkeiten bietet. Namentlich ge* 
lang es ihm nicht, die Immaterialrechte der Gesamtheit der 
Rechte einzuordnen und sie dadurch aus ihrer Sonderstellung, 
in der sie bisher verschämt standen, hervorzuziehen und zu 
regelmäßigen Erscheinungen des juristischen Aufbaus zu ge¬ 
stalten. 

Weniger Günstiges ist von einem anderen Manne zu sagen, 
der zwar auch das Autorrecht in Kommentaren zu erklären 
versuchte, Gutachten des literarischen Sachverständigenvereins 
in Berlin veröffentlichte und auch gesetzgeberisch tätig war, 
nämlich Dambach. Ihm fehlte jede juristische Vertiefung, und 
für die eigentlich wissenschaftliche Behandlung der Sache hatte 
er nicht einmal entferntes Verständnis; und während Kloster¬ 
mann durch den Einfluß des Auslands den Fortschrittsideen 
in freier Weise huldigte, blieb Dambach auf dem Stande 
des altpreußischen Rechtes stehen, und die Gesetzgebung, die 
er beeinflußte, wie die von ihm veröffentlichten Gutachten 
zeigen . keinen recht fortschrittlichen Charakter, sondern 
haften an den Vorstellungen einer längst verflossenen Zeit. 
Ganz besonders bezeichnend ist es noch, daß er glaubte, die 
Richter seien vielfach nicht in der Lage, sich so in das Autor¬ 
recht zu vertiefen wie in andere Rechtsgebiete und bedürften 
darum der juristischen Leitung des Sachverständigenvereins 
(50 Gutachten S. XXV); während dieser doch rein für 
technische Fragen bestimmt ist und der Richter im Gebiete 
des Autorrechts gerade so sachkundig sein muß, wie in Fragen 
des Handelsrechts und des bürgerlichen Gesetzes. 

Dazu kommt, daß auch die Gesetzeserläuterungen Dam* 
bachs wissenschaftlich auf recht tiefer Stufe stehen und nicht 
viel über das Handwerksmäßige niederer Auslegungskunst hin¬ 
ausreichen. Wir können daher die ganze Lehre am meisten 
dadurch fördern, daß wir uns möglichst weit von seiner Art 
und Weise entfernen. 

Oskar Wächter, der zwei Bände über Verlagsrecht 
geschrieben (1857), auch ein Werk über Autorrecht (1875) 
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und über das Urheberrecht an Werken der bildenden Kunst 
(1877), kann unerwähnt bleiben, da von diesen Werken nur 
das erstere durch einige geschichtliche Notizen beachtenswert 
ist, die übrigen aber auf einem so beklagenswerten Tief« 
stände juristischer Behandlung stehen, daß sie besser der „Ver¬ 
schweigung“ anheimfallen. 

XVI. Im Gegensatz zur deutschen Rechtswissenschaft und 
zu der seit Ende des 18. Jahrhunderts völlig ins Stocken ge¬ 
ratenen englischen Entwicklung hat das französische Recht die 
Vorstellung des geistigen Eigentums fast immer festgehalten; 
die Stimmen hiergegen sind einzeln geblieben und haben keinen 
tiefem Eindruck gemacht 113 ). Darum auch die reiche Ent¬ 
faltung der Rechtsprechung und das stete Bestreben, diesem 
sog. Eigentum in aller Form gerecht zu werden. Kaum 
gibt es eine Frage, die nicht im französischen Recht ihre 
eingehende Bearbeitung gefunden hätte, zwar überall ohne 
begriffsbildende Klarheit und Sicherheit, aber überall gefordert 
durch die Grundvorstellung des geistigen Eigentums und den 
Anschluß an das bürgerliche Recht. 

Man hat allerdings geltend gemacht 114 ), daß für das 
deutsche Nachdrucks wesen im 18. und im Anfang des 19. Jahr¬ 
hunderts hauptsächlich wirtschaftliche Verhältnisse maßgebend 
gewesen seien: so namentlich der mangelhafte Verkehr, die 
österreichischen Geldverhältnisse, welche den Buchhandel von 
Leipzig nach Oesterreich mit großen Verlusten bedrohten; 
die mangelhafte Organisation des Buchhandels und die un¬ 
geeignete Art des Betriebes, der erst gegen Ende des 18. Jahr¬ 
hunderts vom Tausch- zum Konditionenverkehr überging. 

118 ) Dagegen war beispielsweise Renouard, Droit d’auteurs I, 
p. 441 f., 455 f.; Morillot, De la protection accordöe aux Oeuvres d’art 
(1878) p. 95 f., vgl. hierüber meine Besprechung in der Krit. Viertel¬ 
jahresschrift N. F. II, S. 510 f. Die Autoren dafür s. bei Pouillet, 
Propri4t6 litteraire nr. 9, p. 21, Note 8. 

,14 J Vgl. Schürmann, Entwicklung des deutschen Buchhandels I, 
S. 256 und passim. 
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Das Gewicht dieser Umstände soll nicht verkannt werden; 
es ist selbstverständlich, daß nicht rechtliche Vorstellungen 
allein zu so schweren Verirrungen wie dem Nachdruck führen 
konnten, daß hier vielmehr Umstände verschiedenster Art 
mitwirkten. Allein wäre die richtige Vorstellung damals schon 
mächtig gewesen, man hätte die Schranke der Einzelstaaten 
trotzdem überwunden; und wenn es unmöglich war, daß ein 
Verlag das ganze Verkehrsgebiet beherrschte, so hätten die 
Umstände zu einem geteilten Verlagsrechte geführt: unüber¬ 
windlich waren die Hindernisse nicht; dann hätten sich die 
Honorare der Verfasser unter die verschiedenen Verleger 
verteilt, und die Drucke der ursprünglichen Verleger wären 
gewiß billiger geworden. 

Und so sind es natürlich nicht bloße Rechtsanschauungen, 
sondern auch wirtschaftliche Mißstände gewesen, welche zur 
Wucherung des unlauteren Wettbewerbs führten; aber es ist 
Aufgabe des Rechts, zu zügeln, zu sittigen, zu erheben, fort¬ 
zubilden. Nie wird dies eine Privilegienlehre ermöglichen, 
die das Recht von der fruchtbaren Verbindung mit dem Ge- 
samtrechtsbewußtsein ausscheidet und ihm als einem Privileg 
den Stempel des Willkürlichen auf drückt; niemals die Theorie 
des Gewerberechts, die das Recht ohne Gegenstand läßt und 
darum einen blutlosen Schemen gibt, der die Menschenbrust 
nicht zu begeistern und die sittlichen Gefühle des Volkes, die 
das Recht befruchten, nicht in ihrem Grunde zu erregen 
vermag; aber auch nicht die Personenrechtstheorie, die mit 
den wirklichen Verhältnissen, namentlich mit der tagtäglichen 
Uebertragung des Autorrechts in schroffem Widerspruch steht. 

So sehr wir darum die konstruktive Bildung des geistigen 
Eigentums als eine jetzt überholte Konstruktion bekämpfen, 
so müssen wir ihr das verehrungsvolle Zeugnis geben, daß 
sie jahrzehntelang zur Verwirklichung des wahren Rechts 
mächtig beigetragen hat. Denn sie kommt der richtigen 
Begriffsbildung am nächsten und hätte erst aufgegeben werden 
sollen, als man die Begriffsbildung des Immaterialrechts ge- 

Kohler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 7 
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fanden hatte. Alle anderen Begriffsbildungen stehen weit unter 
ihr: die Privilegientheorie, auch die Gewerbetheorie ist in¬ 
haltlos, und die Persönlichkeitstheorie ist so schemenhaft und 
abgeblaßt, wie der kategorische Imperativ, der denselben Ur¬ 
heber hat. 

XVH. Die Gedankengeschichte des geistigen Eigentums 
im 19. Jahrhundert, das können wir zusammenfassen, besteht 
in dem Kampfe der richtigen Elemente der Vorstellung des 
geistigen Eigentums, die schließlich in dem Immaterialrecht ihre 
Gestaltung gefunden haben und mit der Gedankenarbeit eines 
Pichte, Hegel und Schopenhauer Zusammenhängen, mit 
dem formalistischen Schematismus Kants einerseits, der das 
geistige Eigentum mit dem Persönlichkeitsrecht verwechselte, 
und mit der konstruktionslosen Jurisprudenz anderseits, die in 
der Gestalt der Privilegientheorie, der Vorstellung des Ge¬ 
werberechts und des substanzlosen Deliktrechts bereits voll¬ 
ständig abgeblüht hat. In dem Kampf zwischen dem Immaterial¬ 
recht und der persönlichkeitsrechtlichen Gestaltung des Autor¬ 
rechts aber spiegelt sich der Kampf zwischen der die Welt 
mit Idealen erfüllenden und zwischen der die Welt in die 
Einzelpersönlichkeit und ihr Pflichtgebot versenkenden Welt¬ 
anschauung, der Kampf zwischen dem mystisch-phantastischen 
Schwaben Hegel und dem blutlosen Königsberger Kant, 
wider. Auf welche Seite der Siegespreis fallen wird, darüber 
kann schon jetzt kein Zweifel bestehen. Der Sieg ist bereits 
mit dem Sieg des Immaterialrechts über das Persönlichkeits¬ 
recht errungen; er ist errungen mit der Berner Konvention. 

XVHI. Die Lehre des Immaterialrechts greift noch in das 
19. Jahrhundert hinein. Ich habe sie zuerst in einem Auf¬ 
satz in den badischen Annalen von 1875 aufgestellt, sodann 
in meinem Patentrecht (1877, 1878) und in den späteren 
Schriften auf diesem Gebiet 115 ). Sie war die natürliche Ver- 

115 ) Vgl. Büschs Archiv 47, S. 170. Der Annalenaufsatz ist abge- 
druckt in den Forschungen aus dem Patentrecht S. 116 f. 
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bindung deutscher Begriffsbildung mit der im französischen 
Hechte erhaltenen urdeutschen Vorstellung des geistigen 
Eigentums. Sie stand im Zusammenhang mit dem auch in 
Deutschland lebhaft erwachten Drang nach vollem Schutz 
der immateriellen Güter; und als Deutschland zur Berner 
Konvention hinzutrat, mußte die Privilegien- oder Gewerbe¬ 
rechtstheorie in das Dunkel zurück, aus dem heraus sie eine 
so unheilvolle Rolle gespielt hatte. 

Mit der Immaterialrechtstheorie aber war die Grundlage 
für den wissenschaftlichen Ausbau und die praktische Ge¬ 
staltung des Rechts gegeben 116 ). 


116 ) Vgl. Bon net, Etudes de la legislat. Allemande sur les brevets 
d’invention p. 8 f. 
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1. Deutschland, Oesterreich, Skandinavien, Schweiz, 

Holland. 


§ 10 . 

I. Einen gewissen Fortschritt bot das deutsche Gesetz vom 
11. Juni 1870. Es wurde hier versucht, die autorrechtlichen 
Erzeugnisse gegenüber den Sprachwerken des gewöhnlichen 
Lebens abzugrenzen, dies namentlich auch in Bezug auf die 
Zeitschriftmitteilungen. Es wurde richtig unternommen, die 
Willenskundgebungen gegenüber den Gedankenwerken auszu¬ 
scheiden, und wenn dies auch nur teilweise gelang, so ist es 
doch für die Zukunft bedeutsam geworden. Auch die dem 
Leben zu gewährenden Freiheiten der Wiedergabe wurden 
in mehr oder minder entsprechender Weise geregelt. 

Immerhin zeigt sich in dem Gesetze noch ein recht dunkles 
Tasten, was nicht zu verwundern ist, da die damalige Lehre 
des Autorrechts noch auf höchst niederem Stande war; auch 
was von den Germanisten an Begriffsbildung geleistet wurde, 
war fast nicht nennenswert. 

So kommt es auch, daß das Autorrecht nach verschiedenen 
Seiten hin im Schutze zurückblieb, namentlich das Ueber- 
setzungsrecht nur in höchst dürftiger Weise geregelt war. Die 
Uebersetzung mußte Vorbehalten sein, und es mußte eine autori¬ 
sierte Uebersetzung in einer bestimmten kurzen Zeit erschei¬ 
nen, damit dem Autor das Recht gewahrt bleibe. Dazu der 
lästige Eintragungszwang für jeden, der das Uebersetzungs- 
recht durchführen wollte. Der Grund für diese Vorschrift 
lag hauptsächlich in der ungenügenden Entwicklung der da¬ 
maligen Wissenschaft; denn niemand wußte damals noch etwas 
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von der dem vollendeten Autorwerke zu Grunde liegenden in¬ 
neren Form und dem in dieser inneren Form wieder enthaltenen 
Gedankengebilde. Man hatte sich entwöhnt, über die Be¬ 
griffswelt in logischer Weise zu denken, man hatte nicht er¬ 
kannt, daß allüberall in der Welt des geistigen Lebens innere 
Gemeinsamkeiten festzustellen sind, welche bleiben, auch wenn 
sie in die verschiedensten äußeren Formen getaucht werden* 
Sehr dürftig war auch der Schutz der musikalischen Werke: 
nur dramatische Musik war in entsprechender Weise ge¬ 
schützt, weshalb auch mein Streben unter jenem Gesetze 
dahin ging, den Begriff der dramatischen Musik möglichst 
auszudehnen, um dem idealen Ziele der Vollkommenheit näher 
zu kommen; etwas, was die Begriffsleute jener Tage meist 
wenig anerkannt haben. Die veröffentlichten musikalischen 
Werke waren sonst nur geschützt im Falle eines Aufführungs¬ 
vorbehalts, welcher sehr selten erfolgte. 

Das Verhältnis mehrerer Autoren zu einander war nur in 
sehr dürftiger Weise geregelt, und in Bezug auf die Rechte 
des Verlegers befand man sich noch in einem kläglichen Zu¬ 
stande der Erkenntnis. Und was die zwischenstaatlichen Be¬ 
ziehungen betrifft, so stand das Gesetz in dem engsten Kreise 
der Abgeschlossenheit nach außen* Es sollten nur geschützt 
werden Werke von Inländern und solche, die bei einem Ver¬ 
leger in Deutschland erschienen waren. Nur bezüglich Oester¬ 
reichs wurde eine Ausnahme gemacht. Im übrigen konnte bei 
der kärglichen Art des Uebersetzungsschutzes auch von einem 
zwischenstaatlichen Autorrechte nur wenig die Rede sein. 

Ein vollkommenes Mißverständnis des Autorrechts lag auch 
darin, daß man den territorialen Charakter des Rechts ver¬ 
kannte. Das Autorrecht eines Deutschen wurde wie ein Welt¬ 
autorrecht betrachtet, vgl. § 22 Autorges.*), während es doch 

x ) „Sobald ein Nacbdmcksexemplar eines Werkes den Vorschriften 
des gegenwärtigen Gesetzes zuwider, sei es im Gebiet des Nordd. Bundes 
(DeutschenReichs), sei es außerhalb desselben, hergestellt worden 
ist. w Hiergegen Z. f. intern. P.R. VI, S. 237. 
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in der Tat ein Sonderrecht eines jeden Landes ist, in welchem 
es zur Ausübung kommt. Anzuerkennen ist aber, daß das 
deutsche Recht schon im Jahre 1870 das Registrierungssystem 
nur als Ausnahme kannte. 

Das neue Gesetz vom 19. Juni 1901 zeigt einige Ver¬ 
besserung, hat aber die Aufgabe, die es erfüllen sollte, nur 
mangelhaft gelöst. Das nähere wird sich aus unseren künf¬ 
tigen Darstellungen von selbst ergeben. 

II. Kaum sollte man es begreiflich finden, daß unter dem 
26. Dezember 1895 in Oesterreich ein Gesetz erging, 
welches sich auf einem völlig veralteten Stande befindet; so 
einmal, was den zwischenstaatlichen Schutz betrifft: es sollen 
nur geschützt sein die Werke von Oesterreichem und außer¬ 
dem noch unter Vorbehalt der Gegenseitigkeit die von Deut¬ 
schen. Das Uebersetzungsrecht ist in der kläglichsten Weise 
beschränkt, nur auf Vorbehalt und nur, sofern innerhalb 
drei Jahren eine autorisierte Uebersetzung erscheint, § 28. 
Auch das musikalische Aufführungsrecht ist nur im Palle des 
Vorbehalts gegeben. § 34. Dazu kommen noch grobe 
Fehler, wie die Bestimmungen des § 8 über das doppelte 
Autorrecht an Sammelwerken, das nur unter ganz bestimmten 
Voraussetzungen richtig iät, sodann die Satzung, daß die 
Ausgabe einer Briefsammlung Autorverletzung sein soll, § 24, 
wobei Autorrecht und Persönlichkeitsrecht in der abenteuer¬ 
lichsten Weise verwechselt sind. 

Das österreichische Gesetz steht unter aller Kritik. Der 
Entwurf, der vornehmlich darauf Einfluß hatte, war ein 
dilettantisches Machwerk des Romanisten Exner, der in die 
Materie nicht recht eingeweiht war 2 ). Vgl. noch V.-O. 29.De¬ 
zember 1895 und 31. Juli 1896. 

HL Ungarn hat sich in seinem Gesetz vom 26. April 1884 

*) Vgl. auch Droit d’auteur VIII, p. 7: On voulait faire une loi 
modele; or cette loi ne satisfait nullement les int6ress6s. Früher galt 
das Patent vom 19. Oktober 1846. 
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dem deutschen Rechte jener Zeit angeschlossen 8 ). Durch 
Verordnung vom 1. Oktober 1905 wurde der Registerdienst 
(V.-O. 26. April 1884) bezüglich des Autorrechts auf das 
Patentamt übertragen 4 ). 

IV. Die skandinavischen Staaten hatten schon früher 
Gesetze, welche dem Stande des Autorrechts in den 50er bis 
80er Jahren entsprachen; später aber haben sie ihre Gesetz¬ 
gebung erneuert und sich dadurch auch in den Stand gesetzt, 
der Berner Konvention beizutreten. Ein Moment der Ent¬ 
wicklung zeigt sich schon frühzeitig, daß sie sich nämlich 
einen gegenseitigen Uebersetzungsschutz gewährten in Bezug 
auf die nordischen Sprachen, das Dänische, Norwegische, 
Schwedische, in der Art, daß die Uebersetzung von einer in 
die andere Sprache einer Wiedergabe in derselben Sprache 
gleichgestellt wurde. 

Das Gesetz von Schweden ist vom 10. August 1877 6 ) 
und wurde durch Gesetze vom 10. Januar 1883, 28. Mai 
1897, 29. April 1904 geändert 6 ). Das Gesetz Norwegens 
ist vom 4. Juli 1893 (ein früheres Gesetz war vom 8. Juni 
1876 7 ). Das dänische Gesetz vom 19. Dezember 1902 
entspricht dem norwegischen und wurde etwas geändert durch 


•) Die Gesetze vom 27. August und 21. November 1897 über die 
Ablieferung von Pflichtexemplaren (bei Geldstrafe) haben keinen autor¬ 
rechtlichen Bezug; ebensowenig die preßpolizeiliche Bestimmung vom 
17. Juli 1867. Ueber das Verfahren handeln V.-O. vom 10. Juni, 17. Juni 
1884. 

4 ) Droit d’auteur XVTII, p. 133. 

6 ) Früher bestanden einige Bestimmungen in den Preßgesetzen von 
1810, 1812 und bezüglich der Aufführung in einem Gesetz von 1855. 

8 ) Früher galten namentlich für das Uebersetzungsrecht sehr un¬ 
vollkommene Bestimmungen, vgl Höchsten Gerichtshof 22. Juli 1892, 
Droit d’auteur VIH, p. 26 f. 

7 ) Das Gesetz vom 20. Juni 1882 und die Verordnung vom 9. De¬ 
zember 1882 sprechen von Einlieferung der Pflichtexemplare und der 
Möglichkeit der Eintragung der Bücher bei der Universitätsbibliothek. 
Vgl. auch noch ein älteres Gesetz vom 13. September 1830. 
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Gesetz vom 29. März 1904 mit Verordnung vom 2. April 
1904 (ein früheres dänisches Gesetz war vom 29. Dezember 
1857, mit Abänderungen vom 81. März 1864, 24. März 1865, 
23. Februar 1866, 21. Februar 1868, 24. Mai 1879, 12. April 
1889)-, unberührt bleiben nach a. 38 des Gesetzes die Privi¬ 
legien des Königl. Theaters in Kopenhagen, soweit sie 
das Gesetz vom 12. April 1889 (1862—1889) noch erhalten 
hatte. 

V. Ziemlich rückständig ist noch das Gesetz der Schweiz 
vom 23. April 1883 (mit Ausführungsordnung vom 28. De¬ 
zember 1883), welches einen Schutz auf 30 Jahre nach dem 
Tode gibt, das Uebersetzungsrecht aber in der Art bedingt, 
daß eine berechtigte Uebersetzung innerhalb 5 Jahren er¬ 
scheinen muß: dann ist das Uebersetzungsrecht auf die ganze 
Dauer gewahrt, a. 1 und 2. Das Aufführungsrecht aber ist 
in eigenartiger Weise beschränkt, in der Art, daß einem 
jeden gegen 2 °/o der Bruttoeinnahme die Aufführung von 
dramatischen, musikalischen und dramatisch -musikalischen 
Werken gestattet ist, a. 7 8 ). 

VI. Noch rückständiger ist das holländische Gesetz vom 
28. Juni 1881. Es gewährt eine Schutzfrist von 50 Jahren 
seit dem Erscheinen, jedenfalls lebenslänglich, a. 13. Das 
Uebersetzungsrecht ist außerordentlich gefesselt: es besteht 
nur auf 5 Jahre und setzt voraus, daß innerhalb 3 Jahren 
eine berechtigte Uebersetzung erscheint, auch ist ein Vor¬ 
behalt erforderlich, a. 5 und 16. Ganz außerordentlich be¬ 
schränkt ist das Aufführungsrecht von gedruckten dramatisch- 

8 ) Vgl. Schweizer Bundesgericht 23. Juni 1899, Droit d’auteur XII, 
p. 186. Gegen diese Bestimmung vgl. Dunant, Droit d’auteur XI, 
p. 126. Frühere kantonale Gesetze waren von Tessin 20. Mai 1885 
und das Solothurn er Zivilgesetzbuch 1841 f. In Genf galten die 
französischen Dekrete von 1791, 1793 (unten S. 105), Appellh. Genf 27. Juni 
1881, Dali. 82, II, p. 90, vgl. auch a. 21 Gesetz vom 2. Mai 1827 (doch 
herrschte einiges Schwanken). Seit dem 3. Dezember 1854 bestand 
zwischen verschiedenen Kantonen ein Urheberrechtskonkordat. 
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musikalischen oder Tonwerken: es muß Vorbehalten sein 
und dauert nur 10 Jahre seit der Niederlegung, a. 1 und 5. 
Die Niederlegung ist höchst veraltet: sie ist erfordert inner¬ 
halb eines Monats nach der Ausgabe; in Ermangelung ver¬ 
fallt das Autorrecht. Ein solches Gesetz liegt weit hinter 
seiner Zeit, wie auch Holland durch den Nichteintritt in die 
Berner Vereinbarung gezeigt hat, daß es in Autorrechtssachen 
nicht auf der Höhe seiner Aufgabe steht. 


2. Frankreich and die romanischen Länder. 

§ 11 . 

I. Das französische Recht hat kein abgeschlossenes Autor¬ 
gesetz. Die Gesetzgebung bietet nur dürftige Anhaltspunkte; 
mit deren Hilfe hat sich aber eine ganz bedeutungsvolle Praxis 
entwickelt. Die gesetzlichen Grundlagen sind: 

Das Dekret vom 13. Januar 1791, a. 3 und 5, worin 
bei dramatischen Werken ein Aufführungsrecht während Leb¬ 
zeiten und 5 Jahre nach dem Tode gewährt wurde, was durch 
Dekret vom 19. Juli 1791 wiederholt wurde. Schon ein 
Dekret vom 19. Juli 1793 verallgemeinerte das Recht und 
steigerte es dadurch, daß jeder Verfasser das Autorrecht wäh¬ 
rend Lebzeiten und 10 Jahre nach dem Tode genießen sollte. 
Alle diese Gesetze wurden durch Dekret vom 1. September 
1793 neu bestätigt, während die Napoleonische Ordonnanz 
vom 22. März 1805 den Inhaber eines nachgelassenen Werkes 
dem Verfasser gleichstellt, was durch Ordonnanz vom 8. Juni 
1806, a. 12, auch auf dramatische Werke ausgedehnt wurde. 
Spätere Gesetze haben den Autorschutz zeitlich erstreckt: das 
Gesetz vom 5. Februar 1810 gibt das Recht dem Verfasser 
und seiner Witwe während Lebzeiten und sodann 20 Jahre 
nach ihrem Tode noch für die Kinder. Aehnlich Gesetz vom 
3. August 1844. Das Gesetz vom 8. April 1854 erweitert 
das Recht: es soll dauern während Lebzeiten des Verfassers, 
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während Lebzeiten seiner Witwe und 30 Jahre nach ihrem 
Tode, aber nur zu Gunsten der Kinder. Das Gesetz vom 
14. Juli 1866 endlich gibt ein Recht während Lebzeiten des 
Verfassers und 50 Jahre nach seinem Tode, mit besonderem 
Vorrecht der Witwe. In Betracht kommt noch Code penal, 
a. 425 f., sodann das berühmte Dekret vom 28. März 1852, 
welches ohne weiteres den Ausländern gleichen Schutz ge¬ 
währte wie den Inländern, während das Gesetz vom 16. Mai 
1866 insofern einen Rückschritt machte, als es das Autorrecht 
den automatischen Musikwerken opferte 9 ). Für die Theater¬ 
verhältnisse wichtig sind noch die Bestimmungen vom 8. Juni 
1806, sodann vor allem die Verordnungen vom 15. Oktober 
1812, a. 73 (aus Moskau datiert) und vom 29. November 1859, 
worin bestimmt wurde, welcher Bruchteil der Einnahme regel¬ 
mäßig den Verfassern von dem Theatre fran 9 ais zu zahlen sind 
(für ein den ganzen Abend ausfüllendes Stück 15 °/o). Schließ¬ 
lich sei noch erwähnt, daß die Autorgesetze durch Bestim¬ 
mung vom 9. Dezember 1857 auf verschiedene Kolonien und 
durch Bestimmung vom 29. Oktober 1887 auf alle Kolonien 
ausgedehnt wurden. 

Veraltet ist die Bestimmung, daß die Privatverfolgung des 
Nachdrucks von der Anmeldung und Niederlegung von Exem¬ 
plaren abhänge, a. 6 des Gesetzes von 1793 (vgl. dazu Verord¬ 
nung vom 5. Februar 1810, vom 24. Oktober 1814, 19. Januar 
1828). Doch muß 1. die preßpolizeiliche Niederlegung (Ge¬ 
setz vom 29. Juli 1881, a. 3) hierzu genügen, 2. der Inhalt 
der Niederlegung soll die staatsanwaltliche Verfolgung nicht 
ausschließen und 3. die Niederlegung ist keine Voraussetzung 
des Rechts oder Anspruchs, sondern nur eine Voraussetzung 
seiner Aktionskraft, so daß sie jederzeit nachgeholt werden 

9 ) Dazu kommen die Sonderbestimmungen für die Archivhandschriften 
vom 20. Februar 1809 und die Zollbestimmungen vom 6. Mai 1828, 
4. Mai 1841, 13. Dezember 1842, 7. Mai 1881, 11. Januar 1892. Das 
Dekret vom 29. März 1805 über Gebetbücher hat nur Zensurcharakter*, 
ebenso das Dekret vom 6. Juni 1840, a. 12 über Seekarten. 
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kann. Uebrigens ist es fraglich, ob auch diese Bestimmungen 
nach dem Preßgesetz von 1881 noch Bestand haben, da hier 
die Nichtanmeldnng nur mit Strafe bedroht ist 10 ). 

II. Zu den vorgeschrittensten Gesetzen gehört das belgische 
vom 22. März 1886. Es gibt einen Autorschutz zu Leb¬ 
zeiten und 50 Jahre nach dem Tode, a. 2, bei nachgelassenen 
Werken 50 Jahre nach dem Erscheinen, a. 4. Es gibt ferner 
vollständiges Uebersetzungs- und Aufführungsrecht, letzteres 
nicht nur bei dramatischen Werken, sondern auch was Ton¬ 
werke anbelangt, a. 12, 16. Es gibt den Schutz Fremden 
wie Einheimischen, nur mit der Beschränkung, daß, wenn 
das Recht des Fremden in seinem Lande erlischt, auch der 
belgische Schutz aufhören soll, a. 38. Der a. 18 enthält 
einen bemerkenswerten Versuch, das Verhältnis zwischen 
Komponisten und Textverfasser zu regeln. Dazu kommt eine 
königl. Verordnung vom 27. März 1886. 

III. Luxemburg hatte ein Gesetz vom 25. Januar 1817, 
wonach der Schutz bei Lebzeiten und 20 Jahre nach dem 
Tode dauerte; sodann"wurden die deutschen Bundesbeschlüsse 
von 1832, 1837, 1845 eingeführt, und zwar durch Gesetze vom 
28. September 1832, 11. Mai 1838 und 17. August 1845. 
Später folgte ein Gesetz vom 23. Mai 1888 und Verordnung 
vom 27. Juni 1888 über die Einführung der Berner Union. 
Dies führte zu einem neuen Autorgesetz vom 10. Mai 1898: 
solches gibt einen Schutz bei Lebzeiten und 50 Jahre nach dem 
Tode, a. 2, bei nachgelassenen Werken 50 Jahre nach Veröffent¬ 
lichung, a. 4; das Uebersetzungsrecht soll aufhören, wenn 
nicht eine autorisierte Uebersetzung in 10 Jahren erscheint, 

10 ) Vgl. über diese Fragen Appellhof Paris 7. Mai 1896, Trib. Mont- 
luQon 7. Februar 1896, Droit d’auteur IX, p. 108 f., Trib. Besangon 
20. Februar 1902, ib. XV, p. 79 f. Auch Reichsgericht 8. April 1897, 
ib. XIV, p, 30. Daß die Einreichung der im Preßgesetz 1881 verlangten 
Exemplare genügt, darüber vgl. Kass.-Hof 17. November 1904, Droit 
d’auteur XVIII, p. 113. Vgl. auch noch die ministeriellen Rundschreiben 
vom 6. Januar 1900 und vom 28. August 1905. 
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a. 12; einer Eintragung bedarf es nur bei Werken juri¬ 
stischer Personen und bei nachgelassenen Werken, um den 
Zeitpunkt der Veröffentlichung festzustellen, und zwar inner¬ 
halb 6 Monaten, a. 4 und 11 und dazu Verordnung vom 
10. Mai 1898. 

IV. Dem älteren französischen Recht entspricht das rumä¬ 
nische Preßgesetz vom 1./13. April 1862 (dazu Ausführungs¬ 
ordnung vom 24. April 1862) und Strafgesetzbuch von 1864 
a. 339—342: der Schutz dauert nur 10 Jahre nach dem Tode; 
der a. 9 des Gesetzes, welcher die Niederlegung von Exem¬ 
plaren verlangte, über welche Vorschrift früher verschiedene 
Ansichten herrschen 11 ), ist am 19. März 1904 aufgehoben 
worden. 

V. Auch Haiti schließt sich in seinem Gesetz vom 8. Ok¬ 
tober 1885 und in seinem Code penal von 1835, a. 347 f., 
dem französischen Recht in der älteren Fassung an. 

VI. Griechenland hat nur veraltete Bestimmungen im 
Strafgesetzbuch 1833, a. 432, 433: es gibt einen Schutz auf 
15 Jahre seit dem Erscheinen (wenn kein Privileg erteilt ist); 
für Ausländer unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit. 

VII. Dem modernen französischen Recht gehört an das Ge¬ 
setz von Monaco, 27. Februar 1889 (mit Verordnung vom 
20. Mai 1889) und 3. Juni 1896, sowie Tunis 15. Juni 1889 
mit Rundschreiben vom 11. Februar 1901. 

VIII. Italien hat gegenwärtig ein Gesetz vom 19. Septem¬ 
ber 1882 (Nr. 1012), worin die früheren Gesetze vom 25. Juni 


n ) Appellhof Bukarest, 21. Januar 1893, Galatz, 16. Mai 1901, Droit 
d’auteur XVII, p. 52. Früher war es auch zweifelhaft, ob das Gesetz 
nicht durch die Verfassung von 1868 aufgehoben worden sei, was man 
heutzutage nicht mehr annimmt, Trib. Ilfov vom 7. März 1889, 19. Mai 

1892, Appellhof Bukarest 21. Januar 1893, Kass.-Hof 21. September 

1893, Droit d’auteur VIII, p. 120. Das Gesetz vom 13. April 1887 be¬ 
zieht sich auf Pflichtexemplare. Die obige V.-O. vom 24. April 1862 
erschien im Oeffentl. Anzeiger vom 4. Mai 1862, Nr. 97. 
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1865, 10. August 1875, 18. Mai 1882 verschmolzen worden 
sind (vgl. auch a. 437 0. civ.). Das Druck- und Verviel- 
faltigungsrecht dauert 80 Jahre, jedoch so, daß es nach 
40 Jahren bezw. nach des Verfassers Tode, falls dieser nach 
40 Jahren erfolgt, in ein allgemeines Lizenzrecht übergeht, 
so daß gegen eine Belohnung von 5 °/o einem jeden das Ver- 
vielfaltigungsrecht zukommt. Das Aufführungsrecht dagegen 
dauert volle 80 Jahre. Veraltet ist die Bestimmung über An¬ 
meldung und Niederlegung, welche beide erfolgen müssen, an¬ 
sonst das Recht in 10 Jahren erlischt, a. 2 f., 21 f., 28. Dazu 
kommen noch Verordnungen und Rundschreiben, so vom 
19. September 1882, vom 8. Oktober 1895, vom 10. Mai, 16. Mai 
1900 12 ) u. a. 

IX. Spanien hat ein Gesetz vom 10. Januar 1879 mit ein¬ 
gehender Ausführungsordnung vom 3. September 1880. Vgl. 
dazu C. penal a. 552 (550), O. civ. a. 428, 429. Der 
Schutz dauert während Lebzeiten und 80 Jahre nach dem 
Tode, a. 6. Es besteht auch ein Uebersetzungsschutz zu 
Gunsten der Ausländer im Falle der Gegenseitigkeit, jedoch 
nicht länger als der Schutz in ihrer Heimat dauert, a. 13 
und a. 50. Auch das Aufführungsrecht, namentlich bei musi¬ 
kalischen Werken, ist vollständig gewahrt, a. 101 der Ver¬ 
ordnung; jedoch ist durch Verordnung vom 4. August 1888 
die unentgeltliche Musikaufführung bei religiösen Handlungen, 
bei Serenaden und militärischen Aufzügen freigegeben. Ueber 
Adaptation und Parodie und ähnliches enthält die Ausführungs¬ 
ordnung sehr eingehende Bestimmungen. Eine Anzahl von 
Verordnungen ist über die Regelung im einzelnen erlassen, 

1S ) Frühere Gesetze bestanden in Sardinien, 28 .Febr. 1826, Parma, 
22. Dezember 1840. In Lombard. Venezien galten verschiedene Dekrete, 
sodann das österreichische Gesetz vom 19. Oktober 1846, im Kirchen¬ 
staat Gesetz vom 23. September 1826, in den beiden Sizilien eine vom 
5. Februar 1828. — Der italienische Schutz erstreckt sich auf S. Marino 
und umgekehrt, Vertrag 28. Juni 1897, a. 41, 43 (früher Vertrag 
27. März 1872). 
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namentlich auch was die Registrierung betrifft, für die eine 
Frist von 1 Jahr freisteht, a. 36, 38, 39 des Gesetzes. Ygl. 
ferner Verordnung vom 2. August 1895, Verordnung vom 

27. April 1893, 5. Januar 1894, 25. April 1894, 11. Juli 1894, 

28. Dezember 1894, 28. Juni 1895, 27. Juni 1896, 28. März 
1904, 4. Februar 1905 u. a. 

Der Gedanke mancher Gesetze, daß das Autorwerk frei 
wird, wenn von dem Recht innerhalb einer bestimmten Zeit 
nicht Gebrauch gemacht wurde, findet sich auch im spanischen 
Gesetz, wonach ein Werk nach 20jährigem Nichtgebrauch der 
Allgemeinheit verfällt, jedoch erst, wenn dem Verfasser eine 
vergebliche Frist gestellt worden ist, a. 40—42 1Ä ). 

X. Portugal hat den Rechtsstoff in seinem Zivilgesetzbuch 
von 1867, a. 570—612, geregelt, wozu noch das Strafgesetz¬ 
buch von 1886, a. 457 f. hinzutritt. 

XI. Von den hispano-amerikanischen Staaten haben 
Mexico, Nicaragua, Venezuela und Guatemala eine 
gewisse Aehnlichkeit; sie bieten im großen ganzen ein Autor¬ 
recht mit unbeschränkter Dauer. In Mexiko galt das 
bürgerliche Gesetzbuch vom Jahre 1871, a. 1245—1387, 
dessen wesentliche Bestimmungen aber nunmehr in das neue 
bürgerliche Gesetzbuch vom 14. Dezember 1883, a. 1130 
bis 1271, übergegangen sind, wozu noch a. 432 des Straf¬ 
gesetzbuchs vom 7. Dezember 1871 hinzutritt. Das Autor¬ 
recht ist zeitlich unbeschränkt; nur der Herausgeber nach¬ 
gelassener Werke unterliegt einer Beschränkung von 30 Jahren, 
a. 1143. Das gilt jedoch nur vom Druck und der Verbreitung, 
das Aufführungsrecht dauert nur 30 Jahre nach dem Tode, 
a. 1169. Außerdem sollen dramatische und musikalische Werke 
für Wohltätigkeitszwecke oder unentgeltlich in nicht bühnen¬ 
mäßiger Weise aufgeführt werden dürfen, a. 1207, Z. 8 und 9. 

Fast völlig übereinstimmend ist das Bürgerliche Gesetz von 

ls ) Ueber die Verhältnisse auf Cuba vgl. Ordin. 19. März 1900, 
13. Februar 1901, 26. Februar 1902, Droit d’auteur XVI, p. 37 f. 
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Nicaragua 1904. Es handelt in Buch 1, Titel 4, Kap. 2, 
Art. 729 f. vom literarischen Eigentum, in Kap. 3 vom drama¬ 
tischen Eigentum, in Kap. 5 von der verbotenen Nachahmung. 
Das Vervielfältigungsrecht ist auch hier unbeschränkt, für den 
Herausgeber nachgelassener Werke dauert es 30 Jahre seit 
der Veröffentlichung, a. 735, 730, 740. Das Aufführungs¬ 
recht währt 30 Jahre nach dem Tode, a. 766, doch sollen 
dramatische und musikalische Werke aufgeführt werden dürfen, 
wenn dies unentgeltlich in nicht bühnenmäßiger Weise ge¬ 
schieht, a. 805, Z. 8; oder wenn für Wohltätigkeitszwecke, 
a. 805, Ziff. 9. Auch sonst stimmt es mit Mexiko: Opern- 
librette sollen verbreitet werden dürfen, sofern sich solches der 
Verfasser nicht Vorbehalten hat, a. 805, Z. 10 (= M. 1207, Z. 10). 
In gleicher Weise muß das Uebersetzungsrecht Vorbehalten sein, 
a. 751; bei Ausländern gilt es nur 10 Jahre, a. 753 (M. 1154, 
1156). Sehr seltsam ist auch die Bestimmung, daß der Verfasser 
gezwungen werden kann, gegen Entschädigung einen Auszug 
seines Werkes zu dulden, a. 756, 757, und daß der Verleger 
eines freien Werkes ein Jahr das Alleinrecht haben soll, 
a. 759; noch mehr: wer ein altes Manuskript veröffentlicht, 
hat ein Recht auf Lebenszeit, a. 762 (M. 1159, 1160, 1162, 
1165). Anmeldung zur Eintragung und Ablieferung von 
6 Exemplaren soll erfolgen, letztere aber nicht als Bedingung 
des Rechts, sondern gegen Strafe, a. 831—839 (M. 1234 bis 
1240: 2 Exemplare). Wie man sieht, zeigen diese Gesetze 
neben redlichem Streben vielen Dilettantismus. 

Venezuela hat ein Gesetz vom 17. Mai 1894, dazu 
Strafgesetzbuch von 1897, a. 301, neuerdings Dekret vom 
31. Dezember 1904 über Pflichtexemplare 14 ), und in Guate¬ 
mala gilt eine Verordnung vom 29. Oktober 1879 (Nr. 244). 

Altertümliche Gesetze haben noch Chile [vom 24. Juli 
1834, dazu Verfassung von 1833, a. 152, Zivilgesetzbuch 


14 ) Früher Gesetz vom 12. Mai 1887, mit Ausführungsordnung vom 
12. Januar 1888 (ebenfalls mit ewigem Autorrecht). 
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1855, a. 584 und StGB. 1874, a. 471, Z. 3: der Schutz 
dauert nur 5 Jahre nach dem Tode. Ferner Peru vom 
3. November 1849; dazu Verfassung 1860, a. 26: der Schutz 
dauert 20 Jahre nach dem Tode. 

Modernere Gesetze besitzen Bolivia vom 13. August 1879 
(Schutz 50 Jahre vom Erscheinen); sodann Kolumbien 
26. Oktober 1886 (80 Jahre nach dem Tode), Ges. 1887 a. 326 ? 
Verfassung 5. August 1886, a. 35, C. civ. a. 671, C. p6n. 
a. 860; Ecuador, 3. August 1887, Verfassung 1884, a. 27 
(50 Jahre nach dem Tode); Costarica, 26. Juni 1896 
(50 Jahre nach dem Tode), nebst Dekret vom 7. November 
1896 und StGB. 27. April 1880, a. 496, auch Verfassung 
1. Januar 1888, a. 275; Salvador, 2. Juni 1900 (25 Jahre 
nach dem Tode), vgl. auch Zivilgesetzbuch 1880, a. 663. 

Andere Länder haben bisher nur allgemeine Verfassungs¬ 
bestimmungen. So Argentinien; hier besagte 

1. die argentinische Verfassung vom 22. April 1819: 

Art. 31. Al congreso corresponde privativamente formar 

las ley es que deben regir en el territorio de la unidn: 

Art. 44. Asegurar k los autores <5 inventores de estable- 
cimientos ütiles privilegios exclusivos por tiempo determi- 
nado 15 ); 

2. die jetzige argentinische Verfassung von 1853 bestimmt: 

Art. 17. La propiedad es inviolable, y ningün habitante 

de la naciön argentina puede ser privado de ella, sino en 
virtud de sentencia fundada en ley. La expropiaciön por causa 
de utilidad publica debe ser calificada por ley y previamente 
indemnizada. Solo el congreso impone las contribüciones que 
se expresan en el articulo 4°. Ningün servicio personal es 
exigible, sino en virtud de ley 6 de sentencia fundada en 
ley. Todo autor ö inventor es propietario exclusivo de su 
obra, invento ö descubrimiento, por el termino que le acuerde 
la ley. 

15 ) Dazu kam Deklaration vom 30. Dezember 1823 und Verfassung 
vom 24. Dezember 1826 a, 57. 
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Aehnlich wie Argentinien verordnet auch Paraguay 
in der Verfassung von 1870 a. 19 den Schutz des geistigen 
Eigentums. Doch wird die Bestimmung ergänzt in a. 342 
des Strafgesetzbuchs vom 21. Juli 1880, welches unbefugte 
Veröffentlichungen und Aufführungen verbietet 16 ). 

Eine solche allgemeine Bestimmung hat auch Uruguay 
in a. 443 seines Ziv.G.B. von 1868. 

Aehnlich findet sich eine grundsätzliche Anerkennung des 
literarischen Eigentums in Honduras, Bürgerliches Gesetz¬ 
buch vom 31. Dezember 1898, a. 444 17 ) und Strafgesetzbuch 
vom 29. Juli 1898, a. 523. Auch die dominikanische Re¬ 
publik gewährt in ihrer Verfassung vom 20. Juni 1896, 
a. 11, Z. 9, den Inländern Eigentum an Erfindungen, 
wissenschaftlichen, artistischen und literarischen Erzeugnissen. 

XII. Brasilien hat ein Autorgesetz vom 1. August 1898. Es 
gewährt ein Vervielfältigungs-, Verbreitungs-, Uebersetzungs- 
und Aufführungsrecht für Inländer und im Inland Wohnende 
und entspricht damit dem a. 72, § 26 der Brasilianischen 
Bundesverfassung vom 24. Februar 1891 18 ). Das Verviel- 

18 ) Diese Bestimmung fand sich auch früher im Argentinischen 
St.G.B., ist aber dann (1886) weggefallen. 

1T ) Auch schon im Ziv.G.B. 1880 a. 668. 

18 ) Das Strafgesetzbuch vom 11. Oktober 1890 hatte einen viel ge¬ 
ringeren Schutz: 

Art. 345. Reproduzir, sem consentimento do autor, qualquer obra 
litteraria ou artistica, por meio da imprensa, gravura ou lithographia, 
ou qualquer processo mecanico ou chimico, emquanto viver, ou a pessoa 
a quem houver transferido a sua propriedade e dez annos mais depois 
de sua morte, si deixar herdeiros. 

Außerdem enthielt es einen Schutz für Beden, der fortzubestehen 
scheint: 

Art. 346. Reproduzir por inteiro em livro, collecqao ou publicaqao 
avulsa, discursos e oraqoes proferidos em assembleas publicas, em tribu- 
naes, em reunioes politicas, administratives ou religiosas, ou em con- 
ferencias publicas, sem consentimento do autor. 

Penas — de apprehensao e perda dos exemplares e multa igual ao 
valor dos mesmos, em favor do autor. 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 8 
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faltigungs- und Verbreitungsrecht dauert 50 Jahre vom Er¬ 
scheinen, das Uebersetzungsrecht nur 10 Jahre, auch das 
Aufführungsrecht nur 10 Jahre von der ersten Auffüh¬ 
rung an, a. 3. Dabei gilt das Registrierungssystem, jedoch 
so, daß Registrierung und Einreichung innerhalb 2 Jahren 
nachfolgen kann. Veröffentlichte Musikwerke dürfen unent¬ 
geltlich aufgeführt werden, a. 16. Für die Registrierung 
gilt eine Ausführungsordnung vom 6. Dezember 1899 und 
eine solche yom 11. Juni 1901. Das Dekret yom 24. No¬ 
vember 1900, Nr. 3836, enthält nur die Verbesserung eines 
formellen Fehlers (in a. 26 ist a. 21, statt 22 zu lesen). 
Man vgl. auch noch das dieses Dekret veranlassende Gesetz 
vom 23. November 1899, Nr. 652, sowie Gesetz vom 26. No¬ 
vember 1900, Nr. 741 (über Eintragungskosten) 19 ). 

Im Gesetz von 1898 ist auch, a. 22, Z. 3, die Wieder¬ 
gabe offizieller Aktenstücke des Bundes, Staats und der Ge¬ 
meinden für statthaft erklärt und damit eine unbegreifliche 


Sodann folgende Bestimmungen: 

Art. 347. Traduzir e expor a venda qualquer escripto on obra r 
8em licenga do seu autor: 

Penas — as mesmas do artigo antecedente. 

Esta prohibigao nao importa a de fazer citagao parcial de qualquer 
escripto, com o fim de critica, polemica ou ensino. 

Art. 348. Executar, ou fazer representar, em theatros ou especta- 
culos publicos, composigao musical, tragedia, drama, comedia ou qual¬ 
quer outra producgäo, seja quäl for a sua denominagao, sem consenti- 
mento, para cada vez, do dono ou autor: 

Pena — de multa de 100 S a 500 S a favor do dono ou do 
autor. 

Art. 349. Importar, vender, occultar, ou receber, para serem ven- 
didas, obras litterarias ou artisticas, sabendo que sao contrafeitas. 

Pena — as de apprenhensao e perdas dos exemplares e multa igual 
ao dobro do valor dos mesmos a favor do dono ou autor. 

Auch das St.G.B. vom 16. Februar 1830, a. 261 hatte eine Bestim¬ 
mung enthalten (Schutz auf Lebzeiten und 10 Jahre nach Tod). 

19 ) Vgl. auch über die Gerichtsbarkeit, Gesetz über die Bundes¬ 
gerichtsbarkeit, 20. November 1894, a. 12. 
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Bestimmung des Strafgesetzbuchs vom 11. Oktober 1890 auf¬ 
gehoben, a. 342, welcher lautete, es sei verboten: 

Imprimir, ou publicar em collecgoes, as leis, decretos, resolugoes, 
regnlamentos, relatorios e quaesquer actos dos poderes legislativo e 
executivo da Nagao e dos Estados: 

Penas — de aprehensao e perda, para a Naqao ou Estado, de todos 
os exemplares publicados ou postos ä venda, e multa igual & impor- 
tancia do seu valor. 

Art. 343. Sao solidariamente responsaveis por esta infracgao: 

a) o dono da officina onde se fizer a impressao ou publicagao; 

b) o autor ou importador, si a publicagao for feita no estran- 
geiro; 

c) o vendedor. 

Im übrigen soll die Strafe die des Strafgesetzbuchs sein, 
wozu noch die Einziehung der Mittel des Nachdrucks kommt. 
Der a. 345 des St.G.B. bestimmt darüber: 

Penas de apprehensäo e perda de todos os exemplares, e 
multa igual ao triplo do valor dos mesmos a favor do autor. 


3. Großbritannien und Angloamerika. 

§ 12 . 

I. In England besteht zunächst (S. 55) ein Schutz des 
Common law für nicht veröffentlichte "Werke: ihre Vervielfälti¬ 
gung ist ohne weiteres und für immer verboten; irgendwelcher 
Vorkehrungen bedarf es nicht. Im Gegensatz dazu steht das 
englische Copyright in Bezug auf solche "Werke, die bereits 
veröffentlicht sind: hier nimmt, wie bemerkt, das englische 
Recht nicht einen Schutz kraft gemeinen Rechts an, sondern 
nur einen solchen kraft Gesetzesrechts. Das erste Gesetz, 
welches eine Regelung der Materie bietet, überhaupt das erste 
moderne Autorgesetz ist VIII Anna, Ch. 19 von 1709 20 ), an dessen 
Stelle das Gesetz vom 1. Juli 1842 getreten ist, 5, 6 Victoria, 


ao ) S. Beigabe. Vgl. auch noch 64 Ges. III, Ch. 156. 
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Oh. 45 21 ). Der Schutz ist gewährt auf 42 Jahre oder auf 
Lebzeiten und 7 Jahre nach dem Tode, je nachdem die eine 
oder andere Frist die längere ist, Art. 2. Nach dem Tode 
jedoch kann, und das ist eine auch sonst vertretene Bestim¬ 
mung, einem Dritten eine Lizenz zur weiteren Ausgabe gewährt 
werden, wenn die Berechtigten das Werk nicht mehr verviel¬ 
fältigen, Art. 5. Erforderlich ist die Registrierung des Werkes, 
jedoch nicht als Voraussetzung für das Copyright, sondern 
als Voraussetzung für die Aktionsfähigkeit: ein Anspruch 
kann nur dann gerichtlich erhoben werden, wenn die Regi¬ 
strierung nachgeholt wird. Vgl. 1842, a. 11 f., 24. Auf 
das Aufführungsrecht dramatischer Werke bezieht sich das 
Gesetz vom 10. Juni 1833: 3, 4 Wilhelm IV, Ch. 15; ein 
solches ist gegeben, wenn das Werk noch nicht erschienen 
und auch im Auslande noch nicht auf geführt ist, und zwar 
während der vollen gesetzlichen Frist 22 ). Dazu tritt Gesetz 
vom 28. Mai 1852: 15, 16 Victoria Ch. 12, wonach das 
Uebersetzung8recht Vorbehalten werden kann; jedoch muß 
eine autorisierte Uebersetzung in 1—3 Jahren veröffent¬ 
licht und sie muß registriert werden. Eine Ergänzung ent¬ 
hält noch das Gesetz vom 9. September 1835: 5, 6 Wil¬ 
helm IV, Ch. 65, wonach auch für Vorträge, welche unter 
bestimmten Voraussetzungen gehalten sind, ein Copyright be¬ 
steht 23 ). 


21 ) Geistig den glänzenden Bestrebungen von Talfourd zu ver¬ 
danken, der allerdings, bevor die Entscheidung fiel, aus dem Parlament 
ausgetreten war; in einigem verschlimmert durch einen schlimmen Poli¬ 
tiker, der das Autorrecht schwer geschädigt hat, durch Macaulay. 

22 ) Eine wunde Seite des englischen Rechts; man nimmt daher auch 
an, daß zwar niemand einen Roman dramatisieren und verbreiten, 
wohl aber ihn dramatisieren und aufführen dürfe. Ygl. Read v. Con- 
quest, Tinsley v. Lacy, in re Little Lord Pauntleroy, Schlesinger 
v. Turner und Schlesinger v. Bedford. (Inhülsen, Gew. R. I, 
S. 253 f.) 

2# ) Dazu kommen Sondergesetze, so von 1775: 15 Georg HL ch. 53 
bezüglich des Autorrechts der Hochschulen, auch das aufgehobene Ge- 
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Ganz vernachlässigt war in der bisherigen Gesetzgebung das 
musikalische Aufführungsrecht. Dafür sorgt das Gesetz vom 
10. August 1882: 45, 46 Victoria Ch. 40; es gibt aber den 
Musikwerken nach ihrem Erscheinen solchen Schutz nur dann, 
wenn das Aufführungsrecht Vorbehalten ist 24 ). Einige Zu¬ 
sätze erfolgten im Gesetz vom 5. Juli 1888: 51, 52 Victoria 
Ch. 17 und neuerdings am 22. Juli 1902 in 2 Edward VII, 
Ch. 15, in der Musical (Summary Proceedings) Copyright 
Act 1902, wodurch die Beschlagnahme und Einziehung un¬ 
berechtigter Musiknachahmungen besonders erleichtert worden 
ist 26 ). 

Auf die Kolonien bezieht sich das Gesetz vom 22. Juli 
1847: 10, 11 Vict. ch. 95, die Foreign Reprints Act, welche 
es gestattet, durch einen Order das Autorgesetz in den Ko¬ 
lonien außer Kraft zu setzen. Dazu das nachfolgende Gesetz 
von 1886 sect. 8. 

Die an und für sich höchst unvollkommenen Bestimmungen 
des englischen Rechts über den zwischenstaatlichen Schutz 
wurde erweitert durch den Zutritt zur Berner Konvention, 
welcher durch das Gesetz vom 25. Juni 1886, 49, 50 Victoria 
Ch. 33, vorbereitet und ermöglicht worden ist (dazu Order vom 
28. Oktober 1887) 26 ). Vgl. auch Order 14. Juli 1899. 

Die bisherigen Bestrebungen, das in so verschiedene Ge¬ 


setz von 1801: 41 Georg III. ch. 107. Vgl. High Court in Droit 
d’auteur XIV, p. 67. 

24 ) Vgl. Entsch. in Gew. Rechtssch. I, S. 103, Droit d’auteur XV, 
p. 57. 

85 ) Das Gesetz wurde auf Betreiben der Londoner Musikalienverleger 
erlassen, um den schwunghaften Straßen- und Kolportagehandel ihrer 
Verlagsmusikwerke zu unterdrücken. Es ist aber so schlecht gefaßt, 
daß es nicht viel genutzt hat. Vgl. High Court 19. Dezember 1901, 
Droit d’auteur XV, p. 57. 

* 6 ) Frühere Gesetze, die den zwischenstaatlichen Schutz betrafen, 
waren von 1844, 1852, 1875: 7, 8 Vict. ch. 12; 15, 16, Vict. ch. 12; 
38, 39 Vict. ch. 12. Auf das Gesetz von 1886 bezieht sich auch V.-O. 
für Malta von 1886. 
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setze zerstreute und manchmal auch recht zweifelhafte Recht 
zusammenzufassen, sind bis jetzt nicht zum Ziele gelangt. 

II. In Canada besteht noch das Gesetz vom 8. April 1875 
(38 Vict. 88), vgl. 38, 39 Vict. ch. 53, aufgenommen in die 
Revised Statutes 1886 ch. 62 (49 Vict. ch. 4), dazu Ver¬ 
ordnung 12. April 1887 und ein Abänderungsgesetz vom 
18. Juli 1900 über das geteilte Verlagsrecht. Ein Gesetz¬ 
entwurf vom 2. Mai 1889, der gleich dem amerikanischen 
Gesetz auf eine manufacturing-clause ausläuft, hat, weil mit 
dem Berner Abkommen, für das sich Großbritannien mit 
all seinen Kolonien verpflichtet hat, im Widerspruch stehend, 
die königliche Bestätigung nicht erlangt 27 ). Dem Gesetz von 
Canada entspricht Neufundland, Consolid. Stat. 1892. 

Am Cap gelten Gesetze von 1873 und 1888; das Ge¬ 
setz von 1873 gewährt einen Schutz von 30 Jahren vom Er¬ 
scheinen, jedenfalls auf Lebensdauer und weitere 5 Jahre; in 
Natal bestehen Gesetze von 1897 und 1898. 

In Transvaal gilt außer einem dem holländischen Ge¬ 
setz entsprechenden Gesetz vom 23. Mai 1887 Nr. 2 noch 
Beschluss vom 20. Juni 1895 und, bezüglich der General¬ 
stabskarten, Gesetz vom 19. April 1902. 

Für Indien wurde 1847 ein dem englischen Gesetz von 
1842 ähnliches Gesetz erlassen. Dazu kam ein Gesetz von 1867. 

Für das Commonwealth von Australien ist ein Autor¬ 
gesetz in Vorbereitung, weshalb die Angabe der Einzelstaats¬ 
gesetze unterbleibt 28 ); in Neuseeland gelten Gesetze von 
1842 und 1879. 


,7 ) Daß die englischen Gesetze in Canada nicht gelten, ist durch 
Entscheidung des Privy Council 28. Juli 1903 (Droit d’auteur XVII, 
p. 72) anerkannt. Vgl. auch High Court Toronto, 6. November 1900, 
ib. XV, p. 19, aber auch Supreme Court 31. Januar 1905, ib. XVIII, 
p. 87. 

28 ) Ueber NS-Wales, Victoria, Queensland, Südaustralien, West- 
australien, Tasmanien vgl. Röthlisber ger, Schutz des Urheberrechts 
S. 60 ff. Hier auch über Sierra Leone und Trinidad. 
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Für C hina und Korea wurde bestimmt, daß eine Autor- 
yerletzung durch einen Engländer in jenen Ländern nach 
englischem Recht verfolgt werden könne (Ordinance 2. Fe¬ 
bruar 1899). 

III. Das Recht der Vereinigten Staaten beruht auf der 
englischen Idee, daß an nicht veröffentlichten Werken ein 
vollständiges Eigentum besteht, mit unbedingtem alleinigem 
Veröffentlichungsrecht* 9 ), während an veröffentlichten Werken 
nur ein besonderes statutarisches Recht besteht, welches seinen 
Schutz findet nach Maßgabe besonderer Bestimmungen und 
unter Erfüllung mancher, oft recht lästiger Bedingungen 30 ). 

Der Gedanke des vollen Schrifteigentums an noch nicht 
veröffentlichten Werken zeigt sich auch im Aufführungsrecht; 
insbesondere ist es seinerzeit in der Parsifalangelegenheit ver¬ 
hängnisvoll gewesen, daß die Partitur des Werkes gedruckt 
und veröffentlicht worden war. Neuere Gesetze der Ver¬ 
einigten Staaten haben das Aufführungsverbot unveröffent¬ 
lichter dramatischer Werke noch durch besondere Strafbestim¬ 
mungen verschärft, so New York 2. Mai 1899 durch a. 729 
des Criminal Code, New Jersey, 10. April 1902, Ch. 254, 
Nr. 155, Pensylvanien 29. Mai 1901, Nr. 209, Louisiana 
9. Juli 1900, Nr. 75, Oregon 27. Februar 1901, Nr. 3881, 
Ohio 25. März 1902, Nr. 20 31 ). Was aber die statuta¬ 
rische Regelung betrifft, so ist sie Bundessache und in 
einer durchaus nicht freisinnigen Weise erfolgt. Während 
in den Revised Statutes der Ausländerschutz ganz abge- 

29 ) So viele Entscheidungen Wheaton v. Peters, Bartlett v. Critten- 
don, Boucicault v. Hart, Crowe v. Aiken, Boucicault v. Fox (Myer, 
Federal Decisions XXV Copyright, p. 933 f., 971). Die Aufführung eines 
Dramas ist aber keine Veröffentlichung, welche es dem allgemeinen 
Schutze entzöge. 

*°) Bundesgericht South. Distr. New York Harnet Menroe v. The 
World (Droit d’auteur X, p. 1!). 

#1 ) Sie sind das Ergebnis der Bemühungen der American Dramatist 
Club in New York und sollen namentlich dem Betrieb wandernder 
Schauspielerbanden entgegenwirken. 
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lehnt war, ist in dem bekannten Gesetz vom 3. März 1891 
(Chace-Adams Bill) den Ausländern einiges dargeboten wor¬ 
den, doch leider, man kann sagen, Steine statt Brot 82 ). 
An und für sich ist das Gesetz nicht in engem Sinne ge¬ 
faßt, denn es gewährt ein volles Uebersetzungs- und Dra¬ 
matisierungsrecht, Art. 4952. Doch schon das Registrierungs¬ 
und Hinterlegungssystem ist in höchstem Maße lästig. Das 
Werk erlangt den Schutz nur, wenn vor der Veröffentlichung 
oder mindestens am Tage dieser der Titel bei der Kon¬ 
greßbibliothek eingereicht und zwei Exemplare des Werkes 
übergeben (oder mindestens von einer amerikanischen Post aus 
hingesandt) werden, Art. 4956. Das gilt für den Inländer 
wie für den Ausländer. Die Haupthemmung für den Schutz 
des Ausländers aber ist die bekannte Type-setting oder 
Manufacturing clause, wonach bei Büchern, Photographien, 
Lithographien der Schutz nur dann gewährt wird, wenn die 
eingereichten Exemplare in den Vereinigten Staaten selber 
hergestellt sind. Damit ist dem Auslande der Schutz außer¬ 
ordentlich erschwert. Man hat zwar versucht, Einrichtungen 
zu treffen, um die Doppelherstellung der Exemplare in Europa 
und Amerika zu erleichtern, allein ohne großen Erfolg. Nur 
für musikalische Werke ist der Schutz bedeutungsvoller ge¬ 
worden, weil für diese die Type-setting clause nicht zu- 
triflft 88 ). 

Etwas erleichtert wurde die Lage der nicht englisch 
schreibenden Ausländer durch Bundesgesetz vom 3. März 1905, 
wonach, wenn in Washington, innerhalb 30 Tagen nach dem 
ausländischen Erscheinen eines nicht englisch geschriebenen 
Buches, ein im Auslande gedrucktes Exemplar mit Vorbehalt 

82 ) Etwas abgeändert 3. März 1893 (bloß einstweilige Bestimmung), 
2. März 1895, 6. Januar 1897, 3. März 1897 und nunmehr 3. März 
1905. Vgl. auch noch die Zollvorschriften 1900, a. 613 f. 

**) Anerkannt vom Bundesrichter des Distrikts Massachusetts am 
1. August 1894, Littleton Gen. v. Oliver Ditson, bestätigt durch den 
Circ. Court of Appeal (Droit d’auteur VH, p. 171). 
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eingereicht werde, die Einreichung von in Amerika gedruckten 
Exemplaren in 12 Monaten nachgeholt werden kann 84 ). 

Im übrigen gilt folgendes: Wird von einem bereits in 
Europa erschienenen Werke eine englische Uebersetzung 
veranstaltet und diese dem Schutz des amerikanischen Ge¬ 
setzes unterstellt, so versteht sich von selber, daß nur diese 
Uebersetzung als solche den amerikanischen Schutz genießt 
und mithin nicht nur andere Uebersetzungen gemacht werden 
dürfen, sofern der Autor es gestattet, sondern auch das Ori¬ 
ginal des Werkes beliebig eingeführt werden darf, wie dies 
in Art. 4959 ausdrücklich gesagt ist. Wird ein Teil des 
Werkes dem amerikanischen Gesetz unterstellt, dann gilt der 
amerikanische Schutz nur für diesen Teil, so namentlich, 
wenn etwa der Beginn des Werkes in einer Zeitschrift er¬ 
scheint und diese in der entsprechenden Weise hinterlegt 
wird. Man hat schon mehrfach versucht, sich auf solche Weise 
zu helfen, indem man den Anfang des Werkes in dieser 
Weise schützen ließ, wodurch bewirkt wurde, daß ein Nach¬ 
drucker nicht in der Lage war, den Anfang wiederzu¬ 
geben, ihn also auslassen oder durch etwas anderes ersetzen 
mußte. 

Erlangt der Autor den Schutz in Amerika, so ist dieser 
richtig als ein zweiter, neben seinem inländischen Schutz einher¬ 
gehender, territorialer Schutz gekennzeichnet; es ist daher ver¬ 
boten, Exemplare, die in Europa hergestellt sind, in Amerika 
einzuführen, wovon jedoch für den persönlichen Gebrauch, für 
gelehrte Gesellschaften und Unterrichtszwecke eine Ausnahme 
gemacht wird; auch insofern gilt eine Ausnahme, als Exemplare 
des Werkes, die in einer anderen Sprache als der englischen 
geschrieben sind, nach Maßgabe der Mac Kinley-Bill eingeführt 
werden dürfen. Und eine weitere Ausnahme besteht darin, 


84 ) Damit ist nicht viel geholfen. Wir sind der amerikanischen 
Ausbeutung rückhaltlos preisgegeben. Man schätzt den Betrag der den 
Deutschen entgehenden Honorare auf mehrere Millionen Mark im Jahr! 
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daß man Zeitschriften einführen darf, in welchen die Arbeit 
ganz oder teilweise aufgenommen ist, sofern natürlich die 
Aufnahme seinerzeit mit Bewilligung des Verfassers erfolgt ist; 
so a. 4956. Dieser ganze Schutz aber soll den Ausländem 
nur dann gewährt werden, wenn der Präsident anerkennt, 
daß auch Amerikanern in ihrem Lande ein gleichartiger Schutz 
gewährt werde. Außerdem hat das Gesetz noch die weitere 
Bestimmung, daß auch die Angehörigen jener Staaten ge¬ 
schützt seien, welche einen zwischenstaatlichen Verband 
zum Schutz des Autorrechts bilden, dem die Vereinigten 
Staaten beliebig beitreten können. Was die erste Bestimmung 
betrifft, so hat der Präsident bereits am 1. Juli 1891 aner¬ 
kannt, daß Belgien, Frankreich, Großbritannien mit seinen 
Besitzungen und die Schweiz Gleichberechtigung und Schutz 
genössen; ebenso 8. Mai 1893 bezüglich Dänemarks, am 
10. Juli 1895 bezüglich Spaniens, am 17. November 1903 
bezüglich Cubas, am 1. Juli 1905 bezüglich Norwegens, Italiens 
31. Oktober 1892 und sodann bezüglich einer Reihe anderer 
Staaten. Mit Deutschland wurde am 15. Januar 1892 ein Ver¬ 
trag abgeschlossen, welcher die Gleichberechtigung der Ameri¬ 
kaner in Deutschland sicherte und dieser wurde am 14. April 
1892 ratifiziert (Gew. Rechtssch. XI, S. 1). Was das zweite 
betrifft, so glaubte man, daß die Vereinigten Staaten hiernach 
die ganze Berner Union in ihren Schutz aufnähmen; wogegen 
sie sich aber sofort verwahrten, da ja ihr Eintritt in diese 
Union nicht beliebig, sondern nur unter bestimmten Bedingun¬ 
gen, namentlich unter Verzicht auf die Type-setting clause 
hätte erfolgen können! 

Das amerikanische Gesetz hat außerdem folgende Bestim¬ 
mungen: 1. dem Autorwerke muß die Registered Clause vor¬ 
gesetzt werden, ansonst zwar das Autorrecht besteht, aber 
Dritten gegenüber nicht geltend gemacht werden kann; so 
Art. 4962 3 5 ). 2. Die Dauer des Autorrechts ist nicht nach dem 

8B ) Vgl. darüber auch Federal Court Eastern Distr. Missouri 15. Juni 
1895, Droit d’auteur IX, p. 73, Federal Court Distr. Massach. März 1901, 


Digitized by Google 



Vereinigte Staaten. 


123 


Leben des Autors abgemessen: sie beträgt 28 Jahre von der 
Registrierung an und kann sodann auf eine in den letzten 
6 Monaten veranlaßte neue Registrierung hin um 14 Jahre 
erstreckt werden, letzteres aber nur zu Gunsten des Autors, 
seiner Witwe oder Bänder; soweit also der Autorschutz an¬ 
deren Personen zukäme, hat die Verlängerung der 14 Jahre 
keine Wirkung, und andere Erben als Witwe und Kinder 
werden zur doppelten Registrierung überhaupt nicht zuge¬ 
lassen; so Art. 4953, 4954 8 6 ). 

Es ist bedauerlich, daß bei der Beratung des amerikani¬ 
schen Gesetzes alle längst widerlegten Einwürfe gegen das 
Autorrecht und namentlich gegen den zwischenstaatlichen 
Autorschutz wiederholt wurden, wie wenn die Welt auf 
einmal wieder 100 Jahre zurückgegangen wäre, und das sonst 
so fortschrittliche amerikanische Volk hat hier eine merk¬ 
würdige Rückständigkeit und Kurzsichtigkeit bewiesen. Die 
Schlußfolgerungen, daß man zunächst für sich und seine 
eigene Bildung zu sorgen habe, daß man keine Autormonopole 
schaffen dürfe u. s. w., sind nicht nur längst zurückgewiesen 
worden, sondern haben sich in der Praxis selbst widerlegt; 
sie sind überhaupt nicht ernst zu nehmen. In der Tat sind 
auch die Folgen des Gesetzes vom Jahre 1891 ganz andere 
gewesen, als man erwartete. Gegenüber Deutschland und 


ib. XIV, p. 130, und Circ. Court of Appeal Chicago 31. Oktober 1902, 
ebenda XVII, p. 60. Neuestens Circ. Court South. Distr. New York 
Dezember 1905 (New York Law Journal 26. Dezember 1905). 

,# ) Eine Aenderung des Gesetzes scheint im Werk. Unter der Lei¬ 
tung von Putnam und Solberg finden Konferenzen statt, welche hoffentlich 
zur schließlichen Aufhebung der manufacturing clause führen. Zunächst 
wünschen natürlich die Engländer mindestens an der Milderung des 
Gesetzes v. 1905 teilzunehmen; vgl. Droit d’auteur XVIII, p. 59 f., 91. 
Ein einstweiliger Schutz von 2 Jahren wurde den zur Weltausstellung 
in St. Louis gesandten Schriftwerken gewährt, wenn ihre Titel in Wash¬ 
ington eingetragen wurden; der amerikanische Druck sollte in diesen 
2 Jahren nachgeholt werden können, Gesetz vom 7. Januar 1904. Viel 
Gebrauch wurde davon nicht gemacht, Droit d’auteur XVII, p. 108 f. 
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Frankreich ist es, abgesehen von Musikwerken, fast ein toter 
Buchstabe geblieben, dagegen wurde es von einiger Be¬ 
deutung für den englischen Buchhandel, der von der manu- 
facturing clause mannigfachen Gebrauch macht, auch in der 
Art, daß man den amerikanischen Drucksatz nachträglich 
nach England herüberschafft und dort für den englischen 
Druck verwendet. Dadurch ist eine Menge schlechter Aus¬ 
gaben verdrängt worden, und eine Reihe von Buchhand¬ 
lungen, welche sich in die Ausbeutung der fremden Autoren 
teilten und sich gegenseitig an billigen und schlechten Aus¬ 
gaben überboten, wurde beseitigt. Im ganzen aber ist der 
Preis der auf solche Weise neu veröffentlichten englischen 
Werke eher billiger geworden, da früher vielfach der erste 
Nachdrucker zunächst einen höheren Preis ansetzte, um in der 
ersten Zeit auf seine Kosten zu kommen, mit Rücksicht dar¬ 
auf, daß das Buch bald durch den Wettbewerb heruntergedrückt 
werde und später unter dem Kostenpreise weggegeben werden 
müsse. Alle diese Maßnahmen sind nunmehr weggefallen. 
Die Hauptbedeutung aber besteht darin, daß jetzt auch die 
inländischen Schriftsteller zur Geltung kommen, die, solange 
das Nachdrucks wesen blühte, durch die schlechten billigen 
Ausgaben fremder Literatur vollständig zurückgedrängt wur¬ 
den, da natürüch die nachgedruckten ausländischen Werke, 
bei denen der Drucker ein gedrucktes Manuskript vor sich 
hat und der Verleger kein Honorar zu bezahlen braucht, be¬ 
deutend billiger und für den Buchhandel bequemer waren als 
die inländischen Schöpfungen. 

Als Beweisstück für das unmittelbare Recht des Autors 
bei nicht veröffentlichtem Werk soll hier das in weiten Kreisen 
bekannt gewordene Urteil des Circuit Court Southern District 
of New York in Sachen Wagner v. Conried vom 24. No¬ 
vember 1903 mitgeteilt werden. 

With B. Schotte Sons publication of Parsifal in Germany we are 
not concemed. A large single-volume quarto edition of the full 
score, with words and stage directions was issued and sold under certain 
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agreements with the purchasers, as to non-performance on the stage. 
In 1902 the firm printed a duodecimo edition in three volumes, and 
sent a number of copies to their New York agent P. Sch., by 
whom they were offered for sale to whomeYer would buy, and several 
copies were actually sold. The fact of publication of this edition is 
beyond dispute: there was not merely a distribution of a limited number 
of copies to selected individuals for a special purpose, as was the case 
in Press Publishing Co. v. Monroe 75 F.R. 196: they were so offered 
that „the public without discrimination of persons had an opportunity 
of enjoying them“. Upon the title-page of each copy of this duodecimo 
edition thus sold appears the following notice: „This copy must not 
be used for production on the stage“; but it is the well settled law 
of this country that, if the publication is complete, such notice is in- 
effective to reserve the very right which such publication dedicates to 
the public. The complainant contents that the smaller edition is in- 
complete: concededly the quarto contains the entire „Orchester partitur“ 
or score of the „musical dramatic work“. The testimony however 
is overwhelming to the contrary. In the 12 mo, there has been some 
mecbanical condensation. For example „the first page of the Vorspiel 
in the original edition has one staff for the first fagotte and another 
staff for the second and third fagotte, while in the smaller edition the 
three fagottes are Condensed into one staff“; and there are instances 
of like treatment of the score for other instruments, but this seems in 
no way to affect the orchestration, nor to leave out a single note or 
bar of music. The three volumes contain the score of Parsifal com- 
pletely and full, nothing is missing, no bar, measure, stage directions 
or explanations contained in the larger edition are omitted therefrom; 
the orchestration is not charged or abridged, and the score is in no 
respect garbled or mutilated. It can be used to extract therefrom 
the different orchestra parts and the parts for the artists, singers, 
chorus and musicians. It also contains the libretto. 

In view of such a publication, neither the composer nor his heirs 
can insist that performance be enjoined. 

It is further contended that by reason of certain transactions in 
which Conried and one G., an alleged partner, participated he should 
be estopped from performing Parsifal. As to that branch of the case 
the facts are in dispute, and it should not be decided upon ex parte 
affidavits. 

The motion is denied. 

IY. Das amerikanische Gesetz wurde am 30. April 1900 (vom 
14. Juni an) in Hawaii eingeführt, wodurch das einheimische 
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Gesetz vom 23. Juni 1883 außer Kraft gesetzt wurde; ebenso 
in Portorico kraft Gesetzes vom 12. April 1900 (seit 
dein 1. Mai). 


4. Andere Staaten. 

§ 13. 

I. Rußland hat nur einige unvollkommene Bestimmungen 
im Zivilgesetzbuch 1887, X, 1, Anhang zu II, a. 420 und a. 1185, 
worin dem Verfasser eines Schriftwerkes der Autorschutz auf 
Lebzeiten und 50 Jahre nach dem Tode gewährleistet wird: 
allein dies wird auf die in Rußland erschienenen Werke be¬ 
schränkt; dagegen sind die Komponisten (in a. 48) etwas 
besser behandelt, indem die russischen und die in Rußland 
wohnenden Komponisten auch dann geschützt sind, wenn ihre 
Werke in einem ausländischen Verlage erscheinen. 

Das Gesetz Finnlands ist vom 15. März 1880; der Schutz 
dauert bis 50 Jahre nach dem Tode; Uebersetzungsrecht gilt 
für die schwedische und finnische Sprache vollständig, sonst 
nur auf 5 Jahre, und für ausländische Schriftsteller überhaupt 
nur auf 5 Jahre und nur unter Vorbehalt, § 3 und 6. 

II. Die Türkei hat ein Gesetz vom 11. September 1872 
und vom 10. Januar 1888 (a. 19: Zensur!), dazu St.G.B. 
1857, a. 241 und mehrere Verordnungen. 

III. Japan (wo in den Jahren 1869—1887 in mittelalter¬ 
licher Weise Privilegien erteilt wurden), hat sich zuerst im 
Jahre 1876, dann seit 1887 Autorgesetze gegeben (1887, 
1895) und durch Gesetz vom 3. März 1899 den neuzeitlichen 
Anschauungen angeschlossen. Dazu Verordnungen vom 27. Juni 
1899, 28. Juni 1899 (drei Verordnungen dieses Datums). 
Das Autorrecht dauert 30 Jahre nach dem Tode, a. 3; das 
Uebersetzungsrecht ist daran gebunden, daß eine Uebersetzung 
in 10 Jahren erscheint. Eine treffende Bestimmung ist die 
des a. 32, wonach, wenn eine Problemsammlung veröffentlicht 
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worden ist, ein Dritter nicht eine Sammlung von Lösungen 
geben darf. 

IV. China hat kein Autorgesetz, scheint aber mitunter gegen 
Nachdrucke im einzelnen Falle vorzugehen (Droit d’auteur X, 
p. 75), auch hat es Japan und Nordamerika gegenüber Zu¬ 
sicherungen gemacht. 

Y. In Siam, 12. August 1901 ist (in englischer Weise) ein 
Autorrecht auf 42 Jahre (jedenfalls während Lebzeiten und 
7 Jahre nach dem Tode) eingeführt, mit Anmeldung und 
Niederlegung des Werkes. 

YI. InAegypten, wo keine Autorgesetze bestehen, hat 
die Rechtsübung der gemischten Gerichte folgerichtig das Be¬ 
stehen des Autorschutzes nach Billigkeitsrecht angenommen; 
vgl. die Entsch. vom 27. Februar 1892, 26. November 1892, 
30. Januar 1897, 27. März 1899, 5. Dezember 1903, 11. Mai 
1904, Droit d’auteur V, p. 62, VII, p. 55, X, p. 68, XII, 
p. 120, XVII, p. 33, XVin, p. 75 37 ). 

VII. Bulgarien hat eine Bestimmung im St.G.B. 21. Fe¬ 
bruar 1896, a. 373, wonach die gewinnsüchtige Aneignung 
eines literarischen, künstlerischen oder musikalischen Eigen¬ 
tumsrechts (vorbehaltlich der bürgerlich-rechtlichen Haftung) 
bestraft wird. Ein Urheberrechtsgesetz ist in Vorbereitung. 

,7 ) Vgl. auch Recueil des conventions et trait^s eoncemant la pro¬ 
prio litt^raire (1904) p. 202. 
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Das Autorrecht als Immaterialgliterrecht. 


I. Abschnitt. 

Gegenstand des Autorrechts. 

1. Allgemeines. 

§ H. 

I. Gegenstand des Autorrechts ist ein künstlerisches Ge¬ 
bilde der Sprache und zwar der Wort- wie der Zeichen- und 
wie der bildnerischen Sprache, aber auch ein künstlerisches 
Gebilde der Sprache der Töne. 

Gegenstand ist also ein künstlerisches Gebilde; Gegenstand 
ist nicht etwa eine wissenschaftliche Entdeckung höheren oder 
niederen Ranges. Daß man dies früher nicht ausschied, hat 
die Entwicklung des Autorrechts außerordentlich gehemmt 
und verzögert; namentlich auch in der Rechtsprechung; und 
auch in der Gutachtertätigkeit der Sachverständigenvereine 
findet sich vielfach irrig der Gedanke entwickelt, daß alles 
dem Autorrecht gehören könne, was Gegenstand geistiger 
Tätigkeit und geistigen Wirkens wäre. Damit verkennt man 
aber den im ganzen Gebiet der Immaterialgüter herrschenden 
tiefgreifenden Unterschied zwischen Entdeckung und Er¬ 
findung. Niemand hat das Recht, eine Entdeckung allein für 
sich in Anspruch zu nehmen; jedermann kann sie vielmehr 
offen und laut verkünden, und nur darin läge ein Unrecht, 
wenn er sie dem wahren Entdecker abspräche oder gar sich 
selbst unrichtigermaßen zumessen möchte: Plagiat. Allein dies 
gehört gar nicht in den Eireis des Autor-, sondern in den des 
Persönlichkeitsrechts. Es wäre für die ganze Wissenschaft 
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im höchsten Grade verderblich, wenn eine neue Entdeckung 
der Geschichte, Rechts- oder Heilwissenschaft jahrelang nur 
von dem Entdecker selbst kund gegeben werden dürfte, so daß im 
übrigen die Wissenschaft wissentlich Falsches lehren müßte, so 
lange bis die Entdecker das Zeitliche gesegnet haben! Und 
gar, wenn es Rechtsvorschrift wäre, daß man z. B. Karten 
nach der alten Methode zeichnen müsse, nachdem bereits 
Entdeckungsreisen unbekannte Gebiete aufgehellt haben! Es 
bedarf nur einer Andeutung solcher Verhältnisse, um darzu¬ 
tun, daß dies alles völlig unrichtig und unhaltbar ist. Ebenso 
verhält es sich aber auch mit den Entdeckungen niederen 
Ranges. Wenn jemand ermittelt hat, daß gewisse Haus¬ 
bewohner in einem Hause verweilen oder die Häuser einer 
Straße gewissen Hauseigentümern gehören, oder daß die 
Eisenbahnzüge in bestimmten Zeiträumen abgehen und an¬ 
kommen , oder daß im Theater das oder jenes Stück mit der 
oder jener Rollenbesetzung gegeben wird, so sind dies alles 
Dinge, die durchaus nicht der einzelnen Persönlichkeit zu¬ 
stehen können, deren Kundgebung daher autorrechtlich einem 
jeden gestattet sein muß; und ebenso verhält es sich mit 
Wettervoraussagen, Börsenberichten und ähnlichem 1 ). 

Und behauptet man, daß der Inhalt wichtiger sei als die 
Form, so ist entgegenzuhalten, daß nicht die Wichtigkeit dar¬ 
über zu entscheiden hat, ob etwas Autorrecht genießt oder 
nicht, sondern die Art der Schöpfung, wie ja auch im ge¬ 
werblichen Leben eine Entdeckung wichtiger sein kann, als 
eine Erfindung und doch keinen Rechtsschutz genießt. 

*) Das Richtige wird auch geahnt in einer Entsch. des Circ. Court 
Massach. Lawrence v. Dana (Myer, Fed. Dec. XXV, p. 1059): Copy¬ 
right differs in this respect from patent-right, which admits of no use 
of the patented thing without the consent or licence of the patentee. 
Was man im Gegensatz zum Patentrecht dem Autorwerk entlehnen 
darf, sind eben die in ihm enthaltenen Entdeckungen, der in ihm wieder¬ 
gegebene wissenschaftliche Inhalt. Vgl. auch Obersten Gerichtshof. 
Wien 7. Novbr. 1900, Droit d’auteur XV, p. 64, Trib. Mailand 27. Juni 
1897, ib. X, p. 90, R.O.H.G. 7. Okt. 1873, Seuffert 29, Nr. 167. 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 9 
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Daher kann auch niemals die Ausgabe eines alten Schrift¬ 
stellers als solche Autorschutz genießen, auch nicht, sofern 
der Herausgeber zu „Konjekturen“ gegriffen hat; denn diese 
sollen nichts Neues schaffen, sondern nur entdecken, was im 
ursprünglichen Schriftwerke gesetzt war; sie sind ebenso Ent¬ 
deckungen wie die, welche einen verwischten und entschwundenen 
Naturvorgang ermitteln sollen 2 ). 

Die Versuche, einen Autorschutz an einer neuen Aus¬ 
gabe (einem Ineditum) zu schaffen, mußten und müssen verun¬ 
glücken 3 ). Ganz verfehlt ist auch die Theorie, daß das 
Eigentum an der Handschrift ein Alleinrecht der Veröffent¬ 
lichung gewähre 4 ): sie beruht auf einer ganz veralteten Ver¬ 
wechslung des Rechts am Körperlichen und Unkörperlichen. 

H. Die Sprache ist entweder 1. eine sinnbildliche oder 
2. eine Natursprache; sinnbildlich, wenn Gedanken mittels 
gewisser, durch Gebrauch hergebrachter Mittel dem Mit¬ 
menschen erkennbar gemacht werden. 

I. Zur Sinnbildsprache gehört: 

a) die eigentliche Sprache: sie ist eine sinnbildliche, da 
die Wahl der Laute willkürlich und nicht durch die Natur 
des Gedankens, sondern durch den Brauch des Volkes ge¬ 
geben ist. Vgl. AG. § 1, Z. 1. 

Sinnbildlich ist aber auch b) die bildnerische Sprache, die 
mittels der hergebrachten Symbolik von Zeichnungen und 
plastischen Figuren etwas beschreiben soll, wie es sonst die 
Wortsprache beschreibt, indem die Raum- und Zeitverhält¬ 
nisse oder die Kraftbeziehungen durch eine (den zu schildern¬ 
den Verhältnissen entsprechende) Raumgestaltung dargestellt 
werden. Diese Raumgestaltung kann natürlich, wenn es sich 


*) Vgl. Autorrecht S. 164 und in Grünhuts Zeitschr. XV, S. 207 f. 
8 ) So der Versuch Birkmeyers, Schutz der editio princeps (1899). 
Vgl. auch das Russische Gesetz § 2 und weiteres unten. 

4 ) Bähr im Arch. f. b. Recht VII, S. 150. Dagegen meine Be* 
merkungen ebenda S. 161. 
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um Raumverhältnisse handelt, der wirklichen Raumgestaltung 
mehr oder weniger ähnlich sein, sie kann aber auch mit 
Sinnbildern schaffen, so daß z. B. Gegenstände des einen 
Stoffes mit der einen, des anderen Stoffes mit der anderen 
Farbe oder die Erhöhungen oder Vertiefungen durch die 
eine oder andere Art der Schraffierung wiedergegeben werden, 
oder daß zur Erläuterung Durchschnitte, Grundrisse, Quer¬ 
bilder dienen sollen. Aber auch für Zeitdarstellungen können 
derartige sinnbildliche Mittel gebraucht werden, indem man 
z. B. für jedes Jahrhundert eine besondere Farbe verwendet 
oder indem man eine auf und ab steigende Tabelle verfertigt, 
bei welcher die Jahrhunderte durch eine bestimmte Stufe ge¬ 
kennzeichnet werden; aber auch Kraftverhältnisse kann man 
auf diese Weise beschreiben, wie z. B. Hitz- und Kältegrade 
durch auf- und absteigende Linien, eine wechselnde Kraft¬ 
entwicklung durch eine nach oben oder unten auslaufende 
Kurve u. s. w. 

Auch hier handelt es sich um eine Sprachkunst, da auch 
hier nicht nur die technisch richtige Anwendung der sinn¬ 
bildlichen Mittel, sondern die weise Auswahl des Wichtigen 
aus der Ueberfülle des Vorhandenen für die Brauchbarkeit und 
Uebersichtlichkeit entscheidend ist. 

Solche Darstellungen können auch plastisch (raumhervor- 
tretend) sein, AG. § 1, Z. 3 5 ), wie eine Reliefkarte, ein Plane¬ 
tarium, ein Modell: wobei aber wohl zu merken ist: 

a) Geschützt ist auch hier nur die Form, nicht der dar¬ 
zustellende Inhalt: ein solcher gilt für die Darstellung nur 
als Sache der Erkenntnis; dies, wenn er eine Wahrheit an 
sich, dies aber auch, wenn er eine technische Idee enthält, 
denn eine solche gilt hier nur als ein zu beschreibender ob¬ 
jektiver Gedanke und damit als etwas in der Gedankenwelt 
Entdecktes; ein solcher Gedanke kann natürlich genetisch 


5 ) Damit ist eine irrige Annahme zurückgewiesen, die ich bereite 
Autorrecht S. 186 bekämpft habe. 
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etwas Erfundenes und damit Gegenstand des Patent- oder 
Musterschutzes sein: aber auch etwas Erfundenes kann hinten- 
nach entdeckt oder gefunden werden, sofern es Gegenstand 
des Denkens des Erfinders oder eines Dritten ist; als etwas 
auf solche Weise im Geiste Erkanntes und Gefundenes tritt 
es in der Darstellung hervor. 

ß) Geschützt ist auch diese Form nur als Beschreibung, 
nicht als technisches Gebilde, also nicht als Maschine, nicht 
als Geräte, und wenn etwa bei einem Planetarium eine neue 
Erfindung benützt wird, so ist es insofern autorrechtlich 
geschützt, als es eine bestimmte Art der Darstellung der 
Himmelsverhältnisse enthält, dagegen patentrechtlich oder 
musterrechtlich, soweit etwa zum Zwecke der Bewegung eine 
besondere Weise der Naturkräfteentwicklung oder besondere 
der Bewegung dienende Formgebilde, z. B. Schrauben, Schar¬ 
niere in Anwendung kommen: denn insofern handelt es sich um 
Verwirklichung eines Erfinder- oder Mustergedankens. Und 
ebenso verhält es sich, wenn zur Darstellung einer Erfindung 
ein Modell gefertigt wird. Autorrechtlich geschützt ist nicht 
die Erfindung, autorrechtlich geschützt ist auch das Modell, 
nur insoweit es beschreibender Wesensart ist, nicht insoweit 
es in seinen Bestandteilen technische Ideen verwirklicht. 

Daher ist natürlich eine geographische Karte geschützt 6 ); 
vgl. die amerikanischen Entscheidungen Chapman v. Ferry 
(Myer XXV Copyright § 314), Blunt v. Patten (ib. p. 157), 
Mathewson v. Stockdale (ib. § 271) und Circuit Court 
Michigan Farmer v. Kalvert Lithograph. (Myer XXV, p. 1084); 
Seinetrib. 2. Mai 1898, Ann. de droit comm. XH. p. 426; 
Appellhof Rom 1897, Droit d’auteur X, p. 141, Oberster Ge¬ 
richtshof Buenos Aires 13. Juni 1901, Droit d’auteur XIV, 
p. 129. Ebenso ein Stadtplan, Appellhof Genf 24. Januar 1903 


e ) Schon Venedig gab dafür Privilegien 1529, 1530, 1536, 1546, 
1550, 1552, 1561 u. f., Brown, Venet. Print. Press p. 102. Neuerdings 
ausdrücklich verschiedene Gesetze, z. B. Mexiko a. 1191, Nicaragua a. 789. 
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(Droit d’auteur XVI, p. 57), belgische Entscheidungen ib. VIII, 
p. 76; ebenso die plastischen Darstellungen eines Panoptikums 
oder eines Kostümmuseums; so auch eine Zeichenschule, eine 
Zusammenstellung von Typenmustern, kalligraphischen Dar¬ 
stellungen, soweit sie unmittelbar belehrenden Zweck haben 7 ), 
auch analysierende, maßbezeichnende, zergliedernde Bilder 
einer Kunstgeschichte, während diejenigen kunstgeschichtlichen 
Bilder, welche zunächst ästhetisch und erst im Gefolge 
erzieherisch wirken sollen, natürlich dem Kunstwerkschutz 
unterliegen 8 ). Aber auch ein Schnittmuster für die Schneiderei 
gehört hierher, vgl. Circuit Court Ohio Drury v. Eving 
(Myer XXY, p. 976), Schweizer Bundesgericht 20. Juli 
1901, 23. Oktober 1903, Droit d’auteur XV, p. 6, XVII, 
p. 36 f.; dagegen nicht das Formular eines Buchhaltungs¬ 
buches, welches Plan und Methode nicht beschreibt, son¬ 
dern verwirklicht, vgl. die amerikanische Appellationsentschei¬ 
dung Baker v. Seiden (Myer XXV, p. 1000); ebenso auch 
nicht eine räumliche Anordnung von Worten und Sätzen, und 
daher nicht eine ganz besondere Einrichtung eines Buches, 
eine besondere Form der Seiten und ihrer Verbindung, z. B. 
um gewisse Dinge leicht zu finden, um gewisse Schlagworte 
sofort zur Hand zu haben; noch weniger eine Form, die 
so gestaltet ist, daß man durch Abschneiden oder Ablösen 
einzelner Stücke sich ein gewisses Gedächtnisbuch anlegt oder 
über Einnahmen oder Ausgaben Kontrolle übt. Dies alles 
kann möglicherweise Gegenstand eines Musterschutzes werden, 
niemals aber den Autorschutz genießen. So beispielsweise 
die Einrichtung eines Fahrtenbuchs 9 ) oder eines Kontroll- 


0 Vgl. Autorrecht S. 183 f. Belehrend, auch wenn nur volkstüm¬ 
lich belehrend, R.G. 8. Juli 1902, Entsch. Strafs. 35, S. 329. 

*) Vgl. auch lit. Kunstw. S. 191. 

9 ) Vgl. Schweizer Bundesgericht 30. Nov. 1894 (Arch. f. ziv. Prax. 
85, S. 110). Vgl. auch Appellhof Nancy 30. Januar 1894 und Paris 4. De¬ 
zember 1894, Droit d’auteur VIII, p. 47. 
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buchs, bei der die Stellung von Worten und Zeichen maß¬ 
gebend ist 10 ). 

2. Eine Sprache ohne Sinnbildlichkeit, also eine Natur¬ 
sprache ist: 

a) die Musik. Sie ist eine Natursprache, indem die in 
ihr liegenden Zeitmomente, die Höhe und Tiefe, der Rhythmus, 
die Harmonik und die Intervalle ohne weiteres die Menschen¬ 
brust erregen und in ihr gewisse Gefühle wachrufen und gewisse 
Vorstellungen anklingen lassen. Allerdings wird der Einfluß 
der Musik je nach der Kulturstufe eines Volkes verschieden 
sein: Zeit und Gewöhnung werden bedeutend in Betracht 
kommen; aber im großen und ganzen beruht der Eindruck des 
Tonwerks nicht auf einer beliebig ausgesuchten Bedeutung der 
einzelnen Laute. Dadurch unterscheidet sich die Tonsprache 
von den Signalen, die nach Willkür gewählt sind. Auch die 
Leitmotive sind nicht, wie manche behauptet haben, Signale, 
sondern sie sollen so gestaltet sein, daß sie von sich aus einen 
bestimmten Charakter oder eine bestimmte dramatische Lage 
schildern, wenn sie auch möglicherweise durch die häufige 
Wiederkehr nicht nur unmittelbar Ideen erwecken, sondern 
auch „gedankenassoziatorisch“ wirken. Vgl. AG. § 1, Z. 2. 

b) Der Pantomimus oder die Wiedergabe der Gedanken 
durch körperliche Zeichen 11 ): derartige körperliche Zeichen 
wurden zum Teil früher willkürlich gewählt; aber auch, so¬ 
weit sie das sind, sind sie uns zur zweiten Natur geworden, 
so daß aus einer derartigen Körperbewegung heraus schon an 
und für sich eine bestimmte Gefühlslage vor unsere Seele tritt; 


10 ) Vgl. Kassationshof Rom 28. Febr. 1898, Gew.R. IV, S. 78, eine 
Entscheidung, die von Amar a. a. 0. ganz zu Unrecht bekämpft wird 
anders Kassationshof Turin, 28. Jan. 1899. 

n ) Hierüber Autorrecht S. 187, wo auch Entscheidungen angeführt 
sind. Auch Hinschius hat darüber einen Aufsatz geschrieben im 
Jahrb. f. Dogm. XXVI, S. 185 f. Manche Gesetze erwähnen sie aus¬ 
drücklich ; so Italien a. 8, 10, 23, 27, Norwegen a. 7, Dänemark a. 7 
Ueber die Berner Konvention s. später. 
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weshalb den Pantomimus jeder verstehen kann, auch wer 
der Sprache des Landes nicht kundig ist. Die Art und 
Weise, wie der Pantomimus festgehalten und dem wieder¬ 
gebenden Künstler beigebracht ist, kommt für uns nicht 
weiter in Betracht. 

III. Die sinnbildliche wie die nichtsinnbildliche Sprache ist 
die Wiedergabe eines Seelenvorganges, nicht die 
Wiedergabe eines Naturvorganges. Daraus er¬ 
gibt sich: 

1. Ein Naturvorgang kann, sofern er sich in der Seele 
des Künstlers spiegelt, zum Gegenstand des Kunstwerkrechtes 
werden-, Gegenstand des Autorrechtes aber kann immer nur 
eine (sich möglicherweise an einen Naturvorgang anschließende) 
Seelentätigkeit des Verfassers sein, also etwas der Natur gegen¬ 
über selbständiges, nicht eine bloße Darstellung der Natur; 
daher nicht die Darstellung eines Sonnenunterganges, einer 
Spiegelung des Meeres, die Darstellung des Todes eines 
Menschen auf dem Theater. Ein Werk, welches bloß dieses 
enthält, ist niemals ein literarisches Werk. Hiernach ver¬ 
steht sich auch von selbst, daß ein szenischer Vorgang, los¬ 
gelöst von den dabei sich entwickelnden Seelenäußerungen des 
Autorrechtes nicht fähig sein kann; z. B. nicht der Vorgang, 
daß jemand auf die Schienen gebunden wird und in Gefahr 
kommt, von der Eisenbahn zermalmt zu werden; nicht der 
Vorgang, daß eine Dame sich vermeintlich unbemerkt ent¬ 
kleidet und etwa durch ein Spiegelbild beobachtet wird 12 ); 
noch weniger natürlich die Darstellung eines feuerspeienden 
Berges u. s. w. Allerdings können derartige Naturvorgänge 
Begleiterscheinungen von Seelenvorgängen sein und als solche 
in der dramatischen, ja selbst in der musikalischen Kunst 
verwendet werden; allein dann sind sie bloß Begleiterschei¬ 
nungen, um den Hintergrund zu bilden für die Darstellung 
von Seelenvorgängen. Das gleiche gilt auch vom Donner 

1J ) Vgl. Hamburg 18. Juni 1903, Gewerbl. Rechtsch. IX, S. 187. 
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und Blitz und ihrer Wiedergabe auf dem Theater oder in 
der Sinfonie. 

2. Als Naturvorgang, nicht als Seelenvorgang ist das 
wirre Gerede eines Geisteskranken zu betrachten: solches 
bekundet einen „cerebralen“ Naturvorgang, der für den Arzt 
ebenso bedeutungsvoll sein kann, wie eine andere Krankheits¬ 
erscheinung. Ein Autorrecht besteht daran nicht 13 ). 

3. Ein Naturvorgang ist auch das aus ethnologischen 
Gründen festgelegte Sprechen und Singen von Naturvölkern; 
für uns kommt es nur als Naturerscheinung in Betracht. 

IY. Gegenstand des Autorrechts kann nur ein Sprach- 
gebilde sein, nicht die Art, wie dieses Sprachgebilde zur 
Darstellung gebracht wird. Gegenstand des Autorrechts 
ist nicht die Typenausstattung des Druckes (an ihr kann höch¬ 
stens ein Musterrecht bestehen), aber auch nicht die Art 
des Vortrags. Zwar ist auch der Vortrag als nachschöpfe¬ 
rische Darstellung (Reproduktion) eine große Kunst: der 
Wiedergebende hat sich nicht nur in die Seele des Meisters 
hinein zu versetzen, sondern aus seiner eigenen Persönlichkeit 
und seiner künstlerischen Fassungskraft heraus den Vortrag 
selbständig zu gestalten. Insofern bietet jede Wiedergabe zu 
gleicher Zeit ein wesentliches Stück der Persönlichkeit des 
Nachschöpfers, und die Behauptung, der Nachschöpfer sei 
lediglich der Diener oder Sklave des Schöpfers, ist völlig ver¬ 
fehlt; sie verkennt, daß in jedem Werke eine Unendlichkeit 
enthalten ist, die der Verfasser nur eröffnet, nicht aber er¬ 
schöpft; weshalb, wenn auch der Dichter die ausführlichsten 
Erläuterungen beigefügt hätte, immer noch eine (allerdings 
durch diese Ausführungen des Schöpfers angeregte) Gestaltung 
hinzukommen muß. Es verhält sich wie etwa bei der Er¬ 
findung, wo das Wesen der Schöpfung eine unermeßliche 
Anzahl konstruktiver Gestaltungen zuläßt. 

ls ) High Court, Q. B. Div. 9. Juli 1897, Foumet v. Pearson Ld., 
Gew.R. II, S. 327. 
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Auch käme nicht entscheidend in Betracht, daß eine solche 
Wiedergabe regelrecht eine Augenblicksäußerung ist mit allem 
Zeitlichen, was einer solchen anklebt: eine Augenblicksäußerung 
mit allen Zufälligkeiten des Augenblicks in Bezug auf Stimme, 
Betonung, Ausdrucks weise; denn auch Autorwerke können 
Augenblickserzeugnisse sein und die Merkzeichen des Augen¬ 
blicks an sich tragen (Improvisationen). 

Aber die Wiedergabe ist kein Sprachgebilde, sondern nur 
eine Verwirklichung des im Sprachgebilde Enthaltenen und 
darum kein Autor werk 14 ). 

Das Gesagte gilt von der Wortsprache, wie von der 
Kapellmeisterdirektion, wie von der theatralischen Darstel¬ 
lung. Wohl aber kann an allem diesem ein Persönlich¬ 
keitsrecht bestehen, denn es ist ein Eingriff in das Recht 
der Person, eine mechanische Nachäffung ihrer Augenblicks¬ 
tätigkeit zu bewirken und ihr hierdurch dasjenige zu nehmen, 
worauf sie ein Hecht hat, nämlich die „Gunst“ des Augen¬ 
blicks. 

Daß hier kein Autorrecht, sondern ein Persönlichkeits¬ 
recht vorliegt, hat wichtige Folgen; insbesondere: das Persön¬ 
lichkeitsrecht erlischt mit dem Tode, und ein Recht auf 
30jährige Fortdauer wäre hier vollständig sachwidrig. 

Dies ist besonders bedeutsam für den Stimmsprecher (das 
Phonogramm): wer einen Stimmsprecher „besingt“, schafft 
die Möglichkeit, seine Augenblickstätigkeit beliebig wieder¬ 
zugeben. Eine solche Wiedergabe ist berechtigt, soweit der 
„Besinger“ etwas von seinem Persönlichkeitsrecht übertragen 
hat; 

1. sofern er also Instrumente eines Dritten zum Zweck der 
Wiedergabe „besungen“ hat, hat er einem jeden die Befugnis 
erteilt, auf diesen Instrumenten solche Augenblicksäußerungen 
wiederzugeben, und es gilt wie im Patentrechte der Grund- 


14 ) Autorrecht nahm unrichtig das Berliner Kammergericht an, 
Droit d’auteur XIV, p. 128. 
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satz: er kann keine Schranken setzen; hat er sich der Wieder¬ 
gabe durch ein Instrument unterworfen, so bleibt er ihr 
unterworfen; eine Bestimmung, daß das Instrument nur in 
der einen oder anderen Weise benutzt werden soll, hätte 
schuldrechtliche, aber keine persönlichkeitsrechtliche Bedeu¬ 
tung; 

2. sofern er aber ein Instrument nicht zum Zweck der 
Wiedergabe besingt, hat niemand das Recht der Wiedergabe, 
sofern etwa jemand seinen Gesang gegen seinen Willen auf¬ 
gefangen hat; 

3. niemand hat das Recht, mit dem „besungenen 4 * Instru¬ 
ment andere Instrumente zu besingen und diese zu verbreiten 
oder öffentlich ertönen zu lassen. 

Dasselbe gilt in erhöhtem Maße vom sog. Mignonklavier. 

V. Dem Autorschutz untersteht nur eine künstlerische 
Gestaltung der Sprache; ob sie künstlerisch ist, hängt 

1. nicht ab vom Inhalt, denn auch das Unbedeutendste 
kann künstlerisch sein, es ist eben dann eine künstlerische 
Unbedeutendheit; 

2. hängt es nicht ab von der Vollkommenheit der Sprach - 
gestaltung: auch schlechte Verse gehören immer noch zum 
Künstlerischen. 

Das Künstlerische ist vielmehr gegeben durch den Zweck; 
es besteht darin, daß etwas nicht bloß Gedankenmitteilung 
sein soll, sondern eine dem ordentlichen Kreis des Lebens¬ 
verkehrs entzogene abgerundete Darstellung. Daher kann 
möglicherweise das Tischgespräch eines geistreichen Mannes 
sehr bedeutsam und auch sprachlich vollkommen sein, aber 
es ist niemals künstlerisch; während eine Rede, auch 
wenn sie stümperhaft ist, dem Künstlerischen angehört. Im 
mündlichen Lebensverkehr wird der Unterschied sich dadurch 
kundgeben, daß, wer künstlerisch sprechen will, besonders das 
Wort verlangt und damit zum Ausdruck bringt, daß er etwas 
Eigengestaltetes zu sagen habe. Im Briefverkehr wird das 
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Unkünstlerische sehr leicht in das Künstlerische übergehen; 
der Uebergang zeigt sich aber darin, daß der Verfasser einen 
geschlossenen abgerundeten Gang der Darstellung annimmt, 
der mit dem gewöhnlichen zusammenhanglosen Ton des Brief¬ 
stils nicht tibereinstimmt. In allen Fällen tritt das Künst¬ 
lerische dann hervor, wenn jemand Verse macht und rhyth¬ 
misch spricht; denn der geregelte Rhythmus hebt das Ge¬ 
sprochene oder Geschriebene von selbst aus dem Kreise des 
Lebensverkehrs heraus. 

Dagegen sind bloße Nachrichten ebenso frei wie die münd¬ 
lichen Aeußerungen der persönlichen Aussprache 15 ); hiervon 
und von Briefen wird noch später die Rede sein. 

VI. Der Gegenstand des Autorrechts ist ein künstlerisches 
Sprachgebilde; seine künstlerische Kraft reicht mehr oder 
weniger weit 16 ). Am niedrigsten steht die Uebertragung eines 
vorhandenen Gedankenbildes in eine andere Sprache; höher 
steht die wissenschaftliche Darstellung, am höchsten steht das 
dichterische Kunstwerk. Bei den ersten zwei Arten kommt 
die künstlerische Form in Betracht; worin diese beruht, ist 
zunächst auszuführen. 

Künstlerische Form ist zunächst die Einkleidung in die 
eigenpersönliche Sprache; die Sprache beherrschen ist eine 
Kunst, weil hier nicht nur die Beobachtung der grammati¬ 
kalischen Regeln in Betracht kommt, sondern die verständnis¬ 
volle Auswahl der Worte, die geschmackvolle Satzbildung und 
die Art und Weise, wie die Einzelgebilde in die verschiedensten 
Zusammensetzungen treten. Der Bau der Sätze verlangt 
künstlerischen Sinn, und ihre Abrundung, die Zusammen¬ 
setzung und die Entgegensetzung ihrer Glieder ist Aeußerung 
künstlerischer Tätigkeit; ganz besonders aber kommt die Wahl 

18 ) Appellh. Paris, 16. Nov. 1893, Dali. 94, II, p. 17. Appellh. Paris, 
30. Dec. 1897, Ann. de droit comm. XII, p. 191. 

le ) Vgl. Autorrecht S. 175—177, wo zuerst diese verschiedenen Stufen 
des Autorrechts entwickelt sind. 
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der Worte in Betracht: denn die verschiedensten „Gleichbe- 
deuter“ (Synonima) bezeichnen die Sache nach den mannigfaltig¬ 
sten Seiten hin, und es ist wesentlich, gerade die Seite zu treffen, 
die für den zu bezeichnenden Sinn am bedeutungsvollsten ist; 
ebenso wie es von Wichtigkeit ist, daß der zeichnende Künstler 
oder der Photograph den Moment erfaßt, wo die Beleuchtung 
die tiefsten Seiten der Natur zu Tage fördert. Dazu kommt 
der äußerliche Wohllaut, die Assonanzen und Alliterationen, 
die feine Vokalisierung und die Konsonantenfolgen. Alles 
dies läßt sich nicht nach Regeln lernen; es liegt im Sprach¬ 
gefühl, in der musikalischen Empfindung und in dem Sinn 
für abgerundete Sätze und maßvolle Rhythmen. Daher ist eine 
solche Sprachbehandlung eine künstlerische Tätigkeit, und sie ist 
eine solche, auch wenn man nichts als diese sprachliche Form 
erzeugt. Auf solche Weise ist der Uebersetzer zu würdigen, der 
wirkliche Uebersetzer, wohl zu unterscheiden von dem Nach¬ 
dichter oder Bearbeiter, welcher aus Motiven des Werkes selb¬ 
ständig weiter schafft. Man kann diese Form die äußere Form 
nennen: auch diese genießt den Schutz des Autorrechts, und 
es darf daher, wer die Uebersetzung eines Werkes geschaffen, 
einem jeden verbieten, seine Uebersetzung nachzuschreiben 
und zu verbreiten, auch wenn er es nicht verbieten kann, 
eine neue Uebersetzung zu schaffen. Ja, es kann sogar Vor¬ 
kommen, daß der Uebersetzer eines Werkes ein Autorrecht 
gegenüber dessen ursprünglichem Schöpfer hat und der ur¬ 
sprüngliche Schöpfer eine Autorverletzung begeht, wenn er 
nicht selbst eine Uebersetzung fertigt, sondern die Ueber¬ 
setzung eines andern widergibt 17 ). 

Auch hier kann man übrigens wieder von etwas Aeußerem 
und Innerem sprechen; denn im Autorrecht waltet stets ein 
Gedanke, der nach den verschiedensten Seiten hin ausstrahlt. 
Man kann eine Uebersetzung nachmachen, indem man sie 

17 ) Dies kam im Fall Brandes-Strodtmann zur Sprache, R.G. 5. Ja¬ 
nuar 1889, Seuffert 45, Nr. 211. Im übrigen vgl. Schweizer Bundesgericht 
28. Dezember 1904, Droit d’auter XVIII, p. 101. 
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sklavisch nachschreibt, man kann es aber auch in der Art 
tun, daß man die wesentlichen Züge der Uebersetzung, die Aus¬ 
wahl der Worte, die Art der Satzbildung wiedergibt und im 
einzelnen abweicht. Auch die Uebersetzung hat hier einen 
imaginären Kern, der bleibt, selbst wenn einzelnes geändert 
wird: der imaginäre Kern ist hier die eigenpersönliche Art 
der Wiedergabe der Ideengestaltung in der Form der Sprache. 

Eine besondere Art der Uebersetzung ist die Rücküber¬ 
setzung von der Uebersetzung in die Ursprache. Man hat 
früher vielfach angenommen, daß, wer übersetzen dürfe, 
wieder in die Ursprache zurückzuübersetzen berechtigt sei; 
daß dem nicht so ist, wird später ausgeführt werden. 

Als Sprache gilt auch ein Dialekt, auch eine künstlich ge¬ 
bildete Sprache, wie das Esperanto; ein Dialekt, vorausgesetzt, 
daß er ein selbständiges Sprachleben enthält und sich nicht 
bloß durch einige Ab- und Umlaute oder Lautverkürzungen 
von der Schriftsprache unterscheidet. 

Auch in der Musik gibt es Uebersetzungen: als solche 
gelten die Uebertragungen eines Werkes auf andere Instru¬ 
mente, sofern sie über das Handwerksmäßige hinausgehen; 
der Uebertragende hat das Autorrecht des Uebersetzers 18 ). 

VH. Die Uebersetzung ist die niederste Stufe, auf welcher 
ein Autorschutz gewährt wird. Eine Verwendung der Sprache 
auf noch niedereren Stufen ist nur konstruktiv, nicht schöpfe¬ 
risch. 

Daher gehört zu den Autorschöpfungen nicht 

1. das Verbessern eines Aufsatzes, z. B. der Darstellung 
eines Ausländers; eine solche Verbesserung kann sehr dankens¬ 
wert sein, sie ist aber kein Kunstwerk; ebensowenig die 
Verbesserung in der Zeitungsredaktion bei Streichungen, Ver¬ 
kürzungen, ebensowenig die Zurichtung bei Wiedergabe von 


18 ) Vgl. die englische Entsch. Attwill v. Ferritt und d* Almaine 
v. Boosey bei Cutler, Musical Copyright p. 33. 
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Urteilen (ganz verkehrt R.G. 20. April 1904 Entsch. Strafe. 36, 
S. 195). Ebensowenig 

2. die redigierende Tätigkeit des Reporters, der, wenn er 
das Gesprochene wiedergibt, nicht nur Interpunktionen beifügen, 
sondern auch da oder dort im Satz bau ändern muß 19 ). 

3. Die Tätigkeit des Stenographen. Es ist zwar richtig, 
daß, namentlich bei parlamentarischen Reden, mitunter die 
Satzbildung geändert, falsch Gehörtes in irgend einer Weise 
gestaltet, Lücken in passender Form ergänzt werden müssen; 
allein eine derartige Tätigkeit ist entweder nur ein Versuch, 
die Worte des Redners, die im Stenogramm nicht richtig 
aufgefaßt sind, richtiger wiederzugeben, so daß sie auf 
ganz der gleichen Stufe steht, wie eine Handschriftkon¬ 
jektur, die offensichtlich keinen Schutz genießen kann, weil 
sie bloß entdeckender Art ist; oder es handelt sich um die 
kleinen Aenderungen, die für die schriftgerechte Gestaltung 
nötig sind: diese aber sind viel zu unerheblich und können 
ebensowenig einen Schutz verdienen, als die Aenderungen in 
der Art von 1 und 2. Es ist das eine geistige Tätigkeit, die 
nicht über die Tätigkeit des einen Aufsatz verbessernden 
Lehrers hinausgeht, und diese steht nicht auf der Höhe 
geistigen Schutzes 20 ). 

VIII. Tiefer greift die Schöpfung eines wissenschaft¬ 
lichen Werkes. Seine Aufgabe ist die Darstellung einer 

19 ) Vgl. Trib. correct. von Paris, 17. Juli 1879 Dentu v. Dreyfous 
(Dentu c. Dreyfous, ein interessanter Preßprozeß S. 22). 

*°) Ganz Verkehrtes bietet die noch zu erwähnende Schrift von Maisch. 
Unrichtig haben allerdings auch die englischen Gerichte in einer Sache 
entschieden, wo es sich um die Berichterstattung der Times über eine 
Rede von Roseberry handelte: hier wurde dem Berichterstatter ein Autor¬ 
recht zuerkannt, was vollkommen verkehrt ist und auch zu unlöslichen 
Widersprüchen führt, schließlich dem Verfasser selber die Möglichkeit 
abschneidet, seine eigenen Reden gesammelt wiederzugeben, da er doch 
regelmäßig die Stenogramme zu Grunde legen muß; High Court 10. Aug. 
1899, Walter v. Lane, Gew.R. IV, S. 251, wobei man sich auf Sweet 
v. Maugham und Butterworth v. Robinson bezog. 
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wissenschaftlichen Wahrheit und die Erörterung der Gründe, 
warum und in welchem Umfange sie angenommen werden 
muß. Die Wahrheit aber ist, wie bereits bemerkt, Gegen¬ 
stand der Entdeckung, nicht der Schöpfung, und es kann 
hieran ein Autorrecht nicht bestehen; ebensowenig an der 
Begründung, denn wie die Entscheidung etwas nicht vom 
Menschen Erfundenes ist, so ist die Begründung durch die 
Beziehung unserer Wesenheit zur objektiven Welt von 
selbst gegeben, und es handelt sich für den Verfasser nur 
darum, diese Wege aufzufinden, nicht sie zu schaffen. Wer 
einen neuen Fluß entdeckt, der kann auch Wege entdecken, die 
zu dem Flusse führen: auch in dieser Beziehung ist er Ent¬ 
decker, nicht Erfinder. Wohl aber hat der Schöpfer eines 
wissenschaftlichen Werkes, auch wenn die Entdeckung voll¬ 
ständig gemacht ist, noch eine wichtige Schöpfungstätigkeit 
vor sich; er hat sie einmal vor sich in der Weise der sprach¬ 
lichen Umkleidung: das ganze Gebiet der Sprachkunst liegt 
in seinem Werke; allein darin ist sein Recht nicht be¬ 
schlossen: denn sonst müßte es einem jeden gestattet sein, 
ein wissenschaftliches Werk zu übersetzen, weil er damit 
das, was an Schöpferkraft im Werke liegt, nämlich die Wort- 
umkleidung, von sich aus neuschaffen und diese seine neue 
Schöpfertat mit den Wahrheiten des Entdeckers verknüpfen 
würde, — welche, wie bereits bemerkt, nicht Gegenstand des 
Autorschutzes sind. Allein jeder sieht ein, daß mit dieser 
sprachlichen Tätigkeit die gestaltende Kundgebung des Ver¬ 
fassers nicht völlig erschöpft ist, und jeder sieht insbesondere, 
daß der Uebersetzer eines solchen Werkes nicht unmittelbar 
an die Wahrheit herantritt, sondern an etwas, was zwischen 
der Sprachbildung und der Wahrheit dazwischensteht. Das 
ist dasjenige, was ich die innere Form genannt habe. 

Die innere Form ist die Eigenart jedes Denkers. Wenn 
er das Ziel und die Wege gefunden hat, so handelt es sich 
darum, ein Bild von ihnen zu entwerfen und sie zu schildern. 
Die Schilderung kann, je nach der Art der Wahrheit, Schilde- 
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rung Yon etwas Realem oder etwas Geistigem sein; in beiden 
Fällen ist die Schilderung etwas Eigenpersönliches, so eigen¬ 
persönlich, wie die Empfindung und die persönliche Berührung 
mit der Natur- und Geisteswelt; wie der Maler, der bald das 
Eine, bald das Andere mehr ins Auge faßt, bald mehr im Kleinen, 
bald mehr im Großen arbeitet, so wird auch der Schilderer 
je nach seinem Eindruck die eine oder andere Seite seines 
Gegenstandes mehr hervortreten lassen. Noch mehr gilt dies 
bei geistigen Entdeckungen, die sich nicht zeichnen, sondern 
nur durch die Vermittlung unserer Begriffe beschreiben und 
wiedergeben lassen. Dem einen ist das geistige Bild etwas 
Anschauliches, das ihm fast wie eine wirkliche Erscheinung 
vor der Seele steht* dem andern ist es mehr etwas Ab¬ 
straktes, durch Begriffe Meß- und Wägbares. Und ebenso 
wie die Wahrheit selber, sind auch die Wege zur Wahrheit 
in der verschiedensten Weise wiederzugeben; namentlich wenn 
es sich um eine geistige Wahrheit handelt, die nur auf dem 
Wege der Schlußfolgerung, durch Verbindung und Entgegen¬ 
setzung, überhaupt durch die Mittel der Dialektik zur Dar¬ 
stellung gebracht werden kann. Hier wird bei dem einen Schrift¬ 
steller die eine Vorstellung, bei dem anderen die andere mehr 
hervortreten; was bei dem einen die Hauptrolle spielt, rückt bei 
dem anderen in bescheidene, nebensächliche Stellung; der eine 
sieht mehr auf das Innere, der andere mehr auf das Aeußer- 
liche; der eine betrachtet den Weg mehr in seiner Aufgabe 
als Wegrichtung, der andere mehr als Weg mit der Be¬ 
sonderheit seiner Umgebung und der Eigenart seiner Aus¬ 
läufer. Hiernach kann man insbesondere den materiell be¬ 
gründenden und den formell begründenden Schriftsteller unter¬ 
scheiden; bei dem ersteren geht alles auf in der Sehnsucht 
nach dem Ziel, die sich vielleicht in nervöser Hast kundgibt; 
der andere verleiht der Begründung mehr eine selbständige 
Bedeutung und geht ohne innerliche Unruhe von Schritt zu 
Schritt weiter. Die materiellen Begründer sind die ziel¬ 
strebenden Leute, welchen keine Begründung schnell genug 
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geht, die allen Ballast abwerfen und wie in einem Dauerlaufe 
einfach dem Ziele zustürzen. Die formellen Begründer sind 
die Schriftsteller, die in ruhigem Zeitmaße weitergehen, von 
Schritt zu Schritt sich die Sache überlegen, vielfach auch 
nach rechts und links abschweifen und vielleicht erst nach 
einigen Irrgängen zum Ziele gelangen. Ueberall zeigt sich 
hierin die Eigenart des Schriftstellers, und die Tätigkeit, in 
der diese Eigenart hervortritt, ist künstlerisch. Die Schilde¬ 
rungen des einen, die Andeutungen des anderen, die Kennzeich¬ 
nung, die Bewegung der Gedanken, die Entgegensetzung von 
Licht und Schatten, alles dieses zeigt die Eigenart des Geistes. 
Und diese Eigenart bleibt, auch wenn das Werk eine andere 
Sprachform erhält und übersetzt wird: die Uebersetzung, in 
welche Sprache auch immer, läßt die Schilderungskraft und 
die eigenpersönliche Darstellungsweise des Schriftstellers er¬ 
kennen oder mindestens durchblicken, wenn es auch selbstver¬ 
ständlich ist, daß nur in der Ursprache, wo äußere Form und 
innere Schilderungsweise völlig ineinander übergehen, das 
Werkseine vollendete Harmonie zeigt; weshalb es begreiflich 
ist, daß selbständige Geister, wenn sie übersetzen, leicht in 
ein Bearbeiten hineingeraten, indem sie nicht etwa bloß von 
sich aus das sprachliche Gewand hinzufügen, sondern auch 
ihre eigene Ideenbewegung statt der des Autors wieder¬ 
geben; ganz ähnlich wie es Rubens machte, als er (in dem 
Bild im Prado von Madrid) Adam und Eva von Tizian 
nachbildete. 

Wie für die einzelnen Schriftsteller, so ist auch für ganze 
Zeitläufte oft eine bestimmte Art der Gedankenbildung 
und Gedankenbewegung charakteristisch. Man schreibt heute 
anders, als zu den Zeiten, wo Hegel herrschte, man schreibt 
auch anders, als man zu Zeiten Goethes schrieb, man schreibt 
anders als zu Zeiten des Thomas von Aquin. Es ist eine 
Eigenart großer Geister, daß sie trotz der Eigenpersönlich¬ 
keiten, die sie umgeben, doch der Zeit ihren Stempel auf¬ 
drücken und in der ganzen Art ihrer Ideenbewegung zum 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken and Verlagsrecht. 10 
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Muster werden, bis sie im Fortgange der Zeit durch etwas 
anderes überholt sind. 

IX. Gegenstand des Autorrechts ist ein Sprachgebilde 
nach seiner äußeren oder inneren Form, nicht die äußere 
oder innere Form an sich; daher nicht eine bestimmte 
Sprache wie das Volapük oder das Esperanto, auch nicht eine 
Art der Darstellung oder eine Manier an sich. Die Manier 
ist nur eine aus der Darstellung abgeleitete Eigenschaft 
des Sprachgebildes, nicht etwa ein selbständiges dem Autor¬ 
schutz unterworfenes Spracherzeugnis. Der Schutz der in¬ 
neren Form ist nicht Schutz der inneren Form an sich, son¬ 
dern Schutz des Autorwerkes nach seiner inneren Form 21 ). 
Mithin ist es gestattet, die äußere oder innere Form nachzu¬ 
ahmen, sofern nur ein ganz anderer Gedankengehalt in die 
Form gegossen wird; denn das Wesentliche ist die An¬ 
passung der Gedanken an eine Form, und diese wird eine 
andere, wenn andere Gedanken hineingelegt werden. 

Daher ist es, wenn jemand eine neue Methode eines 
Fahrtenbuches konstruiert hat, gestattet, nach dieser Methode 
Fahrtenbücher für andere Strecken zu machen. Dagegen 
ist es nicht gestattet, ein nach dieser Methode neu gestaltetes 
Fahrtenbuch für dieselbe Strecke nachzumachen, sofern die 
Zugverbindungen im wesentlichen sich gleich geblieben sind 22 ). 


21 ) Vgl. Autorrecht S. 197 f., Literar-artist. Kunstw. S. 10, 56, Su- 
preme Court Un. Stat. Okt. 1879 (Off. Gaz. Pat. Off. XVII, p. 1029), 
Entscheidungen bei Meyer, Feder. Dec. XXV, Copyright § 102, 315 
(Perrin v. Hexamer), Schweizer Bundesgericht 30. Nov. 1894, Arch. f. 
ziv. Prax. 85, S. 110. Wer nicht zwischen dem Schutz eines Sprach- 
werkes nach der Seite der Form hin, und dem Schutz einer Form an 
sich unterscheidet, gleicht dem, der nicht zwischen einer Pflanzengattung 
und der Art, wie diese Gattung durch den Pflanzenzüchter verwirklicht 
wird, den nötigen Unterschied macht. 

22 ) Vgl. auch Schweizer Bundesgericht 26. Oktober 1895, Droit 
d’auteur X, p. 110; auch was eine Sammlung aus Werken von Schrift¬ 
stellern betrifft, Seinetrib. 28. Januar 1903, Droit d’auteur XVII, p. 58. 
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Hierüber entwickelte ich s. Zt. (Arch. f. ziv. Praxis 85, 
S. 105 f.): 

Es besteht (im Unterschied vom Musterschutz) kein Autorrecht an 
einer Methode, an einer schematischen Weise der Darstellung, sondern 
nur an der individuellen Darstellung dieses speziellen 
Mat erialB, weshalb, wenn jemand ein Fahrtenbuch für Zürich be¬ 
arbeitet, ein anderer ein solches im gleichen Stil für Basel bearbeiten 
dürfte; nur sofern einzelne Teile, wie die Tarife, die Porti u. s. w. 
gleich wären, würde das Autorrecht durchdringen (vgl. Kunstwerk und 
sein Autorschutz S. 10, 56). 

Aber die individuelle Darstellung dieses speziellen 
Materials bleibt die gleiche, wenn auch nur das Material in seinen 
Grundzügen das gleiche bleibt; sie bleibt daher die gleiche, wenn es 
wesentlich dieselben Stationen und Tarife sind, auf die sich die be¬ 
sondere Gedankenbildung oder Sprachdarstellung bezieht, sollten auch 
die Stunden und Minuten sich wandeln und die Tarife hoher oder 
niedriger werden. Ein einleuchtendes Beispiel mag dies erläutern. 
Gegenwärtig wird ein wissenschaftliches Wörterbuch zum Corpus juris 
mit den Seitenzahlen der großen Mommsenschen Ausgabe gemacht; 
es wäre nun sicher eine Autorverletzung, wenn jemand das Wörterbuch 
in der Art nachdruckte, daß er an Stelle dieser Seitenzahlen die lex 
und den Titel der Corpus-juris-Stellen oder die Seitenzahlen einer an¬ 
deren Ausgabe setzte. 

X. Viel tiefer reicht der Gegenstand des Autorrechts bei 
der echt künstlerischen Schöpfung, bei der Dichtung, der 
Lyrik, dem erzählenden Roman und dem Drama. Auch hier 
ist eine äußere und innere Form zu unterscheiden, die innere 
Form selber aber zeigt wieder mehrere Unterschiede. Zu¬ 
nächst trägt sie ein ganz anderes Gepräge beim lyrischen 
Gedicht, als bei der epischen und bei der dramatischen 
Darstellung. Epische und dramatische Dichtungen ähneln 
sich am meisten: beide gehen von der Erzählung, von 
der Schilderung eines Vorganges aus, der stattgefunden hat, 
oder als stattgefunden von dem Dichter vorausgesetzt und 
dargestellt wird. Allein Epos und Drama verwenden wesentlich 
verschiedene Mittel der Gedankendarstellung. Das Epos zeigt 
uns den Dichter als einen Betrachtenden und stellt die Bilder 
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dar, die sich vor seinen Augen abgespielt haben. Daher 
kann der Epiker alles schildern, das Aeußere wie das Innere: 
er kann die verborgensten Gedanken seines Helden darlegen 
und die klaren wie unklaren Regungen seiner Seele zur Dar¬ 
stellung bringen. Er hält sich nicht an Zeit und Raum: 
er führt uns von Breitengrad zu Breitengrad; wir sehen 
den Helden und seine Umgebung in seinem Heim wie auf 
Feld und Flur, sehen ihn zu Hause wie auf der Reise, sehen 
ihn im Frieden wie im Kampfe. Der Epiker braucht sich 
auch nicht ängstlich an die Sache zu halten; Episoden sind 
ihm erlaubt und werden oft als Bilder der Kleinmalerei auf 
einem großen Hintergründe höchst bedeutsam und erhöhen 
die perspektivische Kraft. Ganz anders der Dramatiker. Er 
erzählt nicht: sein Ich tritt in den Hintergrund zurück; er läßt 
andere reden, nämlich seine Helden selbst; er läßt sie persönlich 
hervortreten: sie sprechen vor dem Zuschauer oder Leser in 
eigenem Namen und zeigen als Personenkreis sich selbst in 
den verschiedenen Stufen ihrer Entwicklung: an Stelle des 
Selbstgesprächs des Autors tritt der Dialog der Personen. 
Das drängt aber dahin, daß auch die Umgebung nicht mehr 
beschreibend dargestellt wird, sondern selbst vor unser Auge 
tritt, und so entsteht das dramatische Spiel: die Personen 
sprechen nicht nur fiktiv, sie sprechen wirklich, denn sie 
werden umgeben von Gestalten, die nicht nur geschildert, 
sondern unserem Auge selber vorgestellt werden. Der ästhe¬ 
tische Schein wird zur Personifikation, die geschichtlich auf 
uralte Vorstellungen, auf Vorstellungen totemistischer Art 
zurückgeht. Auf diese Weise wird die Dramatik zum Bühnen¬ 
werk. Das Bühnenwerk hat selber seine ganz besondere 
Technik, und die kräftig plastische Weise, mit der es hervor¬ 
tritt, verlangt noch eine besondere Kunst der Verkürzung: hier 
gilt kein Sichgehenlassen: in knappen klaren Zügen müssen 
die Personen sich und ihre Zeit selber kennzeichnen; die 
Art und Weise, wie sie hervortreten und verschwinden, muß 
fein abgewogen werden, weil sonst unser seelischer Apparat, 
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den das eine mächtig aufregt, während das andere ein- 
druckslos bleibt, versagen würde und uns kein Bild gewährte, 
das der verschiedenen Bedeutung des Seins und Werdens 
entspräche. Besonders schwierig aber ist im Drama die 
Exposition, d. h. die Schilderung der Vorgeschichte. Naive 
Zeiten pflegten dem Spiel eine besondere Erklärung voraus¬ 
zuschicken, worin die ganze Vorgeschichte der Personen zum 
Ausdruck kam, und dann erst traten die Personen auf und 
handelten. Diese Art haben wir längst aufgegeben: sie gilt 
uns als viel zu plump und unkünstlerisch, wir verlangen eine 
feinere Technik. Vielmehr müssen die Personen während 
des dramatischen Verlaufes mehr oder minder deutlich, wie 
verstohlen, ihre Vorgeschichte zum Ausdruck bringen, heim¬ 
lich, d. h. ohne daß man die Absicht des Dichters merkt. 
Und wie die Vorgeschichte, so muß auch die Zwischen¬ 
geschichte erzählt werden; überhaupt muß alles erzählend 
gegeben werden, was nicht in wirklicher Betätigung vor 
unsere Augen tritt. Ebenso müssen auch die inneren Ge¬ 
danken der Personen aus ihren Taten und Leiden an die 
Oberfläche treten, oder sie müssen in Zwiegesprächen, die an 
sich andere Zwecke haben, wie von ungefähr hervorbrechen. 
Auch hier hat man sich ehedem des naiven Mittels des Monologes 
bedient, der aber von guten Dramatikern nur selten und nur 
bei solchen Personen gebraucht wird, welche schon nach ihrer 
Natur das Bedürfnis haben, ihren inneren Gedanken Ausdruck 
zu verschaffen; so daß hier der Monolog nicht ein plumpes 
Hilfsmittel ist, um ihr Denken dem Zuhörer zur Schau zu 
tragen, sondern eine im Charakter des Sprechers begründete 
Aeußerung der Seele, die im Wesen der Persönlichkeit 
ebenso gerechtfertigt ist, wie ein Brief oder wie das Zwei¬ 
gespräch. 

XI. Allein nicht nur die besondere Technik kennzeichnet 
das Kunstwerk, sondern auch der Inhalt. Denn während beim 
wissenschaftlichen Werke der Inhalt etwas Entdecktes, eine 
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enthüllte Wahrheit ist oder sein soll, so ist beim Kunstwerk 
der Inhalt ein Neugeschaffenes und als solches Gegenstand 
des Autorschutzes. Worin aber das Neugeschaffene besteht, 
ist ein wissenschaftliches Problem, das nur durch das Zu¬ 
sammenwirken von Aesthetik und Jurisprudenz richtig gelöst 
werden kann. Die Lösung habe ich in meinem „Literarisch¬ 
artistischen Kunstwerk“ gegeben 28 ). In der Tat besteht das 
Wesen des Kunstwerkes, was den Inhalt betrifft, in dem, was 
das Kunstwerk seinem Inhalt nach vereigenartigt und es von 
jedem anderen Kunstwerk als etwas Selbständiges und Be¬ 
sonderes ausscheidet. Es ist das, was ich das imaginäre Bild 
genannt habe. Man hat dies vielfach bekämpft und ins¬ 
besondere bemerkt, daß es auf die Mystik hinauskomme 
und, von dem Boden der Wirklichkeit abweichend, zu Unklar¬ 
heiten und Unsicherheiten führe. Das ist aber völlig verkehrt, 
denn alles Organische ist nichts anderes als ein solches imagi¬ 
näres Bild, und die Gegner selber sind in dieser Beziehung bloß 
imaginär •, denn jede Person ändert sich in jedem Augenblick 
durch den unaufhörlichen Stoffwechsel und kein Mensch bleibt 
von einem Tag zum andern derselbe; das Gleichbleibende, 
was man Persönlichkeit nennt, ist, wenn man von aller Mystik 
absieht, nichts anderes, als das in der ständigen Aende- 
rung fortdauernd Bestehende, Charakteristische, als die 
in ständigem fortgesetztem Wechsel verharrende Art der 
Verbindungen und der Verbindungsäußerungen. Wer also 
auf diesen, aus dem ständigen Wechsel abgeleiteten, imagi¬ 
nären Kern verzichtet, der leugnet damit seine eigene Per¬ 
sönlichkeit. Laßt fahren dahin! Wer zu wenig philosophischen 
Geist hat, um sich auf solche Weise über das Alltägliche zu 
erheben, 4 auf den brauchen wir keine Rücksicht zu nehmen! 
Er ist ja nach seiner eigenen Behauptung gar nicht vorhanden! 
Daraus ergibt sich klar, daß auch das Kunstwerk als etwas 


23 ) Das literarische und artistische Kunstwerk und sein Autorschutz 
(1892) S. 38 f. 
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Organisches, d. h. als etwas, was ein Inneres, Geistiges ent¬ 
hält, welches gegenüber der Umkleidung selbständig ist und in 
verschiedener Weise veräußerlicht werden kann, ein solches 
imaginäres Bild in sich tragen muß. 

Beim lyrischen Gedicht ist das imaginäre Bild ein Stim¬ 
mungsbild, hervorgehend aus der Art der Empfindung und aus 
der Art und Weise, wie der einzelne Dichter die Empfindung 
festhält und in Bildern der Phantasie anschaulich machen 
kann. Im Roman und Drama ist das imaginäre Bild nicht 
etwa gleich der sogenannten Fabel, d. h. der äußer¬ 
lichen Entwicklung, sondern es besteht in der Art und 
Weise, wie die Charaktere der Persönlichkeiten, entwickelt 
und in diese bestimmte Fabel hineingestellt, sich äußern. 
Beim Tonbild aber handelt es sich, wie beim lyrischen Ge¬ 
dicht, um einen Stimmungseindruck, der darauf beruht, daß 
der Tonmeister eine bestimmte Empfindung in eine ihr ent¬ 
sprechende Fassung von Tönen zu bringen versteht, was darin 
begründet ist, daß die Tonverbindungen eben in uns eine ganz 
eigenartige Stimmung zu erzeugen vermögen. Wenn man hier 
von Melodie gesprochen hat, so ist dies nur ein ungenauer Aus¬ 
druck, um das Stimmungsbild zu bezeichnen, herrührend aus 
der Gewohnheit der unvollkommenen, laienhaften Musik, deren 
einziges Kennzeichen in einer bestimmten Reihenfolge von 
Tönen liegt, während doch das Stimmungsbild vor allem 
durch die Harmonik, durch die rhythmischen Wendungen und 
durch die zusammenwirkenden Einzelstimmen gekennzeichnet 
wird 24 ). 

Allerdings findet sich diese unwissenschaftliche Ausdrucks- 
weise auch in § 13, Abs. 2 AG. in den Worten „bei einem Werke 
der Tonkunst ist jede Benutzung unzulässig, durch welche 
eine Melodie erkennbar dem Werke entnommen und einer 
neuen Ajrbeit zu Grunde gelegt wird“. Der Ausdruck „Me- 


24 ) Vgl. meinen Aufsatz über die Harmonik im Lied in Kultur und 
Leben S. 127. 
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lodie“ muß hier im Sinne von „Tonbild“ oder „Stimmungs¬ 
bild“ verstanden werden, woraus sich auch von selbst ergibt, 
daß eine einzelne Wendung, ein einzelner Erinnerungsklang 
keinen Eingriff in das Autorrecht der Töne enthalten kann, 
wohl aber eine Variation; es müßte denn sein, daß diese zu 
einem ganz neuen Stimmungsbilde würde und nur durch be¬ 
stimmte Züge und Anklänge uns an das erste Stimmungsbild 
erinnerte 25 ). 

XII. Aus dem Gesagten ergibt sich die Berechtigung des 
Uebersetzungsschutzes und des Schutzes gegen Adaptation 
oder Dramatisierung 26 ), sowie die Berechtigung des Schutzes 
gegen Verarbeitung musikalischer Werke. Die jahrelangen 
Bestrebungen in dieser Hinsicht haben nun auch zum Ziel 
geführt in § 12 des Autorgesetzes und in den Bestimmungen 
der Berner Konvention. Davon wird in der Lehre vom In¬ 
halt des Autorschutzes weiter die Rede sein. 

§ 15. 

I. Verschiedenfach hat es die Rechtspflege versucht, diese 
obigen Gedanken zu fassen; natürlich ist dies, dem Geiste 
der Rechtsprechung gemäß, nie rein gelungen. Denn die Praxis 
kann sich ja niemals völlig vom „Erdenstaube“ befreien. 
Umso interessanter aber ist es, zu bemerken, wie der Geist 
in ihr ringt 27 ). 

So nimmt das Seinetribunal vom 23. Juni 1897 in einem Fall 
Autorverletzung an, wo le sujet, le plan, son agencement et 
ses developpements, la marche de l’action, le groupement des 

25 ) Vgl. auch literar. Kunstwerk S. 138 f., Dunant, Droit des com- 
positeurs p. 47 f. 

26 ) Seinetrib. 23. Juni 1897, Droit d’auteur XU, p. 53. 

27 ) Schon Blacks tone 1126, 8 macht einen allerdings Jruchtlosen 
Versuch: the identity of a literary composition consists entirely in the 
sentiment and the language ; the same conceptions cloathed in the^same 
words must necessarily be the same composition. 
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personnages et les mobiles qui les font agir, les passions qu’il 
ressentent, les sentiments qu’ils expriment, apparaissent 
ägalement dans l’original et dans la copie (Ann. de droit 
comm. XI, p. 458). 

Aehnlich Appellhof Paris vom 25. Januar 1900 in der 
gleichen Sache; es wird hier das Hauptgewicht darauf gelegt, 
daß die Nachahmung sich angeeignet habe son sujet, son 
plan, les seines, leur agencement et leur marche, ses person¬ 
nages, leurs noms, leurs titres, leurs professions, leurs pas¬ 
sions, leurs actes, leur langages, leurs impressions particuliäres 
(Ann. de droit comm. XIV, p. 187). Das Zivilgericht Be- 
sangon 20. Februar 1902 (Droit d’auteur XV, p. 79, 80) 
handelt von der forme litteraire sous laquelle le fait est prä¬ 
sente, von der originalitä des commentaires . . . Der Appell¬ 
hof Paris 25. Januar 1900, p. 28, spricht davon, daß die 
Nachahmung die Vorlage wiedergegeben habe dans son sujet, 
son plan, ses seines, leur agencement et leur marche, ses 
personnages, leurs noms, leurs titres, leurs professions, leurs 
passions, leurs actes, leur langage, leurs impressions parti- 
culieres . . . Frühere Entscheidungen finden sich im Litera¬ 
risch-artistischen Kunstwerk S. 114 f. Ich erwähne daraus 
folgendes: 

Eine französische Kass. - Entscheidung vom 15. Januar 
1867 (Pataille XHI, p. 65, 67) besagt, daß in zwei 
Theaterwerken les sujets, la disposition des seines et la 
marche generale de ces ouvrages sont les memes; in einer 
Entscheidung des Appellhofs Paris vom 20. Februar 1872 
(Pataille XVH, p. 193, 195) wird erklärt: que le lieu de 
l’action est le meme; que les personnages principaux et les 
situations sont identiques: qu’enfin tous les episodes . . . . se 
retrouvent dans les deux ouvrages presentes dans le meme 
ordre et amenes de la meme fa$on. 

Eine Entscheidung des Seinetribunals vom 16. März 1881 
(Pataille XXVII, 1882, p. 300 f.) verneint den Eingriff: 
qu’en examinant avec attention et en comparant les deux 
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piöces, on ne peut parvenir k se convaincre que M. P. soit 
la copie ou meine une imitation du B.; que le sujet est, il 
est vrai, le meme, que les personnages se ressemblent parce 
qu’il n’en peut etre autrement dans ce genre de farces 
espagnoles; mais que l’idee commune, l’apparence de 
bigamie, est trait^e difföremment dans chacune des pifcces . . . 

In der spanischen Verordnung von 1880, welche über¬ 
haupt zu dem Durchdringendsten gehört, was im Gebiet der 
Autorrechtsgesetzgebung geschaffen worden ist, heißt es (wie 
bereits in dem betreffenden Werk S. 116f. hervorgehoben): 
Art. 64: 

El plan y argumento de una obra dramätica 6 musical, 

asi como el titulo, constituyen propiedad-. En su 

consecuencia se castigarä como defraudacion el hecho de tomar 
en todo ö en parte de una obra literaria 6 musical manus- 
crita 6 impresa el titulo, el argumento 6 el texto para apli- 
carlos ä otra obra dramätica. 

Art. 68: Tambien serä necesario el permiso del autor y del 
propietario para tomar el argumento de una novela 6 de otra 
obra literaria no teatral y adaptarlo ä una obra dramätica. 

Art. 67: Nädie puede arreglar una obra dramätica de 
otro autor, ni aun cambiando el titulo, los nombres de los 
personäges y el lugar de la accion para adaptarla a una 
composicion musical, sin consentimiento de su autor 6 de su 
propiedario si la hubiese enajenado. 

In der englisch-amerikanischen Rechtspflege ist haupt¬ 
sächlich von der substantial identity die Rede, vgl. die Ent¬ 
scheidungen bei Drone, p. 408 f. So auch Circ. Court Ohio 
Drury v. Ewing: There is a substantial identity (Myer XXV, 
p. 982); the same plan and character (ebenda p. 981). Man 
hat darum auch hervorgehoben, daß eine Entlehnung möglich 
ist, auch wenn ein verhältnismäßig geringer äußerlicher Teil 
des Werkes übernommen wurde. So sagt Lord Cottenham: 
One writer might take all the vital part of anothers book, 
though it might be but a small proportion of the book in 
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quantity. It is not only quantity, but value, which is looked 
to (bei Myer, Fed. Dec. XXV, p. 1007). 

Vgl. auch Circ. Court Massachus. Gray v. Rüssel (My er 
XXV, p. 1005). 

Ganz anders, wenn bloß ein allgemeines Motiv entnommen 
wird, z. B. das Motiv des Mißbrauchs einer bestimmten Be¬ 
rufs- oder Dienststellung, vgl. Seinetrib. 15. Januar 1900, 
Droit d’auteur XIII, p. 4. 

II. Auch der Grundsatz, daß bei nicht künstlerischen 
Werken nur die innere und äußere Sprachform ihren Schutz 
findet, nicht auch der Inhalt, greift in der Rechtsprechung 
immer mehr durch. Es wird insbesondere immer mehr aner¬ 
kannt, daß an Adreßbüchern, Kursbüchern, Theaterzetteln, 
Rennberichten und ähnlichen tatsächlichen Mitteilungen, deren 
Bedeutung durchaus nicht in einer künstlerischen Darstellung, 
oder in einer künstlerischen Sichtung und Gruppierung, 
sondern in der Vollständigkeit des Inhalts liegt, ein Autor¬ 
schutz nicht besteht, und dasselbe gilt, von den tatsächlichen 
Preßmitteilungen, Telegrammen etc. Hier kann niemals ein 
Autorrecht bestehen, sondern höchstens ein Persönlichkeits¬ 
schutz; ein Autorschutz nur, sofern der Stoffinhalt in eine 
besondere eigenartige Form gegossen ist. 

Zahlreiche Gerichtsurteile darüber finden sich in meinen 
früheren Schriften, so Autorrecht S. 161 f., Literarisches 
Kunstwerk S. 18 f. Hier seien nur einige neuere Ent¬ 
scheidungen beigefügt. Preislisten, welche nichts anderes als 
Preislisten enthalten, entbehren des Autorschutzes, so Court 
Aberdeen, 3. März 1892, Harper v. Barry (Droit d’auteur V, 
p. 64), OLG. Hamburg, Oktober 1897, Gew.R. IV, S. 85 f., 
12. Dezember 1898, Droit d’auteur XII, p. 79; und dies 
gilt auch, wenn sie in mehreren Sprachen abgefaßt sind, 
RG. Strafs., 12. März 1900, Gew.R. VI, S. 205, amerikanische 
Entscheidung Cobbet v. Wood ward und Clayton v. Stone and 
Hall zit. in Off. Gaz. Pat.Off. XVn, p. 1031; ebenso ein 
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Annuaire, das nichts als Zusammenstellungen bietet, Appell¬ 
hof Paris, 2. April 1896, 18. März 1897, Ann. de droit 
comm. XI, p. 195, 456; ein Adreßbuch, soweit es nicht selb¬ 
ständige Zusätze enthält, Oesterreich. Kass.-Hof 24. September 

1901, Droit d’auteur XIV, p. 123, Appell.-Gericht Paris 
18. März 1897, Gew.-R. VI, S. 211, R.G. 2. Januar 1888 
Entsch. Strafs. XVII, S. 195. 

Ebenso Fremdenlisten, Handelsgericht Brüssel 20. April 
1894, Droit d’auteur VII, p. 73, und die dort zitierten; ebenso 
Ankündigungen, Lüttich, Brüssel 10. Dezember 1887, Droit 
d’auteur IX, p. 150; ebenso eine chemische Analyse, Seine- 
trib. 3. Dezember 1896, Droit d’auteur X, p. 16. 

Aehnlich die Rennberichte, OLG. Hamburg, 25. Januar 

1902, Gew.R. VH, S. 294; auch die Bezeichnung derjenigen 
Pferde, deren künftigen Sieg man erwartet, englischer Court 
of Appeal, Chilton y. Progreß Printing and Publishing 
Company, Gew.R. I, S. 183 28 ); ebenso eine Liste von Jagd¬ 
hunden, englische Entscheidung Cox v. Land and Water 
Journ. Co. bei Browne, Trade Marks § 559. Ebenso 
ein Kursbuch, Appellationsgericht Nancy, 30. Januar 1899, 
Gew.R. VI, S. 211, englische Entscheidung Lesley, v. Young 
von 1894, Schweizer Bundesgericht, 30. November 1894, 
Arch. f. ziv. Praxis 85, S. 110 29 ). Ebenso ein Branchen¬ 
verzeichnis, OLG. Hamburg, 13. September 1899, Arch. für 
Strafr. 48, S. 374. Ebenso ein Katalog, der nichts anderes 
ist als Katalog, Appellhof Mailand 10. Dezember 1895, Droit 
d’auteur IX, p. 74. Anders, wenn darin Bemerkungen über 
die Maler, über die Geschichte der Bilder u. s. w. enthalten 
sind; vgl. Kassationshof Rom, 22. März 1898, Gew.R. IV, 
S. 78 80 ); und so ist es denn auch sicher, daß, wenn ein Katalog 


,8 ) Vgl. auch Seinetrib. 24. November 1892, Droit d’auteur V, p. 150, 
Appellhof Mailand 31. Januar 1900, Filangieri XXV, p. 539. 

29 j Hierzu meine Erörterung ebenda S. 98 f., 113 f. 

80 ) Vgl. auch Appellhof Venedig 15. Dezember 1897, Droit d’auteur 
XI, p. 75. 
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illustriert ist, daran insofern ein Autorrecht oder Kunstwerk¬ 
recht bestehen kann , Appellhof Besancon, 13. Juli 1891, 
20. November 1893 und Appellhof Rouen, 18. Januar 1892, 
Droit d’auteur V, p. 128 und VII, p. 53 31 ). Und in gleicher 
Weise wurde mit Recht ein Autorrecht an Bildern angenom¬ 
men, die in einem Geschäftsanzeiger enthalten sind und das 
dort Aufgeführte erhellen. Und hierbei kommt es nicht darauf 
an, ob die Bilder der Belehrung halber oder nur der Reklame 
halber beigefügt sind, wenn sie nur geeignet sind, belehrend 
zu wirken, RG. 8. März 1887, 15. November 1901, Entsch. 
Strafs. 15, S. 408, 34, S. 431 f., High Court London Oetz- 
mann v. Lefever 16. November 1901, Court of Appeal, Römer 
v. Matthew 3. Februar 1902 3 2 ). Wenn im übrigen Münztabellen 
als autorgeschützt betrachtet wurden, so Kassationshof Rom, 
3. Juni 1876, Gew.R. IV, S. 78, so kommt es wesentlich 
auf ihre Einrichtung an, insbesondere, ob in der Art der 
Auswahl und Zusammenstellung ein gewisses Taktgefühl, ein 
gewisses persönliches Geschick zu erblicken ist; denn wie 
sonst, ist auch hier die geschmackvolle, geschickte Sichtung 
eine Sache künstlerischen Empfindens. So hat man auch in 
England schon einen Kurszettel als schützenswert erklärt, 
Gew.R. I, S. 103. Und ebenso verhält es sich mit einer Aus¬ 
gabe von Gesetzen, Verordnungen u. dergl. mit der zusätz¬ 
lichen Angabe von Entscheidungen: sie kann, namentlich 
was die beigefügten Entscheidungsauszüge betrifft, dem Autor¬ 
recht unterstehen, so Circ. Court Southern Distr. of New York, 
29. Okt. 1875, Off. Gaz. of the Patent Off. (1875) VIII, 
p. 860 3S ), Seinetrib. 19. Dezbr. 1893, 7. Mai 1896, Droit 
d’auteur V, p. 52, IX, p. 109. Ebenso verhält e^ sich mit 


81 ) Zu weit geht Seinetrib. 1. August 1892, Droit d’auteur V, p. 180. 
* 2 ) Unrichtig München 27. Nov. 1888, Celle 22. Okt. 1889, Ham¬ 
burg 5. August 1896, Arch. f. Straf.R. 38, S. 878 ; 45, S. 180. 

88 ) Eine frühere Entscheidung von 1851, Little v. Gould s. in Myer, 
Eed. Dec. XXV, p. 988 f. Weitere amerikanische Entscheidungen in 
Droit d’auteur XVII, p. 59 f. 
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einem Rechenbuch, das eine besondere Methode verfolgt, 
Schweizer Bundesgericht, 18. November 1899, Gew.R. Y, 
S. 59, Circ. Court Massach. Emerson v. Davis (Myer XXV, 
p. 1065), Southern Distr. New York Colliery v. Ewald 1903, 
Droit d’auteur XVII, p. 60. Und in gleicher Weise kann an 
einem Kursbuch, insofern es neue Methoden der Zusammen¬ 
stellung hat, ein Autorrecht bestehen, aber nur insofern, 
nicht bezüglich des Inhaltes, vgl. Circ. Court New York, 
Bullinger v. Mackey (Myer, Fed. Dec. XXV, p. 993 f.), 
oben S. 146 f. 

Das gleiche gilt von einem Briefmarkenverzeichnis, Seine- 
trib. 20. Dezember 1895, Droit d’autor IX, p. 42, 84; von 
einer Sammlung von Formularen, Geschäftsbedingungen, R.G. 
19. Januar 1895 und englische Entsch. Palmer v. Effigham 
1898, Droit d’autor IX, p. 59, XI, p. 131, von einer Samm¬ 
lung von Gebührensätzen, Appellh. Gand 13. November 1882, 
X, ib. XVI, p. 68 u. a. 

Das Gleiche gilt endlich von Sammlungen zu einem lite¬ 
rarischen Zweck: es ist niemanden verwehrt, eine neue Samm¬ 
lung zu machen, allein die von dem einen gemachte Samm¬ 
lung, soweit sie Auswahl und künstlerischen Takt erfordert, 
darf nicht von einem anderen wiedergegeben werden R.G. 29 
Nov. 1888, Entsch. Strafs. III, S. 75. 

III. Von den Gesetzgebungen sagen Kolumbien a. 7 und 
Ecuador a. 7 ausdrücklich, daß sich der Autorschutz nicht 
auf ein wissenschaftliches System, sondern nur auf die Art 
der Darstellung bezieht. 

IV. Ein Eingehen auf gegnerische Ansichten kann mir erspart bleiben; 
nur auf einen neuerlichen Angriff will ich kurz erwidern, da dieser in 
einem Ton gehalten ist, der eine scharfe Abwehr notig macht. Es ist 
der Angriff in der Schrift von Maisch, Das-Recht zum Stenographieren 
und das Recht am Stenographierten. Der Verfasser findet es einseitig, 
daß ich alles auf die Form lege, und glaubt, es mute doch eigentüm¬ 
lich an, daß die Form des Werkes eines Naturforschers mehr wert sein 
soll als die wissenschaftliche Errungenschaft, S. 74. Sodann macht er 
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geltend, daß gerade die belehrende Darstellung oft populär-wissenschaft¬ 
lich gehalten sein müsse und darum der künstlerischen Form entbehre und 
daß auch in Reden und Vorträgen oft nur einzelne Partien künstlerische 
Form hätten, während anderseits die blütenreichen Ergüsse eines Cour¬ 
schneiders künstlerisch gestaltet seien und darum des Autorschutzes teil¬ 
haftig sein müssten, S. 76, 77. Derartiges ist nicht ernst zu nehmen; wer von 
der Kunst solche Vorstellungen hat, daß er die Bedeutung der künstlerischen 
Darstellung in rhetorischen Blüten und geschmacklosen Redensarten findet 
und namentlich die große künstlerische Bedeutung echt volkstümlicher 
Darstellung verkennt, bedarf keiner weiteren Widerlegung; und wenn 
der Courschneider sich in gereimter oder ungereimter Poesie ergeht, so 
hat er auch dafür den entsprechenden Schutz. Es wird ferner behauptet, 
daß die innere Form deshalb nicht entscheidend sein könne, weil mög¬ 
licherweise der eine die Manier des anderen nachahme, wie z. B. Amyntor 
es mit Tolstois Kreutzersonate getan hat, S. 79 f. Auch das ist völlig 
unhaltbar, denn wer eine Manier mit neuem Inhalt erfüllt, der gestaltet 
eben den Inhalt künstlerisch, ebenso wie Raffael künstlerisch gestaltete, 
als er die Manier des Fra Bartolomeo zu Grunde legte. Endlich be¬ 
mängelt er meine Lehre von der Wiedergabe von Märchen und Sprüchen 
aus dem Munde des Volkes mit der Behauptung, daß Volkssagen not¬ 
wendig umzuarbeiten seien, wenn sie in die Schriftsprache aufgenommen 
würden, mithin ein Autorrecht des Bearbeiters stets bestehen müsse. 
Damit ist meine Darstellung vollständig verkannt; denn selbstverständ¬ 
lich kann eine Volkssage, sei es nun eine deutsche oder sei es etwa eine 
Sage der Kolumbiaindianer, wörtlich in der Sprache des Volkes wieder¬ 
gegeben werden, und für das wissenschaftliche Studium wird eine solche 
Wiedergabe ganz besonders bedeutsam sein. So hat Boas beispiels¬ 
weise Sagen von Indianern, so wie sie ihm erzählt wurden, Wort für Wort 
aufgezeichnet. Anders natürlich, wenn sie, so wie es z. B. bei den Grimm¬ 
schen Märchen geschah, künstlerisch verarbeitet werden: dann liegt 
ebenso eine Neugestaltung vor, wie wenn man einen Dialektdichter in 
das Schriftdeutsche übersetzt. Beides wird vom Verfasser S. 84 f. völlig 
zusammengeworfen. Schließlich kommt er zu dem alten abgehetzten 
Spruch, daß das Wesentliche beim Autorschutz die geistige Arbeit sei, 
und schraubt dadurch die ganze Entwicklung um 20 Jahre zurück: 
denn gerade das ist die wesentlichste Förderung der letzten 25 Jahre 
gewesen, daß man erkannte, daß eine bloß entdeckende geistige Arbeit 
für den Autorschutz nicht in Betracht kommt; sonst müßte man auch 
demjenigen einen Autorschutz gewähren, der durch eine Reise in Afrika 
und seine dortige geistige Arbeit einen Teil der Karte der Tropenländer 
neu gestaltet hat, und es müssten alle anderen, die nicht von ihm die 
Genehmigung erlangten, den Fleck noch falsch zeichnen oder weiß 
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lassen. Auf der anderen Seite hätte auch ein Reporter, der durch er¬ 
denkliche seelische Einwirkungen und scharfsinniges Gebahren es dahin 
gebracht hat, eine Rede mit anzuhören, ein Autorrecht, denn seiner 
Wiedergabe läge eine geistige Arbeit zu Grunde. Auf diese Weise 
käme man wieder zu dem gestaltlosen Gallert, in dem die Lehre des 
Autorrechts vor 25 Jahren war, und die ganze wissenschaftliche Be¬ 
herrschung des Gebietes wäre über Bord geworfen. Und wenn, wie 
oben dargelegt, die Engländer in der Sache Roseberry falsch entschieden 
haben, so ist das für uns um so weniger ein Grund, vom Richtigen 
abzugehen, als solche prinzipwidrigen autorrechtlichen Entscheidungen bei 
englischen Gerichten auch sonst nicht selten sind; denn das Autorrecht 
ist das Stiefkind des englischen Rechts. 

Ein weiteres Eingehen auf die von Grund aus verfehlten Versuche 
des Verfassers kann unterbleiben. Allerdings „alles fließt“, aber glück¬ 
licherweise fließt der Strom der Erkenntnis regelmäßig nicht rückwärts, 
sondern vorwärts. 

§ 16. 

I. Unsittliche Erzeugnisse der Literatur genießen keinen 
Schutz und können keinen Schutz genießen, denn die Rechts¬ 
ordnung kann niemandem eine ausschließliche Benutzungs¬ 
befugnis geben, wenn sie die Benutzungsbefugnis überhaupt 
abspricht. Es verhält sich hiermit anders als bei körperlichen 
Sachen, bei welchen, auch wenn man den unsittlichen Zweck 
abstreift, immer noch eine Wertsache übrig bleibt, während 
bei Autorrechtsgütern die Abstreifung des Inhalts zu gleicher 
Zeit das ganze Wesen abstreift und das Gut zu nichte macht. 
So auch ausdrücklich Ecuador a. 5, Kanada a. 5, so das eng¬ 
lische Recht, so auch die Rechtsähnlichkeit des Erfinderrechts. 

Vorausgesetzt ist, daß das Werk unsittlich ist; es ist 
ja möglich, daß nicht das ganze Werk, sondern bloß ein¬ 
zelne Teile der Unsittlichkeit dienen, in welchem Falle nur 
die unsittlichen Stücke des Autorschutzes entbehren; voraus¬ 
gesetzt, daß eine Ausscheidung möglich ist, so daß unter Ab¬ 
streifung dieser Teile immer noch ein autorrechtlicher Inhalt 
besteht. 

II. Da das Autorrecht in jedem Staate ein besonderes ist, 
so hat auch jeder Staat nach seiner Auffassung und Gesetz - 
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gebung zu urteilen, ob das autorrechtliche Erzeugnis als sitt¬ 
lich oder unsittlich zu betrachten ist. Daher kann möglicher¬ 
weise ein Werk oder ein Artikel in dem einen Staate geschützt 
sein, im anderen nicht; dies inbesondere, wenn der Artikel 
gegen Einrichtungen des einen Staates in strafbarer Weise 
gerichtet ist, so daß nur speziell dieser Staat die Angriffe als 
widerrechtlich empfindet und darum als verboten und sitten¬ 
widrig erklärt. Ist das Autorrecht bundesstaatlich, die Sitt¬ 
lichkeitsgesetzgebung einzelstaatlich, so ist die Unsittlichkeit 
bezüglich des einen Staats genügend, um dem Werk das 
bundesstaatliche Autorrecht zu entziehen 34 ). 

III. Wohl zu unterscheiden von dem Fall des unsittlichen 
Inhaltes ist der Fall, wenn der Inhalt ohne rechtliche Be¬ 
denken ist, jedoch die Benutzung dieses Inhalts mit dem 
Rechte eines anderen in Widerspruch tritt. Hier besteht 
das Autorrecht in vollem Maße; seine Ausübung ist allerdings 
davon abhängig, daß das Recht des anderen, das ihm im 
Wege ist, erlischt, oder daß jener andere den Zutritt zu seinem 
Recht insoweit erlaubt, als die Benutzung des neuen Werkes 
os verlangt. So, wenn jemand von dem Autor werk des an¬ 
deren eine Uebersetzung gemacht, so, wenn er einen Roman 
dramatisiert oder ein Drama in erzählende Form umgestaltet 
hat. Diese Tätigkeit an sich ist nicht widerrechtlich: es gibt 
keine widerrechtliche Uebersetzung oder Dramatisierung, son¬ 
dern widerrechtlich wäre nur die Benutzung dieses Erzeug¬ 
nisses, soweit sie in das Recht des Originalverfassers eingreift; 
weshalb, sobald der Originalverfasser die Einwilligung gibt, 
das Autorrecht vollständig zur Geltung kommt. Und wenn 
im folgenden von berechtigter und unberechtigter Ueber¬ 
setzung u. dgl. die Rede ist , so ist dies in solchem über¬ 
tragenen Sinne zu verstehen. 

Daher sind alle in den Rechten der Völker häufig vor- 

* 4 ) In verschiedener Art wird das Unsittliche gekennzeichnet; vgl. 
zu den S. 160 bezeichneten Gesetzen noch Peru a. 2, Portugal a. 593. 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 11 
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kommenden Passungen grundsätzlich verkehrt, welche einer 
berechtigten Uebersetzung den Autorschutz gewähren: eine 
jede Uebersetzung genießt als solche den Autorschutz; ob diese» 
Autorrecht im einzelnen Fall ausgeübt werden darf, ist eine 
andere Frage. 

IV. Daraus geht auch hervor, daß, wie bereits S. 140 be¬ 
tont wurde, der Originalverfasser ebensowenig die von einem 
anderen gefertigte Uebersetzung seines Werkes sich zum Ge¬ 
brauch anmaßen darf als der Uebersetzer das Werk des 
Originalverfassers. Das Verhältnis ist ähnlich wie zwischen 
dem Urerfinder und dem Verbesserungserfinder. 

V. Daraus geht ferner hervor, daß ein Dritter, der etwa 
eine Uebersetzung, eine Dramatisierung wiedergibt, sowohl 
in das Recht des Originalverfassers als in das des Bearbeiters 
eingreifen kann; ein Umstand, der in der Lehre von der 
Entschädigung näher zu behandeln ist. 

2. Autorwerk und rechtsgeschäftlicher Zweck ins¬ 
besondere. 

§ 17. 

I. Die künstlerische Wesenheit einer Schöpfung wird auf¬ 
gehoben durch ihren rechtsgeschäftlichen Zweck 35 ): 
Rechtsgeschäfte abschließen heißt, in das Rechtsleben eingreifen 
und die von der Rechtsordnung gegebenen Hebel der Rechts¬ 
gestaltung in Bewegung setzen, und das geschieht natür¬ 
lich nach ganz anderen als nach künstlerischen Rücksichten. 
Beim Rechtsgeschäft wie beim Vertrag handelt es sich darum, 

85 ) Diesen Grundsatz habe ich zuerst im Autorrecht S. 189 ff. dar¬ 
gelegt. Trotzdem hat das neue Autorgesetz in §§ 16 und 17 und in 
§ 1, Z. 1 wieder einfache kasuistische Zusammenstellungen gegeben, die 
ganz auf dem Boden der früheren wissenschaftswidrigen Behandlung 
stehen, wie wenn sich die Wissenschaft noch auf der Stufe Dambachs 
befände! 
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die Worte so zu fassen, daß sich daraus die Rechtsfolgen 
nach den Grundsätzen der Rechtsordnung ergeben. Das gilt 
in gleicher Weise von den Rechtsgeschäften des bürgerlichen 
wie des öffentlichen Lebens. 

II, Es gilt 1. namentlich auch von den Urteilen und 
Entscheidungen der Gerichte 36 ), von den Verfügungen 
der Verwaltungsbehörden; und wenn man verlangt, daß 
diese staatlichen Organe verständlich sprechen und ein ordent¬ 
liches Deutsch schreiben, so ist damit noch keine künst¬ 
lerische Gestaltung vorausgesetzt, sondern eine Benutzung der 
Sprache, die nicht ihrem Sinn und Zweck widerspricht, ebenso 
wie wenn jemand in der Konversation schön und fließend 
spricht. Vgl. § 16 AG. 

Dies bezieht sich nicht nur auf die Entscheidungen allein, 
sondern auch auf ihre Begründung; denn die Begründung 
hat nicht etwa den Zweck, auf die Seele des Lesers zu wirken 
und ihn zu überzeugen, sondern den Rechtsvorgang der Ent¬ 
scheidung nach gewissen Richtungen hin klarzulegen und der 
staatlichen Erklärung einen erläuternden Rückhalt zu geben; 
sie gehört mit zu den amtlichen, zum amtlichen Gebrauche 
hergestellten Schriften, § 16 AG. 37 ). 

Dasselbe gilt 2. von Gesetzen, Verordnungen und 
ihren öffentlichen Vorarbeiten, § 16 AG. Und wenn auch 
mitunter in früheren Zeiten Privilegien für Gesetze erteilt 
worden sind (oben S. 30 u. 56), so war dies mißbräuchlich, 
und solche Privilegien haben meistens nicht lange bestanden 38 ). 

se ) Manche Gesetze verwechseln mit der Frage der autorrechtlichen 
Freiheit der Entscheidungen vielfach die Rücksicht auf das Dienstgeheim¬ 
nis oder auf die Interessen des Beteiligten. So Spanien 1879, a. 16 ff., 
Ausf.-O. a. 12, Kolumbia, a. 56, Ecuador, a. 21 u. a. 

37 ) Aus denselben Gründen kann die Ausstattung von Papiergeld 
und Banknoten keinen Kunstwerk- oder Musterschutz genießen. 

38 ) Rechtsbestimmungen, welche dem Staat allein die Berechtigung 
gaben, Gesetze zu veröffentlichen, gehören zu den verunglücktesten Aus. 
gebürten; man vergleiche in dieser Hinsicht das alte Gesetz von Brasilien 
(oben S. 115), Mexiko a. 1166 und Nicaragua a. 763, wonach eine 
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3. Was vom Staate und seinen Behörden gilt, das gilt auch 
von sonstigen juristischen Personen des privaten wie des öffent¬ 
lichen Rechts; denn was hier den Körperschafts- oder Vereins¬ 
genossen Ordnungs halber an Befehlen und Ratschlägen zu¬ 
kommt, das kommt ihnen zu für amtliche oder vereinshafte 
Zwecke, z. B. die Amtssatzungen einer Universität oder die 
Anweisungen für Studierende, um den Lehrplan zweckmäßiger 
einzurichten. Auch hier handelt es sich um das Verhältnis 
der juristischen Personen zu ihren Mitgliedern, es handelt 
sich darum, daß dieses Verhältnis nach bestimmter Seite ge¬ 
regelt, fest bestimmt und in klarer Weise zur Nachachtung 
gegeben wird. Das Gleiche gilt aber auch von der Arbeits¬ 
ordnung eines Geschäftshauses. 

4. Es gehören hierher aber auch umgekehrt die Aeuße- 
rungen ihrer Einzelorgane und ihrer Mitglieder, worin 
sie ihre organschaftliche Tätigkeit gegenüber der juristischen 
Person ausüben; so namentlich auch die Reden in Vereins¬ 
versammlungen, und zwar nicht nur, sofern hiermit An¬ 
träge gestellt, sondern auch sofern die den Anträgen ent¬ 
sprechenden Gründe angegeben werden. Zwar kommt es oft 
vor, daß hierbei zugleich auf die Seele der Anderen gewirkt 
und diese zu einer ähnlichen Entscheidung bestimmt werden 
sollen; allein dieser Zweck ordnet sich dem Hauptzweck unter, 


Sammlung von Gesetzen nur mit Erlaubnis des Staates veröffentlicht 
werden dürfe! Vgl. auch Ungarn a. 10, Spanien a. 28. In älterer Zeit 
gab es manche derartige Bestimmungen; so war es nach einem Pariser 
Parlamentsbeschluß vom 30. Juni 1729 verboten, Parlamentsurteile ohne 
Gerichtserlaubnis zu veröffentlichen, Denisart, Collect, de decisions 
v. Imprimeries Nr. 5. Aebnliche weitere Verbote hier Nr. 6 f. Ebenso 
untersagte eine Frankfurter Verordnung vom 3. Febr. 1766 (Beyer bach, 
Sammlung Frankf. Verordnungen III, S. 637) den Nachdruck der Stadt¬ 
verordnungen. Von neuen Gesetzen erlauben einige den Gesetzesabdruck 
ausdrücklich, so Deutschland § 16, Portugal a. 571, Bolivia 
a. 2, Kolumbia a. 54. Schweiz a. 11, Z. 2, Niederlande (als 
Regel) a. 4, Transvaal (ebenso) a. 4, Norwegen a. 8, Dänemark 
a. 8, Italien a. 11. 
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den gestellten Antrag zu erläutern und in seiner Tragweite 
zu bestimmen. 

Dasselbe muß namentlich von den Aeußerungen staatlicher 
Organe gelten, vor allem auch von der Tätigkeit der Par¬ 
lamentsmitglieder, welche die Aufgabe haben, Anträge zu 
stellen und auf Anträge anderer zu erwidern, namentlich auch, 
den Anträgen der Regierung gegenüber, sich in zustimmender 
oder ablehnender Weise zu verhalten. Auch bei ihnen gilt der 
obige Grundsatz: wenn hierbei die Erklärungen ausführlich 
begründet werden und wenn hierbei die seelischen Einflüsse 
eine bedeutende Rolle spielen, so tritt dies hinter dem Haupt¬ 
zweck, nämlich der Erfüllung der staatlichen Aufgabe, zurück, 
§ 17, Z. 2 AG. 

Aber auch 5. wenn ein Staatsmitglied zum Zwecke der 
Lenkung der Wahlbevölkerung spricht, so ist dies eine 
Rechtserklärung insofern, als er mit seinem Programm sich 
zum voraus einer gewissen, wenn auch nur moralischen Pflicht, 
unterwirft, die Interessen des Volkes nach bestimmten Rich¬ 
tungen hin zu vertreten. Auch hier ist zwar die seelische 
Einwirkung im höchsten Grade bedeutsam, aber auch hier tritt 
sie rechtlich zurück hinter der Festlegung der Aufgabe, die 
der künftige Abgeordnete übernimmt; und wenn es auch un¬ 
richtig ist, von Mandat und Auftraggeber zu sprechen, wenn 
der Abgeordnete auch verpflichtet ist, stets nach seiner Ueber- 
zeugung, nicht nach erteilten Anweisungen zu handeln 
und das Wohl des ganzen Volkes, nicht bloß seines Kreises 
zur Richtschnur zu nehmen, so verneint dies doch nicht die 
moralische Verpflichtung, die daraus hervorgeht, daß er auf 
solche Weise ein Vertrauen erweckt und dabei in den Wählern 
einer gewissen Richtung die Erwartung hervorgerufen hat, daß 
ihre Anschauungen in bestimmter Weise vertreten werden. 

Natürlich gehört hierher auch die an die Wahlrede sich 
knüpfende politische Erörterung. 

Wahlen sind hier im allgemeinsten Sinne zu verstehen. 
Es kommen alle öffentlichen Wahlen, nicht etwa bloß die 
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parlamentarischen Wahlen, in Betracht. Vergleiche § 17, 
Z. 1 AG. 

Anders wäre es natürlich, wenn jemand, ohne unmittel¬ 
bare Wahlzwecke, etwa um die Bevölkerung zu belehren, 
um ihren politischen Verstand zu schärfen oder ihre wirtschaft¬ 
lichen Kenntnisse zu erweitern, Vorträge hielte, welche mit 
in das Bereich der Politik fielen: dann würde nichtsdesto¬ 
weniger die Rede als eine künstlerische zu betrachten sein 
und darum dem Autorschutz unterstehen. Und dasselbe gilt 
von belehrenden Vorträgen, die ein Verein veranstaltet. 

Wird ein Vortrag, der in öffentlicher Versammlung gehalten 
wurde, später zu belehrenden Zwecken wiederholt, dann ist 
der Abdruck gestattet, auch wenn er nach dieser Wieder¬ 
holung gemacht wird. Anders natürlich, wenn es sich nicht 
um eine Wiederholung, sondern nur um einen neuen Vortrag 
mit ähnlichem Gedankeninhalte handelt 39 ). 

6. Aber auch sonstige Rechtsbetätigungen des Privat- und 
öffentlichen Lebens sind dem Autorrecht entzogen: 

a) Verträge, Gründungsurkunden aller Art; 

b) Erklärungen vor Gerichten, Verwaltungsbe¬ 
hörden, Organen der freiwilligen Gerichtsbarkeit: 
auch diese sind rechtsgeschäftliche Erklärungen, nicht nur, 
soweit Anträge gestellt, Tatsachen vorgetragen werden, son¬ 
dern auch sofern eine tatsächliche oder rechtliche Beleuchtung 
der Sache erfolgt; denn so hoch auch die gerichtliche Bered¬ 
samkeit zu stellen ist, so muß sie doch rechtlich hinter dem 
Hauptzweck zurücktreten, die prozessualischen Rechtshand¬ 
lungen zu erläutern und zu bestimmen, § 17, Z. 2 AG. 

Daher sind Prozeßschriften, Eingaben an die Be¬ 
hörden des Autorschutzes nicht teilhaftig: sie sind zwar Schriften, 
aber keine Schriftwerke; während es sich mit eingereichten 
Gutachten anders verhält, da diese zunächst eine künstlerische 
Gestaltung der in ihnen enthaltenen Gedankenwelt und nur 


89 ) RGr. 28. Nov. 1902, Jurist. Wochenschr. XXXII, S. 148. 
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mittelbar einen Einfluß auf den Geist des Richters erstreben* 
Patentbeschreibungen, welche bei der Anmeldung mit 
eingereicht werden, sind gleichfalls des Autorschutzes bar. 
Bei diesen gilt noch der besondere Grund, daß ein Autor* 
schütz dem ganzen Zweck der Einrichtung widerspräche; denn, 
was man will, ist eine möglichste Veröffentlichung des in 
ihnen enthaltenen Inhaltes, und zwar eine Veröffentlichung 
ohne Vermittlung des Buchhandels: dies enthält eine förm¬ 
liche Einladung, ihren Inhalt anderen auch durch den Druck 
kundzugeben. Völlig verkehrt ist die bisherige deutsche 
Rechtsprechung, die sich noch nicht entwöhnt hat, auf den 
Spuren Dambachs zu wandeln 40 )* 


§ 18. 

I. Jede Kasuistik ist von Uebel: sie führt dazu, daß man 
das Gewicht auf Nebensachen legt und den Kern der Be¬ 
stimmung verkennt. 

So ist es auch im Autorgesetz geschehen. Die Bestim¬ 
mung des § 16 AG. über die Freiheit der zum amtlichen 
Gebrauch hergestellten amtlichen Schriften hat zu 
Irrtümern geführt. Natürlich ist nicht alles, was mit der 
Staatsleitung zusammenhängt, staatliche Willensäußerung, ins¬ 
besondere wird ein Schriftwerk nicht dadurch in die rechts¬ 
geschäftliche Tätigkeit des Staates aufgenommen, daß der 
Staat es ermächtigt, seinen Gebrauch empfiehlt oder gar vor¬ 
schreibt. 

II. Daher ist keine staatliche Rechtsäußerung der Inhalt 
1. der Gebetbücher, auch wenn sie von einer öffentlichen 

40 ) ROHG. XXV, S. 75 f., RG. 12. Febr. 1895, Bl. f. Patwesen I, 
S. 198 f. (Entsch. Strafs. XXVII, S, 21). Meine Ausführungen in dieser 
Beziehung (Autorrecht S. 189) werden kräftig unterstützt von Damme 
in Gruchot Z. 46, S. 601 ff. Eine ausdrückliche, gegenteilige Bestimmung 
hat das Österreich. Patentgesetz § 57, Abs. 4 (Schutz während 5 Jahren, 
bezw. bis zur Patenterteilung). 


Digitized by Google 



168 


I. Buch. Autorrecht als Immaterialgüterrecht. 


Kirchenbehörde zum Gebrauch bei dem Gottesdienst bestimmt 
und daraufhin beim Gottesdienst wirklich gebraucht werden; 
2. der Inhalt der Schulbücher: sie verlieren ihre Wesenheit 
als Autorwerke auch dann nicht, wenn sie vom Staate an¬ 
erkannt, auch dann nicht, wenn sie von der Regierung ein¬ 
geführt sind; sie sind auch dann Autorschöpfungen, wenn sie 
von der Unterrichtsverwaltung veranlaßt und in ihrem Auf¬ 
träge veröffentlicht werden: sie stehen im vollen Autorrecht 
des Verfassers oder, wenn dieser namens des Staates gehan¬ 
delt hat, des Staates. 

Auch wenn wir uns an die Worte des Gesetzes halten, 
so ist zu sagen: bei Schulbüchern handelt es sich nicht um 
einen amtlichen Gebrauch, auch wenn sie amtlich eingeführt 
sind: der Unterricht ist nicht etwa ein Handeln des Staates, 
er ist, auch wenn er in staatlichen Anstalten gegeben wird, 
eine Tätigkeit einzelner, welche vom Staate nur beaufsichtigt, 
gefördert und unterstützt werden; dies gilt vom höheren Unter¬ 
richt wie vom Unterricht in niederen Schulen. Die Tätigkeit 
der Lehrer steht in keinem Aehnlichkeitsverhältnis zu der 
Tätigkeit eines Richters oder Verwaltungsbeamten. Etwas 
anderes ist es, wenn eine Lehrbehörde eine Disziplinarentschei- 
dung trifft oder eine Ordnung für Studierende erläßt: hier 
handelt es sich, wie S. 164 bemerkt, um das Amtsordnungs¬ 
verhältnis einer Gesamtheit zu den Anstaltsgenossen; hier ist 
die Anstalt als Anstalt, als Staatseinrichtung tätig: sie behandelt 
und regelt den Rechtszustand. Wenn dagegen ein Lehrer 
Kunst oder Wissenschaft lehrt und dabei aus seiner Erfah¬ 
rung und aus seinem Wissen heraus die Kenntnisse der Schüler 
zu begründen und zu fördern sucht, so ist dies etwas Eigen¬ 
persönliches und geht nicht in den Kreis der Staatstätigkeit 
ein: stets ist es der Lehrer, der lehrt, nicht der Staat, wäh¬ 
rend beim Gerichte nicht der Richter, sondern der Staat 
urteilt. Daraus ergibt sich von selber, daß ein Buch für den 
Unterricht niemals ein Buch für amtliche Zwecke ist, auch 
wenn es vom Staate empfohlen oder eingeführt wird. 
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So ist natürlich auch 3. die Predigt eine persönliche Aeuße- 
rung und sie bleibt das Recht des Predigers auch wenn dieser 
öffentlich angestellt ist, § 1, Z. 1 AG. 41 ). 

§ 19. 

I. Was dem Autorrecht wegen seines rechtsgeschäft¬ 
lichen Wesens entzogen ist, ist ihm entzogen, sei es, daß 
es sich um eine Einzelveröffentlichung, sei es, daß es 
sich um die Yeröffentlichung einer ganzen Sammlung 
handelt. An der Sammlung als solcher kann natürlich ein 
Autorrecht bestehen, sofern die Art der Zusammenstellung 
und die Auswahl Takt und Einsicht verlangt; allein solches 
ist ein Recht zu Gunsten des Sammlers, und es ergreift nur 
die Sammlung als solche, nicht die einzelnen Stücke. 

II. Von dem obigen Satze gibt es unberechtigte, sach- 
widrige, wirkliche oder scheinbare Ausnahmen: 

1. Sach widrig ist die Ausnahme, daß es nicht gestattet 
sei, Reden desselben Redners, welche auf solche Weise 
frei sind, zu einer Sammlung zu vereinigen (§ 17 AG.); diese 
Beschränkung ist durch keinen genügenden Grund gerecht¬ 
fertigt (auch nicht vom Gesichtspunkte des Persönlichkeits¬ 
rechtes aus 42 ). Die Freiheit der Rede ist nicht relativ, sondern 
absolut; sie beruht nicht auf Rücksichten auf die Art der 
Wiedergabe: maßgebend ist Zweck und Art der Gedanken¬ 
äußerung. 

Leider finden sich solche sachwidrige Bestimmungen in manchen 
Staaten, so in Belgien a. 10, in Luxemburg a. 10, in Portugal 
a. 572, ebenso in amerikanischen Ländern, so in Bolivia a. 3, Ecua¬ 
dor a. 25, Guatemala a. 3, Mexiko a. 1135, Nicaragua a. 732, 
Costarica a. 15; ja, in Spanien a. 11 dürfen die Parlamentsreden 

41 ) Vgl. auch Appellhof Lyon 17. Juli 1845, Dalloz 45, II, p. 128. 
Hier verlangt man in Frankreich auch keine Niederlegung. 

42 ) Sie hängt mit der Prinziplosigkeit zusammen, mit der die ganze 
Lehre früher betrieben wurde, wonach die ganze Gesetzgebung ein 
empirisches Tasten aufweist, das rechts und links in die Irre führt. 
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nur im offiziellen Diario oder in politischen Zeitungen veröffentlicht 
werden; ähnlich Venezuela a. 14 u. 15, Italien a. 2. 

2. Nach a. 17, Z. 1 AG. will es scheinen, als ob Reden, 
welche Bestandteile einer öffentlichen Verhandlung bilden, ab¬ 
gesehen von den Reden bei Gericht, bei politischen, kommunalen 
und kirchlichen Vertretungen (§ 17, Z. 2 AG.), überhaupt nur 
in Zeitungen oder Zeitschriften 43 ) veröffentlicht werden 
dürften. Doch liegt hier nur eine Ungenauigkeit der Sprech¬ 
weise vor; denn es wäre gewiß höchst seltsam, wenn jemand 
nicht auch eine Reihe von öffentlichen Verhandlungen mit den 
entsprechenden Reden in einem Buche wiedergeben könnte: 
man denke z. B. an die Reden, die anläßlich der Reform eines 
Gesetzes in verschiedenen dem Volke zugänglichen Versamm¬ 
lungen gehalten worden sind. § 17, Z. 1 deckt sich vielmehr 
mit der Fassung von Z. 2: verboten ist die Ausgabe in Samm¬ 
lungen der Reden eines einzelnen Redners. Die besondere 
Ausdrucksweise des Gesetzes läßt sich damit erklären, daß 
solche Reden und Vorträge regelmäßig nur in Zeitungen und 
Zeitschriften wiedergegeben werden, so daß die Gesetzessprache 
keinen Grund hatte, über diese Fälle hinauszugehen. 

43 ) Ueber den Begriff von Zeitschriften und Zeitungen ist später 
(S. 192 und 277 f.) zu handeln. 
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II. Abschnitt. 

Inhalt des Autorrechts. 

1. Allgemeines. 

§ 20 . 

I. Nicht jede Benutzung des im Autorrecht liegenden 
immateriellen Gutes ist dem Autor Vorbehalten: ein solcher 
Vorbehalt würde die menschlichen Verhältnisse knechten und 
die Freiheit der Persönlichkeit zerstören. Wer ein Gedicht 
geschaffen hat, kann nicht verlangen, daß kein anderer es für 
sich denkt und für sich aufsagt; und wer eine bestimmte Art 
der Gedankenverbindung gefunden, kann niemandem verwehren, 
diese Gedanken in der gleichen Fassung und in derselben 
sprachlichen Form wieder zu denken. Ein Autorschutz in 
dieser Richtung wäre eine Ungeheuerlichkeit; er würde schon 
mit dem Satze in Widerspruch stehen, daß Gedanken zollfrei 
sind und niemals bestraft werden können. 

Auch eine private Benutzung des immateriellen Gutes 
in irgend einer sonstigen Weise kann nicht verwehrt werden. 
Man kann jemandem nicht verbieten, ein Schriftwerk für sich 
abzuschreiben, sofern das Abschreiben eben nur eigenpersönliche 
Zwecke haben soll. Auch hier liegt der Grund darin, daß das 
menschliche Leben seine Freiheit haben will und daß Ge¬ 
danken und Gedankenverbindungen dem Menschen ebenso¬ 
wenig entzogen werden sollen, wie Luft und Licht, § 15 AG. 

II. Vorbehalten ist daher nur ein bestimmter, der Ge- 
werblichkeit angehöriger und dadurch über das pri- 
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vate Leben hinausragender Gebrauch. Ein solcher 
Gebrauch kann erfolgen durch Festlegung und Verbrei¬ 
tung auf der einen und durch Aufführung und Vor¬ 
lesung auf der anderen Seite. Die Aufführung ist etwas sehr 
Bedeutsames bei Tonwerken und bei denjenigen Schriftwerken, 
welche eine Bühnenwesenheit haben, d. h. darauf abzielen, 
daß eine Personifikation stattfindet und jemand in fremder 
Rolle, als fremde Person handelnd, etwas tut und spricht. 
Nach diesen Richtungen ist eine ausschließliche Autorbefugnis 
möglich. 

III. Der Autorschutz hat sich, wie aus dem früheren (S. 32 f.) 
hervorgeht, nur sehr langsam entwickelt. Als Autorverletzung 
kannte man früher nur den sogen. Nachdruck, d. h. die Wieder¬ 
gabe des Schriftwerkes durch die Mittel der Preßvervielfältigung 
und die Verbreitung dieser Erzeugnisse. Erst allmählich hat 
man auch ein Aufführungsrecht gegeben, und dies nur lang¬ 
sam und schwankend. Man hat es zuerst davon abhängig 
gemacht, daß das Schrift- oder Tonwerk noch nicht vorher 
durch Drucklegung und Vervielfältigung verbreitet war. Das 
ist aber ein sehr schlimmes System, welches wesentlich dazu 
beigetragen hat, daß viele Werke uns verloren gegangen sind: 
der Urheber wird in diesem Falle ein großes Interesse haben, 
sein Werk nicht drucken zu lassen, sondern bloß handschrift¬ 
lich zu verbreiten, um sich auf solche Weise das Aufführungs¬ 
recht zu wahren. Noch das alte Autorgesetz wollte, daß bei 
bloß musikalischen, d. h. bei nicht dramatisch-musikalischen 
Werken das Aufführungsrecht frei sei, sobald ein solches 
Werk veröffentlicht und das Aufführungsrecht nicht Vorbehalten 
war. Auf diese Weise kam es, daß insbesondere die Lied¬ 
musik gänzlich vogelfrei war, wenn der Tonmeister nicht vorzog, 
das Lied ungedruckt zu lassen, oder einen Vorbehalt machte, 
um sich auf diese Weise das Aufführungsrecht zu wahren. 
Die Notwendigkeit eines solchen Vorbehalts aber ist in 
unserem Gesetz weggefallen-, folgerichtig sollte man annehmen, 


Digitized by 


Google 



Inhalt. § 20. Allgemeines, Aufführung, Schrift. 173 

daß auch das öffentliche Yorlesen eines Werkes dem Ver¬ 
fasser allein gestattet sei, also das „Rezitieren a eines Gedichtes 
ebenso, wie das Singen eines Liedes. Das ist aber bei uns 
nicht der Fall; § 11 AG.: das Vorlesen ist frei, sobald das 
Werk erschienen ist. 

IV. Denkbar ist eine Aufführung auch bei Werken 
der bildenden Kunst, so bei Kinematogrammen, so bei 
Licht- und Schattenbildern, die man an dem Auge des Zu¬ 
schauers hin und her gleiten läßt, so bei elektrischen Bildern u. a. 
Inwiefern hier ein Schutz gewährt ist, gehört dem Kunstwerk¬ 
recht an: auch wenn diese Bilder eine Art dramatischen Wir¬ 
kens ausmachen, handelt es sich nicht um ein Personen-, son¬ 
dern um ein Sachdrama, das lediglich durch Mittel der Bildnis¬ 
kunst wirkt und daher, wenn es überhaupt schützenswert ist, 
dem Kunstschutz angehört 1 ). 

V. Die Festlegung geschieht hauptsächlich 1. durch die Sinn¬ 
bildlichkeit der Schrift. Die Schrift ist sinnbildlich, und zwar 
entweder unmittelbar sinnbildlich als Zeichenschrift, in 
welchem Falle sie sich ohne Vermittlung des Sprachlautes auf 
den Sprachbegriff bezieht: hier ist die Schrift vom Sprachlaut 
unabhängig; sie könnte von jedem verstanden werden, der 
sie kennt, auch wenn er in anderen Sprachlauten spricht als 
der Schreibende. Unmittelbar sinnbildlich ist in dieser Be¬ 
ziehung bei uns die Notenschrift, die die Notenwerte wieder¬ 
gibt ohne Rücksicht auf die sprachliche Bezeichnungsweise 2 ); 
unmittelbar ist ebenso die Zahlenangabe durch Zahlzeichen. 

*) Arch. f. ziv. Prax. 85, S. 375 f. Hier auch über den Trocaderolift 
und den Fall Piglheim. Daß die Kinematographdarstellung keine 
dramatische (im Sinne der Gesetze) ist, darüber vgl. Appellhof Pau 
18. November 1904, Droit d’auteur XVIII, p. 76, und Seinetrib. 10. Febr. 
1905> Ann. de droit comm. XIX, p. 148. Eine andere Frage ist es natürlich, 
ob nicht in der Kinematographdarstellung eine verbotene Nachahmung 
eines wirklich dramatischen Werkes liegen kann; davon S. 175, 184. 

2 ) Ob die gebräuchliche Notenschrift oder irgend eine in gewissen 
Eireisen vorkommende sonstige Notierung gewählt wird, kommt nicht 
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Mittelbar sinnbildlich aber ist die Lautschrift, denn als 
solche legt sie zunächst den Sprachlaut und erst mittelbar 
durch den Sprachlaut den Gedanken fest. 

Auch das Gebärdenspiel und die tanzmäßige Auf¬ 
führung kann durch bestimmte sinnbildliche Zeichen 
zur Darstellung gebracht werden. 

Dies alles ist wichtig, weil eine solche Bezeichnung die 
Möglichkeit bietet, ein Werk wiederzugeben, d. h. den Ideen¬ 
gehalt in jeder Person, welche die Sinnbildlichkeit kennt, zu 
erwecken; wodurch das Bestreben, einen Gedankengehalt in 
weitere Kreise zu tragen, außerordentlich erleichtert wird. 

2. Aber auch eine Festlegung ohne Sinnbildlichkeit 
ist möglich: sie erfolgt durch den Selbstsprecher (Phono¬ 
graphen). Handelt es sich um Sprachdarstellungen, so ist die 
Festlegung durch den Selbstsprecher eine unmittelbare Fest¬ 
legung des Sprachsinnbildes, so daß dieses nicht mehr durch 
die Schrift vermittelt wird und daher das Werk auch einem, 
der die Sprache, aber nicht die Schrift kennt, verständlich 
wird 5 ); während bei der Tondarstellung durch den Selbst¬ 
sprecher jede Sinnbildlichkeit wegfällt: die unmittelbar wir¬ 
kende Musik wird unmittelbar wiedergegeben! Ebendahin 
gehört auch die Tondarstellung durch das Mignonklavier 
u. ähnl. 4 ). 

VI. Vortrag und Aufführung können durch mensch¬ 
in Betracht, RG. 17. Mai 1904 (Strafs.), Jurist. Wochenschrift XXXIII, 
S. 480. 

3 ) Im Jahre 1880 sagte ich (Autorrecht S. 232): „es ist ebenso, wie 
wenn jemand etwa einen Automaten herstellen und verkaufen würde, 
welcher nur aufgezogen zu werden brauchte, um ein bestimmtes Ge¬ 
dicht zu rezitieren“. Um dieselbe Zeit wurde der Selbstsprecher er¬ 
funden. 

4 ) Natürlich handelt es sich hier nicht um die oben (S. 136 f.) be¬ 
handelte Frage, inwiefern es statthaft ist, auf solche Weise das Eigen¬ 
spiel eines Sängers oder Klavierspielers wiederzugeben, sondern um die 
andere Frage, inwiefern die Festlegung und Wiedergabe eines Ton¬ 
werkes auf solche Weise erfolgen kann. 
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liehe Betätigung erfolgen, sie können auch erfolgen durch 
das Spiel mechanischer Kräfte, welche Worte und Töne wieder¬ 
geben, also durch Selbstsprecher, Mignonklavier u. s. w. Auch 
kann ein dramatischer Pantomimus durch den Kinematographen 
zur aufführenden Wiedergabe gebracht werden, vgl. S. 173 y 
184. Möglich ist es ferner, die einmalige Wiedergabe durch 
mechanische Mittel zu vervielfältigen, indem die Töne durch 
Fernsprecher fortgepflanzt werden. 

VII. Die Gesamtheit dieser das Werk gewerblich unter 
das Volk bringenden Tätigkeiten heißt in der Gesetzessprache 
„ V eröffentlichen u . 


2. Inhalt im einzelnen. 

a) Veröffentlichung durch Festlegungsexemplare. 

§ 21 . 

1. Vorbehalten kann also sein die Herstellung und Ver¬ 
breitung von Festlegungsexemplaren, sowie der Vor¬ 
trag und die Aufführung, alles dieses, sofern es über das- 
Bereich des häuslichen Lebens hinausgeht, § 11 AG. 

H. 1. Vorbehalten ist die Herstellung von Festlegungs¬ 
exemplaren zu gewerblichen Zwecken; man nennt solche 
Herstellung auch Vervielfältigung. 

2. Vorbehalten ist daher die Vervielfältigung, und zwar 

a) ohne Rücksicht auf die Technik, daher auch 
durch Abschreiben, Lithographieren, auch durch den Selbst¬ 
sprecher u. a. 8 ); 

b) ohne Rücksicht auf die Zahl der Exemplare r 


5 ) Ueber das Lithographieren von Vorlesungen vgl. Seinetrib. 17. März^ 
1905, Droit d’auteur XVIII, p. 99. Rückständig Ungarn a. 1: Ver¬ 
vielfältigung im Maschinenweg, das Abschreiben nur, wenn es dea 
Maschinenbetrieb ersetzt, a, 5. 
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daher auch die Herstellung einer einzelnen Abschrift, 

§ iS 6 ). 

Dies ist insbesondere für die Notenschrift wichtig 7 ). 
Vielfach steht das Notenschreiben noch in Wettbewerb mit 
dem teuren und umständlichen Notendruck; namentlich werden 
die Partituren oftmals gar nicht gedruckt, sondern nur ge¬ 
schrieben und von dem Tonmeister oder seinen Geschäftsleuten 
vermietet. Dieses ist nicht nur eine Folge der Kostspieligkeit 
der Herstellung, sondern eine Vorsichtsmaßregel, die nament¬ 
lich da von Bedeutung ist, wo das musikalische Autorrecht 
nur mangelhaften Schutz genießt. Wäre beispielsweise die 
Partitur des Parsifal nicht veröffentlicht worden, so wäre die 
Aufführung in New York kaum möglich gewesen (vgl. oben 
S. 124). Bei dem Vermieten können auch besondere Vor¬ 
kehrungen getroffen, es kann eine Strafe für jeden Mißbrauch 
oder jede Förderung des Mißbrauchs bestimmt und dadurch 
die Möglichkeit der Aufführung in einem autorrechtslosen 
Lande auf ein Mindestmaß beschränkt werden 8 ). 

3. Vorbehalten ist aber nur die Vervielfältigung zu 
gewerblichem Zwecke, zur gewerblichen Verbreitung. 

6 ) Mit dieser Bestimmung des Gesetzes ist eine Frage gelöst, in 
der ich in scharfem Streite mit dem Reichsgericht lag. Das Reichs¬ 
gericht nahm an, daß eine einmalige Abschrift zur Autorverletzung nie¬ 
mals genüge. Vgl. die Strafurteile vom 25. März, 16. Dezember 1886, 
13. Juli 1887 und sodann das zivilrechtliche Urteil vom 1. Februar 
1888, Entsch. in Zivilsachen XX, S. 100 (Seuffert 43, Nr. 291). Vgl. 
darüber meine Abhandlung in Büschs Archiv Bd. 47 S. 361 f. und Arch. 
f. Zivilist. Praxis Bd. 85, S. 417 f. 

7 ) Auch für das Abschreiben von Kollegheften; vgl. die Entsch. 
des Wiener Gerichts vom 10. April 1904, Droit d’auteur XVII, p. 133. 

8 ) Ueber das Abschreiben der Partituren vgl. auch Trib. Florenz 
21. April 1894 und Sevilla 7. Dezember 1898, Droit d’auteur VII, p. 74, 
XII, p. 17. Gewöhnlich wird die Partitur nur unter der Bedingung 
verliehen oder zur Abschrift zugelassen, daß gegen die Verleihung an 
Dritte Sicherheit gegeben wird. Dies hat allerdings bezüglich der 
Handlungen Dritter keine Wirkung, es erzeugt aber schuldrechtliche Ver¬ 
bindlichkeiten, die einen tatsächlichen Schutz gewähren. 
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Verbreitung ist aber: 

a) der Verkauf oder das sonstige Inverkehrbringen, 
einschließlich der Verschenkung, denn auch die Schenkung 
kann gewerblich sein, sofern sie über das Eigenpersönliche 
hinausgeht und eine Bekanntmachung des Werkes in weiteren 
Kreisen erstrebt 9 ); 

b) das Vermieten, d. h. die Gebrauchsüberlassung gegen 
Entgelt, wogegen die unentgeltliche Gebrauchsüberlassung 
(Verleihung) nicht als gewerblich gilt 10 ); 

c) der Gebrauch bei der gewerblichen Auffüh¬ 
rung, aber auch bei der Aufführung in Privatkreisen, 
sofern sie gegen Entgelt stattfindet. Das Abschreiben von 
Noten für solche Zwecke ist daher untersagt 11 ). 

4. Vorbehalten ist die Vervielfältigung zu gewerblichen 
Zwecken, auch wenn der gewerbliche Zweck außerhalb 
des Gebietes des Autorschutzes erzielt werden soll, also 
auch die Vervielfältigung zur Verbreitung im Ausland, die 
Vervielfältigung zur Verbreitung nach Ablauf der Schutz¬ 
frist 12 ). 


9 ) Man denke an die tausendfältigen Schenkungen, die man täglich 
zu Eeklamezwecken erhält: sie sind natürlich trotz des Reklamezweckes 
Schenkungen, wenn sie auch nach Rechtsähnlichkeit des § 534 B.G.B. 
dem Widerruf entzogen sind. 

10 ) So § 11: ein Fehler des Gesetzes, der aufs engste auszulegen 
und daher nicht auf entgeltliche Gebrauchsüberlassung auszudehnen ist; 
dies ist namentlich bei den Partituren von der größten praktischen Be¬ 
deutung: es wäre schlimm, wenn der Inhaber einer Partitur sie un¬ 
gestraft vermieten durfte. Verleihen aber ist nach dem hier allein maß¬ 
gebenden Sinn des B.G,B. nur die unentgeltliche Gebrauchsüberlassung, 
§ 598 B.G.B. Ueber das Verleihen in Schulen vgl. Piola-Caselli, 
Diritti d’aut. XXV, p. 5. 

n ) Arch. f. ziv. Prax. 85, S. 441. Unrichtig die französische Praxis, 
welche die Herstellung von Abschriften für die Öffentliche Aufführung 
gestattet, Kass.-Hof 25. Juni 1893, Sirey 93, I, p. 368. 

11 ) Vgl. RG. 1. Oktober 1883, Entsch. Strafs. IX, S. 111; RG« 
12. Februar 1895, Entsch. Strafs. XXVII, S. 27, 16. Oktober 1902 
(Musterrechtssache), Jurist. Wochensch. XXXII, S. 144. 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 12 
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5. Im Gegensatz zum gewerblichen Zweck steht der 
Zweck des persönlichen Gebrauchs. Persönlich ist 
aber der Gebrauch a) wenn er dazu bestimmt ist, das Werk 
der eigenen Persönlichkeit nahe zu legen und ihrem 
Geiste einzuprägen; persönlich ist b) der Gebrauch im häus¬ 
lichen oder vertraut freundschaftlichen Kreise, und 
zwar gilt dies in vollem Umfange; in beiden Fällen auch dann, 
wenn der Gebrauch stattfindet zum Zweck der Uebung, z. B. 
zum Solfeggieren oder zum Einüben der Sprache u. a., 
§ 15 AG.; auch eine Notenabschrift zum häuslichen Studium 
gehört hierher, sofern nachträglich das öffentliche Spiel ohne 
Noten oder nach erlaubten Noten stattfindet: der § 15 letzt. 
Abs. AG. steht nicht entgegen, denn der hier gemeinte Zweck 
ist der unmittelbare; das Einstudieren selbst aber, welches 
den unmittelbaren Zweck bildet, gewährt keine Einnahme. 

III. Vorbehalten ist aber ferner der gewerbliche Ge¬ 
brauch von Festlegungsexemplaren, die gewerbliche 
Verbreitung. Dieser Vorbehalt scheint sich schon aus 
dem ersten Vorbehalte zu ergeben: denn wenn die Fest¬ 
legungsexemplare nicht zum gewerblichen Gebrauch herge¬ 
stellt werden dürfen, so dürfen ja von selbst die Voraus¬ 
setzungen des gewerblichen Gebrauchs nicht geschaffen werden, 
mithin scheint hierdurch der gewerbliche Gebrauch von selbst 
ausgeschlossen zu sein. Allein dies genügt nicht; denn einmal 
ist die Verbreitung eine neue, von der Herstellung sich selb¬ 
ständig ablösende Tätigkeit; sodann kann die Verbreitung un¬ 
befugt sein, auch wenn die Herstellung befugt war, dies dann, 

1. wenn die Herstellung in einem anderen Lande erfolgte, 
dessen Gesetz die Herstellung erlaubt 13 ); 

,s ) Vgl. Appellhof Paris 18. Juni 1898, Droit (Fauteur XI, p. 115, 
117 und in Zeitschr. Gew.Rechtssch. VI, S. 212; Antwerpen 24. Juni 
1898, Droit d’auteur XI, p. 104. Unrichtig hat der franz. Kass.-Hof 
entschieden, daß, wenn ein Werk in Italien nach 40 Jahren gegen 
Prozentzahlung von einem Dritten gedruckt, es auch in Frankreich ver¬ 
breitet werden dürfe. Ueber die Berner Konvention vgl. später. 
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2. wenn die Herstellung nicht zum Verbreitungszweck 
erfolgt ist, sondern zum Privatgebrauch, und das Hergestellte 
nachträglich verbreitet wird; so z. B, wenn jemand die zu 
Studienzwecken hergestellten Kollegienhefte nachträglich in 
Verkehr bringt 14 ); dahin gehört auch die Verbreitung von als 
Manuskript gedruckten Werken 15 ), auch die Verbreitung von 
Konzertprogrammen, welche Gedichte enthalten und darum 
nur für Konzertzwecke verwendet werden dürfen, § 20 AG. 16 ); 

3. wenn der Verfasser das Exemplar selbst hergestellt hat 
und es ihm abhanden gekommen ist; oder wenn er es nach¬ 
träglich dem Untergang bestimmt, z. B. makuliert hat, und es 
jemand in seine Gewalt erhält und verbreitet. 

4. Von IH 1—3 ist eine Ausnahme zu machen, wenn ein¬ 
zelne Exemplare für Bibliotheken oder Sammler aus rein 
literar- oder kulturgeschichtlichem Interesse aufgesucht und 
an sie geliefert werden 17 ). 

IV. Verbreitung ist (vgl. S. 177) 1. das Inverkehr¬ 
bringen, sei es das erste, sei es das weitere Inverkehrbringen. 
Ein Inverkehrbringen liegt aber, wie im Patentrecht 

a) in der Uebertragung eines dinglichen Hechtes 
an der Festlegungsschrift, welches dem Erwerber eine Be¬ 
nutzungsbefugnis gewährt, die er vorher nicht hatte; dieses 
kann Eigentum oder Nutzungsrecht sein, auch Pfandrecht, 
sofern es dem Pfandgläubiger entweder die Benutzung oder 
das Recht der Veräußerung gewährt; während eine Ver¬ 
breitung nicht vorliegt, wenn jemandem, der bereits aus 
anderen Gründen ein Nutzungsrecht hat, dieses nur unter 

14 ) Arch, f. ziv. Prax. 85, S. 435 f. 

15 ) Oesterr. Kass.-Hof Okt. 1898, Droit d’auteur XI, p. 140. 

le ) Vgl. unten S. 199. 

17 ) Darüber ist das Gesetz stumm, es ergibt sich aber aus den ver¬ 
nünftigen Zwecken des Rechts von selbst (vgl. amerikanisches Gesetz 
S. 4956). Die Wortausleger werden auch wieder über Vergewaltigung 
des Gesetzestextes jammern; aber wir sind Juristen, keine Instruktions¬ 
leute. Vgl. unten S. 217. 
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einem neuen Titel gewährt wird, so z. B. wenn der Nieß¬ 
brauchberechtigte das Eigentum erwirbt; und dahin gehört 
es auch, wenn ein Miteigentum dadurch geteilt wird, daß 
die Sache einem der Miteigentümer zufallt. Die Ver¬ 
breitung geschieht da, wo das Recht erworben wird, also, 
wenn die Sache aus dem Ausland ins Inland gesandt wird, im 
Inland. 

b) Aber auch ein schuldrechtliches Geschäft, 
welches den Schuldner verpflichtet, die Benutzung der Sache 
zu gewähren, ist schon eine Verbreitung; so z. B. der Ab¬ 
schluß des Verkaufs, auch wenn die Ware noch nicht 
übertragen ist. Dahin gehört auch das Vermieten der 
Exemplare (insbesondere durch Leihbibliotheken); ausge¬ 
nommen ist nur das Verleihen, worunter aber nach dem 
ganzen Sprachgebrauch unserer Gesetzgebung nur ein unent¬ 
geltliches „Verleihen 4 * verstanden werden kann (oben S. 177). 
Die Nichtigkeit des Geschäftes hebt die in dem Geschäfte 
selbst liegende Verbreitung auf, nicht aber die bloße Anfecht¬ 
barkeit. 

c) Eine Verbreitung kann auch darin liegen, daß ohne 
vorigen Geschäftsabschluß oder bei vorausgehendem nich¬ 
tigem Geschäft die Waren (hier Bücher oder Selbstsprecher) 
übertragen oder zur Benutzung gegeben werden. 

d) Verbreitung ist aber nicht die Tätigkeit des Er¬ 
werb ens von seiten des Käufers oder Mieters, daher auch 
nicht die Erwerbung eines Pfandrechts durch Pfändung. 

e) Verbreitet werden die Festlegungsexemplare, ver¬ 
breitet wird nicht das Recht selber. Wer daher unberechtigter¬ 
maßen ein Autorrecht veräußert oder ein Lizenzrecht erteilt, 
der verbreitet damit nicht 18 ). 

Eine Verbreitung liegt aber auch 2. im Gebrauch bei der 
gewerblichen Wiedergabe des Werkes, z. B. im Gebrauch 


18 ) Vgl. über alles dieses die ausführliche Darstellung im Handbuch 
des Patentrechts S. 444 f. 
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nachgeschriebener Noten bei der öffentlichen Aufführung oder 
hei der gewerblichen Privataufführung (S. 177) 19 ). 

Hier zeigt sich der Unterschied gegenüber dem Erfinder¬ 
recht: der Gebrauch einer Maschine ist Gebrauch, aber nicht 
Verbreitung, denn es handelt sich um einen neuen wirtschaft¬ 
lichen Erfolg; dagegen ist der Gebrauch eines Notenexemplar es 
oder eines Selbstsprechers bei der öffentlichen Aufführung 
Verbreitung: die Maschine hat ihre selbständige Bedeutung, 
das Eestlegungsexemplar aber dient nur als Mitteilungswirker; 
der Vortrag aus ihm hat dieselbe Wirkung wie die Uebergabe 
des Exemplars zum Selbstlesen (nebst einem plus, S. 182). 

3. Die Verbreitung ist nur dann unerlaubt, wenn sie eine 
gewerbliche ist. Das Gesetz § 11 sagt „gewerbsmäßig“, 
obgleich schon längst dargetan ist, daß der Ausdruck „ge¬ 
werblich“ den Gedanken viel besser trifft. Die Verbreitung 
braucht nicht etwa ein eigener Handelszweig des Verbreiten¬ 
den zu sein 20 ): es ist nicht nötig, daß jemand regelmäßig ver¬ 
breitet, damit man ihm eine Gewerblichkeit zuschreibt. Noch 
weniger ist nötig, daß er Gewinnzwecke verfolgt 21 ). Ge¬ 
werblich ist vielmehr jede Verbreitung, die über das Gebiet 
des Häuslichen und Vertrautfreundschaftlichen 
hinausgeht, und auch hier zeigt sich der Satz des Im¬ 
materialgüterrechts, daß es an den Schranken des Hauses 
halt macht (S. 171 f., 178). 

V. Von der Verbreitung von Festlegungsexemplaren 
gilt, wie im Erfinderrecht, der Grundsatz: ist ein Exemplar 
des Werkes durch den Berechtigten (Verfasser oder 
Verleger) Eigentum eines dritten geworden und so 
in den Verkehr gekommen (s. g. berechtigtes Exem- 


19 ) Vgl. Ka88.-Hof 28. Januar 1888, Dalloz 88, I, p. 400, Appell.- 
Gericht Bern 18. April 1896, Droit d’auteur X, p. 33. 

20 ) Vgl. RG. 28. April/5. Mai 1884, Entsch. Strafs. X, S. 401, 
22. Dezember 1884, ib. XI, S. 335. 

21 ) Vgl. RG. 20. Januar 1905, Entsch. Strafs. 37, S. 369. 
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plar), so ist sein Umlauf frei: das Autorrecht ist erschöpft; 
irgendwelche den Umlauf beherrschende Bestimmungen sind 
gegenstandsrechtlich bedeutungslos und können nur schuld¬ 
rechtlich und nach den Grundsätzen des Schuldrechts in Be¬ 
tracht kommen 22 ). 

Dies erfährt zwei scheinbare Ausnahmen 

1. im zwischenstaatlichen Verkehr: das Autorrecht 
ist in jedem Rechtsgebiet ein verschiedenes, verschieden ohne 
Rücksicht auf die Verschiedensprachigkeit oder Gleichsprachig- 
keit, welch letztere bei musikalischen Werken ja eine ab¬ 
solute ist. Daher kann ein kraft deutschen Autorrechts ver¬ 
breitetes Exemplar darum nicht auch beanspruchen, in einem 
anderen Lande zugelassen zu werden: insofern kann die Ver¬ 
breitungsbefugnis eine örtlich beschränkte sein; 

2. in Bezug auf die Aufführung: die Aufführung 
eines Werkes ist nicht die bloße Benutzung des Festlegungs¬ 
exemplar es (S. 181), sondern außerdem etwas hinzutretendes 
Neues: die Aufführung kann ja ohne das Exemplar erfolgen; 
das Recht der Aufführung ist daher mit dem Erwerb des 
berechtigten Exemplares nicht gegeben. 

VI. Die Veröffentlichung durch gewerbliche Verbrei¬ 
tung berechtigter Exemplare (S. 181) heißt „Erscheinen 
eines Werkes“: Erscheinen ist also Unterbegrifif der Ver¬ 
öffentlichung; unter Erscheinen ist daher stets ein autor¬ 
rechtlich gestattetes Erscheinen gemeint, § 35 AG. 

b) Veröffentlichung durch Vortrag und Auf¬ 
führung. 

§ 22 . 

I. Vorbehalten kann ferner der Vortrag und die Auf¬ 
führung sein. Vortrag ist Kundgebung eines Schriftwerks 

22 ) Ueber diese Frage vgl. Handbuch des Patentrechts S. 452 f., 
Mitteis, Recht X, S. 634; RG. 16. Juni 1906. 
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durch die einfachen Mittel der menschlichen Sprache (oder 
durch einen die menschliche Stimme ersetzenden mechanischen 
Gleichwert), Er ist regelmäßig jedem gestattet; er ist es, ob¬ 
gleich er gewerblich ist; er ist es, sobald das Werk erschienen 
ist: solange das Werk noch nicht erschienen ist, also nur als 
Handschrift besteht, ist das Vorlesen das Alleinrecht des Ver¬ 
fassers, § 11. Diese Beschränkung ist unhaltbar; sie steht im 
Zusammenhang mit den oben erwähnten früheren Bestim¬ 
mungen, wonach Musik- und Theaterstücke nur solange den 
Aufführungsschutz genossen, als sie nicht durch den Druck 
verbreitet waren; ein, wie oben (S. 172) bemerkt, auch vom 
Standpunkt der Gesetzgebungspolitik wenig empfehlenswertes 
System, das dahin führte, daß man Werke, oft höchsten Banges, 
nicht erscheinen ließ und nicht in Verbreitung gab, so daß 
darum vieles verloren ging und vieles nur in mangelhaften Ab¬ 
schriften vorhanden ist. Es wäre zu erwarten gewesen, daß 
unser Gesetz einmal den Gedanken folgerichtig durchgedacht 
und Aufführung und Vorlesung gleichgestellt hätte 23 ). 

Ein ausschließliches Vortragsrecht gewährt Spanien Ausf.-O. a. 62,68. 

Manche Rechte gestatten mindestens, das Vortragsrecht bei der 
Druckveröffentlichung vorzubehalten, so Norwegen a. 1 (mindestens 
für 8 Jahre, Norwegen a. 24), Dänemark a. 1 (hat den a. 24 nicht); 
vgl. auch Schweden 1897, a. 13. 

II. Aufführen heißt, ein Werk in der Art kundgeben, 
daß andere Mittel als die bloße Vorlesung verwendet werden. 
Von Aufführungen spricht das Gesetz bei Bühnenwerken 
und bei Werken der Tonkunst. 

1. Hier hat die Aufführung eine besondere Bedeutung, 
weil a) die zusammenwirkende Mehrheit von Personen 
nicht bei dem Lesen vorhanden ist und somit das gedruckte 
Buch nur einen schwachen Eindruck von dem gespielten und 
aufgeführten Werke geben kann; was aber b) die Musik- 

23 ) Richtig ist, daß der Vortrag (die Rezitation) bei uns nicht mehr 
eine so große Rolle spielt, wie z. B. in der alten römischen Welt; vgl. 
A r b e n z, Schriftstellerei in Rom S. 25 f. 
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werke betrifft, so sind die wenigsten Personen in der 
Lage, Musiknoten zu lesen, d. h. durch Lesen das Tonbild 
in sich zu erwecken, und die private Musikwiedergabe ist 
vielfach mangelhaft und entbehrt namentlich bei Orchester¬ 
werken des zur Aufführung erforderlichen Apparates. Darum 
bietet die Aufführung etwas, was das gedruckte Exemplar 
dem Leser niemals zu bieten vermag. Dies gilt auch von 
der Aufführung durch selbstspielende (automatische) Werke 24 ), 
es gilt von der kinematographischen Wiedergabe einer Panto¬ 
mime: denn so wenig ein kinematographisches Werk ein 
dramatisches ist, so sehr kann die kinematographische Nach¬ 
ahmung eines wirklichen Dramas eine aufführende Wieder¬ 
gabe sein, die eben nicht durch die regelmäßigen Mittel der 
Aufführung, sondern durch Ersatzmittel erfolgt (S. 173, 175). 

2. Unter Bühnen werk ist ein jedes Werk zu verstehen, 
das, weil dramatisch gedacht, sich unter Beteiligung einer Mehr¬ 
heit von Personen auf einer Bühne, d. h. auf einer den Unter¬ 
schied zum Leben darstellenden Stätte, abzuspielen hat. Wesent¬ 
lich ist hier die Personifikation oder Rollenübernahme: 
der Aufführende hört ästhetisch auf, er selbst zu sein, er tritt 
ästhetisch in eine andere, neue Persönlichkeit ein; er spielt 
ihre „Rolle“. Zwei aufzuführende Rollen müssen genügen; 
dagegen genügt nicht das sogen. Monodram; denn dieses 
läßt sich von der Vorlesung eines lyrischen Werkes grund¬ 
sätzlich nicht unterscheiden: es hat nur soviel Personifikation, 
als auch das lyrische Nichtbühnenwerk enthält; beim Bühnen¬ 
werk ist eben wesentlich, daß verschiedene Rollen verschiedene 
Personifikationen darstellen 25 ), was allerdings auch durch die¬ 
selbe leibliche Person geschehen kann. Bühnen werk ist auch 
die Pantomime (schriftliche Festlegung ist nicht erforder¬ 
lich, § 1 AG. verlangt sie nicht). 

III. Nur die öffentliche Aufführung, § 11, 26, und die 

24 ) Appellhof Lyon 14. Nov. 1900, Droit d’auteur XIV, p. 52. 

2B ) Arch. f. ziv. Prax. 85, S. 883 f. 
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öffentliche Vorlesung, § 11, sind Vorbehalten. Die Oeffent- 
lichkeit deckt sich auch hier mit der Gewerblichkeit im 
obigen Sinne; sie liegt dann vor, wenn sie über dasHäus- 
liche hinausgeht. 

Alle Entscheidungen, welche die Oeffentlichkeit anderen Merkzeichen 
entnehmen, verkennen, daß der Begriff der Oeffentlichkeit nicht für alle 
Gesetzesbestimmungen der nämliche ist, sondern sich nach der Art des 
Gesetzeszweckes richtet. Vgl. neuerdings Trib. Perpignan 30. Juni 
1892, Droit d’auteur V, p. 138, Kass.-Hof. Paris 15. März 1901, Trib. 
Etampes 18. Juni 1901, Ann. de droit comm. XV, Bull. p. 157, 158, 
Appellh. Paris 18. Juli 1902, ib. XVI, p. 161, Appellh. Lyon 10. Febr. 
1902, Droit d’auteur XVI, p. 46. 

Daher kann eine Aufführung auch dann eine öffentliche 
sein 1. wenn die Einladungen zur Anwohnung eigenpersön¬ 
lich gemacht werden, sofern die Einladungen so zahlreich 
sind, daß die Gesellschaft die häusliche Wesenheit ein¬ 
büßt; dasselbe gilt von einem Verein, dessen Mitgliedschaft 
schon ohne weiteres durch Zahlung einer bestimmten Summe 
erworben wird, so daß jeder Kartenkäufer sofort eingetragen 
und unter die Mitglieder gerechnet wird 26 ). 

Sie kann 2. eine öffentliche sein, auch wenn kein Ein¬ 
trittsgeld bezahlt wird; so die Aufführung in der Kirche 
beim Gottesdienst, oder auf der Straße, z. B. durch eine 
Regimentsmusik oder bei einem öffentlichen Aufzug. Daß 
hier im deutschen Recht etwas Besonderes gilt, kommt dem¬ 
nächst (S. 201 f.) zur Darstellung. 

3. Oeffentlich ist auch das Spiel, das, obgleich in Privat¬ 
räumen vollzogen, durch Fernsprecher an „Abnehmer 44 
weitergetragen wird; denn ob der musikalische Erfolg des 


26 ) Vgl. dazu meinen Aufsatz im Arch. f. ziv. Prax. 85, S. 390 f. 
Vgl. auch RG. 3. Febr. 1896, Gew.R. I, S. 103. So hat die belgische 
Strafkammer Mons vom 17. Juli 1890, Droit d’auteur V, p. 89, in einem 
Falle, wo durch regelmäßig wiederkehrende Beiträge ein jeder die 
Ehrenmitgliedschaft des Vereins erwerben konnte, Oeffentlichkeit an¬ 
genommen. 
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■Spieles unmittelbar oder mittelbar über den häuslichen Kreis 
hinausgeht, ist ohne Erheblichkeit 27 ). 

4. Häusliche und keine ge werbliche Verhältnisse 
liegen dagegen vor, wenn Badegäste unter sich musizieren, 
obgleich in den Räumen des Kurhauses, im Musiksaal des 
Gasthauses, selbst wenn zu erwarten steht, daß andere Gäste 
hinzukommen; denn die Aufführenden können ja den übrigen 
Gästen den Zutritt zum Musiksaal nicht verbieten: ein solches 
Musizieren bleibt daher privat, sollte es sich auch zu förm¬ 
lichen Konzerten gestalten. 

Das Häusliche liegt hier darin", daß an einem solchen 
Aufenthalte, wo der Einzelne nicht sein besonderes Instru¬ 
ment und seine Hausräume zu haben pflegt, ein jeder auf 
die Hilfsmittel angewiesen ist, die ihm der Gasthof bietet; 
wobei es dann ein schöner Zug von Gegenseitigkeit der Be¬ 
strebungen und Interessen ist, daß sich andere anschließen und 
sich das Ganze gleichsam als große Familie zusammenfindet 28 ). 

Das Gleiche gilt von den Musikaufführungen der Fahrgäste 
-eines Ozeandampfers 29 ). 

5. Dagegen wären derartige Veranstaltungen öffentlich, 

a) wenn sie unter Einladung an die Gasthofgäste 

gegen Eintrittsgeld stattfänden, wenn auch zu Wohltätigkeits- 
Zwecken; dies selbst dann, wenn das Eintrittsgeld in das Be¬ 
lieben gestellt wäre: denn hier wird das Autorgut seiner Er¬ 
tragseite nach einem bestimmten Zwecke dienstbar gemacht. 

Dasselbe gilt b) dann, wenn die Aufführung durch einen 
gewerblichen Musiker gegen Entgelt erfolgt, mag auch 
der Kreis so beschränkt sein, wie er will; nicht aber dann, 
wenn etwa der Tonkünstler als Hausfreund eingeladen ist und 
.aus Freundschaft spielt. 

27 ) Friedensgericht Brüssel 2. Oktober 1899, Droit d’auteur XIV, 
p. 32. 

28 ) Arch. f. ziv. Prax. 85, S. 392 f. 

29 ) Seinetrib. 24. Dez. 1903, Ann. de droit comm. XVIII, p. 187, 
Droit d’auteur XVIII, p. 142. 
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IV. Während das Aufführungsrecht an dramatischen Werken 
fast allgemein anerkannt ist (nur bezüglich der Ausländer werden bis¬ 
weilen Vorbehalte gemacht 80 ), so ist das Aufführungsrecht an nicht 
dramatischen Tonwerken, sofern diese bereits erschienen sind, lange 
Zeit versagt geblieben. Späterhin hat man sich damit geholfen, daß 
das Aufführungsrecht Vorbehalten werden konnte; so in dem alten 
deutschen Gesetz, in Ungarn a. 51, in England 1882, a. 1, in Schwe¬ 
den 1897, a. 13, so noch in Oesterreich §34, Norwegen a. 2, Däne¬ 
mark a. 2, Australien a. 32! Die neuesten Gesetze geben ein Auf¬ 
führungsrecht ohne Vorbehalt, so Mexiko a. 1168, 1193, Nicaragua 
a. 765, 791, Spanien a. 19 (Ausf.-O. a. 62, 71), Belgien a. 16, 
Luxemburg (laut Praxis, trotz a. 16), Monako (1896) a. 6, Tunis 
a. 5, Kolumbien a. 57 (Vorbehalt nur bei Ausländern nötig). 


3. Sonderbeschränknngen. 

a) In Bezug auf Schriftwerke überhaupt, 

«) Gesellschaftlicher Zweck, 

§ 23. 

I. Das Recht des Verfassers bricht sich an gewissen Er¬ 
fordernissen der heutigen Bildung. Die Gedanken eines 
Schriftstellers, und nicht nur die Gedanken, sondern auch die 
Ausdrucksweisen, dürfen nicht immer vereinzelt bleiben. Es ist 
häufig ein Bedürfnis, solche Gedankengebilde mehrerer Verfasser 
zu einem einheitlichen Zwecke zu vereinigen und auf diese 
Weise einen Gesamterfolg zu erreichen. Wollte der Ver* 
fasser eine solche nebensächliche Benutzung seines Werkes 
nicht gestatten, so würde er sich gegen die Erfordernisse des 
gesellschaftlichen Lebens versündigen; ebenso wie der Eigen¬ 
tümer sich, infolge des nachbarschaftlichen Verkehrs, gewisse 
Eingriffe gefallen lassen muß, und wie es insbesondere an¬ 
gemessen ist, daß man mitunter Genüsse, die dem Eigentümer 

80 ) Vgl. jedoch Finnland a. 12, Australien a. 32; sodann die 
Bestimmung der Schweiz a. 7; hierüber Dunant in den Deliberat. 
de la sociSte Suisse des juristes p. 153 f. In manchem Gesetze ist die 
Aufführungsfrist verkürzt; so Niederlande a. 15, Transvaal a. 15 
(10 Jahre); so Schweden a. 14, vom 29. April 1904 (30 Jahre, früher 5). 
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selber versagt sind, einem dritten zuwendet, so muß es auch 
im Autorrechte sein. Daher 1. die Statthaftigkeit der Er¬ 
wähnung, des Zitates und zwar sowohl des Kleinzitates 
wie des Großzitates, § 19, Z. 1 und 2 und § 21, Z. 1 und 2 
und § 26: man muß in der Lage sein, einzelne Sätze des 
Schriftstellers wiederzugeben, aber auch kleinere Werke wie 
Gedichte u. s. w.; denn nur auf solche Weise ist es möglich, 
den Verfasser zu kennzeichnen und als Element der Kultur¬ 
welt dem Kulturbilde einzufügen; nur so ist oft eine Kritik, 
nur so eine Analyse eines Schriftstellers, nur so ein Ein¬ 
gehen auf seine Eigenart denkbar. Vorausgesetzt wird, daß 
das „Zitat“ Zitat bleibt, daß es also ein in das Eigenwerk als 
Belegstück eingeführter Fremdkörper ist; vorausgesetzt wird 
mithin, daß ein Eigenwerk, also nicht etwa bloß eine aus¬ 
zugsweise Wiedergabe vorliegt 31 ); vorausgesetzt wird ferner, 
daß der Fremdkörper als Belegstück eingefügt ist, also den 
Zweck des Belegs nicht etwa bloß scheinhaft, sondern wirklich 
verfolgt 32 ). Hierher gehört auch die Aufnahme von musika- 


sl ) EG. 7. Nov. 1904, Entsch. Strafs. 37, S. 294. 

82 ) Ueber das Hecht des Zitierens vgl. High Court Neal v. Harmer 
and Harley 12. Febr. 1897, Gew.-Rechtssch. II, S. 108 (frühere Entsch.: 
Campbell v. Scott, Eowott v. Wilkes u. a.); so auch die französische Recht¬ 
sprechung, franz. Kass.-Hof 24. Mai 1845, Dalloz 45,1, p. 272, Appellhof 
Paris 1. Dez. 1855, Pataille 1857, p. 243, Seinetrib. 21. März 1889, 
Droit d’auteur V, p. 51, Seinetrib. 24. Febr. 1894, ib. VII, p. 52 und 
24. Febr. 1897, ib. X, p. 80, Appellhof Paris 15. Juli 1897, Ann. droit 
comm. XI, p. 457, Seinetrib. 24. Febr. 1897, Ann. droit comm. XI, 
p. 195, 22. Juli 1897, ib. 457, 11. März 1897, Droit d’auteur XII, p. 43; 
vorausgesetzt wird hierbei, daß die nötige Lebensbescheidenheit gewahrt 
bleibt, Appellhof Rouen 5. Aug. 1896, Droit d’auteur X, p. 116, Seine¬ 
trib. 14. Dez. 1899, Droit d’auteur XIV, p. 6, Appellhof Paris 21. Febr. 
1901, Ann. de droit comm. XV, p. 70, Appellhof Lyon 24. Juni 1903, 
Droit d’auteur XVII, p. 35, auch Seinetrib. 11. März 1897, Ann. de 
droit comm. XI, p. 196; RG. 7. Nov. 1904 (Strafs.), Droit d’auteur XVTLI, 
p. 98. Ueber das Großzitat insbesondere ROHG. 24. Mai 1872, Seuffert 28, 
Nr. 157. Vgl. auch eine Reihe von Gesetzen: Norwegen a. 14, 32, 
Dänemark a. 14, 31, Schweden a. 11, Brasilien a. 22, Rußland An- 
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lischen Gedanken in eine Konzertanalyse 33 ), auch der Vor¬ 
trag einiger musikalischer Themata bei der musikgeschicht¬ 
lichen Vorlesung 34 ); auch die Beifügung einzelner erläuternder 
Bilder beschreibender, nicht künstlerischer Art, § 23 und 26 AG. 

Das deutsche Recht beschränkt noch das Großzitat, 
welches auf dieUebernahme vollständig abgeschlossener kleiner 
Schrift- oder Tonwerke hinausläuft, dahin, daß es nur als 
Einschlag in wissenschaftliche Arbeiten, d. h. in Arbeiten 
mit dem Zweck zusammenfassender Untersuchung gestattet 
sein soll, § 19, Z. 2 und § 21, Z. 2 (§ 26) AG. 

II. Ebenso muß der Schriftsteller sich gefallen lassen, daß 
seine Erzeugnisse mit anderen zusammen zu einem Gesamt¬ 
bilde vereinigt werden. Wollte man hier die Genehmigung 
eines jeden Verfassers nachsuchen, so wäre die Zusammenstel¬ 
lung eines Werkes, welches ein Aufriß der Sprachkunst sein 
soll, oft unmöglich, und die Sammlung wäre vielleicht infolge 
der Hartnäckigkeit eines Verfassers notwendig unvollkommen 
und lückenhaft. Darum hat man mehr oder minder ein Recht 
der Sammlungsanlage anerkannt; bei uns nach zwei Richtungen 

1. bezüglich der Gesangbücher, die eine Sammlung 
von Gedichten enthalten; hier können aber nur Gedichte, d. h. 
kleinere Werke in gebundener Form, aufgenommen werden, 
und nur solche, welche sich zum geselligen Gesänge eignen, 
§ 19, Z. 3 und § 26; 

2. bezüglich der Kirchen- und Schulbücher: hier 
können Aufsätze, Gedichte, kleine Teile von Büchern auf¬ 
genommen werden, § 19, Z. 4 und § 26; über allenfallsige 
Aenderungen zum Schulbedarf s. § 24 AG. 

bang zu a. 420, a. 15, Finnland § 9a und b, Niederlande a. 7, Trans¬ 
vaal a. 7, Eguador a. 14, Portugal a. 576, § 1, Schweiz a. 11, Bel¬ 
gien a. 13, Luxemburg a. 13, Ungarn a. 9, Z. 1 und a. 47, Ko* 
lumbia a. 37, Mexiko a. 1207, Z. 1, Nicaragua a. 805, Z. 1, Au¬ 
stralien a. 28 u. a. 

ss ) Vgl. Appellh. Montpellier 18. April 1905, Droit d’auteur XIV, p. 91. 

34 ) Belgische Entscheidung Droit d’auteur VIII, p. 77. 
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Der Begriff des Schulbuches setzt 

a) das Bestreben eines erzieherischen Ganges, sodann 

b) die Bestimmung für den Unterrichtsgebrauch voraus^ 

a) Ein erzieherischer Gang liegt nur vor, wenn die ein¬ 
zelnen Stücke zu einem regelrechten Gesamtzwecke vereinigt 
sind; also nicht, wenn sie auch einzeln herausgegeben werden 35 ). 

ß) Ein Werk zum Selbstunterricht ist kein Schulbuch; 
vielmehr wird die Bestimmung zum Massengebrauch beim 
Unterricht, d. h. bei der Unterweisung durch einen Lehren¬ 
den vorausgesetzt. 

III. Früher galt dies auch für sonstige Zusammenstellungen 
von Schöpfungen kleineren Umfangs, die durch besondere for¬ 
melle oder inhaltliche Eigenheit eine gemeinsame Betrachtung 
herauszufordern schienen, d. h. für Sammlungen zu einem 
eigenartigen literarischen Zweck 36 ). Der Gedanke 
war an sich gut, wurde aber vielfach mißbraucht und leidet 
an großer Unbestimmtheit. Darum hat man ihn zwar nicht 
völlig verworfen 37 ), aber dahin beschränkt, daß eine solche 


35 ) ROHG. 28. Juni 1871, Seuffert 26, Nr. 68. 

S6 ) Ueber den eigentümlichen (eigenartigen) literarischen Zweck 
vgl. auch RG. 21. Nov. 1887, Entsch. Strafs. XVI, S. 352, 855. 

87 ) Die Gesetzgebungen bestimmen hierüber sehr Verschiedenes. 
Ueber das italienische Recht vgl. Appellhof Parma 4. Dez. 1896, Droit 
d’auteur IX, p. 159. Dem alten deutschen Gesetz ähnelt Luxemburg 
a. 14 und Finnland a. 9c; weit gehen in der Gestattung auch Mexiko 
a. 1207, Z. 4 und Nicaragua a. 805, Z. 4. Norwegen a. 14b da¬ 
gegen erlaubt die Aufnahme in Sammlungen für Kirchen und Schulen 
erst nach 10 Jahren, Dänemark a. 14b nach 2 Jahren für Lese- und 
Schulbücher. Oesterreich a. 25 grenzt es nach der Elle ab: die Ent¬ 
nahme darf den Umfang eines Druokbogens nicht überschreiten (also mehr 
oder weniger, je nachdem das Originalwerk eng oder weit gedruckt ist!), 
Rußland dagegen, a. 14: auch wenn die entlehnten Stellen über einen 
Druckbogen betragen! Schweden a. 11 gestattet die Aufnahme in Samm¬ 
lungen für Kirchen-, Schulzwecke und für geschichtliche Darstellungen; 
Schweiz a. 11, Z. 1 und 9: Sammlungen f. Schulen (Kirchen), Ungarn 
a. 9, Z. 1: kirchliche, Schul- und Unterrichtszwecke; Kolumbia a. 38 
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Sammlung nur geschehen darf, wenn entweder der Verfasser 
gestorben ist — sein Autorrecht besteht weiter, erleidet aber 
eine Schwächung; oder wenn eine ihn zur Erklärung auf¬ 
fordernde Rechtshandlung unwidersprochen geblieben ist; die 
Rechtshandlung erfolgt durch ankunftsbedürftige Willens¬ 
erklärung, §§ 130—132 B.G.B.; ihr Inhalt ist Mitteilung des 
Sammlungsvorhabens; die Frist ein Monat. In diesem Still¬ 
schweigen braucht keine stillschweigende Erklärung zu liegen 
der Erfolg tritt daher auch dann ein, wenn der Verfasser di er 
Erklärung deshalb nicht gab, weil er daran verhindert war: 
die Einwilligung des Verfassers ist zwar das erstrebte Ziel r 
allein nicht die rechtliche Bedingung, § 19, Z. 4 und § 26. 

IV. Bei Musikwerken ist das Sammelrecht gemindert^ 
Sammlungen für Schulbücher sind zwar auch erlaubt, aber 
nicht für den Unterricht in Musikschulen, § 21, Z. 3 und § 2fr 
AG. 38 ). Der Grund ist der, weil der Unterricht in den Musik¬ 
schulen so sehr ins besondere geht, daß auf die Persönlichkeit 
der verschiedenen Tondichter großer Wert gelegt wird, so 
daß in solchen Fällen die Sammlung die Eigenart des ein¬ 
zelnen Verfassers nicht genügend abstreift: Musikschulen ver¬ 
langen nicht ein Gesamtbild, sondern ein liebevolles Eingehen 
auf den einzelnen Tonschöpfer. 

V. Die Sammlung muß eine Sammlung in gesell¬ 
schaftlicher Ausdehnung sein, entsprechend dem Gedanken* 
daß durch solche Verbindung die Einzeläußerung zum Teil einer 
Gesamtäußerung wird. Daher verlangt die Sammlung eine Ver¬ 
bindung von Werken einer größeren Zahl von Verfassern,. 
§ 19, Z. 3 u. 4, § 21, Z. 3, es genügen nicht 2 oder 3. 

VI. Das Zitaten- und Sammelrecht gilt nur in Bezug auf 
veröffentlichte Werke, und zwar auf solche Werke, die 

ähnelt Deutschland insofern, als die Aufnahme nicht gegen den aus¬ 
drücklichen Willen des Verfassers erfolgen darf. 

38 ) Anders hat im Jahre 1897 der russische Senat entschieden^. 
Droit d’auteur XI, p. 17, 
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durch Erscheinen veröffentlicht worden sind. Nur das lite¬ 
rarische (nicht auch das musikalische) Kleinzitat ist schon 
dann zulässig, wenn irgend eine Veröffentlichung (z. B. durch 
öffentliche Vorlesung) vorausgegangen ist, § 19, Z. 1 AG., also 
z. B. als Zitat aus einem ungedruckten öffentlichen Vortrag. 

ß) Lebensgestattungen. 

§ 24. 

I. Andere Beschränkungen sind auf die Gestattungen des 
täglichen Lebens zurückzuführen. Dies gilt insbesondere von 
^Artikeln“ aus Zeitungen, d. h. von in Zeitungen erschei¬ 
nenden Beiträgen. 

II. Die Zeitungen sind eine Art von Zeitschriften, 
d. h. von (mit größerer oder minderer Regelmäßigkeit) in 
aufeinander folgenden Zeitspannen erscheinenden Sammel¬ 
werken, die bestimmungsgemäß aus getrennten kleineren Bei¬ 
trägen (sogen. Artikeln) bestehen, einer Schriftleitung unter¬ 
liegen und einen Titel führen. Vgl. unten S. 277 f. 

Das Wesen der Zeitung aber, was sie von sonstigen Zeit¬ 
schriften unterscheidet, ist nicht der politische Zweck oder 
gar der Parteizweck, sondern das Erscheinen in sehr kurzen 
Zeiträumen zum Zweck der Tageslektüre. 

III. Die Sonderbestimmungen über Zeitungsartikel gelten 
von Artikeln aller Art, auch von Berichtigungen im Sinne 
von §llPreßges. 39 ), auch von Einrückungen (Inseraten) 40 ). 

IV. Die Zeitungen enthalten regelmäßig: 

1. bloße Mitteilungen: vermischte Nachrichten und 
Tagesneuigkeiten; 

2. Leitartikel und leitartikelähnliche Beiträge; 

3. wissenschaftliche und 


39 ) Appellhof Paris 21. Febr. 1891, Droit d’auteur XIV, p. 58. 

40 ) Bö. 11. Juli 1885, Entsch. Strafs. XII, S. 859. 
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4. ästhetische Arbeiten; vgl. § 18 und 26 AG. 

Hierüber gilt folgendes: 

1. Tagesneuigkeiten sind frei, wenigstens nach autor¬ 
rechtlicher Seite hin, so namentlich auch Telegramme, auch 
Kabeltelegramme. Ob hier nicht ein gewisser Schutz nach 
Persönlichkeitsrecht begründet ist, wird später erörtert 
werden. Der autorrechtliche Schutz aber fehlt, weil er eine 
(wenigstens erstrebte) künstlerische Darstellung und Abrundung 
verlangt, welche derartigen Mitteilungen bestimmungsgemäß 
fern bleibt 40a ). 

2. Leitartikel dürfen, wenn es an einem besonderen 
Vorbehalt fehlt, unter Quellenangabe nachgedruckt werden, 
§ 18 AG. Dies beruht auf dem Gedanken, daß eine Zeitung 
der anderen Derartiges zu gestatten pflegt, und daß eine solche 
Gestattung zu befördern und nicht zu hemmen ist 41 ). In der 
Tat führt die Zeitungserörterung leicht dahin, daß man die 
andere Zeitung einfach sprechen läßt, wie sie spricht; darum 
der Grundsatz: es ist erlaubt, Leitartikel der Zeitungen nach¬ 
zudrucken, wenn nicht ein Vorbehalt gemacht ist; der Vor¬ 
behalt entzieht den Artikel der Gestattung des Lebens und 
stellt ihn wieder auf die Höhe des Rechts. Leitartikel sind 
Betrachtungen allgemeineren Interesses im Anschluß an Gegen¬ 
wartsereignisse, und zwar so, daß der Eindruck des Gegenwarts¬ 
ereignisses der überwiegende und für die Arbeit bestimmende 
ist. Der Leitartikel ist eine besondere Erscheinung der Zeitungs¬ 
technik : er strebt dahin, die Leser über gewisse Grundfragen 
der Tagesgeschichte zu belehren, aber so, daß er mit der¬ 
jenigen Geistestätigkeit, die man für das Zeitungswesen zu ver¬ 
wenden pflegt, bewältigt werden kann. Dem Leitartikel ist daher 
ein gewisser Gegensatz von Tiefe und Leichtigkeit, von Nach- 

40 ») Vgl. Trib. Brüssel 21. Febr. 1900, Droit d’auteur XIV, p. 121. 
Ueber Telegramme vgl. auch höchstes Gericht Costarica 14. Juli 1903, 
Droit d’auteur XVH, p. 32. 

41 ) Vgl. Arch. f. ziv. Praxis 85, S. 444 f., dem das Folgende teü- 
weise entnommen ist. 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 13 
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rieht und Nichtnachricht, von objektivem Gehalt und sub¬ 
jektivem Leben, von gedanklicher Erörterung und persönlicher 
Beredsamkeit, von Ueberzeugungsgefühl und objektiver Dar¬ 
legung eigentümlich. 

Den Leitartikeln stehen leitartikelartige Darstellungen 
gleich, also Darstellungen, die sich mehr oder minder von 
der objektiven Mitteilung entfernen und die Stimme des Be¬ 
richterstatters zur Geltung kommen lassen, indem sie an die 
Mitteilung eine Kritik, eine Besprechung, einen persönlichen 
Ausfall, eine witzige oder unwitzige Bemerkung knüpfen, 
eine Mitteilung mit der anderen verbinden, etwa um die Gegen¬ 
partei zu treffen oder die eigenen Genossen im richtigen Lichte 
leuchten zu lassen. Wesentlich ist auch hier der unmittel¬ 
bare Anschluß an die Tagesgeschichte. Uebrigens kann auch 
hier, wenn nicht eine Verletzung des Autorrechts, so doch 
eine Verletzung des Persönlichkeitsrechts vorliegen 42 ). 

3. Im Gegensatz dazu stehen Ausführungen wissenschaft¬ 
lichen Inhalts: sie sind das Merkteil der wissenschaftlichen 
Fachzeitschriften, finden sich aber auch in periodischen Er¬ 
scheinungen, die für das Publikum bestimmt sind und darum 
keinem festen wissenschaftlichen Kreise angehören: in Revüen, 
Rundschauen, Illustrierten Blättern, Journalen u. a. Aber 
auch unsere politischen Zeitungen im eigentlichen Sinne ent¬ 
halten derartige Artikel teils in ihren Spalten, teils im „Feuil¬ 
leton 44 , in ihren Beilagen u. s. w. Die wissenschaftliche Arbeit 
wird gekennzeichnet durch ihren (von Tagesereignissen unab¬ 
hängigen) Belehrungszweck, nicht durch ihr wissenschaftliches 
Verdienst 43 ), Zu ihnen gehören auch die wissenschaftlich- 
technischen und kritischen Berichte einer Maschinenaus- 


42 ) Ueber französisches Recht Seinetrib. 15. Dez. 1896, Droit d’auteur 
X, p. 17. 

48 ) RG. 25. Mai 1891 Entsch. Strafs. XXII, S. 55 und 17. April 
1898, Goltd. 41, S. 44. Es kommt nicht auf bedeutende wissenschaft¬ 
liche Eigenschaften an: RG. 20. April 1903, Droit d’auteur XVII, p. 7; 
Seinetrib. 15. Dez. 1896, Ann. de droit comm. XI, p. 195. 
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Stellung, einer Ausstellung elektrischer Werke oder landwirt¬ 
schaftlicher Geräte oder Produkte; aber auch die Berichte 
über die Ergebnisse der Ausstellung von Wohnräumen oder 
Turngeräten oder gesundheitlichen Zurichtungen; ebenso auch 
Sitzungsberichte u. dgl. 44 ). 

Auch diejenigen Darstellungen sind den wissenschaftlichen 
zuzugesellen, welche die in den Feuilletons beliebten Samm¬ 
lungen von Vorkommnissen aus dem Leben, der Welt, der 
Natur enthalten, also die Zusammenstellung merkwürdiger 
oder auffallender Begebenheiten nach bestimmten Gesichts¬ 
punkten und die, wenn auch nur äußerliche, Aneinanderreihung 
erstaunlicher Dinge, soweit sie über das Bereich der bloßen 
Nachricht hinausgeht und die Erscheinungen nach all¬ 
gemeinen Gesichtspunkten beleuchtet. Wenn jemand eine 
Aufzählung der reichsten Leute der Welt gibt, so ist dies 
eine Nachricht ohne jeden bedeutenderen Gehalt, ebenso 
wie wenn jemand die Millionen angibt, welche die Tisch¬ 
gesellschaft bei einer amerikanischen Hochzeit darstellt, die 
Speisezettel bei den Gastmählern eines Krösus in Paris oder 
New York. Wenn aber jemand Zusammenstellungen macht 
von den Reichtümem der Fugger und der Rothschilds und 
hieran wirtschaftliche Betrachtungen knüpft, wenn jemand die 
Speiselisten des 16. Jahrhunderts bei der Kaiserkrönung mit 
den Speisefolgen unserer Zeit vergleicht, Luxusbilder des 
Altertums mit denen unserer Gegenwart zusammenstellt, so 
macht er eine Leistung, die, so einseitig und oberflächlich sie 
sein mag, doch wegen ihres Strebens nach gemeinsamen Ge¬ 
sichtspunkten den wissenschaftlichen zuzugesellen und dem 
Autorrecht zu unterwerfen ist 45 ). 

4. Neben den wissenschaftlichen Artikeln steht die Gruppe 
derjenigen, die eine selbständige ästhetische Bedeutung 


44 ) Zivilgericht Nancy 14. April 1902, Droit d’auteur XV, p. 80. 

45 ) Vgl. auch County Court Maidstone 7. August 1891, Droit d’auteur 
XV, p. 57. 
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haben. Hierher gehören natürlich Romane und Novellen 46 ), 
also Prosadarstellungen erdichteter Lebensschicksale in aus¬ 
geführter oder andeutender Form, aber auch Erzählungen 
wirklicher Schicksale in dichterischer Weise: Epen, kleine 
und große Dramen, lyrische Gedichte, Humoresken, humor¬ 
volle Entwicklungen von Welt- oder Lebensgedanken, witzige 
Schilderungen aus dem täglichen Tun und Treiben, auch die 
Witze selbst, d. h. die Darstellungen von Vorgängen des 
Lebens, welche dahin zielen, durch die Mischung von Vernunft 
und Unvernunft die Kleinheit und Beschränktheit unseres 
doch so bedeutungsvollen Daseins zum Ausdruck zu bringen; 
ebenso die Satire, welche dahin strebt, anstatt unser Leben 
in gutmütigen Scherz ausklingen zu lassen, menschliche 
Schwächen, Fehler, Charakterlosigkeiten und Schlechtigkeiten 
zu geißeln. 

Auch die Schilderung eines Festzuges, eines Korso, einer 
Parade ist eine ästhetische Arbeit, sofern sie die Absicht be¬ 
kundet, entweder ein farbenreiches Gemälde zu entrollen oder 
durch Schönheit und Glanz der Sprache den Bericht über das 
Gewühl des Tages zu erheben. Hier bleibt dem ästhetischen 
Schriftsteller ein reiches Feld der Phantastik und des Stils 
übrig, um auch im Lärm des Lebens den Geist zur Höhe 
des Schönen zu erheben. Ebenso die Darstellung eines Kriminal¬ 
falles 47 ) u. s. w. 

V. Die Gesetze erlauben mehr oder minder den Abdruck der Zei- 
tungs- und Zeitschriftsartikel unter Quellenangabe, mindestens sofern 
der Verfasser sich nicht den Artikel besonders Vorbehalten hat. 

So Spanien a. 31 (und Ausf.-O. a. 18, 19); so Salvador (von 1900) 
a. 14; so Italien a. 26, jedoch darf der Nachdruck nur wiederum 
in periodischen Zeitschriften, nicht in einem Sonderwerke geschehen; 
bei bloßen Nachrichten (articoli di notizie) und bei Artikeln der politi- 


46 ) Das alte Gesetz § 7b sprach von novellistischen Erzeugnissen 
über diesen Begriff vgl. RG. 17. Nov. 1886, 2. Mai 1889, 10. Dez. 1889 
Entsch. Strafsachen XV, S. 59, XIX, S. 198, XX, S. 106. 

47 ) LG. Berlin I, 22. Febr. 1900, Droit d’auteur XIV, p. 41. 
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sehen Polemik fällt (abgesehen von der Pflicht der Quellenangabe) der 
Autorschutz weg, a. 40 48 ). 

So das Schweizer Gesetz a. 11, Z. 4 und 5, wo der Abdruck von 
Tagesneuigkeiten ganz freigegeben wird, bei den Artikeln politischen 
Inhalts nur die Quellenangabe geboten, bei anderen Artikeln aus Tages- 
blättem und Zeitschriften ein Vorbehalt gestattet, aber auch für er¬ 
forderlich erklärt wird; vgl. ferner Belgien a. 14, Norwegen a. 15, 
Niederlande a. 7, Monako a. 11, Z. 1 (Ges. v. 1896): hier ist überall 
den Zeitungen der Nachdruck von Zeitungsartikeln unter Quellenangabe 
erlaubt, sofern dem Artikel kein Vorbehalt beigefugt ist: vgl. auch 
Japan a. 11, Z. 2 und a. 20 und Dänemark a. 15 (1904) (ausgenommen 
Romane und Novellen), Ecuador a. 28, 29 (Wiedergabe in periodischen 
Sammlungen) und Luxemburg a. 14, Schweden a. 12 (1897), Ru¬ 
mänien a. 3, Mexiko a. 1153, Nicaragua a. 750. Nach französi¬ 
schem Recht gelten auch Leitartikel (selbst ohne Vorbehalt) als ge¬ 
schützt 49 ). 

Rußland § 13, Z. 4 erlaubt den Nachdruck eines kleinen Artikels; 
der einen Druckbogen nicht überschreitet, sowie von Nachrichten (unter 
Quellenangabe). 

b) Sonderbeschränkungen in Bezug auf Gedichte 
und Tonwerke. 

a) Gedichte. 

§ 25. 

I. Gedichte d. h. in gerhythmeten Versen verfaßte, ab¬ 
gerundete poetische Erzeugnisse sind nach einer Richtung 
hin im Rechte beschränkt, nämlich wenn sie mit einer Ver¬ 
tonung in der Art verbunden werden, daß die Vertonung in 
gleichzeitigem Spiel die Seelenkraft der Dichtung zu steigern 
bestimmt ist. Gestattet ist natürlich der Vortrag des auf solche 
Weise vertonten Gedichts, sofern der Vortrag überhaupt ge¬ 
stattet ist: die Vervielfältigung des Gedichtes aber, 
auch wenn sie in Verbindung mit den Musiknoten erfolgt 

48 ) Ueber das Verhältnis von a. 26 zu a. 40 vgl. Kass.-Hof Neapel 
1. Juni 1900, Droit d’auteur XIV, p. 9. 

49 ) Vgl. Trib. Besangon 20. Febr. 1902 und Nancy 14. April 1902, 
Ann. droit comm. XVI, p. 161 und oben Anm. 42. 
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und ihre Verbreitung wäre an sich ein Einbruch in das Recht 
des Dichters, und dieser hätte umsomehr Grund, solches zu 
verbieten, als er unter einer bestimmungswidrigen Vertonung 
schwer leiden kann 50 ). 

Trotzdem gestattet das deutsche Gesetz die Gedichte in 
Verbindung mit der Vertonung abzudrucken und zu ver¬ 
breiten und nimmt nur den Pall einer größeren Dichtung, so¬ 
wie den Fall aus, daß das Gedicht als Opern- oder Oratorien¬ 
text von vornweg für die Vertonung verfaßt worden ist, 
§ 20 AG. 

Die Bestimmung ist ebensowenig sachgemäß, wie wenn 
man dem Kupferstecher das Recht geben wollte, sich einer 
Dichtung zu bedienen, um sie zum Ausgangspunkt seiner 
bildnerischen Darstellung zu machen. 

Allerdings findet sie sich mehrfach, aber meist in sehr rück¬ 
ständigen Gesetzen, so in Schweden § 11, Ungarn § 48, 
Oesterreich § 25, Z. 5 51 ), auch Venezuela a. 20. 


50 ) Arch. f. ziv. Prax. 82, S. 2B3 f. Die höchst dürftigen Aus¬ 
lassungen von Schuster können unbemerkt bleiben. Er hält mir vor, 
daß weder Liszt noch Robert Franz noch Brahms noch Hugo Wolf 
meine Gedichte komponiert hätten (Grundriß des Urheberrechts S. 39). 
Mein erster Band Gedichte erschien 1892; damals war der unvergleich¬ 
liche Liszt langst ins Reich der Schatten eingezogen, Robert Franz 
starb noch in jenem Jahr. Ob und was sie im Elysium bisher komponiert 
haben, ist uns allen unbekannt. Was ich aber von einem mittelmäßigen 
eklektischen Talent wie Hugo Wolf denke, brauche ich nicht nochmals 
auszusprechen (Aus Kultur und Leben S. 132). Ich habe die mir 1892 
dargebotene Gelegenheit, mit ihm näher bekannt zu werden, nach An¬ 
hörung seiner Lieder verschmäht und mich mit einer kurzen Begrüßung 
begnügt. Wer nicht besser über meine Lebensumstände unterrichtet 
ist, möge darüber schweigen. 

51 ) Schuster, Urheberrecht der Tonkunst S. 245 findet hier einen 
Gegensatz zwischen germanischer und romanischer Anschauung: die 
germanische gestatte den Mi tabdruck der Dichtung, die romanische 
nicht. Er bezieht sich (im Jahre 1891) dafür insbesondere auf die 
skandinavischen Gesetze. Diese haben ihn aber schlimm behandelt; 
nur Schweden a. 11 ist geblieben; Norwegen (1893) a. 7 undDäne- 
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II. Gedichte, die in Vertonung zum Vortrag gebracht 
werden dürfen, können in Konzertprogrammen gedruckt und 
ausgegeben werden. Dies ist eine begründete Lebensgestattung, 
die natürlich nicht mißbraucht werden darf: es muß sich um 
Verbreitungen in Preß werken handeln, die den Charakter 
von Programmen an sich tragen, wenn sie auch nebenbei 
Nachrichten und Mitteilungen bieten, die zum Lesen in 
den Zwischenpausen bestimmt sind, § 20 AG. 

Eine Verbreitung solcher Konzertprogramme ist nur für 
das Konzert gestattet; eine Verbreitung außerhalb ist 
Autorrechtswidrigkeit (sie müßte denn lediglich zu Sammler¬ 
zwecken erfolgen) 5 *). 

III. Die Ausnahmen I und II erstrecken sich nur auf er¬ 
schienene d. h. in berechtigten Exemplaren verbreitete 
Werke, in dem oben S. 182 entwickelten Sinn, § 20 AG. 
Was die Ausnahme zu II betrifft, so wird man allerdings in 
einer Genehmigung zur Konzertaufführung auch eine Ge¬ 
nehmigung zum Druck und zur üblichen konzertmäßigen Ver¬ 
breitung der Programme erblicken müssen. 

ß) Tonwerke, 
aa) Allgemeines. 


§ 26. 

I. Unsere Bestimmungen über den Schutz von Ton¬ 
schöpfungen in Bezug auf die Aufführung, § 27 AG. 
sind im höchsten Grade mangelhaft und zeigen vielfach sogar 
einen Rückschritt 53 ). Allerdings wurde die Notwendigkeit 

mark (1902) a. 7 haben ihn völlig im Stich gelassen, sie haben da¬ 
mit den richtigen Zug des germanischen Rechts betätigt! Das germa¬ 
nische Recht schützt den Dichter ebenso und gibt ihn ebensowenig der 
Unbill der Bänkelsänger preis, als das romanische. 

52 ) Oben S. 179. 

5I ) Vgl. auch Dunant, Droit des compositeurs p. 89 ff. 
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des Aufführungsvorbehalts gestrichen; in der Tat 
war davon wenig Gebrauch gemacht worden, und der Auf- 
führungsschutz fehlte in Wirklichkeit fast ganz. Allein der 
Schutz, der den musikalischen Werken ohne Vorbehalt ge¬ 
geben wird, ist durchaus nicht so ausgiebig, wie der Schutz 
mit Vorbehalt gewesen war, und es ist kein Mittel gegeben, 
durch Vorbehalt oder etwas ähnliches das unvollständige 
Recht zu erweitern 54 ). Sodann genossen früher die dramatisch- 
musikalischen Werke einen unbedingten Aufführungs¬ 
schutz, einen Aufführungsschutz nicht nur in Bezug auf die 
bühnenmäßige Darstellung, sondern einen Aufführungsschutz 
überhaupt. Dies war allerdings nicht überall anerkannt, ja, 
hiergegen wurde von allen Seiten gröblich gefehlt, denn 
allüberall führte man dramatische Stücke, z. B. Tann- 
häuser- oder Lohengrinouvertüre, Tristanvorspiel, Stücke aus 
Rheingold oder der Götterdämmerung, ohne jede Erlaubnis 
auf, und solches wurde umso eifriger fortgesetzt, als es an 
jeder energischen Verfolgung fehlte. Aber trotzdem bestand 
der Schutz, und es hätte nur eines kräftigen Aufraffens bedurft, 
um den richtigen Gedanken zur Durchführung zu bringen 55 ). 
Auch in dieser Beziehung sind wir zurückgegangen, denn 
dieser ausgiebige Schutz findet nur noch für bühnenmäßige 
Aufführungen statt, nicht mehr für die sonstige Wiedergabe 
von Stücken, die zu einem dramatischen Musikwerke gehören. 

Anerkennenswert ist, daß die Oratorien ausdrücklich den 


54 ) Dieser Mangel wird richtig betont von Osterrieth, Urheber¬ 
rechtsvorlage (1901) S. 45. Früher hatte der Vorbehalt, wenn er auch 
selten war, doch einige Bedeutung, Strafkammer Kolmar 6. März 1895, 
Droit d’auteur VIII, p. 48. 

55 ) Autorrecht S. 234 f. Vgl. allerdings die verfehlte Entscheidung 
des LG. Mainz 23. Dez. 1904, Droit d’auteur XVIII, p. 59. Anders 
Ungarn § 50. Man hat behauptet, daß die allgemein verbreitete Auf¬ 
führung dramatischer Stücke zu einem Gewohnheitsrecht geführt habe; 
davon kann keine Rede sein: es handelte sich nicht um den Ausdruck 
des eine Aenderung verlangenden Rechtsgefühls, sondern lediglich um 
eine Dambachsche Gesetzesauslegung! 
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Musikdramen gleichgestellt sind; damit ist ein von mir längst 
verteidigter Gedanke zum Durchbruch gekommen 56 ). 

II. Die Ausnahmen aber, die von dem Aufführungsrecht 
gemacht werden, sind so ausgedehnt, daß bei reichlicher Aus- 
legung des Gesetzes das Recht der Tonmeister ernstlich ge¬ 
fährdet wäre. Es ist daher unsere Sache, die Ausnahms¬ 
bestimmung, soweit sie Sätze enthält, die dem berechtigten 
Schutze der Tonsetzer abgerungen sind, so beschränkend 
als möglich auszulegen: solche Sätze bestehen nur zu 
Recht, soweit sie sich zweifelsohne aus dem Gesetze ergeben. 

III. Eine begründete Ausnahme ist nur das freie Auf¬ 
führungsrecht bei Volksfesten, § 27, Z. 1 AG., weil hier die 
ganze Volksseele zur Aeußerung kommen soll: der Tonmeister 
als Teil des Volkes kann sich nicht darüber beklagen, wenn 
man als Aeußerung des Volksgeistes auch seine Schöpfung zur 
Aufführung bringt; Musikfeste aber, die eine mehr technische 
als volkstümliche Bedeutung haben, gehören nicht hierher, 
§ 27, Z. 1 AG.; auch Bühnenaufführungen von Opern und 
Oratorien machen eine Ausnahme, da sie nach ihrer ganzen 
Art nur einem beschränkten Teile des Volkes zugänglich sind 
(vgl. unten S. 203, 205). 

Alle anderen Ausnahmen, die unsere Gesetzgebung macht, 
sind verfehlt. 

1. Unbegründet ist die Ausnahme bezüglich der unent¬ 
geltlichen Aufführungen, § 27 AG. 57 ); sie ist nament- 

56 ) Autorrecht S. 235 f., Arch. f. ziv. Prax. 85, S. 398. 

57 ) Ueber das Schweizer Recht vgl. Schweiz. Bundesgericht 12. Juni 
1896, Droit d’auteur IX, p. 159, Polizeigericht Lausanne 21. Juli 1899, 
ib. XIV, p. 34, Appellgericht Luzern 8. Febr. 1902, ib. XVI, p. 56. Eine 
Ausnahme für Aufführungen bei religiösen Festlichkeiten, militärischen 
Veranstaltungen u. dgl. macht auch die spanische V.-O. vom 4. August 
1888; auch Monako a. 11, Z. 3 (die Aufführungen auf der Promenade 
in Monte Carlo dürfen nicht gehemmt sein!). 

Die französische und italienische Praxis dagegen schließt 
auch die unentgeltliche Aufführung in das Autorverbot ein, vgl. Appellhof 
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lieh für die Kirchenmusik verhängnisvoll, denn hiernach ist 
jede Aufführung beim Gottesdienst gestattet; gestattet ist auch 
die unentgeltliche Straßenmusik: durch ersteres ist der Ton¬ 
meister einer jeden stümperhaften Wiedergabe, durch letzteres 
ist er gar jeder Pöbelhaftigkeit preisgegeben. 

Die Ausnahme gilt aber auch nach unseren Gesetzen nicht, 
wenn eine (selbst nur mittelbare) Vergütung statt¬ 
findet. Nicht erlaubt ist daher auch nach unserem Gesetze 
die Aufführung in einem Kaffee- oder Biergarten, auch wenn 
für die Musik kein besonderes Eintrittsgeld erhoben wird, ja, 
auch dann nicht, wenn gar kein Eintrittsgeld zu bezahlen 
ist, sondern die Musik lediglich als Lockung für Speise- und 
Trankgelüste dient: hier ist die Geldverwertung offensichtlich. 
Ebenso wäre die Aufführung in einem Musiksaal dann unter¬ 
sagt, wenn der Eintritt zwar scheinbar frei, die Eintritts¬ 
gebühr aber in einer Garderobegebühr oder in etwas Aehn- 
lichem versteckt wäre 58 ). 

Für die Bühnenaufführung gilt auch diese Ausnahme 
nicht; eine öffentliche Bühnenaufführung ist unstatthaft, auch 

Lyon vom 4. Jan. 1884, Pataille 1885, p. 111, 118 und Sirey 85, II, p. 103, 
Appellhof Riom vom 14. Mai 1890, Sirey 91, II, p. 166, ähnlich Friedens¬ 
gericht Liancourt 20. Mai 1891, Droit d’auteur V, p. 152, Appellhof 
Besan$on vom 13. Juni 1894, Sirey 95, II, p. 12 und Dalloz 94, II, 
p. 370, Kass.-Hof 15. März 1901, Droit d’auteur XIV, p. 92. So in 
Italien z. B. Strafkammer Vercelli vom 19. Juli 1889, in Droit 
d’auteur III, p. 28 und die italienischen Entsch. im Droit d’auteur IV, 
p. 141, 142: man hatte in Pisa das Intermezzo der Cavalleria rusticana 
während der Messe gespielt (vgl. Arch. f. ziv. Prax. 85, S. 394). So 
namentlich, was die Musik bei Festlichkeiten auf öffentlichen Plätzen 
betrifft: Pariser Friedensgericht vom 11. Januar 1889, Sirey 89, II, 
p. 72, Trib. Coulommiers 9. Juli 1891, Droit d’auteur V, p. 152, Appell¬ 
hof Besan^on 13. Juni 1894 (oben); bei Pferderennen: Appellhof Rennes 
vom 9. Febr. 1892, Sirey 93, II, p. 180 u. a.; so auch die italienischen 
Entsch. Droit d’auteur XI, p. 17. 

68 ) Ueber scheinbare Unentgeltlichkeit vgl. Trib. Florenz 11. Febr. 
1895, Droit d’auteur VIII, p. 126, Appellhof Genf 14. Juli 1890, Di- 
ritti d’aut. IX, p. 108; auch Spanien Ausf.-O. 1880, a. 116. 
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wenn sie unentgeltlich ist. Bühnenaufführung aber ist eine 
Aufführung mit verteilten Rollen (S. 184), wozu auch die 
Oratorien gehören; nicht notwendig ist leibliche Handlung 
oder eine der leiblichen Handlung angemessene Umgebung. 

2. Unbegründet ist die Ausnahme zu Gunsten der Wohl¬ 
tätigkeitsaufführungen, § 27, Z. 2 AG.; eine solche Aus¬ 
nahme ist gegeben, sofern 

a) der Reinertrag völlig für einen Wohltätigkeitszweck 
bestimmt ist (wozu auch die Ausstattung einer menschen¬ 
freundlichen Stiftung gehört), 

b) auch die Mitwirkenden keine Vergütung erhalten 
(Ersatz für Reisekosten ist gestattet) 59 ). 

Diese ganze Bestimmung nimmt der einen Abteilung von 
Menschen etwas, um der anderen Wohltaten zu erweisen, und 
zwar entnimmt sie es den Tonsetzern, die durchaus nicht zu 
den Begütertsten der Menschheit zu gehören pflegen. Gerecht¬ 
fertigt wäre es nur, hier die Strafbarkeit auszuschließen und sich 
auf den bürgerlichen Zwang zu beschränken, was die belgische 
Rechtsprechung tut, weil es im Gesetz a. 22 heißt: atteinte 
mechante ou frauduleuse 60 ). Es hat ja gar manches für 
sich, wie der belgische Kassationshof (Pasicrisie p. 214) sich 
ausdrückt, permettre les poursuites correctionelles uniquement 
pour les cas les plus graves; aber sachlich unbegründet ist 
es, den bürgerlich rechtlichen Schutz aufzuheben. Uebrigens 
muß die Bestimmung streng auf ihre Sonderheit beschränkt, 
der Begriff der Wohltätigkeit eng gefaßt werden: nicht 


59 ) So auch Schweiz a. 11, Z. 10*, vgl. dazu Anklagekammer 
Neuchätel 1. Juni 1897, Droit d'auteur XI, p. 8. Vgl. auch Mexiko 
a. 1207, Z. 9, Nicaragua a. 805, Z. 9, Monako a. 11, Z. 3. 

60 ) So der belgische Kass.-Hof vom 13. Nov. 1893, Droit d’auteur 

VII, p. 6 f. und weitere Entscheidungen darüber ebenda VT, p. 19, 

VIII, p. 76 f. So nun aber besonders die vereinigten Senate des Kass.- 
Hofs vom 16. Mai 1894, Pasicr. Beige 1894, I, p. 208, auch in Droit 
d’auteur VH, p. 131; so auch der Kass.-Hof Luxemburg 6. Dez. 1901, 
Droit d’auteur XVI, p. 98. 
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jede Freigebigkeit gehört hierher, sondern nur die Linderung 
der Not, des materiellen Elends. Daher nicht, wenn etwa 
die Aufführung stattfände, um mit ihren Ergebnissen eine Aus¬ 
standsbewegung zu unterstützen oder eine Nordpolexpedition 
zu ermöglichen oder eine musikalische Richtung zu fördern. 

3. Die Bestimmung aber, daß Musikwerke in Vereinen 
unbedingt aufgeführt werden dürfen, sofern nur die Teil¬ 
nahme auf ihre Mitglieder und Personen ihres Hausstandes 
beschränkt ist, § 27, Z. 3 AG., wäre geradezu verhängnis¬ 
voll für den ganzen Aufführungsschutz, wenn sie nicht aufs 
engste ausgelegt würde 61 ). 

Da keine Beschränkungen für die Zahl der Vereins¬ 
mitglieder gelten, auch keine für die Art der Aufnahme 
und für das Verbleiben der Mitglieder im Vereine, so wäre 
es möglich, eine ganze Stadt in den Verein einzubegreifen, in¬ 
dem man etwa zahlende und nicht zahlende Mitglieder unter¬ 
schiede, und es wäre auch möglich, zu bestimmen, daß jeder 
eine Eintrittskarte bekäme, der sich zu gleicher Zeit als 
Vereinsmitglied kundgäbe, so daß der Erwerb der Eintritts¬ 
karte und der Erwerb der Mitgliedschaft in einem erfolgte; 
wobei noch die Befugnis für alle bestehen könnte, am an¬ 
deren Tage wieder die Vereinsmitgliedschaft zu kündigen. 
Hiermit wäre das ganze Aufführungsrecht zu Grabe ge¬ 
tragen. 

Man muß daher a) den Verein als Verein im engeren 
Sinne auffassen, in der Art, daß er aus Mitgliedern besteht, die 
der Verbindung auf die Dauer angehören, und nicht aus solchen, 


61 ) Hierüber vgl. man den französischen Kass.-Hof vom 1. April 
1882, Dalloz 82, I, p. 325; Trib. Mons. 17. Juli 1890, Droit d’auteur V, 
p. 89; Strafkammer Perpignan vom 80. Juni 1892 im Droit d’auteur 
V, p. 138; Appellhof Paris 8. Juni 1905, Droit d’auteur XVIII, p. 142; 
Trib. Algier 21. Juni 1904, Ann. de droit comm. XVIII, p. 187; Bel¬ 
gische Entsch. im Droit d’auteur VIH, p. 76 f., XIV, p. 122; Kass.-Hof 
Rom vom 4. Juli 1891 in Giurisprudenza Italiana 91, I, 2, p. 232; 
Appellhof Lucca vom 9. April 1888, Sirey 89, IV, p. 27. 
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die nur für den einzelnen Zweck, des Musikwerks wegen, dem 
Ganzen beitreten; ferner kann sich b) das Teilnahmerecht an 
der Aufführung nur auf die ordentlichen Vereinsmit¬ 
glieder (und ihre Hausangehörigen) beziehen, nicht aber 
auf diejenigen, welche etwa bloß zu dem Zwecke angenommen 
werden, um die Aufführungen zu genießen. Endlich muß 
es sich c) um einen ernstlichen Verein handeln, der bestimmte 
ideale Lebenszwecke verfolgt (Erwerbsgenossenschaften sind 
ausgeschlossen) und nicht etwa bloß zu dem Zwecke gebildet 
worden ist, um durch das Mittel des Vereinsverbandes die 
Rechte der Tonmeister zu umgehen. Im übrigen ist es gleich¬ 
gültig, ob der Verein in der einen oder anderen Form be¬ 
gründet, insbesondere ob er eingetragen ist oder nicht. Zum 
Hausstand gehörig aber sind alle in häuslicher Lebensgemein¬ 
schaft verbundenen Personen, auch wenn die Verbindung, 
wie bei Hausgästen, nur vorübergehend ist. 

IV. Uebrigens beziehen sich alle Ausnahmen zu III auf 
erschienene Werke. Sie beziehen sich nicht auf bühnen¬ 
mäßige Aufführungen in dem oben (S. 184, 203) be¬ 
schriebenen Sinne, § 27 62 ). 

ßß) Spielwerke. 

§ 27. 

I. Eine bedeutende Minderung des musikalischen Autor¬ 
rechts liegt auch in der Freigebung der Tonwerke für 
mechanische Spielinstrumente; allerdings war schon 
nach der Berner Konvention die Drehorgelwiedergabe von 
Musikstücken gestattet (Schlußprotokoll a. 3), allein man be¬ 
schränkte dies in Deutschland auf Spielwerke mit zugerichteten 

62 ) Weiter geht in der G-estattung Mexiko a. 1207, Z. 9, Nica¬ 
ragua a. 805, Z. 9: sie nehmen die bühnenmäßige Aufführung nicht 
aus und geben die Gestattung auch für rein dramatische Werke. Aehn- 
lich Monako a. 11, Z. 3 (mit Genehmigung der Regierung). 
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Walzen, während man die gesetzliche Erlaubnis nicht auf 
auswechselbare Notenscheiben bezog; denn als die 
Erfindung gemacht wurde, daß ein und dasselbe Spielwerk 
eine unendliche Zahl von Stücken spielen könne, sobald 
man nur eine verschiedenfach durchlochte Scheibe aufsetze, 
wurden solche Selbstspieler noch in ganz anderer Weise für die 
Tonmeister gefährlich: jetzt konnten alle gangbaren Musik¬ 
stücke für Aristons, Herophons und schließlich für selbst¬ 
tätige Klaviere verwendet werden. Daher die beschränken¬ 
den Entscheidungen des RG. vom 19. Dezember 1888, 
Entsch. XXn, S. 174, 31. Januar 1891, XXVII, S. 60, 
16. Dezember 1891, Droit d’auteur V, p. 78, 8. Juni 1895, 
Gew.R. I, S. 31, 17. November 1896, Entsch. Strafs. XXIX, 
S. 195, 24. Februar 1899, Droit d’auteur XIV, p. 5, OLG. 
Dresden 15. Mai 1896, Gew.R. IV, S. 86, LG. Leipzig 
8. Oktober 1898, Droit d’auteur XII, p. 40 63 ); während 
allerdings die französische Praxis auf Grund des Drehorgel¬ 
gesetzes vom Jahre 1866 die Tonmeister viel schlimmer 
behandelte und auch durchlochte Scheiben, ja Selbstsprecher 
unter die Ausnahmen brachte 64 ). 

Durch das neue Autorgesetz ist leider dieses ganze Ver¬ 
dienst der deutschen Rechtsprechung zu Grabe getragen wor¬ 
den; denn die Tonmeister wurden den selbsttätigen Spiel- 


68 ) Weitere Entscheidungen im Droit d’auteur VHI, p. 59 f. 

64 ) Vgl. Appellhof Paris 9. Jan. 1895, Seinetribunal 28. Juli 1902 
und 6. März 1908 (Ann. de droit comm. XVII, p. 86 und Taillefer 
im Gew.R. IX, S. 306. Anders allerdings Seinetribunal 3. Dez. 1900, 
Droit d’auteur XV, p. 43. Auch die englische Rechtssprechung steht 
unter der deutschen: man hat es nicht über sich vermocht, einen durch¬ 
lochten Papierstreifen als book im Sinne des Gesetzes von 1842 anzu¬ 
erkennen, High Court 19. April 1899 und Appellhof 13. Dez. 1899 
Boosy v. Whight. Gew.R. IV, S. 254, Droit d’auteur XII, p. 69, XIV, 
p. 8. Aehnlich auch Circ. Court Massachus. 27. Jan. 1888, Droit d’auteur 
vm, p. 57. Anders Belgien, wo das Trib. Brüssel 13. Juli 1904 er¬ 
klärte, daß sich der a. 3 des Schlußprotok. der Berner Uebereinkunft 
nicht auf Notenscheiben beziehe. 


Digitized by Google 



Inhalt. Sonderbeschränkungen. § 27. Spielwerke. 207 

werken aller Art aufgeopfert, und es kommt nicht mehr 
darauf an, ob solche Spielwerke in alter Art besonders für 
ein Stück hergerichtet werden müssen, oder ob das Tonstück 
in Scheiben gestochen und dann einem jeden selbst¬ 
tätigen Spielwerk unterlegt werden kann; so § 22 AG. 
Dazu tritt die weitere Bestimmung, daß, soweit die Verviel¬ 
fältigung durch solche Spiel werke erlaubt ist, auch die öffent¬ 
liche Aufführung als gestattet erscheint, § 26 AG. Alles 
dies ist ein schwerer Fehler des Gesetzes: es ist ein Verstoß 
gegen das, was man dem Tonmeister schuldet, wenn man ihn 
der Industrie aufopfert, welche doch Hilfsmittel genug hat, um 
sich gangbare Musikstücke zu verschaffen! Nur das Pianola 
(Phonola) hat man ausgenommen: es soll nicht gestattet sein,, 
ein Werk in der Art selbsttätig wiederzugeben, daß der 
Spielende, durch Einwirkung auf die Dauer und Stärke des- 
Tones und die Gestaltung des Tonrhythmus, dem selbsttätigen 
Spielwerke eine eigenpersönliche Wiedergabsweise verleiht; 
woraus sich die Folge ergibt, daß sich die Tonsetzer eine 
geistlose, mechanisch ertötende Darstellung ihrer Werke ge¬ 
fallen lassen müssen, nicht aber eine solche, welche einiger¬ 
maßen dahin strebt, ihrem Gedankengehalt gerecht zu 
werden! 

II. Uebrigens muß, was vom Pianola (Phonola u. dgl.) 
gilt, noch mehr von jeder stimmübertragenden oder spielüber¬ 
tragenden Weise des Spiel Werkes gelten (Selbstspreche r r 
Mignon-Klavier): eine derartige Darstellung ist, trotz, 
der mechanischen Weise der Vermittlung, durch § 22 nicht 
gedeckt, da die Vermittlung auf einer freitätigen, der augen¬ 
blicklichen künstlerischen Eingebung entsprechenden Darstel¬ 
lung beruht; die Bestimmung des § 22 aber geht von dem 
Gedanken aus, daß, wo immer die Darstellung keine rein 
selbsttätige, keine bloß mechanische, minderwertige ist, die 
Ausnahme ausgeschlossen und die Vervielfältigung verboten 
sein soll. Man nimmt an, daß nur die Minderwertigkeit der 
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geistlosen und darum wenig befriedigenden Wiedergabe es 
rechtfertige, ich möchte sagen, einigermaßen entschuldige, daß 
man sie dem Verbot des Autorrechts entzieht 65 )! 

III. Auch die Beschränkung des § 22 bezieht sich nur 
auf „erschienene“ Tonwerke, nicht auf solche, welche nur 
in Handschrift vorliegen, wohl aber auf solche, welche von 
dem Tonsetzer selbst für Scheiben bestimmt sind und auf 
diese Weise berechtigtermaßen verbreitet wurden 66 ). Vgl. S. 182. 

Bemerkenswert ist ferner, daß auf solche Weise nur 
Werke der Tonkunst betroffen werden, nicht auch 
Werke der Dichtkunst, so daß die Wiedergabe durch den 
Selbstsprecher mit gesprochenen Worten jedenfalls aus diesem 
Grunde unstatthaft wäre, selbst wenn man im übrigen anderer 
Ansicht sein wollte 67 ). 

4. Ausdehnung. 

a) Nach innen. 

§ 28. 

I. Das Benutzungsrecht ist nicht nur ein Benutzungsrecht 
in Bezug auf das Autorwerk, wie es sich äußerlich gibt, son¬ 
dern in Bezug auf den ganzen geschützten Inhalt des 
Autorwerkes. Daher bezieht sich dieses Recht auch auf 
solche Arten der Ausübung, die nur bei einer anderen 
inneren und äußeren Formung des autorrechtlichen Inhalts 
möglich sind. So z. B. ist beim Roman an sich nur eine 


85 ) Verkehrt die französische Praxis, Seinetrib. 23. Juli 1902, 6. März 
1903, Droit d’auteur XVI, p. 53, Seinetrib. 20. Dez. 1905, vgl. auch 
Appellhof Brüssel 29. Dez. 1905, Droit d’auteur XIX, p. 22; richtig 
Friedensgericht Brüssel 2. Okt. 1899, 10. August 1903, ib. XIV, p. 33, 
XVI, p. 103. 

66 ) Vgl. aber Seinetrib. 3. Dez. 1900, Droit d’auteur XIV, p. 15. 

67 ) Appellhof Paris 1. Febr. 1905, Droit d’auteur XVIII, p. 35 und 
Annales de droit comm. XIX, p. 71. 
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Festlegung und Verbreitung und eine Vorlesung, nicht eine 
Aufführung möglich; wer aber das Autorrecht an einem 
Roman hat, hat auch das Alleinrecht zur Dramati¬ 
sierung, und damit das Alleinaufführungsrecht in 
Bezug auf sämtliche Dramatisierungen; und ebenso hat, 
wem ein musikalisches Aufführungsrecht zusteht, das Allein¬ 
aufführungsrecht nicht nur in Bezug auf die von ihm gegebene 
Fassung, sondern auch in Bezug auf jede andere Fassung 
des musikalischen Werkes, auch auf die bühnenmäßige mit 
ihren besonderen Eigentümlichkeiten. Dies wird in unserem 
Autorgesetze mit Recht heryorgehoben, so § 37, vgl. 26 68 ). 

II. Natürlich ist damit nur das abstrakte Recht des 
Originalverfassers gegeben, eine Umgestaltung des Werkes 
nach jeder Richtung hin allein verwerten zu! dürfen; damit 
ist nicht gesagt, daß es ihm zustehe, die Uebersetzung 
oder Dramatisierung eines anderen für sich auszu¬ 
nutzen: dem widerstrebt das Recht dieses Dritten, und wir 
haben auch hier, wie im Erfinderrecht, den eigenartigen Zu¬ 
sammenstoß der Rechte, daß weder der Verbesserer die Ori¬ 
ginalschöpfung, noch der Originalschöpfer die Verbesserung 
verwerten darf, sondern daß jeder dazu der Einwilligung des 
anderen bedarf (S. 161 f.). 

Wesentlich ist aber, 

1. daß der Originalschöpfer nicht nur selbst eine 
solche Umwandlung vornehmen, sondern auch einem an¬ 
deren dazu das Recht erteilen kann, 

2. daß er die Benutzung der Umwandlungsschöpfung eines 
anderen, deren Benutzung sonst verboten ist, gestatten darf 
(Lizenz). 

Wie es sich hier mit der Verteilung der Entschädi¬ 
gung im Fall der Zuwiderhandlung eines Dritten verhält 
(S. 162), ist später darzulegen. 

68 ) Vgl. mein Autorrecht (1880) S. 215 f. Ueber älteres Recht RG. 
22. Juni 1883, Entsch. Strafs. VIII, S. 428. 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 14 
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'HI. Das Recht des Verfassers auf sein Werk in anderen 
Fassungen und Formungen ist erst in der neueren Zeit voll¬ 
kommen anerkannt worden 69 ). Allerdings war man bezüglich 
der Tonwerke schon längst genötigt, eine solche Ausdehnung 
des Schutzes anzunehmen und den Kern des Werkes von der 
einzelnen Sondergestaltung zu unterscheiden; was aber die 
Uebersetzung literarischer Werke betrifft, so hatte 
der Uebersetzungsschutz lange zu kämpfen. Der Grund lag, 
wie bereits S. 100 f. bemerkt, teilweise in falscher juristischer 
Auffassung, indem man folgerte: da die Uebersetzung selbst ein 
Autorwerk ist, so kann sie nicht mehr in dem Autorrechte des 
Originalverfassers liegen; außerdem aber beruhte der mangelnde 
Schutz vielfach auf den Interessen des Volkstums, auf der 
Gleichgültigkeit gegen die Rechte Fremder, auf dem Be¬ 
streben, die Vorteile des eigenen Landes auf Kosten der 
anderen, selbst unter offenbarer Verletzung ihrer Rechte zu 
steigern, und auf jener Kleinlichkeit, die ehemals den zwischen¬ 
staatlichen Verkehr kennzeichnete. 

Frühere Rechte gaben gar keinen Uebersetzungsschutz, 
später wurde der Schutz in unglaublich geringfügiger Weise 
erteilt, so noch in dem Gesetz vom Jahre 1870: er wurde 
nur für wenige Jahre gegeben und an Vorbehalte und belästi¬ 
gende Förmlichkeiten geknüpft, § 6 und 15. Aber selbst die 
Berner Uebereinkunft (a. 5) wandelte in dieser Beziehung noch 
auf alten Bahnen, wenn sie auch eine bedeutende Verbesserung 
brachte: denn sie beschränkte das Uebersetzungsrecht auf 
10 Jahre. Darüber ist man jetzt hinausgekommen, wie im 
zwischenstaatlichen Autorrecht näher darzustellen ist. Unser 
neues Gesetz hat alle diese Beschränkungen verworfen und 
somit die Bahn beschritten, die man schon längst in Frank¬ 
reich eingeschlagen hatte. 

Danach kann auch kein Zweifel bestehen, daß auch 
sonstige Umgestaltungen innerhalb des Autorrechts des 


69 ) Vgl. Autorrecht S. 208 ff. 
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Originalverfassers liegen, so namentlich was die Dramati¬ 
sierung und Entdramatisierung betrifft, wie ich dies 
bereits vor über 20 Jahren vertreten habe 70 ); und wenn 
man damals entgegenhalten konnte, daß, da der Ueber- 
setzungsschutz so beschränkt sei, aus dem Gesetze nicht ohne 
weiteres ein Schutz gegen Dramatisierung entnommen werden 
könne, so sind derartige Schlußfolgerungen nunmehr weg¬ 
gefallen 71 ). 

IV. Das Uebersetzungsrecht wird in verschiedenen Ländern noch 
sehr kümmerlich behandelt; doch werden alle Beschränkungen in kurzer 
Zeit fallen: sie verfallen mit Eintritt des zwischenstaatlichen Schutzes, 
denn die Binnenschranken bezüglich der Uebersetzungen haben meist 
keinen rechten Sinn. Volles Uebersetzungsrecht geben, außer Deutsch¬ 
land , Belgien a. 12, Tunis a. 4, Costarica a. 7, Vene¬ 
zuela a. 7, Vereinigte Staaten s. 4952; Japan a. 7 verlangt 
entsprechend der zweiten Regelung der Berner Konvention, daß die 
autorisierte Uebersetzung in 10 Jahren erscheint, ähnlich Australien 
a. 30 (mit Fristsetzung). Italien §§ 12 und 3 gibt ein Ueber¬ 
setzungsrecht nur auf 10 Jahre, dagegen ein volles Recht für die musi¬ 
kalische Umgestaltung, ebenso Brasilien a.3 und 16. Solche verschiedene 
Behandlung des Uebersetzungsrechts und des musikalischen Umgestal¬ 
tungsrechts ist eine Folgenwidrigkeit, die sich die verschiedenen Staaten 
zu Schulden kommen lassen. Bloß 10 Jahre Uebersetzungsschutz hat 
Norwegen a. 4, anders jetzt Dänemark 29. März 1904. Einen recht 
beschränkten Schutz und nur gegen Vorbehalt gewähren auch Mexiko 
a. 1154—1156, Nicaragua a. 751—753, Finnland a. 6 (bezüglich 
der Ausländer!). Etwas verklausuliert ist Spanien a. 13, 15. 

Enger ist das Recht begrenzt in den Staaten, welche es nicht nur 
auf eine bestimmte Reihe von Jahren beschränken, sondern außerdem 
verlangen, daß innerhalb dieser Zeit eine autorisierte Uebersetzung er¬ 
scheint, so Bolivia a. 8 (Uebersetzungsrecht 10 Jahre vom Erscheinen, 
sofern innerhalb 3 Jahren eine autorisierte Uebersetzung erscheint), 
Portugal a. 577, wo die autorisierte Uebersetzung mindestens in 
8 Jahren begonnen werden muß; ehemals Schweden a. 3 (1897): Ueber¬ 
setzungsschutz 10 Jahre, wenn in 2 Jahren eine autorisierte Uebersetzung 
erscheint; jetzt geändert 29. April 1904. Ganz veraltet und auf dem Stand 

70 ) Autorrecht S. 214 f. 

71 ) Bezüglich der Dramatisierung vgl. auch Spanien Ausf.-O. a. 68, 
Norwegen a. 13, Dänemark a. 13, Australien a. 13. 
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des alten deutschen Gesetzes stehen Ungarn a. 7, 17, Oesterreich a. 28, 
47; dem Uebersetzungsrecht feindlich ist auch Kolumbien a. 26, 31. 

V. Eine Autorverletzung liegt auch dann vor, wenn das 
Werk verballhornt wiedergegeben wird, so daß der 
Verfasser das Werk in dieser Gestalt nicht als das seinige 
anerkennen möchte. Natürlich ist dann die Autorverletzung 
mit einer Verletzung des Perfcönlichkeitsrechts verbunden: 
das eine aber schließt das andere nicht aus; was kaum her¬ 
vorgehoben zu werden brauchte, wenn nicht auffallender¬ 
weise das Gegenteil behauptet worden wäre 72 ). Dies gilt vom 
Vervielfältigungs-, wie vom Aufführungsrecht 73 ). 

VI. Der Autorschutz reicht so weit, als der Gegen¬ 
stand des Autorrechts reicht; sobald daher jemand auf 
einen anderen Gegenstand übergeht, wenn auch auf 
Grund der Anregung, welche er von dem einen Gegen¬ 
stand erfahren hat, ist von einer Verletzung des Autorrechts 
keine Rede mehr; denn die ganze Welt der künstlerischen 
Gestaltung steht in innigem Zusammenhänge, in der Art, daß 
die Schöpfung eines jeden nicht nur ein neues Gebilde zu 
Tage fördert, sondern auch neue Perspektiven eröffnet, eine 
neue Pforte des Wirkens erschließt und es ermöglicht, neue 
Bahnen einzuschlagen. Der darauf beruhende Zusammenhang 
hat nur noch moralische, nicht mehr juristische Bedeutung; 
denn die Rechtsordnung kann die Befugnisse nur so weit 
erstrecken, als das geschaffene Gebilde geht, nicht soweit, als 
von ihm neues Licht verbreitet wird, das die Wege weist: 
eine derartige Einwirkung ist auf der einen Seite so unbestimmt 
und unermeßlich, auf der anderen Seise so sehr der eigen- 

72 ) Vgl. auch Norwegen a. 18, Dänemark a. 13. Das Gegen¬ 
teil zu behaupten war dem Leipziger Sachverständigenvereine Vorbe¬ 
halten; hiergegen meine Autor- und industrierechtl. Abhandlung, II, 
S. 20 f. 

7S ) Vorausgesetzt, daß in einer etwaigen „Kakophonie“ noch das 
Tonwerk zu erkennen ist, vgl. franzos. Kass.-Hof 13. Dez. 1904, Ann. 
de droit comm. XIX, p« 71 f. 
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persönlichen Kraft des neuen Schöpfers anheim gegeben, daß 
es völlig undenkbar ist, derartige Zusammenhänge juristisch 
zu verfolgen, § 13 AG. 74 ). 

Ein Uebergang von der einen Schöpfung zur anderen liegt 
auch dann vor, wenn etwa ein Werk der bildenden Kunst 
Gelegenheit zur Erörterung auf dem Wege der Sprach¬ 
kunst gibt, oder wenn jemand ein dramatisches Gebilde zer¬ 
gliedert 75 ) oder seinen Eindruck poetisch wiedergibt, oder wenn 
jemand auf Grund eines Musikstückes, durch die Gefühls¬ 
antriebe erregt, eine Dichtung schafft. In allen diesen 
Fällen ist von einer juristischen Abhängigkeit der neuen 
Schöpfung von der alten nicht mehr die Rede 76 ). 

b) Nach außen. Landesgrenzen. 

§ 29. 

I. Wie für das Patentrecht, so gilt auch für das Autor¬ 
recht der Grundsatz der Territorialität, wonach für jedes 
Rechtsgebiet ein besonderes Autorgut besteht, dessen Schutz 
nach den Grundsätzen dieses Rechtsgebietes stattfindet, und 
zwar grundsätzlich so, daß das eine Recht vom anderen unab¬ 
hängig ist: so viele Rechtsgebiete, so viele Autorrechte! 
Daraus geht hervor: 

1. Das inländische Autorrecht gibt nur das Yervielfälti- 
gungs- und Aufführungsrecht im Inland: eine derartige Tätig¬ 
keit im Ausland kann nur in ein ausländisches Autorrecht 
eingreifen; 

74 ) Die Ausdrucksweise des § 13 läßt allerdings viel zu wünschen 
übrig. Der Ton ist auf die freie Benutzung zu legen, denn eine 
eigentümliche (! wohl eigenartige) Schöpfung ist auch möglich, wenn 
Teile einer fremden Schöpfung so hineingearbeitet sind, daß das ihr 
eigene Autorrecht daran haften bleibt. 

7B ) Vgl. Schweizer Bundesgericht 3. Nov. 1899, Droit d’auteur XIII, 
p. 93. 

76 ) Vgl. OLG. München 24. Sept. 1889, Sammlung von Entsch. (Straf¬ 
sachen) V, S. 484, OLG. Dresden 12. Mai 1892, Goltdammer 40, S. 367. 
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2. wenn in einem Rechtsgebiet ein Schutz des Werkes 
nicht oder nur beschränkt besteht, so sind die solchem ge¬ 
setzlichen Zustande entsprechenden Tätigkeiten innerhalb dieses 
Gebietes rechtlich neutral, mögen sie auch sittlich verwerf¬ 
lich sein. Der inländische Verfasser erlangt daher keinen An¬ 
spruch auf Schadenersatz gegen denjenigen, der ihn in einem 
Staate nachdruckt, in welchem der Nachdruck gesetzlich ge¬ 
stattet ist, oder der in solchem Staate sein Werk aufführt 77 ). 
Dies erleidet nur dann eine Ausnahme, wenn der Nachdruck 
im Auslande mit der alleinigen oder mit der begleitenden 
Absicht stattfindet, die Nachdrucksstücke in das 
Inland einzuführen: insofern kann die Tätigkeit im Aus¬ 
lande als Vorbereitung der inländischen Autorverletzung gelten 
und infolgedessen widerrechtlich sein; dies ist nicht der Fall, 
wenn der dortige Herausgeber die nötigen Maßnahmen trifft, 
um zu verhindern, daß seine Erzeugnisse in das Inland ein¬ 
geführt werden, z. B. die Exemplare stempelt oder mit einem 
entsprechenden Vermerk versieht. 

3. Die Autorrechte sind von einander unabhängig; 
so daß möglicherweise das Recht in einem Staate erlischt, 
während es im anderen fortdauert 78 ). 

4. Der innerliche Umfang des Autorrechts in jedem Staate 
bestimmt sich nach den Gesetzen dieses Staates. 

5. Ein Exemplar, welches durch das Autorrecht des einen 
Staates gedeckt ist, darf im anderen Staate nur dann ver¬ 
breitet werden, wenn ihm auch das Autorrecht dieses 
Staates zu Gebote steht (oben S. 182). 

6. Ein Autorrecht kann nur durch ein Gericht seines 


77 ) RG. 14. November 1894, Entsch. XXXIV, S. 46 (Goltd. 42, 
S. 455), vgl. auch Z. internst. PrivatR. VI, S. 241. Anders verhält es 
sich mit den Persönlichkeitsrechten, z. B. dem Markenrecht, RG. 2. Okt. 
1886, Entsch. XVIII, S. 36 f., Recht des Markenschutzes S. 446. 

78 ) Diese Unabhängigkeit ist bekanntlich im Patentrecht nach vielen 
Irrgängen durchgedrungen, Handbuch des Patentrechts S. 670 ff., Pariser- 
Brüsseler Uebereinkunft a. 4 b. 
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Landes gepfändet und zur Vollstreckung gebracht werden, 
nicht durch ein ausländisches; denn kein Gericht kann seine 
Vollstreckungsmacht auf Rechtsgüter erstrecken, die außer¬ 
halb des Gebietes seines Staates liegen. 

7. Die Territorialität würde, wie im Patentrecht, dazu 
führen, daß auch die Förmlichkeiten des Erwerbs für 
alle Staaten befolgt sein müßten. Wie aber durch die Pariser 
Union in dieser Beziehung für das Patentrecht Erleichterungen 
geschaffen wurden, so wird die Stellung des Verfassers in der 
Berner Vereinbaruug erleichtert; dies ist später zu erörtern. 

II. Diese allein zutreffende Lehre ist durchaus nicht all¬ 
gemein anerkannt; ja, man ist meist noch sehr fern von der 
richtigen Erkenntnis: denn die ständige Vermischung 
von Immaterialrecht und Persönlichkeitsrecht trägt 
dazu bei, den Blick zu trüben. 

Ein Hauptirrtum liegt darin, daß man annimmt, das 
Autorrecht eines bestimmten Landes sei das ursprüngliche und 
die Rechte aller anderen Länder nur Ableitungen 79 ), eine Auf¬ 
fassung, die für das Persönlichkeitsrecht und namentlich auch 
für das Markenrecht gerechtfertigt erscheinen kann, für die 
Immaterialgüterrechte aber ebenso verfehlt ist wie für die 
dinglichen Rechte; vielmehr ist das Autorrecht eines jeden 
Landes selbständig, und irgend eine Abhängigkeit des einen 
vom anderen, namentlich vom sogen. Ursprungslande, entbehrt 
jeden Anhalts in der Natur des Verhältnisses. 

Wieweit dieser Irrtum in Staatsverträgen gewaltet hat, ist 
später zu entwickeln. 

III. Die Gebietsschranke kommt insbesondere bei den 
Staaten in Betracht, welche entweder allgemein oder im ein¬ 
zelnen Fall dem inländischen Verfasser den Schutz ver¬ 
sagen. Sie kommt auch dann in Betracht, wenn der Ver- 


79 ) Unrichtig beispielsweise Trib. Lille 29. Dez. 1897, Appellhof 
Turin 20. Juli 1894, Droit d’auteur XI, p. 48. 
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fasser, was möglich ist, das in verschiedenen Staaten bestehende 
Autorrecht an verschiedene Personen überträgt, § 8, Abs. 3 
AG., oder es für die verschiedenen Länder in verschiedenen 
Verlag gibt. 

Handelt es sich um eine verschiedensprachige Wieder¬ 
gabe, dann wird hierzu kein Bedürfnis bestehen, denn der 
deutsche Verleger wird im allgemeinen nicht geschädigt, wenn 
Exemplare des französischen Verlegers von Frankreich aus oder 
des englischen Verlegers von England aus die deutsche Grenze 
überschreiten: daher wird ein solcher Verlags vertrag nicht für 
ein bestimmtes Land, sondern für alle Länder abgeschlossen 
werden. Wohl aber tritt die Notwendigkeit hervor, wenn es 
sich um verschiedene Gebiete derselben Sprache handelt, für 
welche ein Interesse daran besteht, daß verschiedene Verleger 
tätig sind; so schon was den ausgedehnten englischen Leser¬ 
kreis des Festlandes gegenüber England, so was den eng¬ 
lischen Leserkreis in England und in den Vereinigten Staaten 
betrifft. 

Hauptsächlich aber waltet dieses Interesse bei der „ Welt¬ 
sprache u , der .Musik, die für alle Länder gleich ist, während 
doch ein Bedürfnis einer örtlich verschiedenen Verlegertätig¬ 
keit besteht; weshalb sich das geteilte Verlagsrecht nament¬ 
lich im Musikalienverlag entwickelt hat, vgl. z. B. deutsch¬ 
französisches (belgisches, italienisches) Abkommen a. 11. 

IV. Dieses Gebietsautorrecht kann aber nicht ohne be¬ 
stimmte Beschränkungen durchgeführt werden, sollen 
nicht berechtigte Interessen notleiden. Es ist nämlich viel¬ 
fach, wenn mehrere Ausgaben in verschiedenen Ländern er¬ 
stehen, ein literarisches Bedürfnis, die mehreren Ausgaben 
zusammen zu besitzen, und sie namentlich in Bibliotheken, 
Akademien und ähnlichen wissenschaftlichen Anstalten zu 
vereinigen. Zu einer solchen ausnahmsweisen Durchbrechung 
des Gebietsschutzes muß sich der Schutzberechtigte schon ver¬ 
stehen, da es sich hierbei nicht um den gewöhnlichen Bücher- 
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verkehr, sondern um ausnahmsweise wissenschaftliche Ver¬ 
anstaltungen handelt, wie z. B. in dem Fall, wenn jemand 
für wissenschaftliche Zwecke eine fremde Maschine ins In¬ 
land einführen wollte, und wie ja auch, zum Zweck der Aus¬ 
stellungen, für Patent und für literarische Werke Aus¬ 
nahmen Vorbehalten sein können. Auch das muß gestattet 
sein, daß, wenn in einem Lande ein Werk in einer Zeitschrift 
erschienen ist und dieses Werk nur einen Teil des Zeitschrift¬ 
inhaltes bildet, die Zeitschrift in dem anderen Lande verbreitet 
werden darf; denn sonst müßte möglicherweise wegen eines in 
dem Lande A geschützten Werkes eine im Lande B er¬ 
schienene Zeitschrift, welche dieses Werk mit enthält, zu er¬ 
scheinen aufhören oder mindestens eine Reihe von Heften oder 
Nummern dem Lande fembleiben; was alles dem literari¬ 
schen Bedürfnis im höchsten Grade widerspräche. Eine Ver¬ 
breitungshandlung in dieser beschränkten Weise kann darum 
nicht Autorverletzung sein; so wenn ich mir, um eine Samm¬ 
lung der Drucke meiner Werke zu haben, einen in Amerika 
erschienenen deutschen Nachdruck, oder wenn ich mir einen 
russischen Nachdruck kommen lasse, obgleich ich dem Ver¬ 
leger das Uebersetzungsrecht vollständig übertragen habe; nur 
daß, was die Zeitschriften betrifft, der Zeitschriftverkehr Zeit¬ 
schriftverkehr bleiben muß und der Zeitschriftverleger nicht 
etwa die entsprechenden Hefte in besonders hoher Auflage 
drucken darf, um das Werk im Inlande zu verbreiten. 

Leider fehlt es in dieser Beziehung unserer Gesetzgebung 
fast völlig an entsprechenden Bestimmungen. Der Grund 
war eine irrtümliche Auffassung des Urheberrechts und in¬ 
folgedessen eine Verkennung der hierbei entstehenden Schwie¬ 
rigkeiten und Zwischenverhältnisse. Das Gesetz, welches allein 
darüber eingehendere Bestimmungen gibt, ist das amerika¬ 
nische, Revised Statutes, § 4956. Vgl. S. 179. 

V. Das in verschiedene Länder geteilte Autorrecht beruht 
also auf der Verschiedenheit der Landesgesetze und der dieser 
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Verschiedenheit entsprechenden Verschiedenheit der Immaterial¬ 
rechte. Daraus ergibt sich von selber, daß, wenn die Landes¬ 
grenzen sich ändern, das geteilte Autorrecht den veränderten 
Grenzen folgen muß; als z. B. seinerzeit durch Abtretung 
von Elsaß-Lothringen ein Teil von Frankreich an Deutsch¬ 
land fiel, so erstreckte sich das deutsche Autorrecht von selbst 
über dieses abgetretene Gebiet, während das französische zu¬ 
rücktrat. Dadurch kann bewirkt werden, daß das Autorrecht 
des einen Rechtsnachfolgers sich erweitert, das des anderen sich 
verengert, und dasselbe gilt auch bezüglich des Verlagsrechtes, 
namentlich des musikalischen Verlagsrechtes: natürlich muß, 
entsprechend der dadurch herbeigeführten Bereicherung des 
einen und Schmälerung des anderen, ein Ausgleichungsanspruch 
gegeben sein. Unrichtig hat das Reichsgericht entschieden 80 ), 
indem es die früheren Landesgrenzen als maßgebend erklärte; 
es hat dabei nicht genügend erwogen, daß die Teilung des 
Autorrechts nicht auf willkürlicher Bestimmung der Oertlich- 
keitsgrenzen beruht, sondern auf der Ausdehnung des Ge¬ 
setzes und der gesetzlichen Macht, also auf den Grenzen des 
Staatsgebietes. 

VI. Die Frage, ob eine im Ausland begangene Verletzung 
eines dortigen Autorrechts und ob ihre Entschädigungs- und 
Straffolgen in Deutschland zur Geltung gebracht werden können, 
gehört der Lehre von den Grenzen der Gerichtsbar¬ 
keit an und ist später zu behandeln. 

80 ) RG. 9. Nov. 1898, 19. Nov. 1901, Entsch. 42, S. 801; 49 S. 175. 
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III. Abschnitt. 

Das Recht in seiner Bewegung. 

1. Träger. 


§ 30. 

I. Jeder Rechtsfähige kann Erwerber eines Autorrechts 
sein, leibliche wie juristische Personen, vgl. §§ 3, 32AG., 
ebenso In- und Ausländer; und auch wo Beschränkungen 
bezüglich der Ausländer gelten, wie in § 54 f. AG., ist nicht 
gesagt, daß die Ausländer kein Autorrecht haben sollen, son¬ 
dern daß ausländische Verfasser kein Autorrecht erwerben 
können: ist daher von einem inländischen Verfasser ein Autor¬ 
recht erworben, so kann es ohne weiteres auf einen Ausländer 
übertragen werden; es geht daher auch auf die Erben über, 
selbst wenn sie Ausländer sind; es würde selbst auf einen 
ausländischen Staat übergehen: wenn es in solchem Falle 
nicht nach § 8 AG. erlöschen müßte. 

II. In der Frage, wer im einzelnen Falle der Autor¬ 
berechtigte ist, gilt bei erschienenen, aufgeführten, vorge¬ 
tragenen Werken eine Vermutung, §§ 3 und 7 AG: die 
Vermutung spricht für den, unter dessen Namen das Werk 
erschienen und unter dessen Namen die Aufführung oder der 
Vortrag an gekündigt worden ist. Darüber ist zu bemerken: 

1. Der Grund für die Vermutung ist die UnWahrschein¬ 
lichkeit, daß jemand mit einem ihm nicht zustehenden Werke 
wissentlich an die Volksgemeinschaft tritt: es bleibt also nur 
der Fall des Irrtums übrig, und derartige Irrtumsfalle sind 
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selten. Die Vermutung gleicht daher der Vermutung des 
Musterrechts (§ 13 G-eschm. Muster-Ges.)* 

2. Die Vermutung wirkt, wie jede andere Vermutung, im 
Prozeß und außerhalb des Prozesses: wer mit dem Autorrecht 
eines Werkes zu tun hat, ist gerechtfertigt, wenn er der Ver¬ 
mutung folgt 1 ). 

3. Die Vermutung spricht nur für die Autorschaft, nicht 
für das Autorrecht. Die Frage, ob das Werk dem Autor¬ 
schutz unterliege oder frei ist, wird dadurch nicht berührt 2 ). 

4. Gesetze, welche das Eintragsystem haben, knüpfen die 
Vermutung an die Eintragung 8 ). 

5. Die Vermutung schließt den Gegenbeweis nicht aus 4 ). 

III. Das Recht kann einem Treuhänder zustehen, d. h. 
einem solchen, der es im Interesse eines anderen trägt. Das 
ist der Fall bei allen namenlosen Werken und bei allen Werken 
mit Decknamen; Treuhänder ist hier der Herausgeber, also, 
insbesondere was Zeitungsartikel betrifft, der Redakteur, und 
wenn ein solcher Herausgeber nicht vorhanden ist, der Ver¬ 
leger, der Verleger auch bezüglich des Herausgeberrechts, 
§ 4 und 7 AG. 

Der Herausgeber und Verleger wirkt hier nicht 
als Herausgeber und Verleger, sondern als Treuhänder und 
hat alle Rechte des Autorberechtigten 5 ). Er kann daher das 
Autorrecht veräußern, und es geht an den gutgläubigen Er¬ 
werber über. Er kann auch einen jeden Verletzer belangen, und 


*) Arch. f. ziv. Praxis 96, S. 364. 

2 ) Arch. f. b. Recht XXVII, S. 206, Juristen-Z. XI, S. 362. 

8 ) Spanien Ausf.-O. a. 3. 

4 ) Sp anien Ausf.-O. a. 3. Ueber zwischenstaatliches Recht s. unten. 

5 ) Vgl. auch Spanien a. 26, Kolumbia a. 46, Ecuador a. 22, 
Costarica a. 21, Portugal a. 586, Mexiko a. 1163, Nicaragua 
a. 760, Venezuela a. 4, Z. 4 und a. 11, Niederlande a. 3, Trans- 
yaal a. 3, Ungarn a. 28, Belgien a. 7, Luxemburg a. 7. Von 
einem zweiten Fall der Treuhänderschaft ist unten S. 249 f. zu handeln. 
Vgl. auch noch S. 325. 
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zwar nicht nur im Kreise seines Verlagsrechts, sondern im Tollen 
Kreise des Autorrechts. Er kann also insbesondere auch 
fremdsprachliche Nachdrucke verfolgen und kann auch, wenn 
eine Auflage vergriffen ist, nicht nur eine neue drucken, son¬ 
dern auch einen jeden verhindern, mit einer solchen hervor¬ 
zutreten, § 7, Abs. 2. 

Diese Treuhänderschaft gilt aber nur für Vervielfälti¬ 
gung und Verbreitung, sie gilt nicht für das Aufführungs¬ 
recht; weshalb der Verleger eines Romans in diesem Falle 
nicht die Befugnis hat, die Aufführung einer danach erfolgten 
Dramatisierung zu gestatten. 

IV. Die Treuhänderschaft dauert so lange, bis der 
Verfasser in einer den Verleger oder Herausgeber bindenden 
Art seine Autorschaft kundgegeben hat: eine solche Kund¬ 
gebung bindet den Verleger sofort schuldrechtlich; gegen¬ 
standsrechtlich wirkt sie, 

1. wenn der Verleger zugestimmt hat, 

2. wenn er verurteilt worden ist, diese Zustimmung zu geben. 

Die Bestimmungen des § 31, insbesondere was die Ein¬ 
tragung in die Eintragsrolle betrifft, haben hier keine Bedeu¬ 
tung, da es sich an jener Stelle nur um die Verlängerung 
der Frist handelt, nicht um den Zusammenstoß zwischen dem 
wahrhaft Berechtigten und dem Treuhändler. 

V, Durch die erwähnte Kundgebung tritt also zunächst die 
schuldrechtliche Verpflichtung ein, von der Treuhänderschaft 
keinen Gebrauch mehr zu machen; durch die bestätigte Kund¬ 
gebung (zu 1 und 2)'hört die gegenständliche Wirkung der 
Treuhänderschaft auf, so namentlich auch insofern, als eine 
etwaige Pfändung beim Verleger oder sein Konkurs das Autor¬ 
recht nicht mehr berühren: in beiden Fällen kann die Aus«» 
sonderung des Rechts begehrt werden; dagegen bleiben die 
bisherigen Verfügungen des Treuhänders bestehen 6 ). 

6 ) Ueber das Aufhören der Treuhänderschaft vgl. Spanien a. 26 und 
Ausf.-O. a. 7, Costarica a. 22, Mexiko a. 1144, Nicaragua a. 741, 
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VI. Hat der Treuhänder die Treuhand an einen anderen 
(Verleger) abgegeben, so gelten gegen den neuen Treu¬ 
händer dieselben Rechte, wie gegen den alten. 

2. Entstehung, 
a) Allgemeines. 

§31. 

I. Das Autorrecht entsteht als vollkommenes und als 
unvollkommenes. Das unvollkommene Autorrecht ist ein 
Recht ohne einstweiligen gesetzlichen Schutz, welches aber 
mit Eintritt einer gewissen Tatsache den gesetzlichen Schutz 
erlangen kann: also eine Art von natürlichem Autorrecht in 
Erwartung eines vollgeschützten bürgerlichen. 

Ein derartiges unvollkommenes Autorrecht tritt hervor bei 
Werken von Ausländern, d. h. von Nichtreichsangehörigen, 
welche nicht entweder nach §§ (54 oder) 55 oder nach Maß¬ 
gabe der Berner Uebereinkunft oder der sonstigen Staatsver- 
träge ihren Schutz genießen. Werke dieser Art sind nicht 
etwa vollkommen rechtlos, denn sie erwerben den Rechts¬ 
schutz. mit dem Augenblick, in welchem der Verfasser die in¬ 
ländische Staatsangehörigkeit erwirbt; sie erwerben ihn von 
diesem Augenblick an, nicht etwa mit Rückwirkung: denn 
die Betätigungen, die vor dieser Zeit erfolgten, sind Betäti¬ 
gungen außerhalb des Autorschutzes und bleiben es. Das 
weitere gehört dem zwischenstaatlichen Rechte an. 

II. Das Autorrecht entsteht nicht erst mit dem Er¬ 
scheinen oder der sonstigen Veröffentlichung des Wer¬ 
kes 7 ); im Gegenteil: hierdurch erleidet es vielmehr einigen 
Abbruch: der Vorlesungsschutz hört auf, § 11, ebenso derun- 

Venezuela a. 4, Z. 4 und a. 11, Portugal a. 583, Kolumbia a. 46, 
Niederlande a. 3, Transvaal a. 3, Belgien a. 7, Luxemburg a. 7. 

*) Vgl. Spanien a. 8. 
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bedingte Aufführungsschutz in Bezug auf musikalische Werke, 
§ 27; das Zitierungsrecht, die Befugnis dritter zur Auf¬ 
nahme in Sammlungen gilt nunmehr, § 19 (Z. 1 bei jeder 
Veröffentlichung, Z. 2—4 beim Erscheinen), § 21, 23; von 
nun an beginnt die Freiheit des § 20 und des § 22 AG.; und 
welche Bedeutung das Erscheinen oder Veröffentlichen im 
Zwischenstaatsrechte hat, soll später erörtert werden. 

III. Das Autorrecht ist aber auch nicht schon mit dem 
Augenblick der künstlerischen Eingebung vorhanden, 
sondern erst mit dem Augenblick, wo das Werk sich 
in der Art verselbständigt hat, daß es außerhalb dea 
Verfassers ein objektives Dasein erlangt, also ins¬ 
besondere wenn das Werk niedergeschrieben oder wenn es 
durch Vortrag aus der Person des Verfassers herausgetreten 
ist, namentlich durch Rede und bei musikalischen Werken 
durch Spiel; wobei nicht erforderlich ist, daß die Rede oder 
das Spiel öffentlich war: ja, auch das ist nicht erforder¬ 
lich , daß überhaupt andere Leute zugezogen wurden 8 )* 
Würde also irgend ein Horcher ein solches Werk ganz oder 
teilweise erhascht haben und veröffentlichen, so würde er 
nicht nur gegen das Persönlichkeitsrecht verstoßen, sondern 
auch eine Autorverletzung begehen. Daß eine öffentliche 
Rede genügt, versteht sich hiernach von selbst 9 ). 

Die Betätigung, wodurch das Hervortreten aus der Person 
des Verfassers bewirkt wird, heißt Schöpfung: das Autor¬ 
recht entsteht mit der Schöpfung, welche Schöpfung natürlich 
eine Schöpfung höheren oder niederen Ranges sein kann, wie 
Uebersetzung, Dramatisierung, Bearbeitung, § 2 AG. 

IV. Zur Schöpfung ist nicht erforderlich, daß das Werk 

8 ) Vgl. auch mein Rechtsgutachten in der Prioritätsfrage Türck- 
Czermak in der Berliner klinischen Wochenschrift 1906, Nr. 1. Auch 
Lander, in welchen das Gesetz nur von Schriften handelt, z. B. Frank¬ 
reich (ecrit) lassen die Rede genügen, Garraud, Traitö de droit pönal 
VI, Nr. 2535. 

9 ) Seinetrib. 30. Juni 1894, Droit d’auteur VIII p. 43. 
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vollständig ausgearbeitet ist; es genügt, daß bereits so 
viel vom Autorwerk, als schützbar ist, verwirklicht wird. 
Dies ist insbesondere für rein künstlerische Schöpfungen wich¬ 
tig, bei welchen das imaginäre Bild in Betracht kommt: hier 
genügt es, wenn dieses imaginäre Bild in voll erkenntlicher 
Weise zur Darstellung gebracht wird; es ist vor allem wichtig, 
sofern der dramatische Schriftsteller „Scenare 44 entworfen hat. 

Bezüglich des See na re kann ich wiederholen, was ich in 
meinem „Literarisch-artistischen Kunstwerk 44 S. 120 f. aus¬ 
führte : 

„Manche Autoren geben im Scenar nur die Fabelentwick¬ 
lung und, in Verbindung damit, die Art und Weise, wie die 
Züge der Fabel sich auf die einzelnen Szenen verteilen: einen 
Eindruck von den Persönlichkeiten, ihrer Individualität, ihrem 
Charakter bekommt man hieraus nicht; dann ist das Autor¬ 
recht nicht erwachsen, es erwächst erst in dem Maße, wie 
die einzelnen Szenen bis zur Individualisierung der Einzel¬ 
personen ausgestaltet werden. Manche Dramatiker arbeiten 
dagegen die Scenare in der Art aus, daß sie bereits die Rede 
und Gegenrede skizzieren, wenn vielleicht auch nur in in¬ 
direkter Form, so daß die Charakteristik und ihre Entfaltung 
in der Fabel bereits deutlich hervortritt. Hier ist das ima¬ 
ginäre Bild bereits fixiert, die innere Form ist unvollkommen, 
die äußere Form noch gar nicht oder fast gar nicht ent¬ 
wickelt; aber die Skizze in ihrer eigenartigen Form bietet 
bereits das imaginäre Bild, und das Autorrecht ist entstanden. 44 

Dasselbe gilt auch von sonstigen Entwürfen. Sollten 
Entwürfe nicht so weit gediehen sein, sondern erst Andeu¬ 
tungen enthalten, so wäre ein Autorrecht nicht vorhanden; 
allerdings könnte eine gesellschaftswidrige Aneignung und 
Verwendung solcher hingeworfener „Embryonen 44 als Persön¬ 
lichkeitsverletzung betrachtet und nach § 823 (826) behan¬ 
delt werden, vgl. auch § 11 AG. 10 ). 


10 ) Vgl. auch Spanien, Ausf.-O. a. 64. 
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V. Das Autorrecht bedarf bei uns nur dieses Heraustre- 
tens aus dem Innern des Verfassers, es bedarf nicht der An¬ 
meldung noch der Niederlegung noch der Einreichung 
von Pflichtexemplaren noch irgendwelcher polizeilicher oder 
rechtspolizeilicher Tätigkeit. Es ist ein Ruhm unserer deut¬ 
schen Gesetzgebung, daß sie von lange her mit derartigen 
veralteten Dingen gebrochen hat 11 ): unser Gesetz verlangt 
weder vor noch nach der Veröffentlichung irgend eine An* 
meldung oder sonstige Förmlichkeiten. 

Auch namenlose (anonyme) Werke und Werke mit 
Decknamen (pseudonyme Werke) bedürfen einer solchen 
Tätigkeit nicht; nur insofern kommt ein derartiges bei ihnen 
in Betracht, als eine rechtspolizeiliche Handlung die Voraus* 
Setzung sein kann für eine längere Dauer des Autorschutzes: 
wenn nämlich der Verfasser verborgen bleiben soll, dann kann 
das Autorrecht nur 30 Jahre von dem Erscheinen an bestehen; 
ein Hervortreten des Verfassers verlängert die Dauer nach 
Maßgabe der Regel, so daß es während seiner Lebenszeit 
und 30 Jahre nach seinem Tode gilt. Die Gesetzgebung hat 
nun aber dieses Hervortreten an eine Form geknüpft, von der 
später die Rede sein wird: es kann natürlich erfolgen durch 
Vervielfältigung einer mit dem Namen versehenen Ausgabe, 
es kann aber auch geschehen durch Eintragung in die Ein¬ 
tragsrolle in Leipzig. Hier und nur hier tritt eine Art 
freiwilliger Gerichtsbarkeit zu Tage, § 31 AG. 

Natürlich handelt es sich hier nicht um eine Förmlich¬ 
keit für den Erwerb des Autorrechts, sondern um eine 
Förmlichkeit, welche für die Dauer des Autorschutzes 
bedeutsam ist 12 ). Diese Förmlichkeit gilt für sämtliche Werke, 


n ) Will ein Staat Pflichtexemplare haben, so soll er sie auf an¬ 
dere Weise erzwingen, nicht durch Vorenthaltung des Autorrechts. 

12 ) Vgl. Kass.-Hof Turin 25. August 1898, Kass.-Hof Rom 23. Nov. 
1899 (Rivista penale 51, p. 209), Fedozzi im Arch. giurid. 65, p. 357. 
Dies kommt für die zwischenstaatlichen Verhältnisse in Betracht. 
Köhler, Urheberrecht au Schriftwerken und Verlagsrecht. 15 
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welche den deutschen Schutz genießen, daher auch für die 
Werke ausländischer Verfasser, die in Deutschland ge¬ 
schützt sind. 

Im Gegensatz zu unserem Recht wird die Eintragung in einer 
Reihe von Staaten verlangt und zwar 1. als Bedingnis für das Ent¬ 
stehen des Autorrechts, so Italien a. 21, 27, Spanien a. 33—3G und 
Ausf.-O. a. 22 ff. (innerhalb eines Jahres), Vereinigte Staaten 
8. 4956 f., Ecuador a. 43—50, Mexiko a. 1234 (Eintragung und Nieder¬ 
legung von zwei Exemplaren), Nicaragua a. 831 (Eintragung), Co- 
starica a. 49—55 13 ), KoJumbia a. 27—31 (in einem Jahre), Bra¬ 
silien a, 13 14 ), Guatemala a. 28 f. (Eintragung und Niederlegung), 
Niederlande a. 10 (innerhalb eines Monats), Transvaal a. 10 (inner¬ 
halb zweier Monate); ja, Venezuela a. 21 f., verlangt gar eine be¬ 
eidigte Erklärung und die Erteilung eines förmlichen Patentes 15 ); oder 
die Eintragung ist 2. nur ein Bedingnis für die Klagbarkeit des An¬ 
spruchs, so vor allem England 1842, s. 24 (für die Kolonien aber gilt 
Gesetz 1886 a. 8), Frankreich 1793, a. 6, Japan a. 15. 

Dazu kommt als Bedingnis für die Klagbarkeit in den Vereinigten 
Staaten (sect. 4962) noch der Eintragsvermerk: Entered according to 
Act of Congress. 

VI. Dagegen bedarf das Recht auch bei uns nach man¬ 
chen Richtungen eines Vorbehalts. Vorbehalt ist eine auf 
den Vervielfältigungsexemplaren stehende Erklärung, wonach 
gewisse, sonst der Allgemeinheit zustehende Rechte dem Ver¬ 
fasser verbleiben sollen. Abgesehen von dem zwischenstaat¬ 
lichen Rechte, das später zu behandeln ist, kommen noch 
Vorbehalte bei Zeitungsartikeln in Betracht, § 18 AG., 
sowie bezüglich der ehemals erschienenen Werke der 
nicht dramatischen Tonkunst, §61 AG. Davon gilt fol¬ 
gendes : 

1. Der Vorbehalt ist eine Rechtshandlung 16 ), er muß 


13 ) Eigenartige Bestimmung in a. 63 über Verlust und Wieder¬ 
erlangung; auch Ausf.-O. 7. Nov. 1896. 

14 ) Vgl. Ausf.-O. vom 1. August 1898. 

15 ) Ueber Rumänien vgl. oben S. 108. Die Schweiz a. 3 ver¬ 
langt Eintragung bei nachgelassenen und Körperschaftswerken. 

16 ) Darüber habe ich gehandelt im Arch. f. ziv. Prax. 85, S. 405 f. 
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allen Vervielfältigungsexemplaren beigegeben werden. Eine 
Auslassung im einen oder anderen Exemplar würde dann be¬ 
deutungslos sein, wenn es eine verschwindende Minderzahl 
wäre, die gegenüber den übrigen nicht in Betracht käme. Ist 
jedoch, abgesehen hiervon, eine Reihe von Exemplaren ohne 
Vorbehalt verbreitet worden, dann ist das Recht für den Ver¬ 
fasser verloren und der Allgemeinheit in der Art verfallen, 
daß es ihr nicht mehr entzogen werden kann. 

2. Er geht aus vom Autorberechtigten, kann auch durch 
einen Geschäftsführer ohne Auftrag (Menschenhelfer) er¬ 
folgen und wirkt, falls ihn der Verfasser nicht nachträglich 
ablehnt. 

3. Der Vorbehalt kann von einemGeschäftsbeschränkten 
ausgehen, da er lediglich Vorteil bringt. 

4. Er kann auch zu Gunsten eines Dritten geschehen, 
sei es eines Erwerbers des Rechts, sei es eines Treuhänders, 
nach den obigen Grundsätzen (S. 220 f.). 

5. Er kann vollständig und unvollständig sein: das 
Recht kann nur in gewissem Umfang oder unter gewissen 
Bedingungen Vorbehalten werden; so z. B. in der Art, daß 
der Autorberechtigte unter bestimmten Umständen den Ab¬ 
druck erlaubt. 

6. Der Vorbehalt ist eine Urkunde; eine unbefugte Lö¬ 
schung des Vorbehaltes, um das Werk als vorbehaltloses und 
damit als freies zu verbreiten, wäre Urkundenunterdrückung. 

VII. Der Vorbehalt findet sich in den verschiedensten Gesetzgebungen 
und für die verschiedensten Berechtigungen. So für dieBerechtigung 
der Aufführung eines Tonwerkes (S. 200), für das Uebersetzungs¬ 
recht (oben S. 210), für das Recht an Zeitungsartikeln (oben 
S. 193), auch für das Vortragsrecht (S. 183): Norwegen a. 1, Däne¬ 
mark a. 1, Schweden a. 13. 
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b) Schöpfung. 

§ 32. 

I. Das Autorrecht entsteht durch Schöpfung; die 
Schöpfung ist eine neutrale Tätigkeit, welche aber recht¬ 
liche Elemente in sich aufnehmen kann (latente Rechtshand¬ 
lung) 17 ), dahin gehört vor allem die Stellvertretung. Eine 
solche ist bei der Autorschöpfung möglich; sie liegt vor: 

1. Wenn jemand sich ausdrücklich anheischig gemacht 
hat, ein Werk für das Recht eines anderen zu schrei¬ 
ben, beispielsweise wenn jemand einen Operntext in der Art 
verfaßt, daß er in die volle Herrschaft des Tonmeisters zu 
fallen hat, oder ein Handbuch für Beamte, das der Staat den 
Bediensteten als Gebrauchsanweisung mitteilen will, oder eine 
Festschrift, die der Verein unter seinem Namen veröffent¬ 
lichen soll 18 ); oder wenn jemand für eine Konzertanstalt 
Analysen von Ton werken schreibt, die für die Konzertpro¬ 
gramme bestimmt sind: denn hier ist sicher anzunehmen, 
daß diese der Konzertanstaft zufallen, welche sie jeweils in 
ihren Konzertführern neu veröffentlichen darf, auch dann, wenn 
sie späterhin einen anderen Gehilfen für die Ausarbeitung 
der Analysen gewonnen hat. Auf diese Weise kann ins¬ 
besondere eine juristische Person nicht nur ein abgeleitetes, 
sondern auch ein ursprüngliches Autorrecht erwerben, § 3 19 ). 

17 ) Darüber habe ich zuerst im Lehrbuch des Bürgerl. Rechts I, 
S. 578 f. gehandelt. 

18 ) Vgl. RG. 19. Januar 1895, Entsch. XXXIV, S. 104, Droit d’au- 
teur IX, p. 59, Goltd. 45, S. 453. 

19 ) Die Fassung des § 3 AG. ist allerdings eine äußerst unklare. Die 
Bedeutung kann nur sein: a) wer es gestattet, daß die Herausgabe durch 
eine öffentliche juristische Person geschehen darf, der unterwirft dieser 
kraft nachgiebigen Rechts das Autorrecht; b) eine solche Gestattung 
wird vermutet, wenn der Name des Verfassers nicht genannt wird. 
Das letztere ist eine Vermutungsbestimmung, das erstere ist nur dann 
haltbar, wenn das Gestatten als Gestatten unter Zurücktretung der 
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Dagegen ist jemand nicht schon deswegen Stellvertreter, 
weil er im Aufträge des Staates ein Werk 20 ) oder im 
Aufträge einer Partei ein Gutachten verfaßt oder auf ein 
Preisausschreiben hin ein Werk herstellt (vgl. § 661 B.G.B.), 
und ganz abenteuerlich ist die Ansicht, daß der Staat an den 
Heften der Professoren ein Autorrecht erwerbe: das Autor¬ 
recht steht nur dem Verfasser zu 21 ), ebenso wie das Autor¬ 
recht an einer Predigt dem Prediger, auch wenn er staatlich 
oder kirchlich angestellt ist u. s. w. 22 ). 

2. Wenn jemand bei dem Autor werk eines anderen 
Hilfsdienste verrichtet, so sind dies entweder Tätig¬ 
keiten ohne autorrechtlichen Charakter (Zusammenstellungen, 
Anfertigung von Verzeichnissen): diese gehören nicht hier¬ 
her; sofern sie aber autorrechtlicher Art sind, wie Ueber- 
setzungen kleinerer Stücke, Ausarbeitungen untergeordneter 
Teile, so erfolgen sie im Namen des Hauptverfassers: die 
Hilfsperson will nicht rechtlich hervortreten, sondern sich 
der Hauptperson unterwerfen. Vgl. auch § 47 VG. 23 ). So 


eigenen Persönlichkeit gemeint ist, so daß die Person nicht nur, wie 
beim namenlosen Werk, für die Kenntnisnahme des Volkes, sondern 
auch für das Recht verschwinden soll; und dies besagt nichts anderes, 
als wenn es hieße: wer im Namen eines anderen arbeitet, verschafft 
diesem das Autorrecht. So ist der § 3 überflüssig; seine Vermutungs¬ 
bestimmung aber ergibt sich bereits aus § 7: ist keine leibliche Person 
als Verfasser angegeben, so bezeichnet sich die juristische Person selbst 
als Verfasserin, und daß* die Bezeichnung richtig ist, dafür spricht 
nach § 7 die Vermutung. 

20 ) Appellhof Brüssel 20. Juni 1895, Droit d’auteur 1896, p. 29, 
aber auch 28. Nov. 1898, ib. XIV, p. 123. 

21 ) Vgl. hierüber Seinetrib. 9. Dez. 1893, Droit d’auteur VII, p. 51. 
55; 3. Januar 1902, Ann. de droit comm. XVI, p. 79; Tribunal Brüssel 
20. Juli 1895, Pasicr. Beige 95, III, p. 317; RG. 28. Nov. 1902, Droit 
d’auteur XVII, p. 31. 

22 ) Vgl. oben S. 169. Vgl. auch Handbuch des Patentrechts 
S. 234 ff. 

28 ) Appellhof Paris 16. Januar und 22. März 1864, Pataille 1869, 
p. 346; 1864, p. 260; Seinetrib. 3. April 1867, Pataille 1867, p. 175. 
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auch, wenn jemand zu einem Werk Aetzungen und Zeich¬ 
nungen liefert 24 ). Vgl. unten S. 343. 

II. Das Autorrecht entsteht nicht durch Entdeckung, 
insbesondere nicht durch Entdeckung eines alten Manuskriptes 
und nicht durch seine Veröffentlichung, wie dies bereits oben 
(S. 130) dargelegt worden ist 25 ). Nicht alle Gesetze sind auf 
diesem Stande, sondern manche stellen den Herausgeber ge¬ 
radezu dem Verfasser gleich, so Frankreich 1805 a. 1, 
und ihm folgen Haiti a. 4, auch Rußland § 2. Manche 
geben ein vermindertes Autorrecht, z. B. Mexiko a. 1105 
und Nicaragua a. 762, auf Lebenszeit; ferner Ecuador 
a. 2 und 9, auf 25 Jahre; Bolivia a. 16, auf 30 Jahre; 
Chile a. 4, auf 10 Jahre. Manche gestatten für derartige 
Herausgeber Privilegien zu erteilen, so Salvador a. 10, auf 
5 Jahre, so Kolumbien a. 45, bezüglich der Archivhand¬ 
schriften, auf 10—40 Jahre. 

Anders verhält es sich, wenn jemand nicht nur derartige 
Urkunden herausgibt, sondern in der Sammlung oder Er¬ 
läuterung eine autorrechtliche Tätigkeit entwickelt: dann hat 
er ein Autorrecht, soweit seine Tätigkeit reicht, aber 
nicht bezüglich der gemeinfreien Grundlage, § 2 AG. Vgl. 
darüber Kolumbien a. 42—44 und 59. 

III. Das Autorrecht entsteht noch viel weniger aus dem 
Eigentum am Manuskript 26 ); in dieser Beziehung be¬ 
stehen mitunter noch die abenteuerlichsten Vorstellungen, 
namentlich was das Recht an Briefen betrifft 27 ). Aber auch 

24 ) Vgl. die amerikanische Entscheidung bei Myer XXV, Copy¬ 
right §§ 27 und 77 (Heine v. Appleton), vgl. auch Mackaye v. Mallory, 
ib. § 76. 

25 ) Ganz verkehrt auch Beiträge zum Urheberrecht (Publikationen 
des Börsenvereins) IX, S. 62 f. 

ae ) In Deutschland, § 29, steckt der Irrtum in einer gesetzlichen Ver¬ 
mutung. Vgl. unten S. 240. 

* 7 ) Gegen die Annahme, als ob der Briefempfänger und Briefeigner 
das Veröffentlichungsrecht habe, vgl. meine Abhdl. Jurist. Z. XI, S. 51; 
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manche Gesetzgebungen gehen hier in die Irre; so, wenn 
man dem Staat ein Autorrecht geben will in Bezug auf die 
in seinen Archiven befindlichen Schriftwerke, vgl. Guate¬ 
mala a. 26 u. a. Mitunter wird auch die Befugnis, aus 
Gründen des Geheimnisses die Veröffentlichung zu verbieten, 
mit dem Autorrecht zusammengekoppelt (oben S. 163)! 

3. Erlöschen, 
a) Zeitlichkeit, 
a) Allgemeines. 

§ 33. 

I. Die meisten Rechte lassen das Autorrecht nach einiger 
Zeit erlöschen, aber nicht alle; und die, welche es erlöschen 
lassen, befolgen verschiedene Systeme, da sie die Frist teils 
vom Tode des Verfassers, teils vom Erscheinen des 
Werkes an (oder vielmehr vom Ablauf des Jahres des Todes 
oder des Erscheinens an) beginnen: 

1. Einen unbeschränkten Schutz gewährt (im großen ganzen) 
Mexiko, § 1138; Venezuela, a. 4; Nicaragua, a. 735 
und Guatemala, a. 5. 

2, Einen Schutz auf 80 Jahre nach dem Tode haben Spanien 

a. 6, und Kolumbia a. 10. Einen Schutz von 50 Jahre vom 
Tode an haben Frankreich 1866, a. 1; Belgien a. 2; 
Luxemburg a. 2; Tunis a. 2; Monako a. 8; Por¬ 
tugal, a. 579; ferner die skandinavischen Länder: Schweden 
a. 7; Norwegen a. 21; Dänemark a. 21; sodann Ruß¬ 
land, Ziv.Ges.B. a. 1185; Finnland a. 3; Ungarn a. 11; 
endlich Ecuador a. 9 (mit Ausnahmen); Costarica, a. 3; 
Bolivia a. 10. 30 Jahre nach dem Tode schützen die 

Werke Deutschland a. 29; Oesterreich a. 43; Schweiz, 


neuerdings auch Seinetrib. 20. Mai 1904, Ann. de droit comm. XVIII, 

p. 186. 
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a. 2 und Japan a. 3; 25 Jahre nach dem Tode Salva¬ 
dor a. 2; 20 Jahre nach dem Tode hat Peru a. 3; 20 oder 
10 Jahre (je nachdem Kinder vorhanden sind oder nicht) 
Haiti a. 5 u. 6; 10 Jahre nach dem Tode Rumänien 
§ 2; 5 Jahre nach dem Tode Chile a. 2 (jedoch mit der 
Möglichkeit der Verlängerung auf 10 Jahre). 

3. 80 Jahre vom Erscheinen bestimmt Italien, aber 
allerdings in der Art, daß, was Druck und Verbreitung be¬ 
trifft, zwei Fristen zu 40 Jahren angesetzt werden und die 
zweite Frist jedenfalls erst nach dem Tode beginnt, §§ 8—10; 
50 Jahre nach dem Erscheinen haben Brasilien a. 3 (Auf- 
fiihrungsschutz nur 10 Jahre); Holland a. 13 und Trans¬ 
vaal a. 13 (jedenfalls während Lebzeiten); in gewissen Fällen 
Ecuador a. 9 u. 10; 40 Jahre nach dem Erscheinen die 
Türkei und 15 Jahre nach dem Erscheinen Griechenland 
(St.G.B. a. 432). 

4. Ein gemischtes System haben England: 42 Jahre 
seit dem Erscheinen, jedenfalls aber noch 7 Jahre nach dem 
Tod, Australien a. 17, Indien (1847); Kap der guten 
Hoffnung (1873): 30 Jahre seit Erscheinen, jedenfalls 5 Jahre 
nach dem Tode; endlich Vereinigte Staaten 28 Jahre, mit 
Verlängerung um 14 Jahre zu Gunsten gewisser Erben, sect. 
4953, 4954. 

II. Interessant ist, daß manche Rechte unterscheiden 
und für Autortätigkeiten geringeren Ranges die Schutzfrist 
verringern, so Ecuador, a. 2 u. 9, wonach für den Zusammen¬ 
steller von Urkunden und für den Uebersetzer nur eine Frist 
von 50 Jahren gegeben wird. Vgl. auch oben S. 187, Anm. 30, 
und S. 230. 

III. Die Gründe für die Z e i 11 i c h k e i t des Autorschutzes 
sind durchschlagend. Das Werk, das nach einer Reihe von 
Jahren nicht vergessen ist, wird so sehr zum Eigengut 
des ganzen Volkes, ja zum Kulturgut der ganzen 
Menschheit werden, daß es dieser in keiner Weise entzogen, 
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daß ihr Genuß in keiner Weise beschränkt oder verkümmert 
werden darf. Dies gilt insbesondere auch, was die Aufführung 
von musikalischen und dramatischen Werken betrifft. Es geht 
nicht an, daß nach Jahren die Menschheit an den Willen 
der Erben des Dichters oder Tonschöpfers gebunden ist, so 
daß das Werk der Menschheit möglicherweise entzogen, 
möglicherweise nur in einer bestimmten Form dargeboten 
wird, während jede andere Weise der Darstellung, jede andere 
Auffassung, jede andere Wiedergabe der Volksgemeinschaft 
versagt wäre 28 ). 

Wie, wenn etwa Shakespeares Erben in puritanischer Ge¬ 
sinnung seine Werke nur in abgematteter, verschämt ver¬ 
hüllter Gestalt wiedergegeben hätten? Sollte sich die Mensch¬ 
heit solches bieten lassen? Nimmermehr. Und wer weiß, ob 
nicht nach 30 Jahren Parsifal in prüder, entnervter Weise 
zur Darstellung gebracht würde? Wer kann es wissen? Wer 
kann in die Zukunft blicken? Es bliebe also höchstens die 
Möglichkeit übrig, das Werk zu enteignen; allein eine 
Enteignungssumme an Erben ferner Zeiten zu zahlen, dazu 
besteht auch nicht der mindeste Rechtsgrund: das Recht des 
Erben hat seine vernünftige Begrenzung, und diese trifft hier 
völlig zu. Solches sollte man doch heutzutage nicht verkennen; 
aber man schlußfolgert hier vielfach, als ob der Erbe einfach 
das „Alter ego a des Erblassers wäre, und das ist nicht der Fall: 
das Erbrecht ist gerecht, aber nur bis zu einem bestimmten 
Maße! 

Im übrigen halte ich es allerdings für gerechtfertigt, die 
Schutzfrist erst vom Todesjahre an zu beginnen; nicht in 
Verwechslung vom Persönlichkeits- und Autorrecht, wohl aber 
in gerechter Erwägung dessen, daß, im Gegensatz zur Er¬ 
findung, das Werk, auch wenn es abgeändert wird, seine 

28 ) Das ist die Hauptsache, nicht der Geldstandpunkt; das Ver¬ 
mögen hat (nicht etwa bloß nebensächlich, sondern grundsätzlich) 
auch andere Zwecke, als den der Erzeugung von Produktions- oder 
Tauschwerten! Das sollte man doch heutzutage nicht mehr verkennen! 
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persönliche Eigenheit behält, und weil es angemessen 
ist, den Verfasser sein ganzes Leben lang an der Verbesserung 
und Vervollkommnung einer solchen Geistesschöpfung arbeiten 
zu lassen; und in Erwägung dessen, daß der Uebergang ins 
Allgemeine bei Autorwerken kein so dringendes Bedürfnis 
ist, wie bei Erfindungen, von deren Gemeinfreiheit oft ganze 
Industriezweige in ihrer Weiterentwicklung abhängig sind. 

IV. Eine Frist von 30 Jahren nach dem Tode halte 
ich aber für völlig hinreichend. Es gibt allerdings Fälle, 
daß Werke erst nach dem Tode und lange nach dem Tode 
anerkannt werden; man führt mit Recht die 9. Symphonie 
an, den Barbier von Bagdad, Tonschöpfungen von Berlioz 29 ). 
Allein wenn die Kultur weit die Kraft hat, solche Werke aus 
fier Vergessenheit herauszuziehen, so ist es dasselbe, wie wenn 
mn Dichter des Mittelalters neu anerkannt und eingeführt 
wird: die heutige Welt, welche solche Werke aus der Nacht 
hervorholt, will auch über ihre Auffassung bestimmen und 
sich nicht in das Belieben ferner Erben begeben, die unserer 
Gegenwart über die Art der Aufführung Vorschriften machen 
wollten. Gewöhnlich ist ein nach 30 Jahren noch fort¬ 
dauerndes Werk ein so allgemeines Kulturgut, daß die Mensch¬ 
heit ein Recht hat, zu verlangen, daß das Werk in den ver¬ 
schiedensten Auffassungen und Ausdrucksformen zur Dar¬ 
stellung gebracht wird. 

Hiergegen ist der Wille des Schöpfers machtlos; der 


29 ) Osterrieth, Die Urheberrechtsvorlage (1901) S. 55. Zu Un¬ 
recht aber wird GÖtz, der Widerspenstigen Zähmung hierher ge¬ 
zahlt, eine Oper, die schon Anfang der 70er Jahre, als ich in Mannheim 
war, dort häufig gegeben wurde, mithin nicht als eine erst nachträg¬ 
lich ausgegrabene zu betrachten ist; wenn sie dann zeitweise ver¬ 
schwand, so hat sie doch in ihrer Zeit eine völlige ihrem Wert ent¬ 
sprechende Berücksichtigung gefunden, ebenso wie das Dornröschen 
Langers u. a.: es sind dies Opern, die in der Zeit entstehen und in 
der Zeit verschwinden und dann und wann wieder aufleben, namentlich 
wenn im übrigen große musikalische Oede gähnt. 
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Schöpfer, mag er das größte und erlauchteste Genie 
sein, schafft nicht für sich, sondern für die Mensch¬ 
heit; dies gilt von Richard Wagner, wie es von Goethe 
und Beethoven gilt. 

V. Ist der Verfasser verschollen 30 ), so beginnt die Frist 
mit der Todeserklärung; die Anfechtungsklage des § 974 
Z.P.O. steht auch dem zu, der aus autorrechtlichen Gründen 
an der richtigen Feststellung des Todestages ein Interesse 
hat. Erscheint der Todeserklärte wieder oder wird auf son¬ 
stigem Wege Leben oder Tod nachgewiesen, so führt dies 
von selbst zu einer Erstreckung (oder Verkürzung) der Frist, 
wobei aber, falls auf Grund der gesetzlichen Todesvermutüng 
Exemplare hergestellt oder verbreitet worden sind, die 
Zwischenzeitbestimmungen rechtsähnlich in Anwendung kom¬ 
men müssen (darüber unten). 

VI. Würde das Recht gemäß dem Tode eines der Mit¬ 
berechtigten frei, so hält der am längsten Lebende 
das Gesamtrecht über Wasser, § 30 AG.: es dauert für alle so 
lange, als es nach derjenigen Frist zu dauern hat, welche 
sich aus dem Tode des längst Lebenden ergibt. Dies gilt 
natürlich nur, soweit das Werk gemeinsam ist; was insbe¬ 
sondere das Verhältnis zwischen Tonmeister und Schriftsteller 
betrifft, so kann sowohl das Tonwerk als solches, als auch 
der Text als solcher frei werden, das Ganze als Ganzes aber 
bleibt in der Frist geschützt, die sich nach dem Tode des 
längst Lebenden bemißt. Daher behält auch hier der Ton¬ 
meister oder sein Rechtsnachfolger die gesetzliche Voll¬ 
macht, die Aufführung des Ganzen zu gestatten (vgl. unten 
S. 241). 

Aehnliches bestimmen auch andere Gesetze, z. B. Bol via a. 12, 
Kolumbia a. 50, Portugal a. 581, Ungarn a. 12, Norwegen a. 21, 
Dänemark a. 21, Schweden a. 7, Oesterreich a.43, Ungarn a. 12. 


80 ) Die Verschollenheit erwähnt Norwegen a. 11 und Däne¬ 
mark a. 11. 
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VII. Ist der Schutz nach dem Leben des Verfassers be¬ 
stimmt, so gelten Besonderheiten bei Werken, deren Verfasser 
.unbekannt oder unbestimmt ist. Hierüber ist folgendes 
zu bemerken: 

Der Schutz der namenlosen oder unter einem Deck¬ 
namen erschienenen Werke dauert bei uns 30 Jahre 
seit der ersten Veröffentlichung (durch Erscheinen, 
Aufführung oder Vortrag), § 31 AG. Ein Werk unter einem 
Decknamen ist aber nicht anzunehmen, wenn zwar ein anderer 
als der bürgerliche Name gezeichnet wird, dieser aber so 
allgemein bekannt ist, daß eine derartige Angabe nicht 
mehr als Verdeckung betrachtet werden kann. Die Bezeich¬ 
nung des Werkes erfolgt beim Erscheinen meist auf dem Titel¬ 
blatt, kann aber auch am Schluß oder unter der Vorrede oder 
Widmung geschehen, § 7 AG.; eine andere Bezeichnung (wie 
das Hervortreten Dantes im 30. Buch des Purgatorio) genügt 
nicht, ebensowenig ein wenn auch noch so deutlicher sach¬ 
licher Hinweis bei Aufführung oder Vortrag (anders wenn bei 
der Ankündigung der Vorlesung oder der Aufführung der 
Verfassername genannt wird), § 7. Das Kecht wird auf die 
gewöhnliche Zeit verlängert, wenn innerhalb der 30 Jahre 
(sei es vor, sei es nach dem Tode des Verfassers) eine 
Offenlegung des Namens stattfindet. Diese kann geschehen 
entweder 

1. durch eine Neu Veröffentlichung unter Angabe des 
Namens, welche Neu Veröffentlichung im Inlande wie im 
Auslande geschehen kann; welche als Druckveröffentlichung 
geschehen kann, wie als Veröffentlichung durch öffentliche 
Vorlesung oder Aufführung unter Benennung des Verfassers 
bei der Ankündigung; 

2. durch Anmeldung zur Eintragsrolle in Leipzig, 
§ 31 AG. Vgl. auch S. 220 f. 

VIII. In Norwegen § 22, Dänemark § 22,' Finnland § 3, 
Schweden (1897) § 8, 14, kommt entweder die Bezeichnung in einer 
neuen Ausgabe oder eine öffentliche Behanntmachung (in gehöriger Form) 
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in Betracht. Manche Rechte lassen Nachweis (und Bekanntgebung) der 
Urheberschaft genügen, so Portugal a. 583, Mexiko a. 1144, Ni¬ 
caragua a. 741, Bolivia a. 14. Die Eintragsrolle für namenlose Werke 
haben Oesterreich a. 44, Ungarn a. 13 u. 55, Japan a. 5 u. 15, 
Ecuador a. 51 (mit Geheimnispflicht). 

IX. Das zeitliche Erlöschen ist ein Erlöschen kraft der 
innersten Natur des Rechts, nicht ein Erlöschen kraft eines 
von außen hinzutretenden Umstandes. Die zeitliche Beschrän¬ 
kung klebt dem Recht schon von seiner ersten Stunde an. 
Eine Verlängerung des Rechts ist daher keine Aenderung 
des vorhandenen in seinem Sondersein gleichbleibenden Rechts, 
sondern die Beifügung eines neuen Rechts. Hiervon ist unten 
(S. 246, 284, 338) zu handeln. 

ß) Besonderheiten. 

§ 34. 

I. Das frühere deutsche Autorrecht (§ 12) setzte ausnahmslos 
den Schutz auf 30 Jahre nach dem Tode des Verfassers 
fest, so daß auch an nachgelassenen Werken der Schutz 
nur 30 Jahre nach dem Tode dauerte und mithin nach 30 Jahren 
jede Veröffentlichung aus dem Nachlaß des Schriftstellers frei 
war. Ein ähnliches System hat Ungarn (mit einer Besonderheit 
für die zwischen 45 und 50 Jahren nach dem Tode erschie¬ 
nenen Schriften) a. 14, ebenso Oesterreich a. 43; vgl. auch 
Brasilien a. 8. So sehr von manchen Seiten hiergegen geeifert 
wurde, so war die Bestimmung doch vollständig richtig, wenn 
schon die meisten neueren Gesetze andere Wege einschlugen. 

H. Manche Länder behandeln den Herausgeber wie 
einen zweiten Verfasser; davon ist bereits S. 230 die Rede 
gewesen. Diese Behandlung ist folgerichtig, aber falsch; sie 
begeht den größten Fehler, den man im Immaterialrecht be¬ 
gehen kann: Entdeckung und Erfindung zu verwechseln oder 
beide einander gleich zu stellen. Gibt man dem Herausgeber 
als Herausgeber ein solches Recht, dann muß man es ihm 
geben ohne Rücksicht darauf, ob er der Erbe des Verfassers ist 
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oder nicht. Und ist dem so, dann ist auch kein Unterschied, 
ob es sich um Herausgabe eines Werkes der Gegenwart oder 
der ältesten Vergangenheit handelt*, fürwahr, die Entzifferung 
und Wiedergabe einer Keilschrifturkunde ist schwieriger und 
verlangt eine größere Entdeckertätigkeit, als die Herausgabe 
des Manuskripts eines vor 40 Jahren gestorbenen Schrift¬ 
stellers! Ein derartiger Schutz aber, der jeden Herausgeber 
einer alten Inschrift bevorrechtet, wäre eine Ungeheuerlichkeit 
und ein Verstoß gegen die ersten Erfordernisse der wissen¬ 
schaftlichen Forschung; weshalb man auch in den Ländern 
solchen Systems diesen Grundsatz nie ernstlich durchgeführt 
hat: denn sonst hätte der erste Herausgeber des Hammurabi- 
gesetzes in Frankreich ein Alleinrecht erwerben müssen, nicht 
nur für das Gesetz selbst, sondern auch für alle Ueber- 
setzungen 3 *), eine Ungeheuerlichkeit, deren sich der gesunde 
Sinn der französischen Rechtsprechung nie schuldig machen 
wird. Vgl. oben S. 130. 

III. Läßt man aber den Herausgebergrundsatz fallen und 
erkennt man an, daß nur der Urheber an dem Autorschutz 
teilnehmen kann, dann ist kein Grund vorhanden, die Erben 
in der Art zu begünstigen, daß sie von dem Tag der Her¬ 
ausgabe an einen gesteigerten Schutz genießen. Und doch 
bestimmen dies Belgien a. 4, Luxemburg a. 4, Monako 
a. 9, Bolivia a. 15, Schweiz a. 2, Portugal a. 585, Eng¬ 
land 1842 a.3, Kapland s.2, Indien (1847), Australien a. 17, 
Rußland a. 1185, Finnland § 3 u. 13, Japan a. 4, auch 
wohl Peru a. 4. Leider hat sich auch das deutsche Ge¬ 
setz in § 29 dem angeschlossen und damit das alte Gesetz 

31 ) In der Tat ist es in Frankreich vorgekommen, daß man jemanden 
verklagte, der eine über 5 Jahrhunderte alte Urkunde nach einer Kopie 
veröffentlichte, während das Original in der Hand des Klägers war. 
Die Klage wurde allerdings abgevviesen, Trib. Gap 30. Okt. 1895, Droit 
d’auteur IX, p. 41. Mit Recht betont aber Darras diesen Mißstand des 
französischen Rechts und lobt das deutsche Gesetz von 1870; aber ge¬ 
rade darin, worin es lobenswert war, hat man es abgeändert! 
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wesentlich verschlimmert: es bestimmt, daß der Schutz (als 
Schutz der Erben) jedenfalls 10 Jahre seit der ersten 
Veröffentlichung dauern müsse, wobei anzunehmen ist, 
daß als erste Veröffentlichung nicht nur eine Veröffentlichung 
in Deutschland, sondern auch im Auslande, zu gelten hat* 
Was für ein Grund spricht aber dafür, den Erben einen 
weiteren als den aus der Person des Verfassers abzuleitenden 
Schutz zu gewähren, wenn sie erst nachträglich mit der Ver¬ 
öffentlichung herausrücken? Die ganze Bestimmung kann 
dadurch aufs nachteiligste wirken, daß die Erben absichtlich 
gewisse Veröffentlichungen verzögern, indem sie das Interesse 
der Volksgesamtheit zunächst mit den einen Schriften wach¬ 
halten, und sodann erst später mit anderen hervortreten, schließ¬ 
lich noch ein Jahr vor Ablauf der 30 Jahre mit einem neuen 
Werke herausrücken oder gar die 30 Jahre verstreichen lassen 
und erst nach Ablauf dieser Zeit neue Werke zu Tage 
fördern. Denn an nicht veröffentlichten Schriften soll 
eigentlich der Autorschutz ewig dauern und erst durch 
eine befugte Veröffentlichung soll er eine Begrenzung er¬ 
fahren, und zwar auf 10 Jahre von dieser Veröffentlichung an! 
Damit werden alle Gründe, die für eine Zeitlichkeit des Autor¬ 
rechts sprechen, beiseite gestoßen, und noch 100 und 200 Jahre 
nach dem Tode des Verfassers kann die Erb- und Urheber¬ 
rechtsfrage erörtert werden; und wer mit einer Schrift eines 
hellen Kopfes, die ihm in die Hände fällt, bervortreten will,, 
gerät in Widerspruch mit den vielleicht in alle Erdteile zer¬ 
streuten Erben des Verfassers und muß die Genehmigung aller 
einholen, will er nicht zivilrechtlich oder strafrechtlich gegen 
das Autorrecht verstoßen! 

Handelt es sich allerdings um den Druck öffentlicher 
Vorträge, die der Erblasser gehalten hat, dann ist auch nach 
unserem Gesetz die 30jährige Frist seit dem Tode maßgebend; 
denn die Verlängerung tritt nur dann ein, wenn das Werk 
erst nach dem Tode veröffentlicht worden ist: das Er¬ 
scheinen vor dem Tode ist nicht erforderlich, um die Ver- 
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längerung auszuschließen, § 29 AG. Kollegvorlesungen aber 
sind nur dann veröffentlicht, wenn sie Publica sind. 

IV. Allerdings führt dieses System nicht zu so verkehrten 
Ergebnissen wie das andere; denn hiernach hat, wer Hammu- 
rabitexte oder Demotische Urkunden veröffentlicht, derartige 
Befürchtungen nicht zu hegen, schon darum nicht, weil in 
jener grauen Vorzeit kein Urheberrecht bestand; weshalb man 
immerhin mit der Veröffentlichung vorgehen kann, auch wenn 
man befürchten müßte, daß noch Jemand seine Erbrechtsfolge 
aus der Zeit der Egibi bis in unsere Tage dartun könnte. 
Je weiter wir aber in der Geschichte vorrücken, umso be¬ 
denklicher wird das System: es wird im 20. Jahrhundert 
bedenklich gegenüber den vielen Autorrechten, die aus dem 
19. stammen; es würde im 21. noch viel bedenklicher werden 
als im 20., wenn nicht sicher anzunehmen wäre, daß es schon 
im 20. Jahrhundert wieder verschwindet. 

V. Noch eine sehr seltsame Bestimmung unseres Ge¬ 
setzes (§ 29) ist zu erwähnen: nach Ablauf von 30 Jahren seit 
dem Tode soll vermutet werden, daß eine nicht ver- 
öffentlichte Handschrift 82 ) bezüglich des Urheber¬ 
rechts demjenigen gehöre, dem das Eigentum der 
Handschrift zukommt. Danach wäre also zu vermuten, daß 
der Eigentümer der Handschrift oder beziehungsweise der 
Besitzer, der selbst wieder als Eigentümer vermutet wird, 
das Autorrecht vom Verfasser oder von seinen Erben erwor¬ 
ben hätte, — wofür aber gar kein ansprechender Grund auf¬ 
zufinden ist. Und wie, wenn das Werk in mehreren Hand- 


82 ) Der § 29 spricht vom Eigentümer des Werkes; Werk ist hier 
soviel wie Handschrift, wie in §§ 9, 10, 23, 27, 30, 33 VG. Es ist aber 
ein übler Doppelsinn, das Wort Werk teils für das Ideenwerk, teils für 
die Handschrift zu gebrauchen; in § 11 VG* findet sich gar der Doppel¬ 
sinn in demselben Satze, ebenso in § 27 desselben Gesetzes! Warum 
haben die Redaktoren des Gesetzes solche Fehler begangen! Vgl. auch 
Birkmeyer, Kodifikation des Verlagsrechts (1901) S. 11. 
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Schriften vorhanden ist und die mehreren Handschriften aus 
vielleicht sehr verschiedener Zeit sich in verschiedenem Besitze 
befinden? Etwa ein Gedicht Heines in dreimaliger eigen¬ 
händiger Niederschrift: Was soll hier vorgehen? oder soll 
jeder Besitzer als autorberechtigt vermutet werden? Natür¬ 
lich handelt es sich nur um eine Vermutungsbestimmung, und 
es ist der Nachweis möglich, daß der Besitzer die Handschrift 
in einer Weise erworben hat, welche mit dem Erwerb des 
Autorrechts in gar keinem Zusammenhang steht; und da sich 
solches regelmäßig aus den Umständen ergibt — z. B. die 
Niederschrift ist im Eigentum eines Autographensammlers — 
so ist die ganze Bestimmung ein toter Buchstabe; glücklicher¬ 
weise, denn es ist dringend erforderlich, auf die gesunde frühere 
Regel unseres älteren Gesetzes zurückzugehen, die allein mit 
der ganzen Zweckbestimmung des Rechts und mit der aus¬ 
gleichenden Gerechtigkeit übereinstimmt. 

§ 35. 

I. Das Erlöschen kann teilweise erfolgen: 

Bei der Verbindung mehrerer Werke zu einem Ge¬ 
samtwerke kann das eine Werk frei werden; dann bleibt 
das andere geschützt; es bleibt auch das Gesamtwerk ge¬ 
schützt, soweit das Ganze ohne das geschützte Werk nicht 
veröffentlicht werden kann. So kann bei einem dramatischen 
Ton werk die Musik frei werden, der Text geschützt bleiben 
und umgekehrt; dann ist der freie Teil für sich frei; das 
Gesamtwerk als solches aber ist durch den geschützten Teil 
geschützt; z. B. die Oper durch den dem Autorrecht noch 
unterstehenden Text: die Musik kann daher ohne Text ver¬ 
öffentlicht und aufgeführt werden, nicht aber mit ihm. 

Dies kann auch gelten, wenn Musik und Text von dem¬ 
selben Verfasser herrührt, wenn er z. B. auf das Autorrecht 
an der Musik verzichtet. In gleicher Weise verhält es sich 
mit Text und Erläuterungsbildern eines wissenschaftlichen 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 10 
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Werkes: wird hier der Text, z. B. die Uebersetzung frei, so 
bleiben die Bilder im Autorrecht 33 ). Vgl. auch oben S. 235* 

II. Bei Erlöschen des Rechtes kann ein Ueberrest be¬ 
stehen bleiben in folgendem: 

Die widerrechtlich hergestellten Exemplare dürfen 
auch nach Ablauf der Schutzfrist nicht verbreitet werden. 
Sie dürfen es auch dann nicht, wenn die Widerrechtlichkeit 
der Herstellung im übrigen durch Verjährung getilgt ist. Die 
Exemplare sind auf autorrechtswidrigem Wege hergestellt 
worden, und ihre Verbreitung wäre eine Verbreitung von 
Nachdrucken. Daher besteht der Ahlassungsanspruch, inso¬ 
fern, als sie nicht verbreitet werden dürfen, und daher besteht 
der entsprechende Vernichtungsanspruch weiter. Dies ergibt 
sich aus § 52 AG. 

HI. Umgekehrt erlöschen gewisse Rechte schon mit dem 
Tode; dahin gehört: 

1. die Befugnis, der Aufnahme in Sammlungen zu einem 
eigentümlichen (eigenartigen) literarischen Zweck zu wider¬ 
sprechen, § 19, Z. 4 AG.; 

2. die Befugnis, den Aenderungen aus Gründen der 
Schule zu widersprechen, wenn Stücke des Autor Werkes in 
Sammlungen für Schulen aufgenommen werden sollen, § 24 
AG. 34 ). 

b) Sonstige Erlöschungsgründe. 

§ 36. 

I. Manche Rechte haben eine Art Ausführungspflicht und 
lassen das Recht wegen Nichtausübung erlöschen; so Costarica a. 64 
und 65, wenn das Werk in 25 Jahren nicht neugedruckt oder in 30 Jahren 
nicht aufgeführt wird, Mexiko a. 1263 (in 10 bezw. 4 Jahren) und 
Nicaragua a. 858, auch Salvador a. 2 (wenn die Erben 1 Jahr lang 
vom Rechte keinen Gebrauch machen). 

88 ) Trib. Mailand 10. Febr. 1905, Droit d’auteur XVIII, p. 115. 

84 ) Solche Aenderungen greifen in das Autorrecht, wie in das Per¬ 
sönlichkeitsrecht ein; vgl. oben S. 189. 
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II. Manche Rechte gestatten auch eine Entziehung oder Ent¬ 
eignung, so England 1842, s. 5 (nach dem Tode), so Italien a. 20 
(aber nicht zu Lebzeiten bei unveröffentlichten Werken), Spani en a. 40 f. 
(nach 20 Jahren, aber erst nach erfolgter Aufforderung und Jahresfrist), 
Portugal a. 587 (bei veröffentlichten Werken), Bolivia a. 17, Me¬ 
xiko a. 1265, Nicaragua a. 860, Australien a. 77; sodann die¬ 
jenigen Rechte, welche in ihren Gesetzbüchern oder Verfassungen das 
Autorrecht dem Eigentum (auch in der Enteignungsfähigkeit) gleich¬ 
stellen (oben S. 112 f.). 

III. Ein Verzicht kann erfolgen durch Erklärung an die 
Volksgesamtheit — ganz oder teilweise. 

4. Uebergang. 

a) Durch Uebertragung. 

§ 37. 

I. Das Autorrecht als Immaterialrecht ist übertrag¬ 
bar, beschränkt wie unbeschränkt; so § 8 AG. und so 
fast alle Länder 35 ). Besonderheiten haben nur einige Ge¬ 
setze insofern, als sie trotz der Uebertragung einen Rück¬ 
fall auf den Verfasser kennen 36 ). Einzig Oesterreich, § 16, 
bestimmt, daß nur die Ausübung des Rechts übertragen wer¬ 
den könne 37 ) — eine grundverfehlte Bestimmung, ein Irrgang 
des Gesetzes, dem es nicht gelang, es zum Ausdruck zu 
bringen, daß, wenn das Autorrecht übergeht, das Persönlich¬ 
keitsrecht des Verfassers, soweit es nicht mitübertragen wird 

35 ) Belgien a. 3, Luxemburg a. 3, Monako a. 8, Ungarn 
a. 3, Niederlande a. 9, Transvaal a. 9, Spanien a. 6, Chile a. 3, 
Kolumbia a. 14, Ecuador a. 38, Mexiko a. 1139, Nicaragua 
a. 736, Venezuela a. 5, Vereinigte Staaten s. 4955 (mit Ein¬ 
tragung ins Register), Brasilien a. 4, Schweden a. 6, Norwegen 
a. 9, Dänemark a. 9, Australien a. 24 (Eintragung a. 66 f.). 

86 ) So Spanien a. 6 (Ausf.-O. a. 41) und Kolumbia a. 15: 
Rückfall an die etwaigen Pflichterben 25 Jahre nach dem Tode des 
Verfassers auf den Rest von 55 Jahren; so Costarica a. 4: Rückfall 
20 Jahre nach dem Tode für den Rest von 30 Jahren. 

37 ) Hierüber Rabel in Grünhut XXVII, S. 71 ff., dem es vortreff¬ 
lich gelingt, die Schwächen des österreichischen Gesetzes hervorzu¬ 
kehren; vgl. auch Sch midi, Oesterreich. Urheberrecht (1906) S. 31. 
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oder nicht mitübertragen werden kann, bei dem Verfasser 
zurückbleibt. 

II. Die Uebertragung des Autorrechts erfolgt nach dem 
§ 413 B.G.B. durch einfachen Vertrag; allerdings 
kann hierbei vereinbart werden, daß der Uebergang erst 
mit Abgabe der Handschrift erfolgen solle, und dies wird 
die Regel bilden, wenn ein erst im Werke begriffenes Manu¬ 
skript Gegenstand der Abrede ist: dann ist der Ueber¬ 
gang an die Erfüllung einer Bedingung geknüpft und tritt 
erst hiermit ein. 

Auch wenn das Werk bereits einen Verleger hat, erfolgt der 
Uebergang durch bloßen Vertrag; nur daß, soweit die Ueber¬ 
tragung des Autorrechts zugleich eine Uebertragung von 
Schuld Verhältnissen gegenüber dem Verleger enthält, der Ver¬ 
leger nach Maßgabe der Grundsätze über Forderungsabtretung 
gedeckt ist, und daß, was den Eintritt in das Verlagsver- 
hältnis von seiten des Nachfolgers betrifft, hier die Grundsätze 
des Verlags Verhältnisses entscheiden. 

HI. Aehnliche Grundsätze gelten von der Verpfändung 
und von der gerichtlichen Pfändung. Die Verpfändung ge¬ 
schieht durch einfachen Vertrag, § 1274 B.G.B., die Pfän¬ 
dung durch ein gerichtliches Verbot an den Verfasser, § 857 
Z.P.O. Die Befriedigung aus einem verpfändeten Autorrecht 
kann nur auf Grund eines vollstreckbaren Titels in der Art 
der Zwangsvollstreckung geschehen, doch kann etwas anderes 
ausgemacht werden (die Verfallklausel aber ist unzulässig, 
§ 1229), § 1277 B.G.B. 

IV. Die Uebertragung ist laut nachgiebigen Rechts 
beschränkt, § 14 AG., nach den S. 264 entwickelten Sätzen; 
sie kann eine teilweise sein, soweit eine Teilung rechts¬ 
möglich ist, § 8 AG. 

Ist die Uebertragung zeitlich in der Art, daß die Berech¬ 
tigung hernach erlischt, so ist es keine Autorverletzung, wenn 
der Berechtigte innerhalb seiner Zeit mehr Exemplare herstellt, 


Digitized by Google 



Uebergang. § 37. Übertragung. 


245 


als er innerhalb seiner Frist verbreiten kann; denn daß er 
nach diesem Termin keine Verbreitungshandlungen mehr vor¬ 
nehmen darf, kommt für den Tatbestand der Herstellung nicht 
in Betracht 38 ). Vgl. § 29* Abs. 3 VG. und S. 269, 327. 

V. Eine örtlich beschränkte Uebertragung ist mög¬ 
lich, § 8 AG. als staatlich beschränkte Uebertragung, sofern 
dem einen das Autorrecht im einen, dem anderen das Autor¬ 
recht im anderen Staate erworben wird. Dann entsteht der 
Zustand, daß sich die mehreren örtlichen Autorrechte in ver¬ 
schiedenen Händen befinden, von welchem bereits oben (S. 213 f.) 
gesprochen worden ist. 

Dagegen ist es unstatthaft, ein Autorrecht zu übertragen, 
das bloß in einer Provinz oder in einer Stadt gelten sollte: 
das Autorrecht ist eine staatliche Einheit, die nur entweder 
im ganzen Staat gilt oder nicht gilt: das Gegenteil würde, 
insbesondere was die Verbreitung der Exemplare vom einen 
Gebiet ins andere betrifft, zu unhaltbaren Zuständen führen. 
Dagegen ist es immerhin möglich, aus dem Autorrecht quali¬ 
tativ beschränkte Rechte zu bilden, welche nur in einem be¬ 
stimmten örtlichen Kreise ihre Geltung haben, so namentlich 
was das Aufführungsrecht betrifft: für diese Zwecke kann 
eine Lizenz oder ein Aufführungsverlagsrecht geschaffen wer¬ 
den, das nur in einem örtlich beschränkten Umfange ausge¬ 
führt werden darf. 

Dies bezieht sich aber auf das Gebiet der Teilrechte, der 
jura in re aliena, wovon später (S. 258 f., 282 f.) zu handeln ist. 

VI. Durch Uebertragung geht das Recht über in seiner 
Sonderwesenheit; daher gilt folgendes: 

1. Seine etwaigen späteren qualitativen Steigerungen 
kommen dem Erwerber zu; 

2. dagegen kommt ihm nur das Recht in der Sonder¬ 
wesenheit zu, in der es übertragen worden ist, nicht kommt 
ihm zu ein daran sich anschließendes neues Recht. 

38 ) RQ-. 28. Juni 1886, Entsch. Strafs. XIV, S. 267. 
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In dieser Beziehung ist zu bemerken: 

a) Eine qualitative Steigerung ist z. B. die Erweite¬ 
rung des Aufführungsrechts und die Aufhebung von Schran¬ 
ken des Uebersetzungsrechts. Die zeitliche Erstreckung 
des Rechts aber ist nicht eine qualitative Steigerung, sondern 
die Hinzufügung eines neuen Rechts, denn die Zeitschranke 
ist eine Begrenzung des Rechts in seiner Sonderwesenheit: 
das nach Ablauf der Zeit kraft neuer Gesetzgebung hinzu¬ 
tretende Recht ist ein neues Recht. Vgl. oben S. 237. 

Daraus ergibt sich von selber, daß, wenn das Recht über¬ 
tragen wird und eine zeitliche Erweiterung kraft neuer 
Gesetzgebung eintritt, diese zeitliche Erweiterung dem Er¬ 
werber fremd bleibt und dem Verfasser zukommt: denn in 
Bezug auf sie ist eine Uebertragung nicht erfolgt. Ob sie 
überhaupt erfolgen könne, hat man bezweifelt, weil ein 
Gegenstand des allgemeinen Rechts (und das freie, nicht durch 
Einzelrecht beherrschte Autorgut ist ein solcher!) auch nicht 
einmal eine allenfallsige Uebertragung zulasse; was aber unrichtig 
ist: denn auch eine Uebertragung in die Zukunft ist möglich, 
sofern sie nur nichts beabsichtigt, was dem öffentlichen In¬ 
teresse widerspricht. Ist also im Vertrag bestimmt, daß auch 
eine etwaige künftige Verlängerung des Rechts dem Erwerber 
zukommen soll: so ist die Vertragsbestimmung immerhin wirk¬ 
sam; allein eine derartige Bestimmung ist in der einfachen 
Uebertragung des gegenwärtigen Rechts nicht mit ent¬ 
halten 3D ). 

b) Ebenso wie die zeitliche, ist die örtliche Beschrän¬ 
kung aufzufassen, und wenn daher ein Recht, das bisher nur 
indem Staat A galt, auf den Staat B ausgedehnt wird, so 
will das heißen, daß zu dem im Staate A bestehenden Rechte 
ein neues Recht für den Staat B hinzutritt. Anders würde es 
sich verhalten, wenn der Staat lediglich erweitert oder ver- 


Z9 ) So auch Portugal a. 584. Näheres darüber unter Lizenz¬ 
recht (S. 284) und unter Verlagsverhältnis (S. 338). 
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engert würde; denn so viel Staaten, so viel Autorrechte: das 
Autorrecht ist nicht auf das Staatsgelände an sich verwiesen, 
sondern es ruht auf dem dem Staat jeweils zustehenden Ge¬ 
lände (oben S. 217 f.). 

b) Durch Erbgang. 

§ 38. 

I. Das Autorrecht, sofern es immaterialgüterrechtlicher 
Art ist, vererbt sich bei uns nach den gewöhnlichen Be¬ 
stimmungen 40 ). Es vererbt sich, auch wenn das Werk nicht 
erschienen, auch wenn es nicht veröffentlicht ist; es vererbt 
sich auch dann, wenn es nur handschriftlich besteht oder 
wenn es nur mündlich mitgeteilt oder als Tonstück vorgespielt 
wurde 41 ). Treten mehrere Erben ein, so entwickeln sich die 
gewöhnlichen Grundsätze der Mitberechtigung, von denen noch 
(S. 252 f.) zu sprechen sein wird. Eine Besonderheit aber tritt 
hervor: während das Patentrecht auch auf den Staat als 
gesetzlichen Erben übergeht, wobei nur für ihn der Ver¬ 
waltungsgrundsatz gilt, daß er nach Klärung der Erbschaft 
und Berichtigung der Schulden auf das Patentrecht verzich¬ 
ten und die Erfindung der Volksgesamtheit preisgeben soll 4 *), 
so gilt vom Autorrecht der Satz, daß, sobald die Erb¬ 
schaft als gesetzliches Erbe dem Staat anheimfällt, 
das Autorrecht erlischt, § 8, Abs. 2 43 ). Hier ist das¬ 
jenige, was bei dem Patentrecht als Verwaltungsgrundsatz 
gilt, zum bürgerlichrechtlichen Prinzip erhoben. Wie aber beim 


40 ) Manche Gesetze geben dem überlebenden Ehegatten in Bezug 
auf das Autorrecht ein gesetzliches Vermächtnis, z. B. Frankreich 
1866, a. 1, Haiti a. 6. Vgl. auch Vereinigte Staaten s. 4954. 

41 ) Vgl. Kolumbia a. 47. 

4a ) Handb. des Patentrechtes S. 602. 

43 ) Vgl. hierüber MartinWolffin Jahrb. f. Dogm. B. 44, S. 331 ff. 
So eine Reihe von Staaten: Frankreich 1866, a. 1, Portugal a. 591, 
Ungarn a. 3; Bolivia a. 21, Mexiko a. 1254, Nicaragua a. 850, 
Chile a. 2, Guatemala a. 24, Costarica a. 5, Salvador a. 2. 
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Patentrecht die Rechte der Gläubiger gewahrt bleiben müssen, 
so auch hier, nur auf einem Umwege: sofern nämlich die 
Erbschaft in Nachlaß Verwaltung oder Nachlaßkonkurs fallt 
oder sofern ein Testamentsvollstrecker mit Nachlaß Verwaltung 
ernannt ist, löst sich der Nachlaß vom Erben ab und wird 
zur besonderen juristischen Persönlichkeit und zwar mit der 
Folge, als ob diese juristische Persönlichkeit sich unmittelbar 
mit dem Erbfall entwickelt hätte 44 ). Daher bleibt in diesem 
Falle das Autorrecht einstweilen bestehen, und das Erbrecht 
des Staates kann ihm nichts anhaben. Es kommt daher auch 
mit in die Vermögensauseinandersetzung und kann zum Zwecke 
der Schuldentilgung beliebig verwertet werden 45 ). Nur so¬ 
weit es hier nicht verbraucht wurde und es also nach Klärung 
des Vermögensstandes an den Fiskus zurückfiele, würde es 
erlöschen und zwar mit rückwirkender Kraft, soweit nicht 
bisher Früchte und Nutzungen bei der Vermögensauseinander¬ 
setzung verwendet worden sind: was in dieser Beziehung 
verwendet wurde, bleibt verwendet. 

II. Die Bestimmung bezieht sich nicht auf den Staat 
als sonstigen Erwerber, sondern nur auf den Staat als gesetz¬ 
lichen Erben 46 ); sie ist aber auf den Staat als eingesetzten 
Erben dann zu beziehen, wenn er der einzige Erbe ist, da 
hier dieselben Erwägungen zutreffen, wie bei der gesetzlichen 
Erbfolge; nicht aber dann, wenn der Staat neben anderen zu 
Erben eingesetzt ist: dann wird durch die anderen Erben das 
Autorrecht aufrechterhalten. 

Die Bestimmung trifft jeden Fall der gesetzlichen Erbfolge 
des Staates, sie gilt auch dann, wenn der Staat nicht den 


44 ) Lehrb. des Bürger], Rechtes I, S. 354. 

45 ) Daß die Gemeinfreiheit nur unter Vorbehalt der Gläubigerrechte 
stattfindet, sagt eine Reihe von Gesetzen ausdrücklich, so Frank¬ 
reich, Portugal, Bolivia, Mexiko, Nicaragua a. a. 0. 

46 ) Manche Rechte geben dem Autorrechte des Staates auch sonst 
eine kürzere Dauer, z. B. Mexiko a. 1259, Nicaragua a. 855. 
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Verfasser, sondern den späteren Erwerber des Urheberrechts- 
beerbt; sie gilt auch dann, wenn an Stelle des Staats eine 
andere juristische Person erbt, § 8 AG., a. 138 B.G.B. 

III. Einige Schwierigkeiten hat 1. der Fall, wenn das 
Recht des Staates ein auflösend bedingtes ist, wie im 
Fall der Nacherbschaft eines Dritten: in diesem Fall hält 
das Recht des Dritten das Autorrecht des Staats aufrecht, 
da es unmöglich ist, daß das Recht erlischt und nach einiger 
Zeit wieder erwächst. Etwas anderes ist nur dann der Fall y 
wenn die Nacherbfolge sicher erst 30 Jahre nach dem Tode 
eintritt: dann ist das Autorrecht beim Nacherbfall in der 
Hauptsache erloschen; denn wegen der Sonderheiten des § 29 
bleibt es nicht bestehen, ebensowenig wegen der Möglichkeit 
einer künftigen Aenderung der Gesetzgebung. 

Schwierigkeiten entstehen 2. wenn das Autorrecht einem 
Dritten vermacht wurde oder wenn es Gegenstand 
einer Auflage ist, die irgend welchem Zwecke dienen 
soll. Wollte man hier das Recht erlöschen lassen, so würde 
auch Vermächtnis und Auflage erlöschen, oder man müßte 
von dem Staat als Erben verlangen, daß er an Stelle des 
erloschenen Gegenstandes einen Gegenwert gäbe. Beides 
wäre unzulässig. Insbesondere muß in Betracht gezogen 
werden, daß, wenn das Autorrecht in der Person des Staates 
erlischt, es deswegen erlischt, weil es der Staat nicht gegen 
die Interessen der Volksgesamtheit ausbeuten soll: daß aber 
nun ein einzelner, zu dessen Gunsten der Erblasser das Autor¬ 
recht bestimmt hat, in diesen Verlust hineingezogen würde, 
wäre ein rechtliches Unding. Hätten wir noch ein ding¬ 
liches Vermächtnis, so würde sich die Sache klar dahin ent¬ 
wickeln, daß das Autorrecht gar nicht an den Staat fiele und 
somit auch gar nicht erlöschen könnte. Da aber unsere Ver¬ 
mächtnisse bloß schuldrechtlicher, unsere Auflagen bloß an¬ 
spruchsrechtlicher Natur sind, so ergibt sich der Widerspruch, 
daß nach strengem Rechte das Autorrecht erlischt und auf 


Digitized by Google 



250 


I. Buch. Autorrecht als Immaterialgüterrecht. 


«der anderen Seite der Staat, dem Willen des Erblassers ent¬ 
sprechend, verpflichtet sein soll, eben dieses Autorrecht dem 
Vermächtnisnehmer zu übertragen oder zu Gunsten der Auf¬ 
lagebeteiligten zu verwenden. Dieser Widerspruch kann nur 
damit beglichen werden, dass das Autorrecht zu dem Zweck 
fortbestehen bleibt, damit der Staat in der Lage ist, es an 
den Vermächtnisnehmer zu übertragen oder es in der vom Erb¬ 
lasser bestimmten Weise den Auflagebeteiligten zukommen 
zu lassen. Daraus ergibt sich: 

a) das Autorrecht besteht nur insoweit fort, als es Gegen¬ 
stand des Vermächtnisses oder der Auflage ist, also wenn 
es sich etwa nur um das Aufführungsrecht handelt, nur be¬ 
züglich dieses; 

b) schlägt der Vermächtnisnehmer das Vermächtnis aus, 
so wird das Autorrecht frei; 

c) nimmt er es an, so entsteht die Verpflichtung, das 
Autorrecht mit allen bisherigen Früchten auf ihn zu über¬ 
tragen ; 

d) solange sich der Vermächtnisnehmer noch nicht ent¬ 
schieden hat, muß einstweilen für das Autorrecht gesorgt 
werden, da es hier keine Ausschlagungsfrist gibt, § 2180 B.G B., 
und eine beliebige Zeit bis zur Annahme verstreichen kann. 
Daher hat der Staat als Treuhänder des künftigen Ver¬ 
mächtnisnehmers die nötigen Veranstaltungen zu treffen, auch 
Verlagsverträge abzuschließen, auch Nachdrucke zu verfolgen; 
sein Autorrecht ist ein Recht zum Zweck der Treuwaltung, 
ähnlich wie das Autorrecht des Herausgebers oder Verlegers im 
Fall des § 7, Abs. 2; die Ergebnisse sind dem Vermächtnis¬ 
nehmer herauszugeben, § 2184 B.G.B. Natürlich wird bei 
schwierigen Entscheidungen der Staat gut daran tun, den 
Vermächtnisnehmer zur Erklärung aufzufordern; äußert er 
sich nicht, so verliert er zwar nicht die Befugnis, anzunehmen 
oder auszuschlagen, wohl aber kann er sich nicht beschweren, 
wenn der Staat nach seinem Ermessen verfahrt. 

Geringere Schwierigkeit hat 3. der Fall, wenn der Erb- 


Digitized by Google 



Uebergang. § 38. Erbgang. 


251 


lasser zur Uebertragung des Autorrechts oderauch 
nur zur Bestellung des Verlagsrechts schuldrechtlich yer- 
pfliehtet ist. In diesem Fall bleibt das Autorrecht zu 
dem Zweck aufrechterhalten, um zur Erfüllung der Verpflich¬ 
tung zu dienen; die Schwierigkeit wegen der Ausschlagung 
besteht hier nicht: der Staat kann sich zur Uebertragung 
bereit erklären und dem Gläubiger erklären, daß er ihm das 
weitere überlasse 47 ). Soweit er nur zur teil weisen Uebertragung 
verpflichtet war, bleibt das Recht nur für diesen Teil bestehen, 
vorausgesetzt, daß es überhaupt teilweise bestehen kann: die 
Verpflichtung, einen Bruchteil des Rechts zu übertragen, 
würde zur Verpflichtung, das Ganze zu übertragen, da ein 
Immaterialgut nicht zu einem Bruchteil dem Einzelberech¬ 
tigten gehören, zu einem Bruchteil gemeinfrei sein kann. 

47 ) Ueber die Behandlung des Gläubigerverzugs vgl. Lehrbuch des 
bürgerl. Rechts II, S. 202. 
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Mehrheit von Berechtigten. 

I. Mitrecht. 

1. Gemeinschaftsrecht. 

§ 39. 

I. Rechte mehrerer an demselben Autorgute sind 
entweder gleichartige oder ungleichartige: ersteres führt 
zum Gemeinschaftsrechte, letzteres zum gegenständ¬ 
lichen Teilrecht, zum jus in re aliena. 

Auch ein gegenständliches Teilrecht kann mehreren 
zusammen zustehen. 

Die Mehrheit zeigt sich auch in der Entschädigungsfrage. 

II. Ein Mehrheitsrecht liegt nicht vor, wenn die Rechte 
auf verschiedenen Objekten ruhen, auch dann nicht, wenn 
das eine Objekt das Ganze ist, in welches das andere ein¬ 
gelagert und mit dem es äußerlich verbunden ist. 

Hier liegt nicht ein Gemeinschaftsrecht, sondern ein durch 
äußerliche Verbindung der Rechtsobjekte beeinflußtes Sonder¬ 
recht vor. Ich spreche von verbundenen Sonderrechten. 

III. Ein Gemeinschaftsrecht kann durch spätere Ver¬ 
fügung entstehen, es kann aber vor allem entstehen durch 
Mitschöpfung: von mehreren Schöpfern erlangt jeder ein 
Recht an dem Geschaffenen, und da keiner hinter dem anderen 
zurückzutreten hat (also kein Staffelrecht entsteht), so ergibt 
sich von selbst eine Mitberechtigung. Die Grundsätze der 
Mitberechtigung sind in beiden Fällen die gleichen. 
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IY. Die Gemeinschaftsrechte mehrerer sind, wenn sich 
nichts anderes aus der Sachlage ergibt, als gleichheitliche 
anzusehen, § 6 AG., § 742 B.G.B.; was allerdings unter 
mehreren Mitschöpfern nur dann zutrifft, wenn die Tätigkeit 
der verschiedenen, welche an dem Werke mitgearbeitet haben, 
von gleichem Range war. Hat also beispielsweise der eine 
den Roman geschrieben, der andere ihn übersetzt, der dritte 
die Uebersetzung dramatisiert und der vierte dazu die Musik 
geschrieben, so muß man sagen: die ganze dichterische Ar¬ 
beit zusammengenommen steht der Arbeit des Tonmeisters 
gleichheitlich gegenüber: die Dichter haben die Hälfte, der 
Tonmeister die Hälfte; aber auch unter den Dichtern muß 
ein Unterschied gemacht werden, indem der Uebersetzer und 
der „Dramatisator“ durchaus nicht dem ursprünglichen Dichter 
gleichstehen können l ). 

Die Bestimmung des § 742 B.G.B. kann daher nur mit 
Beschränkung Anwendung finden, und insbesondere wäre es 
völlig unzulässig, anzunehmen, daß in jenem Fall die drei 
Verfasser der Dichtung, eben weil es mehrere sind, den Ton¬ 
meister überstimmen könnten. 

V. Die mehreren Mitberechtigten haben gemeinsam das 
Recht der regelmäßigen Verwertung ihres Gesamt¬ 
werkes 2 ). Die nähere Ordnung 3 ), insbesondere die Auswahl 

*) Vgl. Italien a. 5 und darüber Arch. f. ziv. Prax. 85, S. 356 f.: 
Fall Mascagni-Verga. Vgl. auch Spanien a. 22, Ausf.-O.1880, a. 97, 111; 
Venezuela a. 19, Costarica a. 32: Dichter und Tonmeister je 7 2 i 
Norwegen a. 6 und 7, Dänemark a. 6 und 7. Spanien Ausf.-O. 
1880, a. 111, will aber auch, daß, mangels Vereinbarung, ohne 
Rücksicht auf den Anteil am Werk, die Beteiligung nach Köpfen er¬ 
folgen soll; Mithelfer bei der Aufführung sind aber natürlich nicht 
Mitarbeiter des Werkes, ib. a. 113. Uebrigens ist das Verhältnis zwi¬ 
schen Tonmeister und Dichter allerdings ein eigenartiges, worüber später 
(S. 285) Ausführung zu geben ist: die Frage der Gemeinschaftlichkeit 
schlägt aber auch hier ein (S. 287). 

2 ) Norwegena.6, Dänemark a. 6, vgl. auch Kol umbia a. 50. 

3 ) Von einem solidaren Recht der Veröffentlichung eines jeden kann 
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des Verlegers und der Verlagsbedingungen, geschieht nach 
Stimmenmehrheit, wobei die Größe der Anteile maßgebend 
ist, § 745 4 ). Die Minderheit hat sich der Mehrheit zu fügen, 
aber natürlich nur in den Grenzen von Recht und Anstand, 
also nicht dann, wenn etwa die Mehrheit eine trügerische 
Reklame ins Publikum senden wollte. 

Kommt es zu einem derartigen Beschlüsse nicht, so kann 
jeder verlangen, daß die Sache nach billigem Ermessen 
geregelt wird, § 745 B.G.B. 5 ). 

Erhaltende Maßregeln, z. B. Eintragungen und Vor¬ 
behalte, kann ein jeder von sich aus vornehmen und nötigen¬ 
falls verlangen, daß die anderen ihre Zustimmung geben, 
§ 744 B.G.B. 

VI. Eine wesentliche Veränderung kann nur ein¬ 
stimmig erfolgen, § 745 B.G.B.; eine solche liegt ins¬ 
besondere auch dann vor, wenn ein gemeinsames Werk, 
sobald es einen bestimmten Stand der Reife erreicht hat, an 
die Oeffentlichkeit gebracht werden soll: ein jeder kann 
dagegen Widerspruch erheben, denn die Ueberschreitung der 
Grenzlinie vom Geheimen zum Oeffentlichen ist eine ganz 
gewaltige Veränderung der Sachlage; selbst wenn die Arbeit 
von Anfang an zu dem Zweck der Veröffentlichung gemacht 
worden ist, so wurde doch zur Zeit des Arbeitsbeginnes die 
Frage der Veröffentlichungsreife noch in die Zukunft ge¬ 
stellt: mit der Veröffentlichung ändert sich die ganze Sachlage 6 ). 

nicht die Rede sein; grob fehlerhaft Appellh. Paris 1. Dez. 1876, Pa- 
taille 1876, p. 362. 

4 ) Spanien Ausf.-O. a. 94. Fehlerhaft Ungarn a. 1: jeder habe 
das Vervielfältigungsrecht unter Ersatzleistung an die übrigen. 

5 ) Vgl. auch Monako a. 7, Norwegen a. 6 und 7, Dänemark 
a. 6 und 7, Spanien Ausf.-O. a. 94. Vgl. auch Seinetrib. 30. April 
1853 bei Blanc, Contrefagon p. 89. 

6 ) Norwegen a. 6 und 7, Dänemark a. 6 und 7, Oesterreich 
a. 7. Eigenartig Mexiko a. 1184, Nicaragua a. 781: jeder könne 
die Aufführung gestatten, vorbehaltlich eines von anderen erlangten 
staatlichen Verbots. 
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Nur dann ist es anders, wenn 

1. durch Abschließung eines Verlagsvertrage^ 
das Werk bereits in die Bahn der Oeffentlichkeit geleitet 
wurde; 

2. wenn das Werk bereits veröffentlicht war und 
es sich nur um eine neue Auflage handelt, hei der eine Um¬ 
arbeitung zwar auch bedeutungsvoll sein kann, jedoch an 
Wichtigkeit hinter der alten Veröffentlichung zurücktritt 7 )* 

3. bei einem musikalischen und dramatischen Werke ge¬ 
nügt die einmalige öffentliche Aufführung, damit das Werk 
als so sehr der Oeffentlichkeit preisgegeben gilt, daß eine 
weitere Aufführung nur als eine Fortsetzung des vorhandenen 
Rechtsstandes zu betrachten ist. 

VII. Durch Vereinbarung der Mitberechtigten kann 
das Verhältnis so geordnet werden, daß der eine oder andere 
ein Bestimmungsrecht hat; dieses ist (laut nachgiebigen 
Rechts) eine gegenständliche Regelung, welche bleibt, auch 
wenn die eine Mitberechtigung veräußert wird, § 746 B.G.B* 

Ergibt sich die Mitberechtigung aus Erbgang, so kann 
eine solche Bestimmung durch den Erblasser getroffen werden, 
vgl. §§ 2044, 2048; sie kann auch einem Testamentsvollstrecker 
übertragen werden, vgl. § 2204 BGB. Manche Länder geben 
dem Ehegatten ein Vorrecht 8 ). 

VIII. Haben die mehreren sich zur Zusammenarbeit ver¬ 
bunden, dann liegt nicht etwa bloß eine Gemeinschaftlichkeit,, 
sondern ein Gesellschaftsverhältnis vor; das Gemein¬ 
schaftsvermögen wird Gesellschaftsvermögen (§ 718 B.G.B.). 
Daher: 

1. keiner hat die Befugnis, seinen Anteil an einen Dritten 
zu veräußern und kein Gläubiger kann diesen Anteil zur 
Deckung verwerten; 


7 ) Norwegen a. 6 und 7, Dänemark a. 6 und 7. 

8 ) Vgl. Norwegen a. 6, Dänemark a. 6. 
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2. die Anteilsberechtigung kann infolge der weiteren Gesell- 
«chaftsschicksale eine wechselnde und wandelnde sein; 

3. die Führung der Geschäfte und die Vertretung ist nur 
dann nach Art der Stimmenmehrheit zu behandeln, wenn 
solches besonders bestimmt ist; 

4. die Aufhebung der Gemeinschaft kann nicht beliebig 
verlangt werden, sondern nur nach den Grundsätzen des 
Gesellschafts Verhältnisses. 

2. Verbundenes Sonderrecht. 

§40. 

I. Das Mitrecht kann auch so gestaltet sein, daß der eine 
das Recht am Ganzen hat, die anderen an einzelnen Teilen. 
Dies ist der Fall im Verhältnis zwischen Herausgeber und 
Mitarbeiter, § 4 AG. 

II. Ein solches Verhältnis tritt nicht ein bei Heraus¬ 
gabe einer Zeitschrift: die Auswahl der Artikel ist keine 
Autortätigkeit, denn die Zeitschrift ist nicht als Ganzes ge¬ 
dacht, sondern als zusammenhangslose Folge von Einzelheiten, 
weshalb die Auswahl nicht zum Aufbau einer neuen Schöpfung 
dient; sie ist eine Auswahltätigkeit, ebenso wie sie der 
Verleger vollzieht, wenn er sich entscheidet, ob er Werke in 
«einen Verlag aufnimmt oder nicht; es kommt hier nicht auf 
die Bildung eines autorrechtlichen Zusammenhanges an, sondern 
auf eine Ausscheidung nach den Zwecken der Zeitschrift und 
dem Bedürfnis des Leserkreises. Auch die Reihenfolge ist 
nichts, was dem Autorrecht eignet, auch dann nicht, wenn 
hier Abteilungen und Unterabteilungen besonderer Art bestehen, 
als Kategorien, in welche der Stoff der Zeitschrift zerfällt; 
und dies gilt selbst dann, wenn diese Kategorien vom Heraus¬ 
geber geschaffen worden sind. Solche Kategorien kommen 
nur nach ihren eigenpersönlichen Benennungen in Betracht, die 
gleichsam als Marken die einzelnen Abteilungen bezeichnen; 
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als solche aber stehen sie dem Persönlichkeitsrecht offen, nicht 
dem Autorrecht 9 ). In dieser Beziehung hat sich § 4 AG. un¬ 
genau ausgedrückt 10 ). In welchen Fällen die Umänderung eines 
Artikels eine Autortätigkeit enthalten kann, ist eine Frage 
für sich; bloß redaktionelle Zustutzung und Verkürzung ist 
keine Autortätigkeit (S. 141 f.). 

III. Anders verhält es sich mit Werken enzyklopädi¬ 
scher Art, mit Werken, deren Aufriß ein System von 
Abteilungen und Unterabteilungen enthält, um damit 
den Gedanken des wissenschaftlichen Zusammenhanges 
zum Ausdruck zu bringen. Die Darstellung des Systemgedankens 
ist nicht bloß wissenschaftlich, sondern künstlerisch, denn 
sie verlangt einen Sinn für Ebenmaß und Schönheit des Auf¬ 
baus. Eine solche Systembildung genießt den Autorschutz 
im Sammelwerk, wie im Werk eines Einzelnen; sie ist eine 
Sache, bei der es viel auf das Eigengefühl und den persönlichen 
Geschmack ankommt. Dies gilt dann, wenn das System ein 
festgegliedertes, wie dann, wenn es ein loses ist, wenn, 
wie bei Sinnsprüchen, die einzelnen Glieder nicht nach ihrem 
Hauptinhalt, sondern nach einem gewissen Gleichklang der . 
Gedanken aufeinander folgen. Vgl. S. 142 f. 

IV. Daraus aber, daß hier der Herausgeber ein Autor¬ 
recht hat, geht hervor: 

1. Der Einzelverfasser oder der Verleger, dem der Einzel- i 
beitrag in Verlag gegeben ist, kann zwar (autorrechtlich) I 
die einzelnen Teile des Werkes anderweitig herausgeben f 
(S. 289), nicht aber das enzyklopädische Werk in seiner I 
Gesamtheit, auch nicht eine Folge von Teilen, insoweit sich I 


*) Ueber diese Kategorien ist daher unten im Persönlichkeitsrecht 
zu handeln. 

10 ) Auch in anderen Gesetzen finden sich hier die schwersten 
Fehler, z. B. Schweden a. 5, Norwegen a. 3, Dänemark a. 3, 
Oesterreich a. 8. Verkehrt auch die Literatur, z. B. Rudelle 
p. 36 f. u. a. Richtig Australien a. 21. 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 17 
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hierin bereits die enzyklopädische Einteilung des Herausgebers 
in eigenpersönlicher Weise kundgibt. Vgl. übrigens auch 
S. 301, 343. 

2. Anderseits ist der Herausgeber nur Verfasser in Bezug 
auf die im System, in der Abteilung und Unterabteilung sich 
ergebende Gedankenfolge. Er ist nicht mitberechtigt an 
den einzelnen Artikeln: diese stehen vollkommen den Einzel¬ 
verfassern zu. Daher ist, was den Herausgeber betrifft, der 
einzelne Verfasser bezüglich seines Artikels frei, er ist 
nur gebunden durch den Verlags vertrag mit dem Verleger. 

Das Verhältnis ist also ähnlich wie bei denjenigen Ein¬ 
bausachen, die nicht zum Bestandteil des Gebäudes werden. 
Ebenso wie der Eigentümer der Einbausachen Eigentümer 
bleibt und wie anderseits der Eigentümer des Bodens Eigen¬ 
tümer des Bodens bleibt, der den Grund und die Stütze des 
Ganzen bildet: ebenso ist der Verfasser des einzelnen Artikels 
an diesem vollständig autorberechtigt, obgleich dieser in ein 
System von Abteilungen eingelegt und zum Teil (nicht zum 
Bestandteil) dieses gemacht worden ist, welches System im 
Autorrechte des Herausgebers steht. 

H. Teilrechte. 

1. Persönliche Teilrechte, 
a) Das Verlagsrecht als Gegenstandsrecht, 
a) Kennzeichnung. 

§ 41. 

I. Das Autorrecht kann Gegenstand eines besonderen 
gegenständlichen Teilrechts werden, das zwar auch beim 
Erfinderrecht vorkommt, aber dort nur seltener eine Rolle spielt; 
beim Autorrecht aber ist es das Mittel der regelmäßigen Ver¬ 
wertung: das Verlagsrecht. Der Verleger erlangt nicht 
etwa kraft Rechtsnachfolge das Autorrecht, so wie es der 
Verfasser hatte: die Annahme, als ob der Autorberechtigte 
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(den wir künftig ohne weiteres Verfasser nennen, vgl. § 48 
VG.) sein Recht auf den Verleger übertrage, ist ein Irrtum, 
den ich seiner Zeit in meinem Autorrechte zerstört habe 11 ). 
Der Verleger erlangt am Werke nur ein beschränktes gegen¬ 
ständliches Recht, das der § 8 VG., wohl nach meinem Vor¬ 
gang, Verlagsrecht genannt hat 12 ). 

II. Das Verlagsrecht hat gewisse Verwandtschaft mit dem 
Nießbrauch, unterscheidet sich aber von ihm wesentlich da¬ 
durch, daß der Berechtigte mit einer Verpflichtung belastet 
ist, nämlich mit der Verpflichtung, das Werk zu vervielfältigen 
und zu verbreiten, und daß das Recht nur in und mit dieser 
Verpflichtung besteht. 

In der Tat ist das Benefizial- oder Lehnverhaltnis 
das einzige, welches eine Aehnlichkeit bietet; denn auch beim 
Lehn Verhältnis ist das Recht des Vasallen mit der Pflicht 
belastet, und es ist ihm nur gegeben, um es ihm zu ermög¬ 
lichen, seiner Pflicht in vollem Umfange zu genügen. Der 
Vasall erlangte den Genuß des Grundstücks, um sich mit 
den Erträgnissen eine solche freie Stellung zu erwerben, 
daß er, den Kriegsdiensten ebenso wie den Festlichkeits¬ 
diensten genügen konnte. Ebenso erhält auch der Verleger 
sein Verlagsrecht zu dem Zweck, um das Autorgut zu ver¬ 
werten und dadurch die Pflicht gegen den Verfasser zu er¬ 
füllen. Allerdings besteht ein wesentlicher Unterschied: die 


n ) Auf die damit verbundene Stempelsteuerfrage ist bier nicht 
einzugehen, RG h 21. Juni 1901, Entsch. 49, S. 278. 

ia ) Allerdings findet sich hier der große terminologische Fehler, 
daß auch die Gesamtheit der aus dem Verlagsvertrag hervorgehenden 
Rechtsverhältnisse mit dem Begriff des Verlagsrechts bezeichnet wird, 
so daß das Gesetz nicht als Gesetz über das Verlagsverhältnis, wie es 
eigentlich heißen sollte, sondern als Gesetz über das Verlagsrecht benannt 
ist — ein Fehler, der aber nicht der einzige terminologische Fehler 
ist in dem durchaus nicht musterhaft gefaßten Gesetze. Vgl. auch 
noch Schweizer Oblig. R. a. 873: die Verleger bekommen die Aus¬ 
übung des Urheberrechts! 
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Yasallendienste sind Dienste, an denen zunächst der Lehensherr 
beteiligt ist; die Pflichten des Verlegers beteiligen aber zu¬ 
nächst diesen, insofern als die Verwertung auf seine Rechnung 
stattfindet; sie beteiligen aber zugleich den Verfasser, nicht 
etwa bloß wegen des Geldinteresses neuer Auflagen, sondern 
vor allem wegen der wichtigen geistigen Bestrebung, daß seine 
Gedanken in die Welt kommen, daß sie im Volke das wirken, 
was sie wirken sollen. 

Diese Begriffsentwicklung habe ich bereits vor vielen Jahren 
in meinem Autorrechte S. 284 f. gegeben: 

„Nun ist es aber sicher, daß es sich bei dem Verlagsgeschäft nicht 
darum handelt, Ware gegen Preis hinzugeben, so daß von nun an jede 
vermögensrechtliche Beziehung des Verkäufers zum verkauften Rechts¬ 
gute erlischt, wie dies beim Kaufgeschäft, wenige Ausnahmen abge¬ 
rechnet, der Fall ist. Vielmehr soll das Recht des Verlegers nur das 
Mittel werden, um das Werk zum Druck und zur Verbreitung zu 
bringen: der Verleger ist wirtschaftlich nicht Nachfolger des Autors, 
sondern der Mittelsmann zwischen Autor und Publikum. Daher wird 
der Verleger durch den Verlagsvertrag belastet mit der obligatorischen 
Pflicht, für Publikation und Betrieb des Buchs zu sorgen, . . . und die 
Pflicht steht nicht etwa abgetrennt neben dem Rechte des Verlegers, 
sondern sie ist ihm immanent; wäre etwa der Verleger in der recht¬ 
lichen Unmöglichkeit des Vertriebs, wäre etwa der Vertrieb an gewisse 
Voraussetzungen gebunden, welche beim Verleger nicht zutreffen, so 
wäre er nicht nur der Verpflichtung quitt, sondern die Berechtigung 
wäre von vornweg nicht auf ihn übergegangen. Das Recht des Ver¬ 
legers ist daher ein Recht, welches untrennbar mit einer Pflicht ver¬ 
bunden ist 18 ). 

III. Daher ist das Verlagsrecht nach seiner Zweckbestim¬ 
mung, ähnlich dem Lehnrecht, selbst nicht in seiner Aus¬ 
übung veräußerlich; denn die Verpflichtung des Verlegers ist, 

13 ) Was hiergegen an abfälligen Urteilen, Fragezeichen, Aus¬ 
rufungszeichen geleistet worden ist, ist unsäglich. Wer sich jedoch darin 
gefällt, Interpunktionen auf den Kopf zu stellen, der schadet nur sich 
selbst; denn er zeigt, daß ihm das richtige Sprachgefühl fehlt. Bei mir 
ist das Sprachgefühl zu stark entwickelt, als daß ich mich auf solche 
unrichtige Ausrufungszeichen einließe! 
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wie S. 295 auszuführen, höchst persönlich, die Veräußerung 
könnte daher nur so erfolgen, daß der Erwerber das Recht 
hätte, der bisherige Verleger aber die Pflichterfüllung auf 
sich behielte, was zu dem Widerspruch führte, daß der eine 
berechtigt, der andere verpflichtet wäre, während doch das 
Recht dazu da ist, die Pflichterfüllung zu ermöglichen. Der 
Widerspruch ließe sich nur dadurch begleichen, daß einer¬ 
seits der Erwerber die Verpflichtung übernähme, durch den 
bisherigen Verleger die höchstpersönliche Verlagstätigkeit aus¬ 
führen zu lassen, und daß der bisherige Verleger mithaftend 
bliebe, denn er hat sich verpflichtet und kann sich nicht ein¬ 
seitig lösen. Eine gewisse Vergewaltigung dagegen liegt vor, 
wenn der neue Erwerber die Verlegertätigkeit selbst über¬ 
nimmt; denn es ist in der Tat eine andere Verlegertätigkeit, 
und dies ist eine Vergewaltigung auch dann, wenn der bisherige 
Verleger als Gesamtschuldner dafür haftet, daß die Erfüllung 
in dieser Weise, also durch den Erwerber stattfinde; aller¬ 
dings sind zwei Verpflichtete da, allein hierbei wird die eine 
Leistung an Stelle der anderen eingeschoben 14 ). 

IV. Darum sind die Rechte meist für die Unübertragbar¬ 
keit des Verlagsrechts, z. B. das französische, belgische, eng¬ 
lische Recht 15 ). 

14 ) Schon Autorrecht S. 284 f. habe ich ausgeführt, daß „die Ver¬ 
lagstätigkeit eine solche ist, bei welcher es wesentlich auf die Person 
dessen ankommt, welcher die Verlagstätigkeit ausübt, so daß die Ver¬ 
lagstätigkeit eines anderen nicht mehr den nämlichen Erfüllungseffekt 
erzeugt, wie die Verlagstätigkeit des ausgewählten Verlegers: Firma, 
Beziehungen, Renommee, gegenseitige Verbindungen der Buchhändler, 
Geschäftsmaximen und Geschäftsusancen geben der Verlagstätigkeit eines 
jeden Verlegers einen von der Verlagstatigkeit eines anderen völlig ver¬ 
schiedenen Effekt; bei dem einen bleibt das Buch auf dem Lager, bei 
dem anderen reist es sofort in die ganze Welt, über die Sphäre des 
Heimatlandes hinaus, in die fernsten Gegenden. Ueberall aber, wo der 
Erfüllungseffekt wesentlich verschieden ist nach der Person des Er¬ 
füllenden, überall da lassen die Grundsätze des Erfüllungsrechts eine 
vikarierende Tätigkeit eines anderen nicht zu u . 

15 ) Vgl. Seinetrib. 80. Not. 1892, Appellhof Paris 20. April 1894 
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V. Eine Ausnahme rechtfertigt sich nur bei der Beerbung 
und bei der Uebertragung des ganzen Verlags oder des einzelnen 
Vertragszweigs an einen Dritten, da der Verfasser vernünftiger¬ 
weise mit solchen Umständen rechnen und einen derartigen 
Wechsel als natürliche Folge der Dinge auf sich nehmen 
muß; wobei noch zu beachten ist, daß, wenn das Geschäfts¬ 
haus das nämliche bleibt, regelrecht auch bezüglich der Ge¬ 
schäftsüberlieferungen und der Geschäftsführungsweise ein 
ununterbrochener Fortgang stattfinden wird 16 ). So auch VG. 
§ 28; darum ist hier eine Zustimmung des Verfassers nicht 
erforderlich. 

VI. Dagegen ist eine Ausnahme nicht deshalb begründet, 
weil der Verfasser des Werkes keinen genügenden Grund 
seiner Weigerung anführt; denn das vernünftige Recht bedarf 
keiner Entschuldigung und Rechtfertigung: die innerhalb des 
sittlichen Kreises schwebende Freiwahl ist aber vernünftig, 
denn auch die persönliche Zu- und Abneigung hat ihre aus¬ 
reichende Bedeutung; noch weniger ist es begründet, im 
Falle der Nichtantwort des Verfassers auf Befragung ohne 
weiteres den Erfolg der Zustimmung anzunehmen. 

Gleichwohl hat unser Verlagsgesetz § 28 dies getan und 
dadurch den Rechtsstand bedeutend verschlimmert. Es er¬ 
klärt: 

1. Die Zustimmung des Verfassers ist, wenn kein 
wichtiger Gegengrund vorliegt, erzwingbar. Die Er¬ 
zwingung geschieht durch rechtskräftiges Urteil, § 894 ZPO. 

u. 16. Jan. 1896, Droit d’auteur VI, p. 28, VII, p. 90, IX, p. 48; Appell¬ 
hof Antwerpen 24. Mai 1898, ib. XI, p. 103; High Court 30. Okt. 1896, 
Griffith y. the Tower Publish Co., ib. X, p. 20 und 30. 

le ) Hierüber bemerkte ich bereits Autorrecht S. 288, daß nach der 
Anschauung des Handelsverkehrs das Handelsgeschäft, auch wenn es 
in andere Hände übergeht, eine handelsmäßige Einheit bilde, welche 
darin auch eine tatsächliche Grundlage hat, daß die Geschäftsmaximen, 
das Personal, die Beziehungen des Handelsgeschäfts sich wenigstens 
nicht mit einem Schlage zu ändern pflegen, sondern erfahrungsgemäß 
in größerem oder geringerem Umfange fort bestehen.. . . 
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2. Dem steht gleich, wenn auf die Aufforderung des 
Verlegers eine Verschweigung von 2 Monaten stattfindet. 
Die Aufforderung ist Rechtshandlung und untersteht den 
Grundsätzen dieser; die Verschweigung dagegen hat keine 
rechtsgeschäftliche Wesenheit und tritt ein ohne Rücksicht 
auf die Geschäftsfähigkeit; sie tritt ein ohne die Befugnis der 
Wiederherstellung. Diese ganze Bestimmung ist fehlerhaft. 

VII. Das Verlagsrecht kann durch Vertrag unver¬ 
äußerlich werden, § 28 VG.: der Vertrag hat hier ausnahms¬ 
weise die Wirkungen eines Veräußerungsverbotes; er gilt 
aber nicht im Pall der Veräußerung des ganzen Geschäfts 
(das Gegenteil ist nicht aus der Passung des § 28 zu ent¬ 
nehmen): die Veräußerung des ganzen Geschäfts mit ihren 
Polgen ist ein Rechtsvorgang, der nicht durch vorherige Ver¬ 
einbarung geschmälert werden kann. 

VIII. Soweit die Verlegerstellung Gegenstand der Ver¬ 
äußerung sein kann, kann sie auch Gegenstand der Ver¬ 
pfändung sein. Der Pfandgläubiger darf nach den oben 
entwickelten Grundsätzen das Verlagsrecht in der Art zur 
Vollstreckung bringen, daß ein kraft der Vollstreckung ein¬ 
tretender neuer Verleger nur aus gewichtigen Gründen vom 
Verfasser zurückgewiesen werden kann, § 1277 B.G.B. Die 
Verpfandung geschieht durch bloßen Vertrag, wobei allerdings 
die Verpflichtungen des Verfassers mit zu berücksichtigen sind; 
daher muß sie dem Verfasser angezeigt werden, jedoch so, daß 
diese Anzeige keine begründende Bedeutung hat: § 1280 B.G.B. 
findet hierbei keine Anwendung; die Anzeige kann auch durch 
sonstige Kenntnis ersetzt werden. 

Eine mittelbare Verpfändung kann durch Verpfandung 
des ganzen Verlagsgeschäftes erfolgen; dann werden mit dem 
Verlagsgeschäft alle darin enthaltenen Verlagsrechte mit ver¬ 
pfändet, und der Pfandgläubiger kann daraufhin mit dem 
ganzen Geschäft die Verlagsrechte zusammen (ohne Zustim¬ 
mung der Verfasser) übertragen, § 28 VG. 
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ß) Ausdehnung. 

aa) Kraft nachgiebigen Gesetzes. 

§ 42. 

I. Das Verlagsrecht reicht weniger weit als das Autor¬ 
recht; eine Reihe von Befugnissen bleiben heim Verfasser 
zurück; insbesondere die Befugnis, das Werk auch in anderer 
Weise als durch Schriftverbreitung zu verwerten: so hat 
der Verfasser eines Dramas, auch wenn dieses in Verlag ge¬ 
geben ist, das Recht, es zur Aufführung zu geben, der Ver¬ 
fasser eines Romans das Recht, ihn in dramatisierter Weise 
aufzuführen, der Verfasser eines Ton Werkes behält ebenfalls 
trotz des Verlags Vertrages das Aufführungsrecht; § 2 VG., 
§ 14 AG. 17 ). Ebenso wird die Befugnis der Vervielfältigung 
durch Selbstsprecher (Phonographen) hierdurch nicht berührt 18 ). 

II. Aber auch sonst ist der Umfang des Verlagsrechts 
laut nachgiebigen Rechts beschränkt; in dieser Beziehung be¬ 
steht ein Unterschied zwischen literarischen Werken und Ton¬ 
werken. 

Er beruht darauf: bei literarischen Werken ist es nicht 
üblich, dasselbe Gedankengebilde in mehrfachen Darstellungen 
wiederzugeben, außer sofern es sich um eine andere Sprache 
oder um die Dramatisierung eines Romans handelt; anders 
bei musikalischen Werken: hier ist eine Verbreitung des¬ 
selben Gedankengebildes in einer Vielheit von Ausdrucks¬ 
formen sehr gebräuchlich. 

Der Grund ergibt sich aus dem Obigen: abgesehen von 


17 ) Vgl. auch Circ. Court of Appeal New York 29. Okt. 1901, Droit 
d’auteur XVII, p. 59, Seinetrib. 3. April 1903, ebenda XVII, p. 136. 
So auch neuere Gesetze, z. B. Mexiko a. 1187, Nicaragua a. 784, 
Schweiz a. 7. 

18 ) Dies ist trotz § 2 VG. anzunehmen. Der Fall des Selbstsprechers 
bleibt hier außer Betracht: es liegt den Interessen des Verlegers zu 
fern. 
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dramatischen Werken ist das Lesen die einzige Art, wie ein 
literarisches Werk aufgenommen zu werden pflegt, während 
bei musikalischen Werken die Aufnahme des Werks meist 
durch Aufführung geschieht und die Aufführung durch die 
verschiedenste Instrumentierung möglich ist (S. 183 f.). 

Dazu kommt weiter, daß musikalische Werke durch die 
Entwicklungsfähigkeit des Melos eine außerordentliche Fülle 
von Entwicklungswendungen zulassen, die einer selb¬ 
ständigen Verwertung fähig sind. 

Daher der Unterschied: das literarische Verlagsrecht be¬ 
zieht sich auf das Werk nach seiner ganzen inneren Form 
und seinem ganzen autorrechtlich geschützten Inhalt, sofern 
nicht 1. eine andere Sprache oder Mundart als äußere Form 
gewählt wird und 2. die innere Form nicht dadurch eine 
grundsätzliche Aenderung erfährt, daß eine Personifikation 
stattfindet oder eine Personifikation weggelassen wird, d. h. 
eine Dramatisierung oder eine Entdramatisierung erfolgt; oder 
sofern nicht 3. die Vervielfältigung als Vervielfältigung durch 
den Selbstsprecher eine andere Wesenheit annimmt. 

Das musikalische Verlagsrecht aber bezieht sich nur 
auf das Musikwerk in seiner gegebenen äußeren Form; 
allerdings umfaßt es diese äußere Form mit allen Gestalten 
dieser Formgebung, welche dieselbe bleibt bei Auslassungen 
und Streichungen und auch dieselbe bleibt bei Hebungen und 
Senkungen, sofern das Intervallenverhältnis nicht geändert 
wird, § 2 VG. 

HI. Außerhalb des Verlagsrechts steht daher 1. bei 
literarischen Werken jede Uebersetzung (in eine andere 
Sprache oder in eine andere Mundart) 19 ), jede Drama¬ 
tisierung oder Entdramatisierung; § 2 VG., vgl. 14 AG. 


19 ) Vgl. auch Schweizer Obi. Recht a. 382, Ungarn HOB. 
a. 518, Trib. Neuchätel 15. November 1900, Droit d’auteur XV, p. 67. 
Dies hat man auch in Frankreich angenommen in Sachen Oil Blae 
gegen Zola, Seinetrib. 5. August 1895, Ann. droit comm. X, p. 191. 
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Außerhalb des Verlagsrechts liegt 2. bei Ton werken 
a) jede Verarbeitung des Werkes durch wesentliche Aende- 
rung der äußeren Form, vor allem durch Uebertragung auf 
andere Instrumente; b) jede innere Umgestaltung, die so 
weit geht, daß die wesentlichen Teile nicht unverändert bleiben, 
mithin Variationen äußerer wie innerer Art, Umwandlung der 
Melodik durch Verschmelzung oder Trennung, Aenderung des 
Stimmungsbildes durch neue Harmonisierung, § 2 VG., vgl. 
§ 15 AG. 

Außerhalb des Verlagsrechtes liegt 3. bei Schrift- und 
Tonwerken die» für Sammlungen im Sinne des § 19 Z. 4 
(§ 21 Z. 3), § 24 AG. erforderliche Einwilligung. 


ßß) Vertragsmäßige Erweiterungen und Beschränkungen. 

§ 43. 

I. Das vorige gilt laut nachgiebigen Rechts; eine Er* 
Weiterung ist in allen diesen Beziehungen möglich: 

1. Der Verfasser kann dem Verleger auch das Ueber- 
setzungs-, Dramatisierungs- und Entdramatisierungs- 
recht überlassen, und zwar in doppelter Weise: 

a) so daß der Verleger diese Bearbeitungen von sich 
aus machen kann, 

b) so daß nur durch Uebereinstimmung von Verfasser 
und Verleger eine solche Bearbeitung unter das Publikum 
kommen darf, was wiederum entweder in der Art geschehen 
kann, daß beide in erster Reihe Zusammenwirken, oder so, daß 
nur der eine Teil die Aenderung und Verbreitung bewirkt, 
während der andere die Zustimmung gibt, in welchem Falle 
die Zustimmung entweder zum voraus als Einwilligung oder 
nachträglich als Genehmigung erfolgen kann. 


Eine Uebersetzung ist es aber nicht, wenn die Mundart wesentlich die¬ 
selbe bleibt und nur einige Varianten hineingetragen werden. 


Digitized by Google 



Teilrecht. § 43. Verlagsrecht. Beschränkung. 


267 


2. Aach auf dem Gebiet des musikalischen Urheber¬ 
rechts kann das Verlagsrecht erweitert werden. Es kann er¬ 
streckt werden auf Bearbeitungen irgendwelcher Art, ins¬ 
besondere so, daß dem Verleger die Befugnis gewährt wird, 
„Transkriptionen“, Uebertragungen auf andere Instrumente zu 
machen oder auch Umwandlungen in volkstümliche Weisen 
herzustellen. Auch dies kann entweder in Gestalt des Allein¬ 
rechts oder in Gestalt des Mitrechts erfolgen. 

II. Rechtsgeschäftliche Beschränkungen sind in der 
verschiedensten Weise möglich: 

1. Die Beschränkung kann eine Rechtsbeschränkung 
sein: der Verfasser kann dem Verleger das Verlagsrecht geben 
mit Rücksicht auf das in dem einen Rechtsgebiet zu¬ 
stehende Autorrecht. Er kann es ihm aber auch geben in 
Bezug auf das ihm in allen Rechtsgebieten zustehende 
Urheberrecht. Letzteres ist das Regelmäßige; der Verleger 
erhält dann das Verlagsrecht in Bezug auf die Autorrechte 
in sämtlichen Ländern, woraus hervorgeht, daß ein vom 
Verleger verbreitetes Exemplar durch sämtliche Autorrechte 
gedeckt ist und daher in allen Rechtsgeländen verbreitet wer¬ 
den kann. 

Ganz anders im ersten Fall: ein Werk, das in dem Ge¬ 
biet des einen Autorrechtes verkehrt, wird durch das Autor¬ 
recht eines anderen Gebietes nicht gedeckt, es wird in Bezug 
auf dieses andere Gebiet in autorrechtswidriger Weise ver¬ 
breitet. Geteiltes Verlagsrecht! Es kommt namentlich im 
Musikalienverkehr vor und ist in dieser Beziehung allgemein 
anerkannt 20 ). Nur gelten hier die oben (S. 179, 216) er¬ 
wähnten Besonderheiten. 

2. Die Beschränkung kann quantitativ sein. 

Die quantitative Beschränkung des Verlagsrechts ist 


20 ) Vgl. Appellhof Brüssel 6. Oktober 1897, Droit d’auteur XI, p. 8, 
Court of Appeal London ib. X, p. 29. 
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vor allem eine Beschränkung nach Auflagen oder eine Be¬ 
schränkung nach Zeit. 

a) Beschränkung nach Auflagen: 

a) Auflage ist die Gesamtheit der in einer Folge 
hergestellten Druckexemplare. Der Begriff der Auf¬ 
lage hat sich im Druck mit beweglichen Typen entwickelt, 
die, zusammengesetzt, in dieser Zusammensetzung druckweise 
gebraucht und dann wieder auseinandergenommen werden: 
hier wird durch die Ablegung des Drucksatzes die Auflage 
streng bezeichnet. Allein solche Auflagen gibt es auch beim 
Stereotypdruck und beim Druck mit der Setzmaschine, welche 
eine sofortige Stereotyp Vervielfältigung bewirkt, und ebenso 
aber auch beim Druck gestochener Noten. Hier wird die 
Auflage durch die ununterbrochene Drucktätigkeit bestimmt. 
Ist diese abgeschlossen, so ist, was weiter abgedruckt wird, 
über die Auflage gedruckt. 

ß) Das Verlagsrecht ist laut nachgiebigen Rechts ein Ver¬ 
lagsrecht für eine Auflage — laut nachgiebigen Rechts, denn 
die Bestimmung paßt nur für den Druck mit beweglichen Let¬ 
tern, nicht für den Stereotypdruck und den Notendruck: in 
dieser Beziehung wird der Brauch oftmals das nachgiebige 
Recht überwinden, § 5 VG. 

7) Die Auflagenhöhe kann dem Verleger anheim stehen: 
dieser kann dann durch Erklärung die Höhe bestimmen. Laut 
nachgiebigen Rechtes ist die Auflagenhöhe 1000 2 *), mit Be¬ 
stimmungsrecht des Verlegers nach unten durch Erklärung 
an den Verfasser, § 5 VG.; diese Erklärung ist eine ankunfts¬ 
bedürftige Rechtshandlung und folgt ihren Gesetzen. 

Doch ist folgendes zu bemerken: 

aa) Soweit die Auflagenhöhe mittelbar oder unmittelbar 
bestimmt ist, kann ein etwaiges Versehen bei der Her¬ 
stellung verbessert und können etwa vergessene Bogen 


81 ) Vgl. Schweiz Obi. JEt. a. 377, Norwegen a. 9, Dänemark 
a. 9. Bezüglich der Zeitschriften vgl. aber S. 270. 
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nachträglich gefertigt werden, so z. B. wenn ein Teil der 
Bogen auf falsches Papier gedruckt wurde. 

ßß) Zur gesetzmäßigen oder vertragsmäßigen Auflagenhöhe 
tritt der Zuschuß, sodann der Freiexemplarenbetrag 
(bis zu V 20 der Auflagenhöhe) hinzu. Um sie erhöht sich 
die dem Verleger zustehende Auflage, jedoch, was die Zu¬ 
schußexemplare betrifft, nur bezüglich des Herstellungs-, nicht 
bezüglich des Verbreitungsrechtes, da solche nur als Ersatz 
für mangelhafte, beschädigte Exemplare weitergegeben werden 
dürfen, VG. § 6 22 ). 

YY) Die Auflage ist die in Verbreitung gesetzte Auf¬ 
lage; Exemplare, die vor der Verbreitung untergehen, sind 
aus dem Zuschuß zu ergänzen oder neu zu drucken; letzteren- 
falls besteht eine Anzeigepflicht zur Vermeidung von Miß¬ 
brauch, § 7 VG. 23 ). Die Anzeige ist tatsächlich, ihr steht 
jede Benachrichtigung gleich. 

b) Beschränkung nach Zeitfrist. 

Hier darf der Verleger laut nachgiebigen Rechts inner¬ 
halb der Frist die entsprechenden Ausbeutungshandlungen 
schrankenlos vornehmen, nach Ablauf der Frist stehen ihm 
keine mehr zu: innerhalb der Frist darf er beliebig her¬ 
steilen und verbreiten, nach Ablauf der Frist darf er nicht 
mehr herstellen, aber auch nicht mehr verbreiten, selbst nicht 
die innerhalb der Frist hergestellten Exemplare, § 29 VG., 
vgl. oben S. 244 f. 

3. Das Verlagsrecht kann die Befugnis zur Vervielfältigung 
mit qualitativer Beschränkung enthalten; so insbesondere, 
a) wenn die Arbeit für ein Sammelwerk, etwa eine Zeitschrift 


2 *) Eine recht kleinliche und unpraktische Bestimmung; wenn schon 
Zuschußexemplare gedruckt werden dürfen, so hätte man dem Verleger 
darüber die Freiheit der Verwendung lassen sollen. In Frankreich gilt 
ein Zuschuß yon 10% als erlaubt (main de passe!), Appellhof Paris 
20. Dezember 1880, Dalloz 82, II, p. 72. In Belgien soll der Zuschuß 
unbekannt sein, Ru d eile, Auteurs et Editeurs p. 139 f. 

23 ) Vgl. auch Ungarn H.Gr.B. a. 530, Bulgarien H.GKB. a. 447. 
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und nur zur Veröffentlichung in solcher übertragen ist: der 
Verleger hat hier nicht das Recht zu einer Buchausgabe, 
§ 4 VG. 24 ); ebenso aber auch umgekehrt, § 4 VG. 26 ); so 
ist insbesondere der Verleger einer Einzelausgabe nicht zur 
Gesamtausgabe der Werke eines Schriftstellers befugt und 
umgekehrt 26 ). Daher darf auch der Verleger ein für die eine 
Zeitschrift bestimmtes Werk nicht in einer anderen ihm zur 
Verfügung stehenden Zeitschrift veröffentlichen 27 ). In der 
einen Zeitschrift aber ist er Herr; er kann die Auflage so 
hoch bestimmen, wie er will, auch die Auflage eines einzelnen 
Heftes oder Blattes, insbesondere wenn er ein Heft als „Pro¬ 
pagandaheft“ besonders verbreiten will, § 43 VG. Ebenso 
kann er ohne Zustimmung der betreffenden Verfasser ver¬ 
gangene Hefte neu drucken oder anastatisch vervielfältigen 
lassen: ein Bedürfnis dazu besteht in manchem Falle und aus 
§ 43 VG. ist die Gestattung zu entnehmen. 

b) Eine qualitative Beschränkung ist auch gegeben, 
wenn jemand den Verlag für den Abdruck des Textes in 
Konzertprogrammen übernimmt, § 20 AG.: hier darf er 
nur in der Weise der Programme und für den Zweck der 
Programme vervielfältigen und verbreiten; und ebenso wenn 
ein Musikalien Verleger den Verlag für die Opemstimmen über¬ 
nommen hat: er darf nicht auch die Partitur vervielfältigen 
und verbreiten, da sehr häufig die Partitur gar nicht ver¬ 
öffentlicht, sondern handschriftlich für die Theater abgeschrieben 
wird, was namentlich für das zwischenstaatliche Urheberrecht 
von großer Bedeutung ist (oben S. 176, 177). 

c) Eine qualitative Beschränkung liegt auch darin, daß keine 


24 ) Seinetrib. 16. Juli 1900, Ann. de droit comm. XIV, p. 433 r 
Appellhof Brüssel 26. Februar 1895, Droit d’auteur VIII, p. 78. 

25 ) RGK 2. November 1897, Entscb. Strafs. XXX, S. 292. 

*•) Vgl. Schweizer Obi. R. a. 381, Ungarn HOB. a. 524, Bul¬ 
garien H.O.B. a. 441. 

2I ) Seinetrib. 2. Febr. 1877, Pataille 1877, p. 99, und 26. Mai 
1905, Droit d’auteur XIX, p. 20. 
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illustrierte Ausgabe veranstaltet werden darf, wenn eine 
nicht illustrierte bedungen ist; denn auch dies wäre eine wesent¬ 
liche Aenderung 28 ). 

d) Dagegen ist eine sonstige Abweichung von den ver¬ 
tragsmäßigen Bestimmungen keine qualitative Aenderung: 
sie wäre vertragswidrig, sie wäre aber keine Ueberschreitung 
des Verlagsrechts und darum keine Autorverletzung. Die 
gegenteilige Annahme wäre ebenso unrichtig, wie wenn man 
im Erfinderrecht jede Abweichung von den Lizenzbedingungen 
als Verletzung des Erfinderrechts betrachten wollte 29 ). Die 
Pflicht beschränkt in diesem Pall schuldrechtlich dasjenige* 
was kraft gegenständlichen Bechts gestattet ist, sie wird nicht 
selbst zur gegenständlichen Schranke. 

4. Anderseits ist auch der Pall möglich, daß die Pflicht in 
der Art verringert wird, daß das gegenständliche Recht nach 
bestimmter Seite hin nur gegenständliches Recht ist ohne eine 
ihm innewohnende Pflicht. 

So hat a) der Verleger die Befugnis, nicht die Pflicht, 
untergegangene Exemplare vor der Weiter Veröffentlichung 
durch neue zu ersetzen, § 7 VG. 30 ). b) Bezieht sich das 
Verlagsrecht auf mehrere Auflagen, so bezieht sich laut nach¬ 
giebigen Rechts die Pflicht nur auf eine: laut nachgiebigen 
Rechts ist, auch wenn das Verlagsrecht mehrere Auflagen 
umfaßt, die Herstellung weiterer Auflagen in das Be¬ 
lieben des Verlegers gestellt. Vielfach ist, trotzdem die 
eine Auflage erschöpft ist, ein Bedarf für eine zweite Auf¬ 
lage nicht vorhanden: es gibt Bücher, welche völlig ausver¬ 
kauft werden, aber damit ihre Lebensaufgabe beschließen, 
und nicht immer ist es möglich, ein Werk durch Umänderung 
in den Stand zu setzen, daß es weiter gangbar wird und den 
Zeitverhältnissen entspricht; möglicherweise ist das Interesse 


28 ) Appellhof Lyon 23. Juni 1847, Dalloz 47, II, p. 152. 

29 ) Handb. des Patentrechts S. 524« 

80 ) Schweizer Obi. R. a. 388. 
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für ein Problem erschöpft, möglicherweise wird der Bedarf 
durch andere Leistungen gedeckt, möglicherweise ist es sogar 
ein Vorzug für Wissenschaft und Lehre, wenn ein Werk keine 
weitere Auflage erlebt. Vgl. § 17 VGL Darüber ist noch 
unten (S. 315, 319) zu handeln. 

m. Mag das Verlagsrecht so weit ausgedehnt sein als 
möglich, so deckt es sich doch nie mit den Grenzen des Autor¬ 
rechts: der Verfasser kann das Verlagsrecht nicht so weit 
spannen, daß es den ganzen Umfang des Autorrechts umfaßt; 
die Grenzen liegen vielmehr tief innerhalb der Grenzen 
dieses. Wie jedes dingliche Recht am Eigentum, so bricht 
sich das Verlagsrecht am Autorrecht; es findet seine Grenze 

1. am Mißbrauch, 

2. am schädlichen Nichtgebrauch, 

3. es muß zusammenfallen, wenn wesentliche Lebens¬ 
interessen des Autorwerkes in Frage stehen. 

IV. Mißbrauch ist eine mit den Interessen des Voll¬ 
rechts in Widerspruch stehende, dem Sinne des gegenständ¬ 
lichen Verlegerrechts zuwiderlaufende Ausübung. 

Ein Hauptmißbrauch liegt 1. in der Aenderung 
des Werks; zu einer Aenderung ist der Verleger nicht be¬ 
rechtigt (auch nicht der Vertreter des Verlegers, der Heraus¬ 
geber), § 13 VG., § 9 AG. 31 ). Wohl aber hat er die Be¬ 
fugnis, 

a) offenbare Fehler zu verbessern, 

b) sonstige Aenderungen dann vorzunehmen, wenn der 
Verfasser dazu seine Einwilligung gibt oder sie im Interesse 


81 ) Vgl. auch Trib. Paris 22. August 1845 Dali. 45, IV, p. 435, 
Appellhof Paris 5. Juli 1859, Pataille 1860, p. 205, Seinetrib. 7. April 
1894, 16. Dezember 1899, Droit d’auteur VII, p. 139, XIII, p. 40. Vgl. 
ferner Norwegen a. 9, Dänemark a. 9, Costarica a. 19, Portu¬ 
gal a. 588, Bolivia a. 18, Columbia a. 16, Ecuador a. 19, 
Japan a. 18, Schweiz Obi. R. a. 378, Ungarn HÖB. a. 519, 
Bulgarien H.G.B. a. 436, Brasilien a. 5. 
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der Sache nicht verweigern darf, z. B. bei fremdsprachlichen 
Verfassern, welche der deutschen Sprache nicht völlig Herr 
sind 32 ); auch muß in Betracht gezogen werden, daß der 
Verfasser die Korrekturbefugnis hat und es möglicherweise 
seine Schuld ist, wenn er davon zur Wiederherstellung des ur¬ 
sprünglichen Textes keinen Gebrauch macht 33 ); 

c) Aenderungen anderer Art, die durch den literarischen 
Sinn oder die rechtliche Verantwortung angezeigt sind, soweit 
sie a) mit der ganzen Richtung des Aufsatzes nicht in Wider¬ 
spruch stehen und ß) auch im einzelnen weder dem Gedanken 
noch der inneren Ausdrucksform des Gedankens zu nahe 
treten. Eine derartige Aenderungsbefugnis wird namentlich 
bei Sammelwerken zur Geltung kommen, um den Gesamt¬ 
charakter zu wahren und um die Preßverantwortung des 
Herausgebers zu decken, § 13 VG., vgl. § 9 AG. 34 ). Vgl. 
S. 339. 

d) Ein freies Aenderungsrecht besteht nur an namenlosen 
Zeitschriftsartikeln, § 44 VG., mit Rücksicht auf die hiermit 
übernommene Verantwortlichkeit: hier kann die Aenderung 
zu einer förmlichen Bearbeitung und der Herausgeber zum 
Mitverfasser werden — alles innerhalb des Ueblichen. 

e) Eine unbefugte Aenderung wäre auch die Unterdrückung 
des Verfassernamens (auch des Namens eines Mitverfassers) 
oder der Widmung 35 ). 

Ein Mißbrauch liegt 2. namentlich darin, daß der Ver¬ 
leger, dem das Uebersetzungs- oder Dramatisierungsrecht zu¬ 
erteilt worden ist, die Sache einem unverständigen Ueber- 


32 ) Vgl. Appellhof Paris 24. April 1879, Pataille 1879, p. 380. 

S3 ) Seinetrib. 15. April 1863, Pataille 1865, p. 47. 

* 4 ) Vgl. hierüber den im Droit d’auteur V, p. 51 mitgeteilten 
Schiedsspruch, bei dem Zola mitwirkte. Im übrigen muß auch der 
Herausgeber sich insofern beschränken: er steht statt des Verlegers, er 
ist nicht Mitverfasser (S. 256, 339). 

35 ) Seinetrib. 16. Sept. 1858, Pataille 1858, p. 464; Portugal 
a. 588, Japan a. 18, Bolivia a. 18. 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 18 
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setzer übergibt oder die Dramatisierung in einer der Würde und 
Bedeutung des Werkes widersprechenden Weise bewirkt. 

V. Die Befugnis, den Mißbrauch zu verbieten, geht aus 
dem Persönlichkeitsrecht hervor, § 9 AG.; sie entspringt 
aber zugleich aus dem Verlagsverhältnis, § 13 VG., woraus 
sich ergibt: 

1. Sie gilt auch dann, wenn das Persönlichkeitsrecht er¬ 
loschen, z. B. der Verfasser schon jahrelang tot ist 36 ). 

2. Sie steht nicht nur dem Verfasser, sondern auch seinem 
Rechtsnachfolger zu, der das Werk in Verlag gegeben hat. 

VI. Mißbrauch ist vom Standpunkte des Verlagsrechts 
auch der Nichtgebrauch: ein Verlags Verhältnis, welches 
dem Verleger die Freiheit der Veröffentlichung oder Nicht- 
veröfifentlichung ließe, wäre ein Widerspruch in sich selbst. 

VH. Endlich können aber auch, wenn dem Verleger weder 
Mißbrauch noch Nichtgebrauch zur Last gelegt werden 
kann, Lebensinteressen der künstlerischen Schöpfung 
dafür sprechen, daß das Verlagsrecht durchbrochen wird zu 
Gunsten des Verfassers, z. B. wenn der Verfasser unter wesent¬ 
licher Benutzung bedeutsamer Teile seines Werkes ein neues 
geschaffen hat, welches für seinen literarischen Namen ent¬ 
scheidend sein kann: für diesen Fall gilt die Schranke des 
Verlagsrechts, ganz ähnlich, wie im Benefizialrecht gewisse 
Vorbehalte gelten für den Fall dringenden Bedarfs des Lehns¬ 
herrn. Das Gegenteil würde dem Satz widersprechen, daß 
der Verleger zu gleicher Zeit ein Gehilfe des Verfassers 
und seiner Geistesschöpfung sein soll. 

YY) Pas Autorrecht im Verhältnis zum Verlagsrecht. 

§ 44. 

I. Aus dem Gesagten könnte man schließen, daß, soweit 
neben dem Recht des Verlegers ein Recht des Verfassers übrig 

36 ) RG. 4. Febr. 1881, Entsch. IV, S. 133. 
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bleibt, der Verfasser frei walten dürfte, mindestens daß 
eine Ausübung seines Autorrechts in diesem Bereich vielleicht 
eine Verletzung des schuldrechtlichen Verhältnisses, aber keine 
Verletzung des dem Verleger zustehenden Gegenstandsrechts 
wäre. 

II. Das ist im allgemeinen der Fall 3 7 ), so 1. was die Be¬ 
tätigungen betrifft, die kraft nachgiebigen Rechts außer¬ 
halb de8 Verlagsrechts stehen; es ist der Fall, sofern nicht 
eine Erweiterung des Verlagsrechts im obigen Sinne stattge¬ 
funden hat: sofern eine Erweiterung stattgefunden hat, ist 
der Verfasser zurückgedrängt, insbesondere bezüglich des 
Uebersetzung8rechts, sei es, daß dem Verleger das Ueber- 
setzungsrecht ohne weiteres überlassen, sei es, daß dieses 
Recht von dem gemeinsamen Willen beider abhängig gemacht 
wurde (S. 266). 

Es ist aber 2. bezüglich der gewillkürten Verlagsbeschrän¬ 
kungen nur der Fall, was die Rechtsbeschränkungen 
und die quantitativen Beschränkungen angeht, so was das 
geteilte Verlagsrecht, so was die Beschränkung auf eine 
oder mehrere Auflagen betrifft, in der Art, daß nach Er¬ 
schöpfung der dem Verleger überlassenen Auflagen die Be¬ 
tätigung des Autorrechts wieder frei wird, § 29 VG. 38 ); es 
ist aber 3. regelmäßig nicht der Fall, was die qualitativen 
Beschränkungen des Verlegers betrifft, so wenn diesem nur 
die Zeitschrifts- oder Buchausgabe gestattet ist: denn hier¬ 
mit ist nicht gesagt, daß dem Verfasser eine anderwärtige 
Ausgabe frei steht; oder wenn der Verleger eine Aus¬ 
gabe mit Bildern veranstaltet, so ist darum dem Verfasser 
nicht erlaubt, bei einem anderen Verleger eine bilderlose 


37 ) Vgl. Appellhof Paris 23. Juli 1864, Pataille 1864, p. 326, je¬ 
doch auch Seinetrib. 5. August 1863, Pataille 1863, p. 338, aufgehoben 
durch Appellhof Paris 23. Juli 1864, Pataille 1864, p. 326, ferner 
Seinetrib. 16. Juli 1873, Pataille 1873, p. 320. 

38 ) Kass.-Hof 22. April 1847, Dalloz 47, I, p. 83. 
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Ausgabe erscheinen zu lassen und umgekehrt 39 ). Vgl. VG. 

§ 2 . 

HI. Zur Erklärung dieser Erscheinung muß ich einen 
Satz vorausnehmen, der im Sachenrecht zur weiteren Ent¬ 
wicklung kommen soll: die negativen Befugnisse des 
dinglich (gegenständlich) Berechtigten (der Anspruch) 
gehen vielfach weiter als die positiven: er kann vieles ver¬ 
bieten, was er nicht selber tun darf; er darf die Sache in 
bestimmter Weise ausbeuten, aber verlangen, daß sie noch 
nach bestimmter anderer Richtung hin unberührt bleibt. Dies 
beruht darauf, daß die Nutzkraft eines Gegenstandes vielfach 
alternativ verwertet werden kann, und wenn dem gegenständ¬ 
lich Berechtigten die eine Alternative zusteht, so kann er 
verlangen, daß dritte Personen sich auch anderer Alter¬ 
nativen enthalten, welche ihn in der ihm zustehenden Nutzungs¬ 
alternative stören würden. 

IV. Dies gilt im Verlagsrecht in hohem Maße: die Aus¬ 
beutung in einer Buchausgabe und in einer Zeitschrift, in 
einer illustrierten und nicht illustrierten Ausgabe halten sich 
oft die Wage, indem die eine Ausgabe zwar eine Reihe Leser 
finden wird, die der anderen fremd blieben, aber die Ueber- 
zahl der Leser die eine oder andere Ausgabe erwirbt, welche 
eben vorhanden ist; die eine Ausbeutung greift daher in 
das Gebiet der anderen ein. 

Hieraus ergibt sich von selbst, daß der Grundsatz nur dann 
Anwendung findet, wenn ein solcher Zusammenstoß in bedeu¬ 
tenderem Maße stattfindet: in so bedeutendem Maße, daß da¬ 
gegen das Bedürfnis einer Mehrheit verschiedener Ausgaben 
zurücktritt. Daher steht dem Verfasser ein Konzertpro¬ 
grammverlag nicht im Wege, wenn er außerdem das Werk 
in einer gewöhnlichen Ausgabe veröffentlichen will; was 
aber die Zeitschriftveröffentlichung betrifft, so ist folgendes 
zu bemerken: 

® 9 ) Unrichtig Rudeile p. 73. 
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Man unterscheidet Sammelwerke, periodische Sammelwerke, 
Zeitschriften und Zeitungen (§41 VG.). 

1. Sammelwerke im allgemeinen sind solche, bei welchen 
durch Beiträge mehrerer Verfasser eine äußerliche Gesamtheit 
entsteht, die nicht notwendig eine innere zu sein braucht, aber 
eine Gesamtheit, die sich durch Einheit des Erscheinens und 
Einheit des Bezugs als Einheit erweist. Dahin gehören ins¬ 
besondere Festschriften, Akademieschriften, welche Beiträge 
mehrerer enthalten u. s. w. 

Werke, die selbständig erscheinen und selbständig bezogen 
werden können, sind nicht Sammelwerke; auch dann nicht, 
wenn sie zu einer einheitlichen Reihe (Serie) verbunden sind, 
z. B. wissenschaftliche Beiträge, Seminararbeiten u. s. w., bei 
denen jedes einzelne Heft ein besonderes Ganze bildet. 

2. Periodische Sammelwerke, welche unter einem be¬ 
stimmten Namen erscheinen und welche sich die Aufgabe stellen, 
dem wechselnden Bedarf der Zeit zu entsprechen, nehmen eine 
besondere Stellung ein; wobei es unwesentlich ist, ob die 
Sammlung dem herrschenden Gedankenkreis zu folgen oder 
ihm zu widerstreben bestimmt ist, ob die Aufsätze bloß eine 
vorübergehende Bedeutung haben sollen oder ob sie darauf 
angelegt sind, über die Bedürfnisse und Bestrebungen des 
Tages hinaus etwas Dauerndes zu leisten. Solche Sammlungen 
haben noch besonders die Aufgabe, kleinere Arbeiten zur Ver¬ 
öffentlichung zu bringen, für die eine besondere Herausgabe 
nicht geeignet wäre. Sammelwerke, die bestimmungsgemäß 
nur einmal im Jahre erscheinen, wie Kalender, sind keine 
periodischen Sammelwerke. 

3. Periodische Sammelwerke, welche entweder in streng 
zeitlichen oder in mehr oder weniger unregelmäßigen zeit¬ 
lichen Folgen, in mehr oder minder abgemessenem Gesamt¬ 
umfange erscheinen, heißen Zeitschriften, wenn für sie die¬ 
jenigen weiteren Merkmale zutrefifen, die oben S. 192 erwähnt 
worden sind, wenn sie insbesondere einer Schriftleitung unter¬ 
liegen, d. h. wenn bestimmungsmäßig eine sachkundige Aus- 
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wähl der einzelnen Aufsätze erfolgen soll, nach wissenschaft¬ 
lichen oder künstlerischen oder auch sonstigen seelisch bedeut¬ 
samen Systemen. Sie stehen im Gegensatz zu den freien 
Sammlungen von Aufsätzen einer bestimmten Art, welche in 
unbestimmter Weise, Einzelbeitrag für Einzelbeitrag, anein¬ 
ander gereiht werden 40 ). Ueber das Wesen dieser Auswahl¬ 
tätigkeit vgl. oben S. 256. 

4. Die Zeitschriften werden, wie oben S. 192 erwähnt, 
zu Zeitungen 41 ), wenn sie nicht nur streng periodisch, son¬ 
dern in kurzen Zeiträumen so oft erscheinen, daß ihre Bei¬ 
träge zum Gegenstand der Tageslektüre werden. Der wesent¬ 
liche Charakter ist die Anpassung an die Interessen des 
Augenblicks. 

Hier nun gilt bezüglich der besprochenen Alternative 
folgendes: 

Ein Beitrag, der in einem periodischen Sammelwerk, 
namentlich einer Zeitschrift, erschienen ist, wird nach einiger 
Frist dem Verfasser frei, weil die Alternativbeziehung zum 
Verlagsrechte auf hört und die Arbeit nunmehr außerhalb des 
Interessenkreises des Verlegers steht. Dies ist verschieden, 
je nachdem es sich um Zeitungen oder andere periodische 
Sammelwerke handelt. 

Aber auch bezüglich der sonstigen Sammelwerke gilt 
etwas Verwandtes. 

V. Bei Zeitungen ist der Verfasser nur bis zum Er¬ 
scheinen gebunden: nachher ist der Aufsatz dem Autorrecht 
des Verfassers frei, bei anderen periodischen Sammelwerken 
nach einem Jahr vom Ablauf des Kalenderjahres des Er¬ 
scheinens gerechnet, § 42 VG. 42 ). Folgt dem Zeitschrift- 

40 ) Vgl. auch RG. 1. April 1886, Entsch. Strafs. XIV, S. 68, 73. 

41 ) Ein anderer Begriff ist der der periodischen Druckschrift im 
Sinne des Preßgesetzes, für welche besondere preßpolizeiliche Bestim¬ 
mungen gelten, § 7—11 PreßG. Im übrigen vgl. Bücher in Kultur der 
Gegenwart I. S. 493 f., und bezügl. der Geschichte (1609, 1660!) S. 487 f. 

42 ) Natürlich gilt gar keine Beschränkung, wenn dem Zeitungs- 
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verlag ein Buchverlag bezüglich derselben Aufsätze nach, 
so gelten natürlich hierfür die Regeln des Buchverlages 43 ). 
Soweit die Befugnis des Verfassers hiernach beschränkt ist, 
bedarf er der Zustimmung des Verlegers 44 ). 

VI. Für Sammelwerke anderer Art gilt, wie für 
periodische Sammelwerke, die Bestimmung, daß die einzelnen 
Beiträge von ihren Verfassern gesondert herausgegeben werden 
dürfen, sobald ein Jahr seit dem Ablauf des Kalenderjahres 
des Erscheinens vorübergegangen ist; aber dieser Satz er¬ 
fahrt hier eine wichtige Beschränkung: denn er gilt nur, wenn 
die Beiträge ohne Vergütung in Verlag gegeben werden, 
§ 3 VG. 

Auf selbständige Schriften, die nur zu einer Serie ver¬ 
bunden sind, bezieht sich der Satz nicht: hier ist der Ver¬ 
fasser ebenso durch den Vertrag festgehalten wie in einem 
sonstigen Verlagsverhältnisse. 

VII. Manche Rechte geben dem Verfasser eines in einer Zeitschrift 
oder auch nur in einer Sammlung erschienenen Artikels ohne weiteres 
die Befugnis der sonstigen Weiterverö ffentlichung, so Spanien 
a. 30, Bolivia a. 7, Costarica a. 17, Ecuador a. 30, Portugal 
a. 576, § 2. 

VIII. Das Alternativrecht wird noch nach einer weiteren 
Seite beschränkt kraft der Bestimmung, daß der Verfasser 

Verleger überhaupt kein Verlagsrecht eingeräumt worden ist, § 42 VG. Das 
Schweizer Obi. Recht a 376, ist dem Verfasser noch günstiger: hier 
darf der Verfasser kleinere Zeitschriftsbeiträge sofort wieder veröffent¬ 
lichen, größere in 3 Monaten. 

4S ) ROHG. 21. März 1879, Seuffert 25, Nr. 248. 

44 ) Unter dem früheren Autorgesetz nahm man an, daß eine Neu¬ 
veröffentlichung, die in dem Kreise des Verlagsrechts liege, nicht nur die 
Zustimmung des Verlegers, sondern auch die des Herausgebers bedürfe, so 
auch RG. 22. Februar 1897, Gew.R. II, S. 302. Dies beruhte auf Wort¬ 
auslegung des § 10 jenes Gesetzes; sachlich ist derartiges grundverfehlt: 
es ließe sich nur rechtfertigen durch die Auffassung, daß der Zeitschrift¬ 
herausgeber an der Zeitschrift als Ganzem ein Autorrecht hätte, was 
nicht der Fall ist (oben S. 256). Ueber das Alternativrecht vgl. auch 
RG. 7. Juni 1886, Entsch. Strafs. XIV, S. 217. 
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sein Buch nach 20 Jahren (seit Kalenderjahr des Erscheinens) 
in eine Gesamtausgabe seiner Werke aufnehmen kann, 
§ 2 YG. Die Bestimmung ist leider ohne Rückwirkung gesetzt 45 ); 
sie ist aber in Fällen dringenden Interesses auch auf Werke 
älterer Zeit anzuwenden, denn sie enthält nur die gesetz¬ 
geberische Fassung für einen in der Sache liegenden Rechts¬ 
gedanken. Die Bestimmung ist darum auch strengen, un¬ 
nachgiebigen Rechtens. Noch weiter geht Spanien a. 32 
(Ausf.-O. a. 20), welches dem Verfasser ohne diese Beschrän¬ 
kung die Gesamtherausgabe seiner Werke gestattet, aller¬ 
dings nur kraft nachgiebigen Rechtens 46 ). 

Eine Gesamtausgabe kann auch in Lieferungen erfolgen, 
allein sie muß Gesamtausgabe bleiben, so daß die einzelnen 
Werke nicht besonders beziehbar sind 47 ). 

T) Entstehung und Untergang. 

§ 45. 

I. Das Verlagsrecht kann durch bloßen Vertrag 
begründet werden; handelt es sich aber um ein noch un¬ 
fertiges Werk, so ist anzunehmen, daß der Uebergang erst 
durch Uebertragung einer das Werk wiedergebenden Fest¬ 
legung stattfinden soll. Also: 

1. wenn der Verfasser eine Handschrift fertigt, durch 
Uebergabe der Handschrift, 

2. wenn der Verfasser sein Werk in anderer Weise, nament¬ 
lich durch Vortrag äußert, durch einen die Festlegung er¬ 
möglichenden Vortrag; 


45 ) RG. 20. Mai 1903, Entsch. 54, S. 435. 

46 ) In Frankreich nimmt man solches bezüglich der dramatischen 
Werke an: dem dramatischen Dichter soll es trotz der Verlagsverträge 
zustehen, seine Werke zu einer Gesamtausgabe zu vereinigen, Seine¬ 
handelsgericht 24. Febr. 1847, Dalloz 47, HI, p. 69, nicht aber sonstigen 
Schriftstellern, Appellhof Paris 6. Mai 1834, Blanc, Contref. p. 107. 

47 ) Appellh. Paris 12. März 1836, Dalloz 36, II, p. 109. 
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3. wenn er sein Werk durch den Selbstsprecher festlegt, 
durch Uebergabe der Selbstsprechscheibe. Ygl. 
§ 9 VGL 

II. Das Recht kann begründet werden durch den Autor¬ 
berechtigten und den Autorverfügungsberechtigten, also nicht 
durch den bloßen Nießbraucher. 

III. Das Verlagsrecht kann nicht als künftiges Recht 
vor Bestehen der Festlegung begründet werden, noch 
weniger vor Bestehen des Werkes. Eine Begründung für 
die Zukunft in der Art, daß das Verlagsrecht mit dem Ent¬ 
stehen des Werkes begänne, ist rechtlich unmöglich 48 ). Ein 
solches wäre nur in der Art möglich, daß der Verfasser er¬ 
klärte, als Stellvertreter des Verlegers tätig sein zu wollen, 
in welchem Falle aber nicht ein Verlagsrecht entstünde, son¬ 
dern ein volles Autorrecht des Verlegers, der in dieser Hin¬ 
sicht nicht mehr Verleger, sondern Autorberechtigter wäre. 

IV. Das Verlagsrecht erlischt durch Verschmelzung, 
indem der Autorberechtigte und der Verleger eine Person 
werden; sofern nicht ein Interesse an der Aufrechterhaltung 
besteht. Es erlischt aber auch durch Lösung des Verlags¬ 
verhältnisses, also insbesondere durch Kündigung, worüber 
im schuldrechtlichen Teil (S. 326 f.) näher zu sprechen ist: die 
Kündigung bewirkt nicht etwa bloß, daß der Verleger ver¬ 
pflichtet ist, vom Verlagsrecht zurückzutreten, sondern sie 
bewirkt von selbst dessen Erlöschen; ganz ähnlich, wie das 
dingliche Benefizialrecht mit der personenrechtlichen Lehens¬ 
beziehung erlischt, § 9 VG. 


48 ) Schwankend und unzureichend ist die französische Recht¬ 
sprechung, Seinetrib. 6. Dezember 1861, Pataille 1861, p. 431, Seine- 
trib. 29. Juli 1892 und 6. Juni 1894, Droit d’auteur VIII, p. 48; richtig 
Seinetrib. 25. Mai 1897, ib. X, p. 128, auch schon Appellhof Paris 
81. Januar 1854, Sirey 54, II, p. 734. 
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b) Das Aufführungsrecht als Gegenstandsrecht. 

§ 46. 

I. Das Aufführungsrecht hat regelmäßig die Wesen¬ 
heit eines Lizenzrechts: der Erwerber erlangt dadurch 
kein ausschließliches Recht der Aufführung, sondern 
ein Recht der Aufführung, ohne anderen die Aufführung 
verwehren zu können. Der Erwerber kann darum dem Autor¬ 
berechtigten nicht versagen, anderweitige Aufführungsbefugnisse 
zu erteilen, er ist auch nicht in der Lage, die Aufführung 
durch andere Theater oder Institute zu verbieten 49 ). Auf 
der anderen Seite ist das Aufführungsrecht nicht etwa bloß 
eine schuldrechtliche, sondern eine gegenstandsrechtliche Be¬ 
fugnis; der Aufführungsberechtigte erlangt also ein wirk¬ 
liches Recht am Immaterialgute, was sich darin erweist, daß 
seine Lizenz bestehen bleibt, auch wenn der Autorberechtigte 
sein Werk ganz oder teilweise auf einen anderen überträgt. 

II. Das Recht gebührt dem Lizenzträger; es ist ein¬ 
heitlich und unübertragbar: es ist nur übertragbar mit 
dem Unternehmen, in welchem es seine Ausübung findet, und 
auch dann darf es nicht etwa durch Ablösung von Teilunter¬ 
nehmungen vervielfältigt werden. Im übrigen ist es, wenn 
nichts anderes bestimmt wurde, zeitlich und örtlich un¬ 
beschränkt, insofern als es dauert, so lange das Autorrecht 
währt, und als es mit dem Unternehmen an einen anderen Ort 
übertragen werden kann; es ist auch quantitativ unbe¬ 
schränkt, insofern als der Autorberechtigte keinen Ein¬ 
spruch hat, wenn etwa das Theater sich vergrößert und mehr 
Menschen faßt. Natürlich ist in allen diesen Beziehungen 
eine Beschränkung möglich, auch qualitativ, so in der Art, 
daß das Werk nur in der einen Form, z. B. nur als Panto¬ 
mime, nur mit Musik oder nur ohne Musik, dargestellt 
werden darf. Das Lizenzrecht kann an eine Bedingung 

49 ) Vgl. auch Norwegen a. 10, Dänemark a. 10. 
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geknüpft sein, deren Erfüllung der Lizenzhandlung vorher- 
gehen muß (nicht etwa ihr nachfolgt); eine übernommene Ver¬ 
pflichtung des Lizenzträgers aber wird nicht schon darum zur 
Bedingung des Lizenzrechts; weshalb, wenn sie nicht erfüllt, 
z. B. die Lizenzgebühr nicht bezahlt wird, zwar Vertrags¬ 
widrigkeit, nicht aber Autorrechtsverletzung vorliegt 50 ). 

IH. An Stelle des bloßen Lizenzvertrags kann ein Ver¬ 
lagsvertrag in der Art zu stände kommen, daß das Theater 
ein Verlagsrecht am Werke mit Rücksicht auf die Aufführung 
erwirbt (Aufführungsverlag). Dann gelten insofern die 
Regeln des Verlags Vertrages, ähnlich wie entsprechen denfalls 
im Erfinderrecht 51 ). 

Bei einem solchen Verlags vertrag erstreckt sich das Ver¬ 
lagsrecht auf die Aufführungsbefugnis im ganzen Kreise des 
Autorwerkes, also auch auf die Befugnis der Aufführung einer 
im Kreise des Werkes liegenden Nachbildung. In dieser 
Hinsicht ist auf das Obige (S. 208 f.) zu verweisen 52 ). 

IV. Ein beschränktes Verlagsrecht wird den Thea¬ 
tern meist insofern übertragen, als sie das Alleinrecht im 
Stadtbezirk erlangen mit der Befugnis, dieses Alleinrecht als 
Ausschließungsrecht geltend zu machen 53 ). 

60 ) Vgl. über alles dieses ausführlich Handbuch des Patentrechts 
S. 508—528. 

61 ) Handbuch des Patentrechts S. 505 f. 

5l ) Ganz Unzureichendes dagegen bietet in dieser Beziehung Op et, 
Arch. f. ziv. Prax. 84, S. 256 u. f., 266. Wer annimmt, daß aus meinen 
Ausführungen sich keine sichere Handhabe für den verständigen Richter 
ergebe, und daß eine klare Durchbildung fehle, dem muß erwidert 
werden, daß Klarheit und Flachheit nicht gleichbedeutend sind, und 
daß man mit unphilosophischen Plattheiten im Immaterialgüterrecht 
nicht auskommt. Der ganze Fortschritt der neueren Gesetzgebung, ins¬ 
besondere das allgemeine Verbot der Dramatisierung, zeigt, wie sehr ich 
recht und die Gegner unrecht hatten. 

6S ) Vgl. das preuß. Hoftheaterregulativ und das österreichische 
Burgtheaterregulativ; ferner Spanien Ausf.-O. a. 82, Portugal 
a. 599. 
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Y. Die Ueberlassung des Aufführungsrechts ist eine Ueber- 
lassung nach Maßgabe des bestehenden Rechts, also 
für die zur Zeit der Ueberlassung bestehende Schutzfrist. 
Wird die Schutzfrist gesetzlich verlängert, so hat der Lizenz¬ 
vertrag, welcher die Aufführung gestattete, keine Bedeutung 
mehr: er beschränkt sich auf das Recht, wie es zur Zeit 
der Erteilung der Aufführungsbefugnis bestand, und hat keinen 
Bezug auf irgendwelche künftige Zeit; es müßte denn sein, 
daß eine solche etwaige Verlängerung mit in den Kreis des 
UeberlassungsVertrages aufgenommen worden wäre. 

Das ist nunmehr auch in § 61 AG. bestimmt. Früher 
war es Gegenstand vielen Streites, und insbesondere hat eine 
unglückselige Rechtsprechung unseres höchsten Gerichtshofs 
die Sache gegen die Schriftsteller und Tonmeister ausgelegt, 
wodurch diese außerordentlich zurückgesetzt wurden, so daß 
der Zweck des Gesetzes, durch Erweiterung der Frist ihnen 
hilfreich beizuspringen, völlig scheiterte. Wenn man hier¬ 
gegen vom Buchverlagsvertrag aus geschlußfolgert hat, 
so ist dies ganz unbegründet, denn in solchen Verlagsver- 
hältnissen treten ganz andere Gesichtspunkte herrschend auf, 
als bei der Aufführungsgestattung 54 ). Die französische Recht¬ 
sprechung mit ihrem gesunden Gefühle hat in dieser Be¬ 
ziehung stets richtig entschieden 55 ). Vgl. S. 237, 245, 338. 

VI. Das Lizenzrecht entsteht wie das Verlagsrecht. 

Eine Lizenz kann allgemein begründet werden, indem der 
Verfasser erklärt, daß jeder, welcher gewisse Verpflichtungen 
übernimmt, eine Lizenz haben soll. Eine solche Erklärung 
ist ein Antrag an die Volksgemeinschaft, der von Personen 
aus dem Volke angenommen werden kann: die Annahme kann 
durch die Tat, durch Aufführung erfolgen: der Aufführende 


54 ) Vgl. dazu Arch. f. bürg. R. X, S. 85 f. und die dort zitierten. 

55 ) Appellhof Rouen 25. Febr. 1876, Kassationshof 29. April 1876, 
Pataille 1876, p. 113 f., Kassationshof 28. Mai 1875, Pataille 
1875, p. 191. 
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übernimmt dann die entsprechende Verpflichtung, z. B. die 
Pflicht, eine bestimmte Summe zu zahlen; bis zur Erklärung 
kann der Lizenzantrag zurückgenommen werden. 

2. Gegenständliches Teilrecht. Realdienstbarkeit. 

§ 47. 

I. Im Autorrecht sind nicht nur Personaldienstbar¬ 
keiten, sondern auch Realdienstbarkeiten möglich, in 
der Art, daß das eine Autorgut mit dem anderen rechtlich 
in Verbindung steht, indem es diesem zur Erreichung 
seiner Zwecke behilflich sein soll; und zwar kommt 
hier vor allem der Fall in Betracht, daß zwei Autorgüter 
einander wechselseitig zu dienen haben. Wie dies bei 
Grundstücken möglich ist, die etwa gegenseitig mit einer 
Dienstbarkeit des nicht höher Bauens belastet sind, so auch 
hier; noch näher kommen unserem Falle diejenigen Grund¬ 
stücksdienstbarkeiten, welche dahin abzielen, daß die Grund¬ 
stücke zeitweise zu einem Gebrauch kraft Gesamt¬ 
benutzung verbunden werden sollen: so ist es im Autor¬ 
recht, wenn zwei selbständige und selbständigen Rechten 
unterworfene Güter in der Art einander zu Diensten stehen, 
daß jeder Berechtigte verlangen kann, daß eine gemeinsame 
Benutzung zu gemeinsamen Zwecken stattfindet. 

II. Der Hauptfall ist, wenn ein Drama und ein dazu gehöriges 
Ton werk geschaffen worden ist, in welchem Falle die Rechte 
des Dichters und des Tonmeisters selbständig bleiben und 
an sich jeder die Befugnis hat, seine Schöpfung, so wie sie 
ist, frei zu verwenden: der Dichter darf den Text, der Ton¬ 
meister die Musik frei aufführen lassen, § 5 AG. 56 ) (vgl. oben 


56 ) Richtig Belgien a. 18, Spanien a. 23 (Ausf.-O. a. 72), Vene¬ 
zuela a. 20, Monako a. 7, Luxemburg a. 18, Costarica a. 34, Nor¬ 
wegen a. 7, Dänemark a. 7, Ungarn a. 1. Verkehrt die französische 
Praxis, welche eine reine Gemeinschaft annimmt, so daß der Tonsetzer 
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S. 241); allein hier hat ein jeder das Recht, zu verlangen, 
daß die Schöpfung des anderen mit der seinigen zu gemein¬ 
samer Benutzung verbunden, daß also das Ganze als musi¬ 
kalisches Drama aufgeführt wird. 

Ich habe seiner Zeit 57 ) angenommen, daß in dieser Be¬ 
ziehung bloß ein schuldrechtliches Verhältnis bestehe und 
bloß der eine dem anderen gegenüber persönlich verpflichtet 
sei; dies reicht aber nicht aus ( : denn auf solche Weise könnte 
ein jeder durch Veräußerung seines Rechtes die Gesamtauf¬ 
führung verhindern, was vollkommen der Vernunft der 
Sache widerspräche. Das Verhältnis ist daher als ein gegen¬ 
ständliches zu fassen und kann kein anderes sein, als ein 
Dienstbarkeitsverhältnis; in gleicher Weise, wie wenn etwa 
bei zwei aneinanderstoßenden Grundstücken ein jeder Eigen¬ 
tümer zeitweise verlangen könnte, daß diese Grundstücke zur 
gemeinsamen Benutzung zusammengelegt werden, wie dies 
soeben (S. 285) bemerkt worden ist, 

III. Diese Dienstbarkeit zeigt sich auch negativ. Wie 
der eine verlangen kann, daß der andere sein Werk zur 
gemeinsamen Verwendung überläßt, so kann er auch verlangen, 
daß das Werk des anderen nicht in eine ähnliche Verbindung 
mit einem anderen Werke tritt; z. B. der Musiker kann 
verlangen, daß der Dichter sein Werk nicht zu gleicher Zeit 
von einem anderen in Musik setzen lasse, der Dichter kann 
verlangen, daß die Musik nicht etwa einem anderen Drama 
unterlegt werde 58 ). 


von seiner Musik ohne Zustimmung des Dichters nichts auffuhren dürfe, 
Appellhof Paris 12. Juli 1855 und andere Entscheidungen bei Dunant 
p. 122. Hat der Text die Musik beeinflußt, so ist es fehlerhaft, die 
Musik als solche autorrechtlich vom Texte abhängig zu machen; das 
verstößt gegen den obigen Grundsatz S. 212 f. 

57 ) Arch. f. ziv. Prax. 85, S. 845. 

58 ) Luxemburg a. 18. Unrichtig Seinetrib. 17. Juni 1898, welches 
dem Dichter des Scenars gestattete, dieses mit einer anderen Musik- 
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IY. Diese Dienstbarkeit ist keine Personal-, sondern eine 
Realdienstbarkeit; sie steht dem jeweiligen Autorberechtigten 
zu: sie wandelt mit dem Autorrechte. Wenn also der Ton¬ 
meister sein volles musikalisches Autorrecht überträgt, so 
geht die Dienstbarkeit mit über nach der aktiven, wie 
nach der passiven Seite. Es gilt hier völlig dasselbe wie 
bei dem herrschenden und dienenden Grundstück des Sachen¬ 
rechts. 

Y. Durch das dem gegenseitigen Dienstbarkeitsrecht ent¬ 
sprechende gemeinsame Nutzungsverhältnis entsteht eine G e- 
meinschaft der Rechte in der Art, daß 1. der wirtschaft¬ 
liche Erfolg beiden zu gute kommt und daß 2. bezüglich der 
Verteilung und insbesondere auch bezüglich der Benutzungs¬ 
weise die Gemeinschaftsgrundsätze gelten, wie sie oben 
(S. 253) entwickelt worden sind; also auch in der Art, daß 
die Beteiligung regelrecht eine gleiche ist und daß bezüglich 
der Weise der Verwendung beide Teile gleiche Stimmrechte 
haben, wobei, wenn ein unlösbarer Widerspruch eintritt, die 
richterliche Entscheidung anzurufen ist 59 ). Das Gemeinschafts¬ 
verhältnis ist ein Gesellschaftsverhältnis, und für die Kün¬ 
digung gilt § 723 B.G.B. 60 ). 

VT. Daraus ergibt sich auch, daß die Zustimmung zur 
öffentlichen Aufführung von beiden zusammen er¬ 
teilt werden muß. Das gilt auch bei uns, was das Ver¬ 
hältnis nach innen betrifft; nach außen aber haben wir die 
etwas seltsame Bestimmung, daß der Tonmeister die gesetz¬ 
liche Vollmacht hat, für das Ganze AufführungsVerträge 
abzuschließen, und daß die Dritten, welche das Werk auf- 

begleitung als der, welche dazu geschaffen wurde, aufzufuhren, Gew. 
Rechtssch. I, S. 103; richtig dagegen Seinetrib. 19, Juli 1905, Droit 
d’auteur XVIII, p. 142. 

59 ) Trib. Brüssel 6. Januar 1892, Droit d’auteur V, p. 16, Seinetrib. 
12. Febr. 1897, Ann. de droit comm. XI, p. 458. 

80 ) Vgl. Costarica a. 35. 
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führen wollen, durch seine Erklärung gedeckt sind. Diese 
Bestimmung ist einerseits zur Bequemlichkeit der Theater- 
yerwaltungen getroffen, anderseits hängt sie mit der früheren 
Minderwertung der Operntexte zusammen, da man in ehe¬ 
maligen Zeiten den Text nur als einen unschuldigen Gelegen¬ 
heitsmacher ansah, damit der Tonmeister mit seinen Arien, 
Duetten und Ensembles beliebigen Unfug anrichten könne. 
Heutzutage ist man anderer Ansicht, und man weiß, daß beim 
musikalischen Drama die Dichtung so wichtig ist, wie die 
Musik; ja, daß sie eigentlich eine herrschende Rolle zu spielen 
hat, da die Musik nur zu ihrer Erläuterung und Ergänzung 
dient. Daher ist die Bestimmung des § 28 AG., welche auch 
noch heutzutage diese veraltete Ordnung der Dinge fort¬ 
schleppt, völlig zu widerraten. In Frankreich gilt schon seit 
alten Zeiten das Gegenteil 61 ). 

Natürlich handelt es sich hier bloß um eine gesetzliche 
Vollmacht; es handelt sich nicht um eine Erstreckung des 
dem Tonmeister zustehenden Dienstbarkeitsrechts. Daher kann 
1. der Dichter sich gegen die Maßnahmen des Tonsetzers 
verwahren, und zwar nicht nur schuldrechtlich, sondern auch 
gegenstandsrechtlich, insbesondere in der Art, daß er es ver¬ 
bietet, daß dem Tonsetzer die Ergebnisse der Aufführung 
ausgehändigt werden. 2. Er kann ferner verlangen, daß dem 
Tonmeister verboten wird, von dieser Vollmacht Gebrauch 
zu machen, sofern dieser Gebrauch dem gegenseitigen Ver¬ 
tragsverhältnisse widerspräche. 

Vn. Die Vollmacht entspringt aus dem durch die gegen¬ 
seitige Dienstbarkeit geschaffenen Gemeinschaftsverhältnis; sie 
liegt daher nicht vor, wenn kein Gemeinschaftsverhältnis 
gegeben ist. Hat daher beispielsweise der Tonmeister einen 

61 ) Vgl. Appellh. Paris 19. April 1845, Dalloz 45, II, 85, während 
Italien, a. 6, den plumpen Fehler begeht, dem Tonmeister nicht nur 
eine Vollmacht zur Aufführung, sondern auch zur Veräußerung zu 
geben. Vgl. Appellhof Neapel 8. Febr. 1896, Droit d’auteur IX, p. 84. 
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Text ohne Zustimmung des Dichters in Musik gesetzt, so hat 
er diese Vollmacht nicht, und das Theater ist nicht gedeckt, 
wenn es auf Grund seiner Zustimmung das Stück zur Auf¬ 
führung bringt; woraus sich ergibt, daß die Bestimmung des 
§ 28 AG. auch keine große sichernde Bedeutung hat 62 ). 

VIII. Ein solches Dienstbarkeitsrecht steht dem Heraus¬ 
geber eines enzyklopädischen Werkes gegenüber den 
Beiträgen nicht zu (S. 257). Es ist also nicht etwa so, als ob 
er kraft seines Rechts am Ganzen von den Einzelverfassern 
verlangen könnte, daß sie ihren Beitrag dem Gesamtwerk über¬ 
ließen, oder als ob er den Verfassern zu verbieten vermöchte, ihren 
Beitrag einer anderen Enzyklopädie zu übergeben. Vielmehr 
ist der beitragleistende Verfasser nur durch das Verlags¬ 
verhältnis gebunden; sei es nun durch das Verhältnis zu 
dem gemeinsamen Verleger, welcher ebenso das Gesamt¬ 
werk des Herausgebers wie die Werke der einzelnen Beitrag¬ 
leistenden in Verlag hat, sei es durch das Verlagsrecht 
des Herausgebers selbst, wenn dieser das Werk als Ganzes 
im Selbstverlag und die Werke der Beitragleistenden im ge¬ 
wöhnlichen Verlag hat. Daher besteht, was das Verhältnis 
zwischen dem Herausgeber und den Beitragleistenden betrifft, 
nicht ein besonderes Dienstbarkeitsverhältnis, sondern es be¬ 
steht nur ein Verlagsverhältnis, und es gelten daher 
lediglich die verlagsrechtlichen Grundsätze; weshalb der Ver¬ 
leger beispielsweise die Rechtsmacht besitzt, es zu erlauben, daß 
ein einzelner Beitrag aus dem Werke ausgelassen oder daß er 
einem im nämlichen Verlage stehenden Gesamtwerk einverleibt 
werde. Damit ist natürlich nicht gesagt, daß der Verleger 
deshalb nicht dem Herausgeber gegenüber schuldrechtlich ver¬ 
antwortlich werden könnte: darüber ist S. 301 f., 343 zu 
handeln, § 19 VG.; allein gegenstandsrechtlich hat er diese 
Befugnis. Daher kann insbesondere sowohl der Verleger als 


62 ) Vgl. Arch. f. ziv. Prax. 85, S. 253. 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 19 
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auch der Verfasser des Einzelbeitrages aus den Gründen von 
der Enzyklopädie zurücktreten, aus welchen das Verlagsrecht 
einen Rücktritt gestattet. 

IX. Die Dienstbarkeit steht im obigen Falle mit dem 
Gemeinschaftsrecht insofern in Beziehung, als sie nur den 
Zweck hat, die Gemeinschaft zu ermöglichen und frucht¬ 
bringend zu machen. Wird die Gemeinschaft zwischen beiden 
Teilen gelöst, so hört auch das Dienstbarkeitsrecht auf; so 
z. B., wenn zwischen Tonmeister und Dichter so schwere Un¬ 
zuträglichkeiten entstanden sind, daß ein Zusammenwirken 
nicht mehr möglich ist: in diesem Falle muß jedem die Be¬ 
fugnis gegeben werden, über sein Werk auch nach dieser 
Richtung hin frei zu verfügen. 
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V . Abschnitt. 

Schuldrechtliche Verhältnisse. 

I. Allgemeines. 

§ 48. 

Mit den gegenständlichen Beziehungen des Autorrechts 
können schuldrechtliche verbunden sein, namentlich was die 
Gemeinschaftsverhältnisse betrifft. Doch sind diese 
nicht eben besonderer Art; sie haben gegenüber den son¬ 
stigen Gemeinschaften nichts Eigenartiges. Anders ist es 
bei zwei weiteren Beziehungen des gegenständlichen Rechts, 
bei Verlagsrecht und Aufführungsrecht: hier bewirkt 
die Eigenart autorrechtlicher Erfordernisse bedeutende Be¬ 
sonderheiten auch im Schuldrecht, die hiermit zur Dar¬ 
stellung kommen müssen. 

II. Verlagsverhältnis. 

A. Kennzeichnung. 

§ 49. 

I. Ein Verlagsunternehmen ist eine Handelsunterneh¬ 
mung, und zwar ist das Geschäft ein sogen. Mußhandels¬ 
geschäft, § 1 Z. 8 H.G.B. 1 ). 

*) Dies nimmt man auch in Frankreich an, vgl. namentlich bezüg¬ 
lich des Zeitungsverlages Trib. Marseille 24. Januar 1870, Dalloz 70, 
HE, p. 76, wo auch auf den Annoncenverdienst hingewiesen wird. 
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II. Der Verleger ist Gewerbtreibender und hat das 
Recht, es zu sein. Der Verlag ist nicht Beruf-, solches wäre 
auch dem ganzen Interesse der Sache widersprechend: der 
Verleger würde sonst viel zu sehr in die Denkweise des Schrift¬ 
stellers eingreifen: es ist besser, wenn der Verlag im großen 
und ganzen den Schriftstellern die geistige Leitung überläßt. 
Allein der Verlag ist ein Gewerbe, bei welchem niemals ver¬ 
gessen werden darf, daß es des Verlegers Aufgabe ist, an 
der höheren Geistesarbeit mitzuwirken, und daß er daher, 
soweit das geschäftliche Interesse nicht erheblich notleidet, 
dem Schriftsteller die Möglichkeit gewähren muß, nach größter 
Vervollkommnung in seinen literarischen Schöpfungen zu streben; 
weshalb er auch im Getriebe des Geschäfts einige Opfer nicht 
scheuen darf, falls es gilt, die Geistestat zu unterstützen-, welche 
Opfer sich vielfach durch gleichzeitige Förderung ergiebiger 
Unternehmungen und durch Verkettung mit dem Verfasser 
und seinen künftigen Schöpfungen zehnfach bezahlt machen. 
Dem Verlegerstand geziemt ein kleinliches, krämer- 
haftes Abmessen von Soll und Haben am aller¬ 
wenigsten, und die bedeutendsten Verlagsfirmen haben sich 
durch opferwillige Beteiligung an der Geistesarbeit zu ihrem 
Namen emporgeschwungen. Dies hat auch Einfluß auf die 
Beurteilung des Verlagsgeschäftes: der Verleger ist ein Ge¬ 
werbtreibender, aber ein Gewerbtreibender höherer Art. 

III. Schon nach römischem Rechte ist es ziemlich sicher, daß 
Manuskripte verkauft wurden. Allerdings ist hier manches streitig, da 
die Römer diesen Punkt nirgends juristisch behandelt haben, weü sie 
infolge der damaligen Anschauungen sich scheuten, irgendwie geistige 
Arbeit als Verkehrsgut zu behandeln. Die Stellen, welche hierüber 
sprechen, sind in meinem Autorrecht S. 320 f. angeführt. 

Auch im Mittelalter war es üblich, daß der Verfasser das Manu¬ 
skript an den Verleger verkaufte und diesem das Privileg übertrug oder 
ihn dazu ermächtigte, ein Privileg für sich zu erwerben (dieses war die 
Regel). 

Solches geschah ursprünglich gegen eine runde Summe oder gegen eine 
Summe nach Anzahl der Bogen; später stellte es sich als zweckmäßiger 
heraus, die Summe einigermaßen nach dem Erfolge des Werkes abzu- 
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stufen, und so entstanden die Vereinbarungen in Bezug auf die Auf¬ 
lage, auf die Auflagenhöhe und auf die Bezahlung nach Maßgabe des 
Vertriebs der Auflage, nach dem Erfolg der Buchhändlermesse 2 * ). War 
aber dies der Fall, dann mußte es sich sofort als ein selbständiges Inter¬ 
esse des Verfassers heraussteilen, daß sein Werk vervielfältigt und ver¬ 
trieben werde, ein Interesse, das ja schon als geistiges Interesse be¬ 
stand, nun aber in dieser wirtschaftlichen Bedeutung scharf hervortrat. 
So entwickelte sich: 1. die Pflicht des Verlegers zur Vervielfältigung 
und zum Vertrieb und 2. der Gedanke, daß der Verfasser, soweit die 
Verwertung nicht auf den Verleger übergehe, der Eigner des Werkes 
bleibe; mit anderen Worten: es entstand das Verlagsrecht und das Ver¬ 
lagsverhältnis, das aber nur nach Gebrauch und Gewohnheit gestaltet 
war und erst im 19. Jahrhundert allmählich wissenschaftlich beobachtet 
wurde und eine festere juristische Gestaltung annahm. 

Das Recht auf Freiexemplare, ja das Bezugsrecht zu herabgesetztem 
Preise läßt sich schon in Verträgen des 16. und 17. Jahrhunderts nach- 
weisen *). 

Alle Versuche der juristischen Begriffsbildung blieben allerdings so 
lange unfruchtbar, als nicht das Verlagsrecht als ein neben dem Autor¬ 
recht bestehendes, ihm aufliegendes Gegenstandsrecht erkannt ward. 
Dies geschah in meinem Autorrecht (1880) und gesetzgeberisch in dem 
deutschen Verlagsgesetz § 8. 

Im übrigen vergleiche Anhang. 

IV. Für die Begriffsbildung des Verlagsverhältnisses hat die frühere 
Zeit wenig geleistet 4 ). Nachdem man sich mit der Konstruktion des 
Kaufvertrages abgequält und verschiedene andere Geschäftstypen fast 
verzweifelt herbeigezogen hatte, kam man zu der großen Weisheit, daß 
sich der Verlagsvertrag unter keine Vertragsart unterbringen lasse und ein 
Geschäft eigener Art darstelle. Auf diesem unfruchtbaren Boden stehen 
fast alle Darstellungen des sogen, deutschen Privatrechts, in denen das 
Urheberrecht, so wie man es damals verstand, erörtert zu werden pflegte. 
Dazu kam die Unklarheit in der Erkenntnis des quasi-dinglichen Rechtes 


2 ) So klagt schon Zasius, Epistolae (Ed. 1774), p. 15, 17 (Op. 
omn. 1550, V, p. 529), im Oktober 1519, daß der Verleger trotz Ablauf 
der Messe nichts von sich hören lasse! 

8 ) Vgl. Vertrag von 1604 in Kirehhoff, Arch. f. Gesch. des Buchh. 
XVIII, S. 246. 

4 ) Ganz rückständig sind beispielsweise die Werke von Rudeile 
und Lardeur über den contrat d’edition; besser ist Christ, Der 
Verlagsvertrag nach dem schweizerischen Obligationenrecht (1905). 
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des Verlegers, das man mit dem Urheberrecht mehr oder minder zu¬ 
sammenwarf. 

Der Hauptschritt in der richtigen Erkenntnis war die Erfassung 
des Verlagsrechts als eines eigenartigen gegenständlichen Rechts des 
Verlegers am Autorgut, das mit dem Verlagsgeschäft verbunden sein 
kann, mit ihm gewöhnlich verbunden ist und ihm seine eigene Wesen¬ 
heit gibt. 

B. Verlagsgeschäft über ein bestehendes Werk. 

1. Allgemeines. 

§ 50. 

I. Zu unterscheiden ist das Verlagsgeschäft bezüglich 
eines bestehenden und bezüglich eines künftigen Werkes. 

In allen Fällen entsteht das Verlags Verhältnis durch (form¬ 
losen) Verlags vertrag 5 ). Der Verlags vertrag bezüglich eines 
bestehenden Werkes ist’ ein Austauschgeschäft, er 
ist nicht ein bloßes Geschäft der Gebrauchsüberlassung; nicht 
nur deshalb, weil der Verleger ein festes Recht am Autorgut 
erlangt, denn dies wäre auch bei der Gebrauchsüberlassung 
möglich; auch nicht deshalb, weil die Leistung des Verfassers 
wesentlich mit der Ablieferung der Handschrift beendet ist, 
denn ähnliches kann auch bei Gebrauchsüberlassungen Vorkom¬ 
men; sondern deshalb, weil die Leistung des Verlegers 
wenigstens teilweise unabhängig ist von der Mög¬ 
lichkeit des Gebrauchs oder Nichtgebrauchs des 
Autorgutes: soweit die Leistung des Verlegers geschehen 


5 ) Ueber die Aufbewahrung nicht verlangter Manuskripte, be¬ 
züglich deren ein Verlagsrecht nicht zu stände kommt, gilt rechtsähn¬ 
lich § 862 H.GKB., jedoch nur, sofern nicht, was bei Zeitungsredaktionen 
anzunehmen ist, ein entgegengesetzter Lebensgebrauch besteht. Im 
einzelnen vgl. Seinetrib. 3. Mai 1861, Pataille 1861, p. 252, LGL I 
Berlin 2. Mai 1902, Gew.R. VIII, S. 219, Seinetrib. 15. Dez. 1897, Z. 
franz. CR. XXIX, p. 218, ferner eine Wiener Entscheidung Okt. 1897, 
Droit d’auteur X, p. 142. Keine Haftpflicht nach Trib. Nizza 18. April 
1905, Droit d’auteur XIX, p^ 22 f. 
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kann, muß sie auch dann erfolgen, wenn etwa das Autorgut 
nach der Uebergabe zu bestehen aufhört, was dann der Fall ist, 
wenn es nur in einer Festlegung (in einem Manuskript) 
festgehalten ist und dieses beim Verleger zerstört wird: ist daher 
eine Vergütung zu leisten, so ist sie zu entrichten, auch wenn 
das Manuskript nach Ablieferung zu Grunde geht 6 ), und 
ebenso, wenn späterhin das Autorgut durch Staatsakt un¬ 
brauchbar wird, so wenn der Staat nachträglich die Verbrei¬ 
tung des Werkes verbietet. Daher ist die Leistung des Verlegers 
nicht eine Gegenleistung für die Gebrauchsüber¬ 
lassung, sondern eine Gegenleistung für die Ueber- 
lassung eines Gutes; damit ist der Verlags vertrag als 
Austauschgeschäft erwiesen, § 33 VG. Dies gilt nicht nur 
im Fall des Untergangs der Handschrift nach Ablieferung 
und Annahme, sondern auch im Fall des Untergangs nach 
Annahmeverzug, § 33 VG. 

H. Das Verlagsgeschäft über ein erst herzustellendes Manu¬ 
skript ist ein Werkvertrag, der im allgemeinen den Grund¬ 
sätzen des sonstigen Verlagsgeschäftes folgt, aber einige Eigen¬ 
tümlichkeiten aus dem Werkvertrag in sich aufnimmt. Hier¬ 
über wird später (S. 333) zu handeln sein. Vgl. auch § 1 VG. 

HI. Das Verlagsgeschäft wird durch die eigenartige 
Verpflichtung des Verlegers gekennzeichnet. Diese 
ist, abgesehen von der Vergütung, ein Werk im Sinne 
unseres bürgerlichen Rechts: der Vertrag ist ein Umsatz¬ 
vertrag gegen ein Werk mit oder ohne Zusatz einer Gegen¬ 
standsleistung (Vergütung, Honorar). Das Werk des Ver¬ 
legers ist persönlich: das Werk ist das Wirken seines 
Verlags. Vgl. S. 260, 324. 

IV. Die Werkbetätigung des Verlegers steht einerseits mit 
dem Rechte des Verfassers in Verbindung, indem 
sie dahin führen soll, seine Schöpfung in einer ihrem 

8 ) Schweizer Obi. Recht a. 387. 

7 ) Vgl. Schweizer Obi. Recht a. 380, Ungarn H.G-.B. a. 523. 
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Wesen entsprechenden Weise zur Geltung zu bringen; 
anderseits steht sie in Beziehung zu dem dem Verleger zu 
diesem Zwecke gewährten gegenständlichen Teilrecht, also 
zu dem Verlagsrecht, das ihm gerade zu dem Zwecke ein¬ 
geräumt ist, um die Aufgabe bezüglich des Autorgutes zu 
erfüllen. Hiermit ist ein allgemeiner Standpunkt ge¬ 
wonnen. Auch sonst ist ein Verhältnis in der Art möglich, 
daß jemand für Zwecke eines anderen ein gegenständliches 
Recht erwirbt, kraft dessen er es übernimmt, das Rechtsgut 
dieses anderen nach bestimmter Richtung hin auszu¬ 
beuten. 

Ein solcher Vertrag ist, wie ich seiner Zeit dargelegt 
habe, möglich im Erfinderrecht: an Stelle der Herstellung 
der Schriftexemplare und ihrer Verbreitung tritt hier die 
Ausübung des Erfindungsgutes 8 ). 

Ein solcher Vertrag ist aber auch möglich, wenn der 
Bergberechtigte einem anderen die Ausübung seines Berg¬ 
rechts überläßt, damit dieser es in Betrieb bringe und aus¬ 
nutze. 

Eigenartig ist, daß die Leistung des Verlegers zugleich eine 
Handlung zu seinem Vorteil darstellt; denn selbst wenn 
das Werk die Kosten nicht deckt, so wird doch die entgelt¬ 
liche Verbreitung mindestens einen Teil der Kosten abtragen. 
Der Verleger hat daher nicht nur die Pflicht, sondern auch 
die Befugnis, zu vervielfältigen und zu verbreiten. Diese 
Befugnis ist zwar schon eine Folge des Verlagsrechts und 
bedarf daher zunächst keiner besonderen schuldrechtlichen Be¬ 
gründung; einer solchen bedarf es aber 1. dann, wenn es sich 
um autorfreie Werke handelt: in Bezug auf diese ist es wesent¬ 
lich, daß der Verleger nicht nur die Pflicht, sondern auch die 
Befugnis hat, zu vervielfältigen und zu verbreiten, und daß 
daher der Verfasser schuldrechtlich verpflichtet ist, ihm ein 
Manuskript zu gewähren, welches Vervielfältigung und Ver- 


8 ) Handbuch des Patentrechts S. 505 f. 
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breitung ermöglicht. Dazu kommt 2. auch bei geschützten Autor¬ 
werken die schuldrechtliche Befugnis des Verlegers neben¬ 
sächlich in der Art zur Geltung, daß der Verleger eine 
druckreife Handschrift verlangen und daher beanspruchen 
kann, daß der Verfasser ihm nicht nur das Verlagsrecht über¬ 
trägt, sondern ihm auch insoweit die erforderliche Hilfe leistet, 
daß mit den gewöhnlichen technischen Mitteln der Druckerei die 
nötige Vervielfältigung geschehen kann.' Außerdem ist 3. der 
Verfasser auch verpflichtet, dem Verleger bezüglich der Ver¬ 
breitung entsprechende Auskunft zu geben, also insbesondere 
über die Kreise, in welchen das Werk Absatz zu erhoffen 
hat; in welcher Beziehung der Verlagsvertrag besondere 
Bestimmungen enthalten kann, aber auch schon nach Um¬ 
ständen des Falles eine weitere oder engere Verbindlich¬ 
keit besteht. Wenn daher der Verfasser nicht das Nötige 
tut, um dem Verleger die vertragsmäßige Hilfe zu gewähren, 
so ist dies nicht nur Gläubiger-, sondern auch Leistungs¬ 
verzug. 

V. Das Werk des Verlegers ist nach Ablieferung der 
druckfertigen Handschrift unverzüglich zu beginnen, 
und zwar nach Ablieferung der Handschrift des ganzen Werkes 
oder eines bestimmungsgemäß besonders zum Erscheinen vor¬ 
gesehenen Teiles, § 15 VG. Die Befugnis, die Handschrift 
des Ganzen zu verlangen, wenn eine Herausgabe in Teilen 
beabredet ist, hat der Verleger nicht. 

VI. Wie beim gewöhnlichen Werkvertrag kann der Ver¬ 
fasser, wenn der Verleger mit dieser Werkleistung im Rück¬ 
stand bleibt, nach fruchtlos gesetzter Frist, unter Umständen 
auch ohne sie, zurücktreten; dies auch dann, wenn den 
Verleger keine Schuld trifft, er also nicht in Verzug ist; wäh¬ 
rend, wenn er in Verzug ist, noch die entsprechenden Verzugs¬ 
folgen, also insbesondere Schadensersatzpflicht, hinzutreten, 
§ 636 B.G.B., §§ 32 und 30 VG. 

Dies gilt auch, wenn die Art der Werkleistung des Ver- 
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legers eine mangelhafte ist: Minderungsrecht aber gibt es 
nicht, §§ 32 und 30 VG. Ein Mangel liegt auch in einer 
ungenügenden Propaganda. 

Beides gilt aber nur, wenn durch Verzögerung oder 
Mangelhaftigkeit ein erhebliches Interesse des Verfassers 
gekränkt wird, §§ 30, 32 VG., §§ 634, 636 B.G.B. 

2. Inhalt. 

a) Verpflichtungen, 
a) Des Autorberechtigten. 

§ 51. 

I. Der Autorberechtigte schuldet dem Verleger 1. die Be¬ 
gründung des Verlagsrechts, vgl. § 8 VG. Diese ver¬ 
langt keine besondere Form und wird daher, wenn das Werk 
bereits vorhanden ist, schon im Verlagsvertrag selber mit¬ 
enthalten sein, so daß dieser zu den sogen. Realgeschäften 
gehört, bei denen von der einen Seite eine gegenständliche 
Leistung stattfindet, von der anderen Seite die Uebemahme 
einer Verpflichtung. Solches ist natürlich nicht möglich, wenn 
das Werk noch nicht vorhanden ist; dann ist das Geschäft 
ein lediglich schuldrechtliches. Es ist auch dann nicht angängig, 
wenn das Werk erst teilweise besteht, da eine Uebertragung 
vor der abgerundeten Vollendung nicht wohl anzunehmen ist; 
es müßte sich denn um abgetrennte Stücke handeln, die schon 
in wesentlich druckfertiger Gestalt vorhanden sind und sofort 
übergeben werden sollen. 2. Der Verfasser schuldet aber ferner 
die Uebergabe der Handschrift (des Manuskriptes), d. h. 
einer solchen Feststellung, aus welcher die Vervielfältigung 
gemacht werden kann, wozu, wie bereits S. 280 f. erwähnt, an 
sich auch eine Feststellung durch Selbstsprecher (Phonographen) 
gehören könnte, ebenso ein vom Verfasser diktiertes Steno¬ 
gramm: in der Regel ist allerdings der Verfasser gehalten, 
die Handschrift in einer solchen Gestalt zu übergeben, 
daß nach den üblichen Herstellungsweisen der Drucksatz 
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erfolgen kann, was hier nicht der Fall ist, solange in der 
Druckerei nicht nach Phonogrammen oder Stenogrammen ge¬ 
setzt wird: der Verleger kann eine solche Verkörperung 
des Autorgutes verlangen, welche nach der üblichen Weise 
der Drucktechnik ohne zu große Mühe und Unsicherheit zu 
vervielfältigen ist: er] hat den Anspruch auf druckreife 
Handschrift, § 10 VG-. Ein Anspruch auf Schreibmaschinen - 
Wiedergabe besteht im allgemeinen nicht, doch kann solches in 
gewissen Kreisen üblich werden. 

3. Die Uebergabepflicht ist, wenn es sich um ein bereits 
druckfertig hergestelltes Manuskript handelt, eine sofortige, 
§ 11 VG. 

4. Die Uebergabe ist eine Uebergabe des Besitzes 
zum Zweck der Druckbesorgung; sie ist eine Uebergabe zu 
Eigentum, sofern der Verfasser sich nicht vor Beginn des 
Drucksatzes die Rückgabe vorbehält: bis dahin ist das 
Eigentum in Schwebe. Ein Recht auf das Eigentum hat der 
Verleger nicht, § 27 VG. 

5. Ist eine nicht druckreife Handschrift übergeben, so tritt 
die Folge ein: der Verleger erwirbt das Verlagsrecht, und 
der Verfasser ist gegenstandsrechtlich gebunden; der Ver¬ 
leger aber kann entweder die Vervielfältigung versuchen, wo¬ 
bei die hierdurch entstehenden Mehrkosten den Verfasser treffen, 
oder er kann schuldrechtlich verlangen, daß der Verfasser eine 
druckfertige Handschrift nachfolgen läßt. 

H. Der Verfasser schuldet sein Werk in einmaliger 
druckfertiger Festlegung, er schuldet nicht mehr; er 
ist also insofern frei mit Uebergabe der Handschrift: er 
braucht mithin, wenn die Handschrift untergeht, das Werk 
nicht zum zweiten Male zu verfassen. Ein solches Ver¬ 
fassen zum zweiten Male liegt aber dann nicht vor, wenn 
nur die Uebergabe einer zweiten beim Verfasser befindlichen 
Handschrift desselben Werkes oder nur eine neue Rein¬ 
schrift oder eine bloße Zurichtung der in der Hauptsache 
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noch vorhandenen Niedersetzung in Frage kommt. Hier 
handelt es sich um untergeordnete Fertigstellungen, die der 
Verleger gegen Vergütung mit Rücksicht darauf verlangen 
kann, daß der Verfasser kein Lohnarbeiter ist, sondern sein 
Interesse am Werk in einer zu vergütenden Weiterarbeit ge¬ 
ringen Stiles zu betätigen hat; § 33 VG. 9 ). 

Daß aber der Verfasser jedenfalls zur nochmaligen Hin¬ 
gabe einer Handschrift, sofern er es ohne Berechnung tut, 
befugt ist, wird sich S. 327 ergeben, § 33 VGr. 

Einmal aber schuldet der Verfasser die Handschrift: ihr 
Untergang vor Uebergabe an den Verleger befreit ihn 
nicht 10 ). 

Ueber teilweisen Untergang s. unten S. 328. 

IH. Wie bei anderen Austauschgeschäften, so gilt auch 
hier der Grundsatz: der Austauscher haftet für das zu 
übertragende Recht 11 ). Der Verfasser eines Eigenwerkes 
haftet dafür, daß an ihm das dem Eigen werk entsprechende 
Autorrecht besteht; ist dies nicht der Fall, so gelten die 
gewöhnlichen Grundsätze: der Verleger kann zur nachträg¬ 
lichen Uebertragung des Rechts eine Frist setzen und bei 
Nichterfüllung zurücktreten oder Schadenersatz wegen Nicht¬ 
erfüllung verlangen. Die Besonderheiten des § 440 B.G.B. 
finden hierbei keine Anwendung. Er kann natürlich, solange 
die Vervielfältigung sich als Autor Verletzung darstellen würde, 
diese verweigern 12 ). 

Ist das Werk kraft Gesetzes autorfrei, so ist natürlich 
eine Haftung dann begründet, wenn der Verfasser es als ein 
Autorgut dargestellt und dem Verleger übergeben, namentlich 
wenn er bezüglich der Wesenheit des Werkes (gut- oder 
bösgläubig) dem Verleger unrichtige Angaben gemacht hat; 

•) Schweizer Obi. R. a. 287, Ungarn a. 529, Bulgarien a. 446. 

10 ) Anders Ungarn H.G.B. a. 531, Z. 1; Bulgarien a. 448, Z. 1. 

n ) Vgl. Schweizer Obi. ß. a. 374; OLG. Frankfurt a. M. 24. Febr. 
1904, Gew. ßecht8sch. XI, S. 104. 

n ) Seinetrib. 18. Nov. 1891, Droit d’auteur V, p. 52. 
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der § 39 Abs. 2 VG., der die Haftung auf Arglist beschränkt, 
bezieht sich auf diesen Fall nicht. 

Gibt sich der vertragsschließende Teil nicht als der Ur¬ 
heber, sondern als der Erwerber des vom Urheber geschaffenen 
Werkes kund, dann haftet er dafür, daß ihm das Autorrecht 
zusteht oder daß er mindestens die Rechtsmacht hat, das Ver¬ 
lagsrecht des Verlegers zu begründen; so namentlich auch, 
wenn er das Werk als Pfandgläubiger verwertet; ein bloßer 
Nießbraucher hätte beispielsweise nicht das Recht, s. oben 
S. 281. 


ß) Des Verlegers. 

§ 52. 

I. Der Verleger ist zur Vervielfältigung und zur Ver¬ 
breitung verbunden 1S ). Die Vervielfältigung ist eine Druck¬ 
vervielfältigung, d. h. eine Vervielfältigung durch Her¬ 
stellung einer Originalfassung, von der Abzüge gemacht werden. 
Andere Arten der Vervielfältigung, wie die durch Herstellung 
von Selbstsprecherscheiben, gehören nur rechtsähnlich hierher, 
und die Bestimmungen des Verlagsverhältnisses finden hierauf 
nur mittelbare Anwendung. 

II. Die Veröffentlichung muß regelrecht unter dem vollen 
Namen des Verfassers erfolgen 14 ), dies auch dann, wenn 
der Autorberechtigte nicht der Verfasser, z. B. der Erbe ist. 
Ist namenlose Veröffentlichung oder Veröffentlichung unter 
einem Decknamen vereinbart, dann ist der Verleger nicht 
berechtigt, den Namen des Verfassers kundzugeben. 

HI. Die Veröffentlichung des im Autorrecht eines Heraus¬ 
gebers stehenden Gesamtwerks setzt die Veröffentlichung der 
in das Gesamtwerk eingefügten Beiträge voraus. Der Ver- 


18 ) Vgl. Appellh. Paris 5. Mai 1897, Ann. de droit comm. XI, 
p. 457, Droit d’auteur X, p. 129. 

14 ) Supreme Court Washington Februar 1905, Basil Jones v. Ameri¬ 
can Law Book Co., Droit d’auteur XVIII, p. 75. 


Digitized by Google 



302 I. Buch. Autorrecht als Immaterialgüterrecht. 

leger widerspricht daher seiner Vertragspflicht, wenn er einen 
Beitrag verlagsmäßig freigibt: er soll dies nur mit Zustim¬ 
mung des Herausgebers tun, § 19 VG. Vgl. S. 257,289, 343. 

IV. Die Art der Ausstattung 15 ) soll den Gepflogen¬ 
heiten des Verkehrs entsprechen, § 14 VG., ebenso auch 
die Art des Vertriebs (die Propaganda): zu einer entspre¬ 
chenden Propaganda (unter Nennung des Verfassers) ist der 
Verleger verpflichtet 16 ). Zur Ausstattung gehört auch, daß 
das Werk möglichst druckfehlerfrei ist: dafür*hat der Verleger 
zu sorgen, § 20. Daß ihm dabei der Verfasser behilflich 
sein soll, ist später (S. 316 ff.) auszuführen. 

Den Preis, zu welchem der Verleger das Werk unter die 
Volksgesamtheit bringt, zu bestimmen, steht ihm allein zu; nur 
dann ist ein Widerspruch gerechtfertigt, wenn der Preis so 
über alle Maßen hoch ist, daß das Interesse des Verfassers ernst¬ 
lich gefährdet wird 17 ). Eine Herabsetzung des einmal ange¬ 
setzten Preises ist gestattet, soweit dies das Ansehen des 
Werkes nicht schädigt 18 ). Nur nach Umständen, wenn das 
Werk nicht abgeht, ist eine Makulierung oder ein Ramsch- 
verkauf erlaubt 19 ), wobei dem Verfasser tunlich Mitteilung 
zu machen und Auskunft zu gewähren ist. Im übrigen be¬ 
wirkt die Ansetzung eines Verkaufspreises für die betreffende 
Auflage eine feste Rechtsstellung des Verfassers in der Art, 

15 ) Ungarn H.G.B. a. 520, Bulgarien H.G.B. a. 437. 

16 ) Schweizer Obi. Recht a. 378: „für gehörige Anzeigen zu 
sorgen und die üblichen Mittel für den Absatz zu verwenden“. 

17 ) Schweizer Obi. Recht a. 378: „doch darf er nicht durch über¬ 
mäßige Preisforderung den Absatz hindern“. Aehnlich Ungarn H.G.B. 

a. 520, Bulgarien H.G.B. a. 437. 

18 ) Seinetrib. 9. Dez. 1895, Droit d’auteur IX, p. 43, Seinetrib. 
8. April 1903, 22. Juli 1903, Droit d’auteur XVH, p. 136. Herab¬ 
setzung durch den Sortimenter oder Antiquar berührt das Verlagsver- 
hältnis nicht, Trib. Brüssel 2. Juni 1898, Droit d’auteur XIV, p. 122. 
Ueber das verfehlte Urteil O.L.G. Naumburg 6. Dez. 1905, s. Arch. f. 

b. R. xxvm. 

19 ) O.B.G. Stuttgart 18. Febr. 1898, Seuffert 55, Nr. 160. 
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daß der Verleger ohne seine Zustimmung den Preis nicht er¬ 
höhen darf, § 21 VGL 

V. Die Vervielfaltigungspflicht richtet sich bei Sammel¬ 
werken nach der Besonderheit dieser: wer für ein Sammelwerk 
arbeitet, muß sich der Eigenart und den Bedürfnissen des 
Sammelwerkes unterwerfen. Namentlich haben die Zeit¬ 
schriften einen bestimmten äußerlichen Umfang, der nach dem 
gleichheitlichen Abnehmerpreis abgestimmt zu sein pflegt: 
in diesen muß sich der Druckstoff hineinfugen; auch muß die 
Zeitschrift auf die Bedürfnisse und Neigungen des Leserkreises 
Rücksicht nehmen. 

Daher gilt der Satz, daß der Verfasser hier keine Be¬ 
fugnis hat, die sofortige Vervielfältigung zu verlangen; 
er muß sich bezüglich der Zeit der Vervielfältigung der 
Satzung des Verlegers, d. h. des im Namen des Verlegers 
handelnden Herausgebers fügen: dessen Ermessen untersteht 
es nicht nur, nach dem inneren Wert, sondern auch nach 
der Zeitgemäßheit der Einsendungen, nach ihrer Beziehung zu 
anderen, nach ihrem Umfang zu bestimmen, wann ein Beitrag 
erscheinen soll, ob auf einmal oder in Abteilungen; nur muß 
die Abteilung eine vernünftige sein: eine Zerschlagung in wert¬ 
lose Stücke wäre unstatthaft. 

VI. Der Verfasser hat also hier keinen Anspruch dar¬ 
auf, daß innerhalb einer bestimmten Zeit vervielfältigt werde. 

Nur muß 1. die bestimmt zugesagte Frist eingehalten 
werden, wobei immerhin auf die Tunlichkeit und auf Sonder¬ 
umstände Rücksicht zu nehmen ist. 

2. Die Vervielfältigung darf nicht arglistig zurückgehalten 
werden. Ein solches läge vor, wenn der Herausgeber es täte, 
um einen Verfasser nicht zu Wort kommen zu lassen oder 
gar um seine Entdeckung vorweg zu nehmen oder um ihm 
mit einem Konkurrenzartikel zuvorzukommen. Der Heraus¬ 
geber einer Zeitschrift hat wie der Verleger einen Vertrauens¬ 
posten und damit eine gesteigerte Pflicht zur Treue (S. 310,340). 
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3. Der Verfasser hat jedenfalls die Befugnis, nach Jahres¬ 
frist unter Vorbehalt des Honoraranspruchs fristlos zu kündigen, 
dies auch bezüglich des Bestes, wenn der Aufsatz teilweise 
erschienen ist, §§ 45, 38 VG., mit dem Recht der anderwei¬ 
tigen Wiedergabe des Ganzen, wenn das Ganze eng zusam¬ 
menhängt. Doch kann etwas anderes bestimmt werden. 

4. Vor Jahresfrist hat der Verfasser einen Anspruch auf 
vergütungslose Kündigung, wenn die Verzögerung des Er¬ 
scheinens eine ganz übermäßige ist. 

VII. Der Verfasser hat ein schuldrechtliches Anrecht auf 
Lieferung von Freiexemplaren, d. h. auf unentgeltliche 
Lieferung einer Anzahl von Abzügen. 

Sie sollen dienen teils zum Zweck eigenen Bedarfs, teils 
zum Zweck der Schenkung im literarischen Austausch. Früher 
war solche Lieferung Brauch, jetzt ist sie gesetzlich bestimmt; 
das Anrecht des Verfassers geht auf eine Anzahl voll aus¬ 
gestatteter Exemplare, wie sie im Verkehr verkauft werden; 
auf gebundene Stücke hat er allerdings kein Anrecht, sofern 
regelrecht auch ungebundene Exemplare verbreitet werden; 
Aushängebogen, die ihm zum Zwecke der Prüfung des Druckes 
überlassen werden, sind nicht als Teile eines Freiexemplares 
zu rechnen: sie sind ja von dem Verfasser durchzusehen, zu 
prüfen und werden daher von ihm vielfach in einer Weise 
behandelt, die sie untauglich macht, weiterhin Teile eines 
ordentlichen Verkehrsexemplars zu sein, § 25 VG. 

Die Anzahl der Freiexemplare ist verschieden, bei lite¬ 
rarischen Werken 5—15 (regelmäßig eines auf 100 Exemplare 
der Auflage), bei Notenwerken nach Uebung. 

Des näheren ist zu bemerken: 

1. Freiexemplar ist ein Exemplar des Druckwerkes, 
daher nicht etwa ein Exemplar der Selbstsprechscheibe. 

2. Das Freiexemplar ist ein Exemplar des Werkes des 
Verfassers, daher bei Sammelwerken desjenigen Teils des 
Ganzen, der vom Verfasser herrührt, weshalb der Verleger 
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die Freiexemplare entweder in Gestalt von Exemplaren des 
Gesamtwerkes liefern kann oder in Gestalt von Sonder¬ 
abdrücken (Separatabdrücken), da der Verfasser nur auf 
seine Arbeit Anspruch hat. Der Sonderabdruck bedarf 
keiner eigenen Seitenzählung, er soll aber formell ein Ganzes 
darstellen, weshalb die Uebergabe der losen Bogen, welche 
den Artikel enthalten, nicht genügt; es müßte denn sein, 
daß der Beitrag so geringen Umfangs ist, daß die Herstellung 
des Sonderabdrucks als etwas Ganzes nicht angemessen und 
nach den Verhältnissen nicht üblich ist. 

3. Ist der Herausgeber eines Sammelwerkes als 
Verfasser des Ganzen zu betrachten, so wäre ihm eigentlich 
vom Ganzen die gesetzliche Anzahl von Freiexemplaren zu 
liefern. Doch kann hier wohl ein entgegengesetzter Brauch 
angenommen werden: dem Gesamtherausgeber kommen ge¬ 
bräuchlicherweise nur 2 oder 3 Exemplare zu. 

4. Von Zeitungsbeiträgen brauchen Freiexemplare nicht 
geliefert zu werden (denn Tagesblätter sind leicht zu erlangen), 
§ 46 VG. 

VHI. Der Verleger ist verpflichtet, die vereinbarte Ver¬ 
gütung zu leisten. Hierüber gilt folgendes: 

1. Vergütung ist eine gegenständliche Leistung 
irgendwelcher Art, die neben die sonstigen Leistungen 
des Verlegers tritt. Sie kann also nicht nur in Geld, nicht 
nur in Sachen, sondern auch in Immaterialrechten bestehen, 
auch in Uebertragung von Forderungen. Sie kann fest be¬ 
stimmt, sie kann auch nach Zahl der verkauften Exem¬ 
plare abgemessen werden, so daß ein Zufallselement hinein- 
spielt: im letzteren Fall kommen auch die kraft Uebersetzungs- 
rechts im Ausland verkauften Exemplare, auch etwaige 
Zeitschriftexemplare, welche das Werk enthalten, sofern es 
einer Zeitschrift übertragen wurde, in Rechnung 20 ). Uebrigens 

ao ) Vgl. High Court London 30. Okt. 1901, Neufeld v. Chapman 
and Hall. 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 20 
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liegt, auch wenn die Vergütung nur nach der Anzahl der 
verkauften Exemplare und auf solche Weise nach dem Er¬ 
trägnis bestimmt wird, ein reiner Austauschvertrag, kein Ge¬ 
sellschaftsverhältnis vor 21 ). Doch muß der Verleger, 
wenn die Vergütung nach dem Absatz bemessen ist, auf Ver¬ 
langen Rechnung ablegen und die Rechnung durch Vor¬ 
legung der Bücher bestätigen, § 24 VG. 22 ). 

2. Die Vergütung ist Zug um Zug, d. h. mit Ablieferung 
der Handschrift zu leisten 23 ); sie ist mit Beendigung der 
Vervielfältigung zu leisten, wenn das Ergebnis der Ver¬ 
vielfältigung (die Zahl der Bogen) für ausschlaggebend er¬ 
klärt ist (wobei allerdings ein Höchstmaß bestimmt zu werden 
pflegt, darüber hinaus das Werk vergütungslos ist); ein solches 
Geding enthält das Geding des Aufschubs, selbst wenn die 
Zahl der Bogen sicher bestimmbar wäre; wird das Werk in 
Teilen veröffentlicht, so ist die Gebühr jeweils nach Fertig¬ 
stellung des Teiles zu leisten 24 ); sie ist jahr es weise zu 
entrichten, wenn der Absatz entscheidend ist, § 23 und 24 VG. 

3. Die Vergütung kann ausdrücklich oder still¬ 
schweigend bedungen sein; maßgebend ist die Gepflogen¬ 
heit des Verkehrs. Dies gilt namentlich auch von Zeitschrifts- 
beiträgen: bei wissenschaftlichen Zeitschriften kann eine Ver¬ 
gütung nicht ohne weiteres vorausgesetzt werden; hier kann 
nur die bisherige Uebung einer jeden Unternehmung entschei¬ 
den. Die stillschweigend bedungene Vergütung ist eine ange- 

21 ) Unrichtig Seinehandelsgericht 4. Juni 1896, Gew. Rechtssch. I, 
S. 318, Ann. de droit comm. XI, p. 196. Noch weniger wird der Ver¬ 
trag zum Gesellschaftsvertrag mit dinglicher Wirkung: die gedruckten 
Exemplare gehören dem Verleger, sie gehören nicht zum Bruchteil dem 
Verfasser, Kass.-Hof 25. März 1901, Ann. de droit comm. XV, p, 70, 
Appellh. Paris 7. März 1899, Ann. de droit comm. XIII, p. 202. 

22 ) Schweizer Obi. Recht a. 386, Seinetrib. 4. Juni 1896, Droit 
d’auteur X, p. 18 (Casus Bourget). 

28 ) Ungarn H.G.B. a. 527, Bulgarien a. 444; anders Schwei¬ 
zer Obi. Recht a. 385 (sobald das Werk ausgegeben werden kann). 

24 ) Vgl. Ungarn H.G.B. 527, Bulgarien a. 444. 
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messene Geldvergütung, § 22 VG. 25 ); die Vergütungs¬ 
weise kann für verschiedene Schriftsteller derselben Zeit¬ 
schrift eine verschiedene sein: ein Hinweis auf die bisherige 
Gepflogenheit der Zeitschrift bezüglich des einen oder an¬ 
deren Schriftstellers ist nicht entscheidend. 

4. Die für die erste Auflage bestimmte Vergütung gilt 
laut nachgiebigen Rechts auch für alle folgenden, § 5 VG. 26 ). 

5. Die Vergütungsleistung folgt den Grundsätzen des 
Rechtsgeschäfts, nicht des Rechtsverhältnisses; daher 
a) gilt für sie das Rückbehaltungsrecht (§ 273 B.G.B.) und 
die Befugnis des Rücktritts nach § 326 B.G.B.; dies ins¬ 
besondere auch, wenn die Vergütung Schritt für Schritt nach 
Lieferung des Werkes bezahlt werden soll, wie z. B. bei 
einem Feuilletonroman, der allmählich geliefert wird 27 ): sie 
entspricht hier der Weise der Umtauschgeschäfte, nicht der 
des Werkvertrages 28 ). Vgl. auch § 38 VG. 

b) Für sie gelten auch die Umtauschgrundsätze in Bezug 
auf Rechts- und Mängelgewähr, 

b) Entwicklung. 

§ 53. 

I. Der Vertrag ist ein Austauschvertrag, bei dem der 
wirtschaftliche Gesichtspunkt gegenüber dem idealen zurück¬ 
tritt. Daher ist die Leistung des Verfassers nicht als Ware 
und nicht nach den Grundsätzen des Warenhandels zu be¬ 
urteilen. 

1. Von heimlichen Mängeln eines Werkes spricht man 


2h ) Vgl. Schweizer Obi. Recht a. 383, Ungarn H.GKB. a. 525, 
Bulgarien a. 442. 

26 ) Schweizer Obi. Recht a. 384, Ungarn H.G.B. a. 521, Bul¬ 
garien a. 438, RGk 22. Februar 1905, Entsch. 60, S. 174. 

* 7 ) Seinetrib. 8. Februar 1889, bei Rudelle p. 92. 

28 ) Ueber diese Fragen vgl. Lehrb. des Bürgerl. R. II, S. 232, 259. 
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nicht. Die Güte oder Schlechtigkeit einer Schöpfung kommt 
für die geschäftlichen Beziehungen nicht in Betracht: der 
Verleger darf sich nicht zum Beurteiler des Werkes aufwerfen, 
und die literarische Kritik kann nicht die juristischen Folgen 
des Verlagsgeschäfts berühren. Etwas anderes müßte gelten, 
wenn das Werk den Voraussetzungen nicht entspräche, welche 
man, nicht an Güte des Werkes, sondern an die Ausgabe¬ 
fähigkeit überhaupt stellt. So bei einer Uebersetzung in 
eine allgemein bekannte Sprache, die so schlecht ist, daß sie 
nicht als schlechte Uebersetzung, sondern als gar keine 
Uebersetzung bezeichnet werden muß. Dasselbe gilt dann, 
wenn der Inhalt des Werkes so gestaltet ist, daß die Ver¬ 
breitung sich als eine gesetzlich verbotene herausstellt 29 ). 

2. Auch die Zusage und die Zusicherung des Verfassers 
über sein Werk kommt nicht als Zusage oder Zusicherung 
über die Güte in Betracht, wohl aber 

a) bezüglich bestimmter, nach objektiv wissenschaft¬ 
lichen Merkmalen feststellbarer Eigenschaften; 

b) bezüglich bestimmter, für die Absatzfähigkeit des 
Werkes bedeutsamer äußerer Vorgänge, so insbesondere, 
wenn behauptet wird, daß das Werk die Billigung be¬ 
stimmter maßgebender Personen gefunden habe oder daß seine 
Einführung als Schul werk oder sonst im Massenverkehr be¬ 
schlossene Sache sei. 

3. Die Grundsätze über Wandelung und Minderung 
gelten nicht, sondern die Mangelhaftigkeit des Werkes kann 

a) zum Rücktritt führen 30 ), wenn durch den Mangel 
ein erhebliches Interesse des Verlegers gekränkt wird, welcher 
Rücktritt, solange eine Verbesserung des Werkes möglich ist 
und nicht verweigert wird, erst nach fruchtloser Setzung 
einer angemessenen Frist erfolgen kann, § 31 VG. 

29 ) Vgl. Trib. Nantes, 7. Juni 1893, Droit d’auteur VII, p. 54. Vgl. 
auch unten S. 327. 

80 ) Ueber den Unterschied von Rücktritt und Wandelung vgl. Lehrb. 
des Bürgerl. R. II, S. 240. 
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b) Der Austauschvertrag findet statt bezüglich eines 
Werkes, das, wenn mangelhaft, meist verbessert werden kann, 
mindestens wenn der Vertrag mit dem Verfasser selbst ab¬ 
geschlossen wird; es müssen daher insofern die Grundsätze 
des Werkvertrags herangezogen werden, als die Ver¬ 
besserungsfähigkeit die Pflicht und die Befugnis der 
Verbesserung herbeiführt; dies auch, sofern es sich um ein 
bereits vorhandenes, nicht erst neu herzustellendes Werk 
handelt. Daher führtdie Mangelhaftigkeit zur Verbesserungs¬ 
pflicht, sofern die Verbesserungsfähigkeit vorliegt und die 
Umarbeitung dem Verfasser nach den Umständen zugemutet 
werden kann. 

4. Eine Schadensersatzpflicht gilt, wenn das Werk der 
Zusage oder der Zusicherung nicht entspricht, und zwar als 
Pflicht der Erstattung des positiven Schadens bei Zusiche¬ 
rung, als Pflicht der Erstattung des negativen Interesses bei 
Zusage. Vgl. § 31 VG. 

In dieser Beziehung, und was die Gestaltung des Schadens¬ 
rechts betrifft, ist auf das Bürgerliche Gesetzbuch zu ver¬ 
weisen 31 ). Allerdings scheint es nach § 31 VG., als ob auch 
bei Zusicherung eine Haftung nur im Fall der Verschuldung 
stattfinde. Das ist indes nicht anzunehmen: die Voraussetzung 
der Verschuldung ist auf den Fall der Zusage zu be¬ 
schränken, vgl. § 463 B.G.B. 

H. Das Verlags Verhältnis befaßt sich mit dem geistigen 
Erzeugnis einer Person und verlangt darum eine Beachtung 
der Geistigkeit und darum der Persönlichkeit; deshalb ist das 
Verhältnis ein Verhältnis gegenseitigen Vertrauens, nament¬ 
lich mit Vertrauenspflichten des Verlegers und derjenigen 
Personen, die ihn beraten. Dahin gehört 

I. die Geheimnispflicht (S. 340, 349), die leider ebenso 
wie die Geheimnispflicht des Herausgebers von unserem 
Rechte nur sehr mangelhaft behütet wird. Daß unsere Ge- 

sl ) Lehrb. des Bürgerl. R. II, S. 73 und 242 f. 
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setzgebung den bei Preßverhältnissen beteiligten Personen die 
Befugnis abschneidet, das Zeugnis zu verweigern, gehört zu 
den Unvollkommenheiten des Persönlichkeitsschutzes, denen 
sich unsere Zeit baldigst entwinden muß. 

2. Die Pflicht der getreuen Wahrung nicht nur des Autor¬ 
gutes, sondern des darin enthaltenen Entdeckungsinhalts. 
Daß es vorkäme, daß Verleger aus dem Inhalt eines Werkes, 
das sie ablehnen, für sich schöpfen, wäre eine Schmach für 
den ganzen Stand. 

3. Die Treupflicht, und zwar a) die Treupflicht des 
Verfassers, die darin besteht, daß er sich nicht nur 
des Nachdrucks enthalten muß 32 ), sondern auch eine jede 
Veröffentlichung vermeiden soll, welche in ihrem Zwecke und 
Wesen mit dem dem Verleger zustehenden Werke gleich- 
heitlich ist; während es ihm nicht verwehrt ist, denselben 
Gedankeninhalt in neuer Form zu geben, soweit das 
Werk andere Ziele verfolgt, z. B. ein volkstümliches Werk 
zu schreiben, während das Verleger werk eine gelehrte Unter¬ 
suchung war; noch weniger ist es ihm verwehrt, ein ent¬ 
gegengesetztes Werk zu schreiben und das Verlegerwerk 
zu verleugnen: denn es gilt die Freiheit des Geistes- 

b) Die Treupflicht des Verlegers, die darin besteht, 
daß er dem Werke nicht feindselig entgegentritt; dagegen 
wird der Verleger nicht gehindert, ein ähnliches Werk eines 
anderen, ja ein Konkurrenzwerk herauszugeben; noch weniger 
steht dem entgegen, daß er ein Werk verlegt, das dem Werke 
des Verfassers widerspricht: denn auch hier gilt die Freiheit 
des Geistes. Benützungen des Autorwerks nach § 19 ff. AG. 
widersprechen der Treupflicht nicht, § 4 VG. 

4. Die Berücksichtigung besonderer Voraussetzungen 

82 ) Nachdruck des Autors ist zugleich Verletzung des Verlagsver¬ 
hältnisses, Appellhof Paris 12. April 1892, Droit d’auteur V, p. 152. 
Vgl. auch VG. § 2. Das ist wichtig wegen der Verjährung: insofern 
gelten die Grundsätze über Vertragsverletzung, nicht die des § 50, 
51 AG. 
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und die Befugnis zur Kündigung wegen Hervortretens 
bedeutsamer objektiver oder subjektiver Neuumstände. Darüber 
ist S. 319 f. zu handeln. 

III. Die Werkleistung des Verlegers als Leistung für die 
Volksgesamtheit schließt die Mitwirkung des Verfassers 
nicht aus; er hat hierzu die Befugnis, und diese ist umso 
wichtiger, als der Verleger das Werk des Verfassers in 
das Volk bringt, die ideelle Einwirkung also auf diesen zurück¬ 
zuführen ist. Daher der Satz: solange die Herstellung der 
Vervielfaltigungsexemplare noch nicht vollendet ist, hat der 
Verfasser die Befugnis, an dem Werke Aenderungen vorzu¬ 
nehmen, § 12 VG-. Auch hiervon wird noch unten S. 316 f. 
die Rede sein. 

c) Verpflichtungsmöglichkeiten. 

§ 54. 

I. Das Verlags Verhältnis bewirkt zwei jener Verpflichtungs¬ 
möglichkeiten, deren Wesenheit darin besteht, daß es von dem 
Belieben des einen abhängt, eine gegenseitige Verpflichtung 
zu schaffen. Ueber weitere Fälle vgl. S. 322, 327. 

1. Nach § 26 VGL hat der Verfasser die Befugnis, von 
dem Verleger Exemplare des Werkes zu dem nieder¬ 
sten Preise zu verlangen, für welchen der Verleger das 
Werk abgibt, also zu dem sogen. Buchhändlerpreis, so daß 
dem Schriftsteller der Vorteil zu gute kommt, der sonst dem 
Sortimentshändler gebührt. Die Bestimmung ist so aufzu¬ 
fassen: es besteht ein Kauf Verhältnis in der Art, daß der 
Verfasser das Verlangen äußern kann, eine Anzahl von 
Exemplaren kauf weise haben zu wollen; sobald der Verfasser 
das Verlangen äußert, tritt die Kaufbeziehung ebenso ein, 
wie wenn ein Kaufvertrag in diesem Sinne und mit diesem 
Inhalt abgeschlossen wäre. Das Verhältnis gehört daher zu 
den im Lehrbuch des Bürgerlichen Rechts H S. 234 f. ge¬ 
kennzeichneten, deren bekannteste Gestalt der Kauf auf Probe 
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ist; aber auch Vor- und Wiederkauf können hier angegliedert 
werden. Das Verlangen des Schriftstellers ist daher eine Rechts¬ 
handlung, welche allen Grundsätzen der Rechtshandlung folgt, 
im übrigen aber formlos ist und unwiderruflich wirkt: das 
einmal geäußerte, auch formlose Verlangen bindet, wie den 
Verleger, so auch den Schriftsteller, und dieser ist nicht etwa 
berechtigt, zurückzutreten, ebensowenig wie er es nach ab¬ 
geschlossenem Kaufe tun dürfte: die Regeln des Kaufes 
gelten hier in vollem Maße. Der Kauf ist übrigens ein Bar¬ 
kauf, und die Bestimmung ist nicht so aufzufassen, als ob 
der Schriftsteller etwa auch ein Anrecht hätte auf die 
Zahlungszieler, welche den Sortimentern gestattet zu werden 
pflegen: es handelt sich um den niedrigsten Preis, es handelt 
sich nicht um den niedrigsten Preis zu den sonstigen Bezugs¬ 
bedingungen. 

II. Der niedrigste Preis ist der niedrigste Regelpreis, 
nicht etwa der Preis, der jemandem ausnahmsweise, etwa zur 
Vergütung für besondere Leistungen oder wegen Armut und 
Dürftigkeit, gesetzt wird. 

III. Der Grund der Bestimmung liegt darin, daß der 
Schriftsteller für seine Sonderzwecke häufig weiterer Exem¬ 
plare bedarf; hier wäre es unbillig, wenn zwischen Ver¬ 
fasser und Verleger der Sortimentshändler mit seinem Ge¬ 
winne eingeschoben würde: der Sortimentshändler ist für den 
äußeren Vertrieb, das Verhältnis zwischen dem Schriftsteller 
und dem Verleger aber ist ein inneres, welches der Ver¬ 
mittlung des Buchhandels nicht bedarf. Wollte hier der 
Verleger als Selbstsortimenter auftreten und den Sortimenter¬ 
gewinn für sich selbst einziehen, so wäre dies bestimmungs¬ 
widrig; ebenso wäre es aber bestimmungswidrig, wenn der 
Verleger dem Schriftsteller den Sortimenter aufdrängte. Es 
ist ebenso, wie wenn z. B. eine Großhandlung, welche sonst 
nur den Kleinhändlern verkauft, ihren Angestellten und Ar¬ 
beitern Waren zum Kleinhändlerpreis überläßt. 
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Daraus ergibt sich auch die natürliche Beschränkung: 
die Schriftsteller haben das Recht nur innerhalb 
der Schranken des persönlichen Bedarfs, wozu aber 
auch der Bedarf des Schenkens gehört: es ist ein höchst¬ 
persönliches Bestreben des Schriftstellers, sich durch Schenkung 
seiner Werke bei maßgebenden Personen bekannt zu machen, 
in Bücheraustausch zu treten und auch durch Ueberreichung 
bei vorkommenden Gelegenheiten dem Werke Gunst zu ver¬ 
schaffen. Auch die Vernichtung gehört hierher: sofern der 
Verfasser das Werk „makulieren“ will, insbesondere wenn er 
die noch übrigen Exemplare zurückkauft, um eine neue Auf¬ 
lage zu veranlassen, vgl. Finnland § 28. 

Was über dieses Maß hinausgeht, liegt dem Gedanken¬ 
kreis des § 26 fern, und dahin gehört eine jede entgelt¬ 
liche Weiterveräußerung: ein Verlangen der Abgabe des 
Werkes zum Zweck des Weiterverkaufs ist unberechtigt, 
mindestens tritt beim Verleger kein Kaufverhältnis ein, außer 
natürlich, wenn er die Kaufbeziehung freiwillig eingeht. Und 
hier kommt es gar nicht darauf an, ob der Schriftsteller die 
Exemplare verkaufen will, um damit Gewinn zu machen, oder 
ob er sie ohne Gewinn zu vertreiben gedenkt. Dieser Unter¬ 
schied ist ganz abwegig; denn auch der Verfasser, welcher sie 
ohne Gewinn veräußert, tritt damit aus seinen persönlichen 
Verhältnissen heraus und greift in ein Gebiet hinein, welches 
bestimmungsgemäß dem Sortimentsbuchhandel angehört. Daher 
kann keine Rede davon sein, daß der Dozent von dem Ver¬ 
leger Exemplare zu dem Zweck verlangen dürfte, um sie an 
die Zuhörer zum Buchhändlerpreise abzugeben: das wäre 
bestimmungswidrig und würde geradezu den Sortimentshandel 
bezüglich der Lehr- und Schulbücher untergraben, welcher 
Handel einer der ergiebigsten Zweige des Sortimentshandels 
ist. Ebenso könnte auch der Lehrer, der ein Buch mit Rechen¬ 
tabellen oder ein Lesebuch geschrieben hat, die Schüler auf 
solche Weise mit Lesebüchern bedenken, ja es wäre nicht 
ausgeschlossen, daß der Lehrer nicht nur seine Schüler, 
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sondern auch die Schüler anderer Anstalten mit den 
Lesebüchern versähe, wenn er nur keinen Gewinn machte 
und insofern nicht gewerblich verführe. Das wäre geradezu 
die Vernichtung des Sortimentshandels! 

In auffallendem Irrtum hat jüngst das Reichsgericht am 
14. Oktober 1905 (Monatschrift f. Handelsrecht XV S. 70) 
das Gegenteil entschieden und sich darauf bezogen, daß in 
der Ueberlassung der Werke an die Schüler oder Zuhörer 
nicht eine gewerbsmäßige Verbreitung läge. Damit ist die 
ganze Frage auf einen unrichtigen Standpunkt gestellt: nicht 
darauf kommt es an, ob der Schriftsteller um seines Ge¬ 
winnes willen handelt, sondern darauf, daß er durch Weiter¬ 
veräußerung gegen Entgelt über das Gebiet des Persönlichen 
hinaus handelt und damit in dasjenige Gebiet hineinreicht, 
welches der bestimmungsgemäße Kreis des Sortiments¬ 
handels ist. 

Anders wäre es natürlich, wenn der Schriftsteller das 
Werk etwa den Zuhörern schenkte oder während des Unter¬ 
richtes leihweise überließe, z. B. Tabellen oder ein assyrio- 
logisches Lesebuch u. dgl. Aber eine Kaufüberlassung an 
die Zuhörer geht unbedingt über das Höchstpersönliche hin¬ 
aus und kann deswegen nach § 26 VG. nicht gerechtfertigt 
werden. 

Mit dem allem soll natürlich nicht gesagt werden, daß, 
wenn der Verfasser für höchstpersönliche Zwecke Werke be¬ 
zogen hat und nachträglich wegen Aenderung der Verhältnisse 
oder aus anderen Gründen das Buch nicht verschenken will, 
es ein Unrecht wäre, wenn er es kaufweise abgäbe: denn er 
hat das Eigentum, und die Veräußerung kann ihm autor¬ 
rechtlich nicht versagt oder verkümmert werden; aber das 
ist vorauszusetzen, daß, wenn er gemäß § 26 vom Verleger 
Exemplare wünscht, sein Verlangen beim Verleger nur im 
genannten Fall zum Zwangskaufe führt, der Verleger da¬ 
her, sobald eine andere Absicht des Schriftstellers ersichtlich 
ist, die Lieferung verweigern darf. 
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IV. Das Bezugsrecht gilt auch für Zeitschriftartikel, 
in der Art, daß der Verfasser den Band, in welchem sein 
Werk erschienen ist, zum Buchhändlerpreise verlangen kann, 
so wie er den Buchhändlern zusteht} ist der Aufsatz zugleich 
in Sonderabdrücken im Handel, so genügt der Verleger 
seiner Pflicht durch Lieferung der „Separata“. 

Für Zeitungen gilt es nicht, § 46 VGL 

V. Eine 2. Verpflichtungsmöglichkeit, bei 
welcher aber die Bestimmungsbefugnis dem Verleger zu¬ 
kommt, ist folgende: Nach § 17 hat der Verleger, dem 
mehrere Auflagen überlassen worden sind, das Belieben, 
eine neue Auflage zu veranstalten, er hat das Belieben, 
gemäß der neuen Auflage verpflichtet zu sein oder nicht; das 
Belieben wird geäußert durch Erklärung der Uebemahme 
oder der Verweigerung; es hört auf, wenn der Verleger nach 
gestellter angemessener Frist die Veranstaltung nicht beginnt 
und wenn daraufhin der Verfasser kündigt, d. h. das Ver¬ 
hältnis als gelöst erklärt, § 17 VGL 

Der Verleger ist hiernach nicht zur zweiten Auflage ver¬ 
pflichtet, aber er ist verpflichtet, dazu mitzuwirken, daß der Ver¬ 
fasser das Werk im Laufe halten kann, und er hat daher ins¬ 
besondere ihm über den Stand der Sache Anzeige zu machen, 
wenn die Erschöpfung der Auflage zu erwarten steht, ohne 
Rücksicht darauf, ob die neue Auflage ihm zusteht oder 
nicht; und zwar mit besonderer Rücksicht darauf, daß eine 
zweite Auflage Veränderungen erfordert oder nach der An¬ 
schauung des Verfassers Veränderungen zu erfordern scheint, 
§§ 16, 12, 29 VG. Darüber ist noch S. 319 zu handeln. 
Vgl. auch oben S. 271. 

d) Nebenpflichten. 

§ 55. 

I. Bei einer Reihe von Austauschgeschäften folgt auf die 
wesentliche Austauschleistung noch eine oder die andere 
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nebensächliche Leistung des Austauschers. Diese Ver¬ 
pflichtungen sind als nebensächlicher Art ohne Kennzeichnungs¬ 
kraft für das Verlags Verhältnis; so gilt beispielsweise die 
Leistung im Sinne des § 17 K.O. als erfüllt, auch wenn die 
Nebenleistungen noch nicht erfolgt sind. Sie sind nicht höchst 
persönlich und können auch nach dem Tode oder bei Arbeits¬ 
unfähigkeit des Verfassers durch andere vollzogen werden. 
Zu derartigen Nebenleistungen gehört zunächst die Korrektur 
des Drucksatzes. Hier bestehen nun gegenseitige Pflichten, 
es besteht 1. eine Verpflichtung des Verfassers, die 
Korrektur zu besorgen, 2. des Verlegers, sie zu gestatten. 
Die erste Pflicht gilt namentlich, soweit die Handschrift 
nicht völlig druckreif ist, so daß in der Korrektur noch 
einiges nachgeholt werden muß, was auch bei den besten 
Handschriften Vorkommen wird, wie z. B. Verweisungen, 
Seitenangaben, oder wenn der Druck vertragsmäßig so aus- 
fallen soll, daß das Manuskript überhaupt nicht völlig druck¬ 
reif gestaltet werden kann, so z. B., wenn noch Kolumnen¬ 
titel beigefügt oder ein zweisprachiges Werk so gesetzt 
werden soll, daß die beiden Sprachen in ihrer Gegenüber¬ 
stellung einander entsprechen. 

Im übrigen ist es eine Pflicht des Verlegers, die Kor¬ 
rektur des Verfassers zu gestatten, welcher eine Befugnis 
des Verfassers gegenübersteht; der Verfasser braucht sich 
nicht auf die Verlegerkorrektur zu verlassen, sondern hat 
selbst das Korrekturrecht; denn er tritt der Oeffentlichkeit 
gegenüber, und es handelt sich für ihn literarisch nicht nur 
darum, daß der Verleger mit ihm zufrieden ist, sondern es 
handelt sich um seine literarische, vielleicht auch um seine 
sonstige Verantwortung gegenüber der Welt. 

H. Diese Korrekturbefugnis des Verfassers ist aber von 
zweierlei Art; 1. sie soll zunächst bewirken, daß der Druck 
möglichst der Druckhandschrift entspricht. Der Ver¬ 
fasser ist, abgesehen von Zeitschriftsartikeln, bezüglich 
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deren (soweit der Brauch nicht auf einer Korrektur besteht) 
eine Ausnahme gilt, § 43 VG., befugt, zu verlangen, daß ihm 
ein Abzug zur Korrektur zugesandt wird, § 20, auch mehr¬ 
mals, soweit dies den Umständen und der Uebung gemäß 
ist, wobei auch der Brauch zwischen dem Verfasser und dem 
Verlag mit in Betracht kommt. Die Zusendung ist eine neu¬ 
trale Handlung, keine Rechtshandlung, wenn sie auch in 
Verbindung mit der Folge steht, daß der Ablauf einer an¬ 
gemessenen Frist dem „Imprimatur“ gleichsteht, § 20 VG. 

2. Die Korrekturbefugnis des Verfassers geht aber weiter. 
Schon oben wurde betont, daß der Verfasser nicht bloß zur 
Zufriedenheit des Verlegers, sondern auch zur Zufriedenheit 
der Volksgemeinschaft, noch mehr, daß er zur Zufriedenheit 
von Wissenschaft und Kunst zu arbeiten hat, und dies führt 
den Verfasser dazu, stets an sich und seiner Arbeit zu feilen 
und zu bessern. Daher die Befugnis zur Verfasserkor¬ 
rektur. Nach gewisser Richtung ist dies schon durch die 
Art des Drucks gegeben, da jedes Werk sich im Druck anders 
liest als in der Handschrift. Glücklich die Zeiten der Hand¬ 
schriftsvervielfältigung : der enge Druck wirkt anders als die 
Handschrift, selbst wenn diese im engsten Raum zusammen¬ 
gedrängt ist, weshalb sich die fast unvermeidliche Notwendig¬ 
keit erweist, auch Verfasserkorrekturen zu machen, d. h. 
den Druck in manchen Punkten anders zu gestalten als die 
Handschrift des literarischen Werkes und ihn dadurch der ver¬ 
schiedenen Erscheinungsform anzupassen. Aber auch sonst 
können dem Verfasser bei der Korrekturdurchsicht Verbesse¬ 
rungen in den Sinn kommen und namentlich stilistische Härten 
aufstoßen, § 12 VG. 

III. Eine andere Frage ist es, wer die Kosten der 
Korrektur zu tragen habe; die Kosten zu 1. natürlich der 
Verleger, da der Verfasser in dieser Hinsicht rein unter¬ 
stützend mitwirkt. Aber auch zu 2. insofern, als sie a) das 
übliche Maß nicht übersteigen, denn mit Rücksicht auf die 
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obigen Umstände muß der Verleger ein billiges Einsehen 
haben, b) insofern als die Berücksichtigung der neu einge¬ 
tretenen Umstände in der Korrektur durch die Art des Werkes 
geboten ist und nicht in einfacherer und bequemerer Weise, 
z. B, durch Zusätze, durch Erwähnung in der Vorrede u. s. w. 
geschehen kann, § 12 VG. 

Im übrigen gehen diese Aenderungen auf Kosten des 
Verfassers, soweit nicht der Verleger das höhere 
Geistesinteresse des Schriftstellers dadurch 
unterstützen will, daß er sie ganz oder teilweise 
übernimmt, was eine Sache des yerlegerischen 
Entgegenkommens ist, welches in weitestem Maße 
zu gewähren dem yornehm denkenden Verleger 
(als dem Geldmanne des Schriftstellers und Gelehrten) ent¬ 
spricht, während es natürlich anders ist, wenn der Ver¬ 
fasser ein leichtfertiges, nicht durchgearbeitetes Manuskript 
übergeben hat: hier hat er von Billigkeits wegen die Folgen 
zu tragen. 

IV. Die Schranke des Korrekturrechts bildet das erheb¬ 
liche Interesse des Verlegers: er braucht die Aenderung 
nicht zu gestatten, 1. wenn ihre Herstellung das Erscheinen des 
Werkes ungebührlich verzögern würde, 2. wenn hierdurch das 
Buch eine ganz andere Wesenheit annehmen sollte, z. B. 
vom volkstümlichen zum wissenschaftlichen oder vom wissen¬ 
schaftlichen zum volkstümlichen Werke würde, 3. wenn sie 
in Umfang und Ausdehnung erheblich über das Maß der 
Vertragshandschrift hinausginge, 4. wenn sie die Ehre des 
Verlegers angriffe oder seine Verantwortlichkeit steigerte 83 ), 
§ 12 VG. 

§ 56. 

I. Eine Nebenleistung des Verlegers ist die Zurückgabe 
der Handschrift, falls solche der Verfasser vor Beginn 

* 3 ) Schweizer Obi. Recht a, 379. 
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der Drucklegung verlangt, § 27 VG. Das Verlangen ist 
eine einseitige ankunftsbedürftige Rechtshandlung. 

II. Eine weitere Nebenleistung des Verlegers ist die 
Pflicht der Anzeige, 

1. vor Erschöpfung einer Auflage und Beginn einer neuen, 
damit der Verfasser rechtzeitig dafür sorgen kann, §§ 12 
16, 29 VG. (S. 315), 

2. die Anzeige der Ersatzherstellung, § 7 VG. (S. 269). 

e) Voraussetzungslehre im Verlagsverhältnis. 

§ 57. 

I. Das Verlags Verhältnis greift in so tiefgehende Lebens¬ 
bedingungen ein, daß seine Entwicklung ohne vielseitige 
Voraussetzungen nicht denkbar, mindestens nicht rechtlich 
angemessen wäre; solche Verhältnisse ohne Voraussetzungen 
wären wie ein menschliches Auge ohne Anpassungsfähigkeit, 
Das ist zwar nicht im Sinne derer, welche in der Voraus¬ 
setzung die Götterdämmerung des Rechts erblicken, als ob 
hiermit alle Sicherheit schwände und alles auf dem glatten 
Boden des „rebus sic stantibus u ausglitte; allein ein 
Recht, das nach logarithmischer Sicherheit strebte und der 
Unendlichkeit des Lebens keinen Einfluß gestattete, wäre 
gerade in unserem Gebiete das allerschlechteste Recht. Daher 
gilt folgendes: 

1. Nicht selten wird ein Verlags vertrag unter der Voraus¬ 
setzung abgeschlossen, daß Umstände vorliege'n, die dem 
Werk eine besondere Bedeutung verschaffen; diese 
Umstände können fehlen oder wegfallen, wodurch das Ver¬ 
hältnis wirtschaftlich auf den Sand gesetzt wird; so wenn 
etwa ein Kommentar zu einem Gesetz geschrieben wird, das 
unerwarteterweise nicht zu stände kommt oder plötzlich auf¬ 
gehoben wird; so wenn ein Tendenz werk für einen bestimm¬ 
ten Rechtsfall, z. B. eine Thronfolgefrage, in die Welt treten 
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soll und die Thronfolgefrage sich etwa durch einen Todesfall 
von selbst erledigt; oder wenn eine Begrüßungsrede geschrieben 
wird und der zu Feiernde plötzlich stirbt, so daß das Fest 
unterbleibt. In allen diesen Fällen wäre eine rücksichtslose 
Durchführung des Verlagsyerhältnisses eine Ungerechtigkeit 
gegen den Verleger. Daher kann der Verleger hier kündigen, 
d. h. erklären, daß keine weiteren Rechtsfolgen aus dem Ver¬ 
lagsverhältnis entstehen sollen. Die bereits entstandenen 
Rechtsfolgen bleiben, soweit sie zu Gunsten des Verfassers und 
nur des Verfassers sind, bestehen, so insbesondere die Pflicht 
zur Zahlung der Vergütung; dagegen braucht der Ver¬ 
leger keine weitere Vervielfältigungs- und Verbreitungstätigkeit 
vorzunehmen, § 18 VG. Ein Zwangsfall ist auch der, daß 
die Arbeit für ein Sammelwerk eingereicht und angenommen 
worden ist: der Vertrag gilt hier unter der Voraussetzung 
abgeschlossen, daß das Sammelwerk zu stände kommt. 

Die Verpflichtung zur Vergütung besteht in diesem Fall, 
auch wenn das Manuskript noch nicht abgeliefert, auch wenn 
es noch nicht fertiggestellt ist 34 ); eine Verringerung nach 
§ 649 B.G.B. ist nur angezeigt, wenn es sich um Ersparung 
von äußerlichen Kosten, z. B. Abschriftsgebühren, handelt, 
nicht wenn dem Verfasser Studien und Studienaufwendungen 
erspart werden: denn diese müssen (auch wenn das Werk nicht 
zu stände kommt) in jeder Weise gefördert werden (S. 332). 

2. Auch der Verfasser darf kündigen (das Verlags¬ 
gesetz sagt in § 35 unrichtig zurücktreten), wenn Umstände 
Vorkommen, kraft welcher das Werk für ihn eine ganz andere, 
negative Bedeutung gewinnt; er kann in solchem Falle in 
der Art kündigen, daß die Folgen insoweit, als sie sich bereits 
entwickelt haben, den Umständen angepaßt werden, daß also die 
Auslagen des Verlegers nach Maßgabe der Deckungsmöglichkeit 
(S. 331) zu ersetzen, die Vergütung zu streichen ist; er sollte es 


34 ) Anders, aber unzutreffend, Ungarn H.G.B. a. 531, Z. 3. Bul¬ 
garien H.G-.B. a. 448, Z. 3. 
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dürfen bis zum Beginn der Verbreitung: die Verbreitung, nicht 
die Vervielfältigung, ist der Rubikon, der, einmal überschritten, 
keinen Rücktritt mehr gestattet. Leider ist dieses Recht vom 
Gesetz bestimmungswidrig beschränkt worden; es ist beschränkt, 

a) insofern als die Kündigung nur bis zum Beginn der 
Vervielfältigung gestattet ist, während sie bis zur Ver¬ 
breitung gestattet sein sollte; 

b) sie steht dem Verfasser nur danp zu, wenn die Aende- 
rung der Umstände, welche die Kündigung rechtfertigt, nicht 
voraussehbar war; auch das ist völlig unberechtigt, nur 
daß eben der kündigende Verfasser im Falle der Fahr¬ 
lässigkeit für den Schaden einzustehen hätte: das Gesetz aber 
hat unrichtigerweise im Falle der Fahrlässigkeit das Kün¬ 
digungsrecht des Verfassers ausgeschlossen; die Folge ist, 
daß er dadurch vielleicht in die Lage versetzt ist, unrettbar 
dem Verderben zu verfallen, so daß seine Lebenslaufbahn ver¬ 
nichtet wird, nur deshalb, weil er aus Fahrlässigkeit gewisse 
Dinge nicht vorausgesehen hat, die er hätte voraussehen 
sollen. 

Umstände, wodurch das Werk für den Verfasser eine ganz 
andere Bedeutung gewinnt, liegen vor, wenn Verhältnisse ein- 
treten, welche dem Werke eine für die Laufbahn des Ver¬ 
fassers oder auch für die Laufbahn der Geschicke verhängnis¬ 
volle Bedeutung geben; so wenn im Werke ein Angriff gegen 
eine Persönlichkeit gemacht wird, die nachträglich Präsident 
des Staates oder leitender Staatsmann wird, oder wenn eine 
Einrichtung bekämpft wird, die durch einen inzwischen ein¬ 
getretenen Krieg sich als Notwendigkeit erweist, oder wenn 
der Verfasser selbst, der als Privatmann geschrieben hat, eine 
öffentliche Stellung erlangt, welche seiner Darstellung einen 
ganz anderen Sinn verschaffen und darum seine Wirksamkeit 
für Staat und Volk beeinträchtigen, ja das Gemeinwesen 
schädigen könnte, weil das Leben vom Staatsmann eine Menge 
von Zugeständnissen verlangt, welche eine wissenschaftliche Dar¬ 
stellung, solange die Dinge nicht brennend werden, als „quan- 

Kohler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 21 


Digitized by Google 



322 


I. Buch. Autorrecht als Immaterialgüterrecht. 


tit6s negligeables“ behandeln darf; oder wenn etwa eine 
humoristische Darstellung, schlicht und belanglos, aus bloß 
künstlerischer Absicht verfaßt, durch eingetretene Umstände 
eine Bezüglichkeit erlangen möchte, die ein peinliches Auf¬ 
sehen erregte, das Publikum betörte, den Staat schädigte 
oder den Verfasser in seiner begonnenen Laufbahn unmög¬ 
lich machte. 

Das durch Kündigung erloschene Verhältnis ist ein Ver¬ 
hältnis mit der Möglichkeit, ja mit der (bedingten) Pflicht 
der Wiederanknüpfung, § 35 VG. 

II. Die Voraussetzungen, welche zur Kündigung führen, 
können auf hören, oder es können Umstände eintreten, welche 
den zur Kündigung Befugten veranlassen, den Verhältnissen 
zu trotzen und auch unter den veränderten Verhältnissen 
die Vervielfältigung und Verbreitung zu beschließen. Das 
kann in beiden Fällen, in Fällen der Verleger- wie der Ver¬ 
fasserkündigung, geschehen. Leider hat das Gesetz nur den 
letzten Fall ins Auge gefaßt; doch das hier Bestimmte muß 
in beiden Fällen in Anwendung kommen. 

Die nachmalige Aenderung der Umstände bewirkt nicht, 
daß der Verfasser verpflichtet ist, das Werk nun doch zu ver¬ 
öffentlichen, der Verleger, es nun doch erscheinen zu lassen; es 
handelt sich nicht um eine Verpflichtung, sondern um eine 
Verpflichtungsmöglichkeit (S. 311), und auch diese kommt nur 
insofern in Betracht, als Verfasser und Verleger gehalten 
sind, einander gewisse Rücksichten zu tragen. 

Wenn nämlich der Verfasser, nachdem er das Verhältnis 
gekündigt hat, nachträglich das Werk doch vervielfältigen 
und verbreiten läßt, so steht dies an sich außerhalb des Ver¬ 
lagsverhältnisses, da dieses Verhältnis durch die Kündigung 
erledigt ist, und es läge daher an sich in seiner Willkür, eine 
Wiederanknüpfung bei dem ursprünglichen Verleger zu ver¬ 
suchen oder aber die Vervielfältigung und Verbreitung in einem 
anderen Verlage erfolgen zu lassen; immerhin aber spricht 
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die Vernunft des Rechts dafür, in einem solchen Falle zu¬ 
nächst eine Wiederanknüpfung zu versuchen, wenigstens dann, 
wenn seit der Kündigung noch nicht so viel Zeit verstrichen 
ist, daß die Beziehungen, welche das frühere Verhältnis schuf, 
als völlig erkaltet und durch neue Absichten und Pläne zurück¬ 
gedrängt erscheinen: denn es war Rücksicht für den Verfasser, 
ihm die Kündigung zu gestatten, es ist Rücksicht für den Ver¬ 
leger, ihn, wenn das Werk doch veröffentlicht werden soll, 
nicht beiseite zu schieben. Daher nimmt die Rechtsordnung 
als Norm eine Jahresfrist an: innerhalb dieser Frist ist der 
Verfasser verpflichtet, das Werk, das er doch herausgeben 
will, dem Verleger zum Wiedereintritt in das ursprüngliche Ver¬ 
lagsverhältnis anzubieten. Er ist verpflichtet, aber allerdings 
nicht unmittelbar, sondern mittelbar in der Art, daß er ent¬ 
schädigungspflichtig wird, falls er ohne solchen Versuch das 
Werk in anderer Weise zur Ausgabe bringt, § 35 VG. 

Das gleiche muß aber auch im Falle des § 18 rechts¬ 
ähnlich in Anwendung kommen, wenn etwa der Verleger auf 
Grund der genannten Voraussetzung zurückgetreten ist und 
nun in Jahresfrist ein Werk der gleichen Wesenheit heraus¬ 
gibt, zu welchem der seiner Zeit vom Verfasser übernommene 
Beitrag nach seiner ganzen Art paßt, wenn also der Ver¬ 
leger, weil ein Gesetz aufgehoben wird, einen in Verlag 
genommenen Kommentar zu vervielfältigen ablehnt und wenn 
sich nachträglich herausstellt, daß ein solcher Kommentar 
etwa doch zeitgemäß wirkt, z. B. weil das Gesetz noch in 
einem anderen Lande gilt oder weil es ganz oder teilweise 
wieder neu eingeführt wird: hier ist es seine Sache, sich 
zuerst an den Verfasser des ehedem angenommenen Kommentars 
zu wenden, und er ist schadenersatzpflichtig, falls er ohne 
solchen Versuch einen neuen Kommentar in Verlag nimmt 
und ihn innerhalb Jahresfrist erscheinen läßt. 

III. Eine Voraussetzung kann auch in der Zukunft ge¬ 
stellt sein, z. B. daß das Werk nicht mehr fortgesetzt wird, 
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wenn die Schulverhältnisse sich ändern oder sonst Ereignisse 
eintreten, welche den Bedarf nach dem Werke verringern: 
dann kann die Beendigung des Verhältnisses verlangt werden 
(causa finita). Eine solche Voraussetzung muß aber bestimmt 
erklärt sein; sie liegt nicht in der bloßen Erwartung. 

IV. Die Voraussetzung kann auch eine einstweilige Hem¬ 
mung der Verlegertätigkeit rechtfertigen, z. B. Krieg, staat¬ 
liche Umwälzung. 


3. Uebertragung. 

§ 58. 

I. Schon oben (S. 260, 295) wurde hervorgehoben, daß die 
Tätigkeit des Verlegers eine höchst persönliche ist und sich 
ein Uebergang ohne Zustimmung des Verfassers nur bei Erb¬ 
folge und bei Uebergang des ganzen Unternehmens rechtfertigt. 
Danach versteht es sich von selbst, daß eigentlich ein Dritter 
zwar als Hilfsperson, aber nicht als Ersatzmann eintreten 
dürfte. 

II. Hiergegen verstößt unser Verlagsgesetz, weil es den 
Verfasser zwingt, den Eintritt eines anderen als Ersatzmann 
zuzulassen, in der Art, daß der Ersatzmann das gegenständ¬ 
liche Verlagsrecht erwirbt und die Erfüllung der Verbind¬ 
lichkeit als Gesamtschuldner übernimmt. Ueber diesen Zwang 
ist bereits gesprochen worden (S. 260). 

III. Der neue Verleger erwirbt das Verlagsrecht und tritt 
damit in das Rechtsverhältnis ein mit allen Rechtslagen, 
in denen es sich befindet, mit allen Verpflichtungen, nament¬ 
lich auch den rückständigen Vergütungspflichten: denn dies 
sind Verpflichtungen, die, als auf dem Verhältnisse lastend, 
zugleich eine Rechtslage dieses Verhältnisses darstellen; anders 
verhält es sich mit den Schadenersatzpflichten: diese, einmal 
entstanden, lösen sich von dem Verhältnisse ab und werden 
selbständig, § 28 VG. (hier wie in Mietverhältnissen) 85 ). 

® 5 ) Lehrbuch des bürgerlichen Bechts II, S. 327. 
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IV. Der alte Verleger haftet daher nicht etwa bloß als 
gesetzlicher Bürge des neuen Verlegers, sondern er haftet 
nach Maßgabe des alten Verlagsverhältnisses für 
seinen Ersatzmann, für den neuen Verleger, woraus insbe¬ 
sondere folgt, daß er ihm als seinem Ersatzmann die nötigen 
Anweisungen zu geben und ihn in der Verlagstätigkeit zu 
unterstützen hat. Dies muß auch dann eintreten, wenn etwa 
der Verfasser den neuen Verleger oder sein Geschäft an¬ 
erkennen würde: die Haftung des alten Verlegers nach dieser 
Bichtung bleibt fortbestehen, solange er nicht unzweifelhaft 
befreit wird, § 28 VG. 

V. Der Eintritt in das Verlags Verhältnis kann auch in 
abgeschwächter Form Vorkommen, in der Art nämlich, daß 
der Rechtsnachfolger nur die Vorteile hat, die Verpflich¬ 
tungen aber durch den bisherigen Verleger weiter erfüllt 
werden. In diesem Fall ist der alte Verleger Treuhänder 
des neuen: er erfüllt alle Verlags Verbindlichkeiten, aber für 
Rechnung des neuen Verlegers. 

VI. Im Konkurs des Verlegers erlangt die Gläubiger¬ 
gemeinschaft ein Beschlagsrecht am Autorgut, soweit 
das Verlagsrecht reicht: sie erwirbt es, weil sie am ganzen 
Handelsgeschäfte des Verlegers ein Beschlagsrecht erwirbt-, 
infolgedessen tritt sie auch in das schuldrechtliche Verlags¬ 
verhältnis ein. 

Hier aber gelten folgende Bestimmungen: 

1. Das Verlegerverhältnis darf der Gläubigerschaft nicht 
aufgedrängt werden: darum kann der Konkursverwalter 
kündigen, was zur Folge hat, daß 

a) das Verhältnis sich mit der Konkursgläubigerschaft 
nicht weiter entwickelt, 

b) die Konkursgläubigerschaft keinen Teil mehr hat am 
Verlagsrecht, dieses vielmehr zunächst beim Gantschuldner 
verbleibt. Da diesem aber als vermögenslosem Gantschuldner 
jederzeit gekündigt werden kann und diese Kündigung schon 
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darin liegen muß, daß der Verfasser sich mit ihm nicht weiter 
in Beziehung setzt, so geht das Verlagsrecht auf den Verfasser 
zurück, und er wird wieder voller Herr des Werkes. 

c) Der Gantschuldner haftet für vollen Ausgleichungs¬ 
ersatz, da er den Konkurs mit seinen Folgen vertreten muß; 
die Ausgleichungsforderung kann im Konkurs als Konkurs¬ 
forderung geltend gemacht werden: die Ausgleichung kann ins¬ 
besondere durch die ungünstigeren Bedingungen nötig werden, 
unter denen der Verfasser einen anderen Verleger findet (S. 332). 
Inwiefern der Verfasser für die Bereicherung haftet, wenn 
bereits Exemplare hergestellt waren, ergibt sich aus den S. 330 
zu entwickelnden Sätzen 36 ). Vgl. § 36, 37, 38 VG. 

Aber auch dem Verfasser darf die Gläubigergemein- 
schaft nicht aufgedrängt werden; darum kann er kündigen 
(das Gesetz sagt: zurücktreten), aber auch hier nur, bevor die 
Vervielfältigung begonnen hat, § 36 VG. 87 )« 

2. Behält die Gläubigergemeinschaft das Beschlagsrecht, 
so kann der Konkursverwalter nicht nur dieses Verlagsrecht 
selbst ausüben, sondern es auch in der Art übertragen, daß 
der Erwerber an Stelle des Verlegers tritt und also nicht 
bloß als Ersatzmann im Bereiche dieses handelt; der Gant¬ 
schuldner als Verleger scheidet dann, abgesehen von seiner 
Schadenersatzpflicht, völlig aus, die Gläubigergemeinschaft 
haftet für den Erwerber als Bürge (natürlich ohne Voraus¬ 
klage); die Bürgschaftsschuld ist eine Massenschuld, § 36 VG. 

4. Erlöschen. 

§ 59. 

I. Das Verlags Verhältnis erfischt 1. durch Ablauf der ver¬ 
einbarten Zeit, in welchem Falle der Verleger bis zum Ende 

86 ) Vgl. auch Lehrbuch des Konkursrechts S. 692. 

87 ) Das Schweizer Obi. R. a. 390 gibt dem Verfasser ein Kün¬ 
digungsrecht, falls nicht Sicherheit geleistet wird. Unsere Bestimmung 
entspricht dem Sachverhalt besser. 
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der Frist Vervielfältigungsexemplare hersteilen darf, auch 
dann, wenn er sie nicht mehr vertreiben kann; und sollte er 
sie herstellen zu dem Zwecke, um sie später nach Verlöschen 
des Autorrechts zu vertreiben, so wäre in diesem Falle sein 
Tun ohne Tadel, § 29 VG. Vgl. oben S. 244 f., 269. 

II. Das Verlags Verhältnis erlischt 2., wenn es sich auf 
eine oder mehrere Auflagen bezieht, durch vollkommenen 
Vertrieb der betreffenden Auflagen, § 29 VG. 

III. Dagegen erlischt es nicht durch Erlöschen des Autor¬ 
rechts, sondern es setzt sich um in ein uneigentliches Ver¬ 
lagsverhältnis, und es treten die Grundsätze dieses ein, S. 337. 

IV. Das Verlags Verhältnis erlischt 3. mit der Unmöglich¬ 
keit; eine solche liegt vor, a) wenn die Verbreitung des 
Werkes verboten wird, sei es im Inland, sei es in den¬ 
jenigen ausländischen Staaten, auf deren Absatz besonders 
gerechnet wird. Die Vergütungsforderung des Verfassers 
mindert sich in diesem Falle oder sie wird ganz aufgehoben: 
es gilt die Rechtsähnlichkeit des § 323 B.G.B. 

Vorausgesetzt ist, daß das Verbot nicht auf Gesetzwidrig¬ 
keit zur Zeit des Verlagsgeschäfts beruht, in welchem Fall 
das obige (S. 308) gilt. 

Eine Unmöglichkeit liegt b) vor, wenn das Manuskript 
untergeht und nicht in obiger Weise (S. 299 f.) erneuert 
wird. Vgl. auch S. 337. 

Die Endigung findet also nicht statt, 

a) wenn der Verfasser sich zu einer zweiten Hand¬ 
schrift erbietet: mit diesem Augenblick entsteht nicht die 
Verpflichtung des Verfassers zur Herstellung, wohl aber die 
Befugnis, in der Weise, daß nach Ablieferung der neuen 
Handschrift das Verhältnis sich in regelmäßiger Weise weiter 
entwickelt und der Verleger in bisheriger Art weiter ver¬ 
pflichtet ist; vorausgesetzt, daß die Ablieferung in einer den 
Verhältnissen angemessenen Frist erfolgt, § 33 VG. 
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Die Endigung findet ferner nicht statt, 

ß) wenn der Verleger die Herstellung einer weiteren 
Handschrift verlangt, in welchem Falle der Verfasser 
zur Herstellung (gegen Vergütung) verpflichtet ist, allerdings 
nur, soweit sich eine neue Handschrift aus den bisherigen 
Unterlagen in einer solchen Weise bewirken läßt, daß die 
Arbeit des Verfassers nur eine erledigende Schlußarbeit ist, 
§ 33 VG. Die Endigung findet nicht statt, 

?) wenn der Verlust der Handschrift und damit die Un¬ 
möglichkeit der Leistung des Verlegers auf einem Ver¬ 
schulden des einen der beiden Vertragsgenossen beruht. 
Ist der Verfasser im Verschulden, so kann der Verleger 
die Herstellung einer neuen Handschrift auf Kosten des Ver¬ 
fassers verlangen; er kann es natürlich nur in dem Fall, wenn 
die Unterlagen des Werkes noch vorhanden sind, so daß die 
Wiederherstellung möglich ist (nicht eine Neuherstellung); 
eine Vergütung hat er dann allerdings nicht zu entrichten. 
Er kann auch dem Verfasser nach § 250 (vgl. 634) B.G.B. eine 
Frist setzen, nach deren fruchtlosem Verlauf der Verfasser 
zur Geldentschädigung verpflichtet ist. Ist der Verleger 
im Verschulden, so kann der Verfasser sich zur Wieder¬ 
herstellung des Werkes unter allen Umständen erbieten, wo¬ 
gegen ihm der Verleger eine entsprechende Vergütung zu 
entrichten hat; er kann aber auch sofort nach § 249 B.G.B. 
an Stelle dessen eine Geldentschädigung begehren. 

Im übrigen kann der Verleger, wenn er selber im Ver¬ 
schulden ist, die Wiederherstellung des Werkes in keiner 
Weise verlangen, und der Verfasser, wenn er im Verschulden 
ist, die Wiederherstellung dem Verleger nur dann auf¬ 
drängen, wenn sie ohne erhebliche Verspätung erfolgen kann, 
§ 33 VG. 

Bei teilweisem Untergang kommt es auf die Bedeutung 
des untergegangenen Teiles an; ist dieser gering, so gilt der 
Untergang überhaupt nicht als Untergang, sondern als Ver¬ 
schlechterung, und der Verfasser ist zur Verbesserung ver- 
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pflichtet, aber auch befugt, jedenfalls gegen eine entsprechende 
Vergütung: denn jeder Teil hat in solchem Fall von seiner 
Seite zur Vervollkommnung des Geisteserzeugnisses beizutragen. 

Ein Untergang liegt nicht vor, wenn die Handschrift von 
Anfang an in mehreren Exemplaren vorhanden ist, insbesondere 
wenn nach gedrucktem Manuskript vervielfältigt werden soll. 

V. Endigt das Verlags Verhältnis, ohne daß es in dieser 
Weise durch den Verleger oder Verfasser fortgesetzt wird, 
so hört auch das Verlagsrecht des Verlegers auf, denn 
es ist ein an das Verlags Verhältnis gebundenes gegenständ¬ 
liches Recht, § 9 VG., wie dies bereits oben (S. 281) ent¬ 
wickelt worden ist. 

VI. Das Verlags Verhältnis erlischt 4. durch Kündigung. 
Diese ist möglich nach S. 319 f.; sie ist möglich nach Aehn- 
lichkeit von §§ 626, 723 B.G.B., namentlich wegen schwerer 
Vertrags Widrigkeit S8 ). 

a) Die Kündigung beendet das Verhältnis für die Zu¬ 
kunft. Es entstehen also daraus keine weiteren Rechte und 
Pflichten, außer soweit sie in den bisherigen Rechtslagen ihre 
Begründung haben. Wenn also beispielsweise das Verlags¬ 
verhältnis deshalb gekündigt wird, weil der Verleger die zweite 
Auflage nicht übernimmt, so bleibt alles bestehen, was die 
erste Auflage betrifft. 

b) Nicht immer aber ist die Rechtslage so weit gediehen, 
daß die wirtschaftliche Betätigung bereits ein einstweiliges 
Ende erreicht hat, sondern vielfach werden bei der Kündi¬ 
gung unerledigte Wirtschaftsgestaltungen vorhanden sein, 
in welche die Kündigung jäh einschneidet. In diesem Falle 
verlangt die Vernunft des Rechts eine entsprechende Aus¬ 
gleichung; z. B. wenn zur Zeit der Kündigung erst einige 
Seiten gedruckt oder erst Propagandatätigkeiten des Ver- 


38 ) Z. B. wegen Verlegemachdrucks; vgl. Piola-Caselli (zu 
Appelh. Mailand 5. Dezbr. 1901) Foro ital. XXVII, Heft 4. 
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legers unternommen worden sind, welche die weiteren Schritte 
einleiten sollten. 

c) Hier entstehen nun ähnliche Ausgleich ungsverhält- 
nisse wie beim Rücktritt: insofern ist § 37 VG. gerechtfertigt, 
und so ist er nach der Rechtsvernunft zu verstehen; außer¬ 
dem tritt die Frage bezüglich der Vergütung hervor. 

Diese zwei Punkte aber sind auseinander zu halten: 
nämlich a) die Ausgleichung, die sich darauf bezieht, daß der 
Verleger Vervielfaltigungs- und Veröffentlichungshandlungen 
vorgenommen hat, ß) die Vergütungsfrage. 

a) Liegt eine Kündigung vor, ohne daß der eine Teil 
dafür einstehen muß, so kann der Verleger von dem 
Verfasser nur insoweit Ersatz verlangen, als dieser sich (aus 
dem durch Leistung des Verlegers Erlangten) ungerecht¬ 
fertigterweise bereichern würde. 

Eine Bereicherung aber ist nur dann gegeben, wenn 
und soweit aus dem Werke ein Gewinn erzielt wird. Ist 
dies nicht der Fall, so kann nicht darin eine Bereicherung 
erblickt werden, daß der Verleger etwas getan hat, was der 
Verfasser tun müßte, um das Werk zur Ausgabe zu bringen, 
so daß also die Auslagen des Verlegers als Auslagen für einen 
fremden Zweck, einen Zweck des Verfassers, zu betrachten 
wären. 

Dies könnte nur dann richtig sein, wenn wir den Zweck 
des ganzen Verlagsgeschäftes lediglich als einen dem Verfasser 
zukommenden Zweck erachten müßten. Damit würde aber 
das Verlags Verhältnis verkannt und die ideale Tätigkeit des 
Verlegers völlig übersehen: der Verleger arbeitet, wenn er 
ein nicht gewinnbringendes Werk auf sich nimmt, nicht etwa 
bloß zum Zwecke des Verfassers, sondern zugleich zum eigenen 
Zweck; denn er übernimmt damit eine Förderung der Kunst 
und Wissenschaft auch auf seinen wirklichen oder möglichen 
Verlust hin, und darum kann die für das Werk gemachte 
Auslage nicht als eine den Zwecken des Verlegers fremde 
und bloß den Zwecken des Verfassers dienende betrachtet 
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werden, und mithin darf der Verfasser nicht als hierdurch 
allein bereichert angesehen werden. 

Ist der eine Teil im Verschulden, oder liegen die Um¬ 
stände so, daß er die Kündigung zu vertreten hat, dann hat 
er nicht nur die Bereicherung herauszugeben, sondern alles 
dasjenige, was ihm durch das Verhältnis zugekommen ist 39 ), 
und er hat hierbei für sorgfältige Behandlung des Empfangenen 
zu haften, nach den Grundsätzen der §§ 346 f. B.G.B. 40 ); 
er hat zugleich das Erlangte zu verzinsen, und er haftet 
ferner für den hierdurch dem anderen Teile entzogenen Ge¬ 
winn nach den Grundsätzen des Schadenersatzes. 

Aber auch hier wird man die Auslagen des Verlegers 
nicht ohne weiteres als einen Empfang für den Verfasser be¬ 
trachten können, sondern nur bis zu demjenigen Teil, von dem 
anzunehmen ist, daß er durch die Verbreitung des Werkes 
hereingekommen wäre: denn dieser Teil gehört dem 
Gegenseitigkeitsgeschäft an; soweit der Verleger den 
Aufwand ohne Ersatz getragen hätte, hat er keine Befugnis, 
seine Leistung als Gegenseitigkeitsleistung zu bezeichnen. 

ß) Was die Vergütung betrifft, so gilt folgendes: aa) Er¬ 
folgt die Kündigung, ohne daß ein Teil die Aufhebung des 
Verhältnisses zu vertreten hat, so kann eine Teil Vergütung 
beansprucht werden, wenn so viel von dem Werke her¬ 
gestellt ist, daß die Verbreitung eines Teiles erfolgen kann, 
und zwar ist hierbei in Betracht zu ziehen, daß der Teil 
möglicherweise schon als Teil geringeren Anklang findet als 
das Ganze und mithin die Vergütung entsprechend geringer 
anzusetzen ist, als sich mengenweise der Teil zum Ganzen ver¬ 
hält. ßß) Ist die Vergütung schon bezahlt, so ist der ent¬ 
sprechende Teil zurückzuerstatten, und zwar nach den 
Grundsätzen der ungerechtfertigten Bereicherung, sofern die 
Kündigung nicht auf einer in die Zukunft gesetzten Voraus - 

89 ) Vgl. Appellh. Paris 21. Januar 1904, Ann. de droit comm. XIX, 
p. 72. 

40 ) Lehrb. des bürgerl. Rechts II, S. 178. 
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Setzung beruht; ist letzteres der Fall, dann gelten die Be¬ 
stimmungen des § 820 B.G.B. 

YT) Hat der Verleger die Kündigung zu vertreten (kraft 
Verschuldens oder nach S. 820), so haftet er für die volle 
Vergütung, jedoch unter Abzug der anderwärts erlangten 
Vergütung und des durch Nichtleistung des Verfassers Er¬ 
sparten : die ersparten Studienkosten aber sind nur abzuziehen, 
wenn es sich nicht um wissenschaftliche Studien, sondern um 
äußerliche Feststellungen ohne dauernden Wert handelt (die 
Wissenschaft muß in jeder Weise gefordert werden). Vgl. S. 320. 

88) Hat aber der Verfasser die Kündigung zu vertreten (kraft 
Verschuldens oder nach S. 320 f.), dann haftet er für die zu¬ 
rückzuerstattende Vergütung nach den bekannten Grundsätzen 
der erweiterten Ausgleichspflicht, § 819 B.G.B. 41 ). 

d) So was die noch nicht zum Abschluß gebrachten 
Verlagsbetätigungen betrifft; sofern sie bereits zum Ab¬ 
schluß gebracht sind, wird nur dann darauf zurückgegriffen, 
wenn die an sich erledigten Rechtsergebnisse nur als Teil einer 
Gesamtbetätigung aufzufassen sind, so wenn z. B. die erste Auf¬ 
lage nur mit Rücksicht auf die folgenden übernommen ist, so 
daß der Gewinn der einen, der Verlust der anderen Auflage 
sich die Wage halten. Hier ist in der Art auszugleichen, daß 
die einstweilige Uebernahme des Minderergebnisses durch den 
Verleger insoweit als Leistung für den Verfasser zu betrachten 
ist, als das Mindermaß sich bei der Gesamtentwicklung vergütet 
hätte. Vgl. § 38 VG. 

VII. Das Verlags Verhältnis kann erlöschen 3. durch den 
Tod des Verfassers (hier des Verfassers, nicht des sonstigen 
Autorberechtigten). Dieser Auflösungsgrund kann auch bei 
dem Verlag eines bereits bestehenden Werkes Vorkommen, 
z. B. bezüglich einer neuen Auflage. Seine Hauptbetätigung 
aber liegt im Fall des Verlags über künftige Werke, wes¬ 
halb hiervon unten (S. 335) zu handeln ist. 

41 ) Lehrb. des bürgerl. Hechts II, S. 465 f. 
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C. Verlagsgeschäft über künftige Werke. 

§ 60. 

I. Der Verlagsvertrag für ein künftiges Werk ist ein 
rein schuldrechtlicher, also kein Real-, sondern ein 
Yereinbarungs(Konsensual-)vertrag: der Verfasser ist 
verpflichtet, künftig das Verlagsrecht des Werkes dem Ver¬ 
leger einzuräumen; er ist nicht etwa so gemeint, als ob mit 
dem Entstehen des Werkes oder mit dem Augenblick, wo 
der Verfasser das Werk als vollendet betrachtet, das Ver¬ 
lagsrecht von selbst erwüchse. Davon ist bereits S. 281 die 
Rede gewesen. 

Von diesem Standpunkte aus ist auch der Fall zu be¬ 
handeln, daß der Verfasser für alle künftigen Werke 
einen Verlags vertrag abschließt oder doch wenigstens für 
künftige Werke dem Verleger ein sogen. Vorkaufsrecht ge¬ 
währt. Das erste kommt selten vor, obgleich es nicht bei¬ 
spiellos ist, das letztere dagegen ist sehr häufig, weil Ver¬ 
leger, die mit jüngeren, aber zu guten Hoflnungen be¬ 
rechtigenden Schriftstellern Verträge abschließen, nicht selten 
uneinbringliche Schriften mit der Aussicht übernehmen, künftige 
vorteilhafte Werke zu erlangen, und daher die uneinbring¬ 
lichen Werke nur unter dieser Bedingung übernehmen. 

Ein solcher Vertrag ist ein Verhandeln der Person 
für künftige Zeiten; er ist nur mit Beschränkung und auf 
kurze Zeit bindend, ebenso wie der sogen. Konkurrenz ver¬ 
trag: eine Bindung auf Lebenszeit ist ausgeschlossen 42 ). 

II. Ein Verlags vertrag in die Zukunft kann auch in der 
Art abgeschlossen werden, daß nur der Verleger, nicht der 
Schriftsteller gebunden ist (si fecero); in diesem Falle 
treten die obigen Bedenken nur in gemindertem Maße 
ein; doch muß auch hier eine gewisse „Diskretion“ walten. 

42 ) Oesterreich a. 16 gibt ein jährliches Kündigungsrecht, Schmidl, 
Oesterr. Urheber-R. S. 137. 
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III. Die Frist zur Herstellung des Werkes muß 
natürlich höchst reichlich bemessen werden mit Rücksicht auf 
die Eigenart geistiger Tätigkeit, welche verlangt, daß der 
Verfasser in den Stunden seiner besten Kraft arbeitet. Das 
ist auch nach § 11 VG. zu berücksichtigen. Sodann kommt 
in Betracht, daß der Verfasser auch noch mit anderen 
literarischen oder nichtliterarischen Tätigkeiten 
befaßt zu sein pflegt: diese Umstände und die besonderen 
persönlichen Eigenarten des Verfassers muß der Verleger be¬ 
rücksichtigen, wenn er sie kennt; aber es ist auch seine 
Sache, sie kennen zu lernen und sich nach ihnen zu erkun¬ 
digen ; und in dem Maße, als er bei sorgfältiger Erkundigung 
in die besonderen Verhältnisse eingeweiht werden konnte, 
ist dies bei Bemessung der dem Verfasser zustehenden Zeit 
der Ausarbeitung zu berücksichtigen. 

Es kann natürlich eine vertragsmäßige Frist bestimmt 
werden; aber auch hier darf man den Vertrag nicht streng 
auslegen; denn solches wäre eine Verfehlung gegen die Hoheit 
des Geistes. 

IV. Ein Vertrag dahin, daß der Verfasser keine anderen 
Werke als das übernommene einstweilen in Angriff nehmen 
dürfe, kann nur mit großen Beschränkungen anerkannt 
werden; denn eine zu scharfe Beschränkung der schrift¬ 
stellerischen Freiheit wäre eine Versündigung gegen die Ziele 
der Menschheit. 

Bei Arbeiten niederen Ranges, die aber trotzdem den 
Autorschutz genießen, können natürlich diese Rücksichten nur 
in untergeordneter Weise in Betracht kommen, z. B. bei 
Registern u. a. 

Gehören Arbeiten mehrerer Verfasser zu einem Sammel¬ 
werk, so ist der Vernunft der Verhältnisse gleichfalls eine 
größere Strenge entsprechend: denn hier muß sich jeder 
Verfasser als Glied eines Ganzen fühlen und insofern sein 
Eigenwesen zurücktreten lassen. 
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V. Der Verlagsvertrag bezüglich eines herzustellenden 
Werkes folgt den Regeln des Werkvertrages, soweit 
nicht die Eigenart der Verlagspflichten etwas Besonderes her¬ 
beiführt 43 ). Beim Werkvertrag hat die Verzeitung die 
bekannte Wirkung: sie wirkt nicht nur beim Verzug, son¬ 
dern auch ohne ihn 44 ), § 30 VG. 

Der Rücktritt wirkt bezüglich des ganzen Verhält¬ 
nisses, sofern dieses ein unteilbares Verkehrsganzes darstellt; 
doch ist regelrecht anzunehmen, daß abgeschlossene Teil¬ 
betätigungen abgeschlossen bleiben und nicht darauf zurück¬ 
zukommen ist. In dieser Beziehung sind die Grundsätze der 
Kündigung anwendbar (oben S. 332). Vgl. § 30, 37, 38 VG. 

VI. Doch hat der Werkvertrag seine Eigenheit, sofern 
die hauptsächliche Leistung des Verlegers erst nach Ab¬ 
lieferung der Handschrift möglich ist. Daher kann: 

1. von einer Anwendung des § 649 B.G.B. nicht die 
Rede sein. Der Verleger hat nicht die Befugnis, den Ver¬ 
fasser durch Zahlung des Honorars abzufinden und auf das 
Werk zu verzichten. 

2. Die Leistung des Verlegers setzt voraus, daß ihm nicht 
nur die Handschrift überreicht wird, sondern ihm auch so 
lange zur Hand steht, bis die Vervielfältigung voll¬ 
zogen ist, so daß mit ihrem Untergang auch die Verviel¬ 
fältigung unmöglich werden kann, sofern das Werk nicht 
noch in einer anderen Handschrift mitverkörpert ist. In dieser 
Beziehung gelten die obigen Grundsätze S. 299 f., 327 f. 

VII. Der Werkvertrag ist ein Werkvertrag mit einer 
Leistung des Verfassers, die regelmäßig höchst persönlich 
ist. Daher liegt Unmöglichkeit vor, wenn Tod oder 
Arbeitsunfähigkeit des Verfassers vor Ablieferung des 


43 ) Vgl. auch Oesterreich, Bürgerl. Ges.-B. a. 1166, Ungarn 
H.G.B. a. 516, Bulgarien H.G.B. a. 433. 

44 ) Lehrb. des Bürgerl. Rechts II, S. 86. 
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Manuskriptes eintritt 45 ); ist ein Teil abgeliefert, so kann der 
Verleger bezüglich dieses Teiles das Verlagsverhältnis aufrecht 
erhalten: die Herstellungs- und Verbreitungspflicht ist für 
diesen Teil eine vollständige, die Vergütungspflicht wird ent¬ 
sprechend gekürzt (Teilfortsetzung) § 34 VGr. Die Teil¬ 
fortsetzung erfolgt auf Erklärung des Verlegers; sie ist aus¬ 
geschlossen, wenn er sich trotz einer durch den Erben (Ver¬ 
fasser, Vormund) gesetzten Frist nicht erklärt. 

Beides: Erklärung und Fristsetzung sind Rechtshand¬ 
lungen, die aus ankunftsbedürftigen Willensabteilungen be¬ 
stehen. Bezüglich eines noch nicht abgelieferten Manuskripts 
hat der Verleger auf Teilfortsetzung kein Recht. 

VIII. Im Falle der Teilfortsetzung kann der Verleger an 
diesen Teil das Werk eines anderen anknüpfen, der den 
nicht vollendeten Teil des Buches schreibt: in solchem Falle 
ist aber ein jeder Teil genau kenntlich zu machen. 

IX. Handelt es sich um bloße Umänderung, namentlich 
um Herstellung einer zweiten Auflage, so kann der Verleger 
von den Rechtsnachfolgern verlangen, daß die Umänderung 
durch eine geeignete Person bewirkt wird; tun sie es nicht 
trotz gesetzter angemessener Frist, so kann der Verleger 
die Person selbst auswählen. Denn diese Leistung ist 
nicht höchst persönlich, wenigstens nicht in dem Maße, daß 
das Interesse des Werkes darunter zu leiden hätte. 

X. Bezüglich etwaiger Ausgleichungen vgl. S. 330. 332. 

HI. Verwandte Schuldverhältnisse. 

1. Uneigentlicher Verlags vertrag. 

§ 61. 

I. Ist das Werk des Autorschutzes nicht fähig, oder 
nicht mehr teilhaftig, so kann es doch unter den Parteien 

45 ) Vgl. auch Ungarn H.G.B. a. 531, Z. 2, Bulgarien a. 448, 
Z. 2. 
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wie ein autorgeschütztes Werk behandelt werden, in der Art, 
daß dem Verleger gewisse Rechte zustehen, als ob ihm an 
dem Werke ein Verlagsrecht zukäme, und dem Verfasser, als 
ob ihm die über das Verlagsrecht hinausreichenden Autor¬ 
rechte verblieben (uneigentlicher Verlags vertrag). 

II. Daraus folgt die Verbindlichkeit, daß der Verfasser dem 
Verleger eine Zeitlang die Alleinausnutzung des Werkes ge¬ 
statte, d. h. solche nicht durch seine Tätigkeit kreuze, auf der 
anderen Seite der Verleger sich dem Verfasser gegenüber so 
verhalte, wie wenn er die Möglichkeit der Vervielfältigung und 
Verbreitung unmittelbar dem Verfasser verdankte. So ent¬ 
steht ein gegenseitiges Pflichtverhältnis, das ähnliche wirt¬ 
schaftliche Folgen erzielt, wie wenn ein Autorrecht bestände; 
dies natürlich nur für einige Zeit, die kraft nachgiebigen 
Rechts für den Verfasser 6 Monate von der Veröffent¬ 
lichung an dauert, insofern als er während dieser Zeit ver¬ 
pflichtet ist, das Werk, obgleich es autorfrei ist, nicht ander¬ 
wärts zu veröffentlichen; für den Verleger auf so lange, bis 
die Auflage, bezw. die Auflagen vergriffen sind, für 
welche er dem Verfasser Vergütung zugesichert hat; denn 
für diese Auflagen liegt die Erklärung des Verlegers vor, 
daß er sich so verhalten wolle, als ob ein Autorrecht be¬ 
stünde, daß er also die Vervielfältigung nur auf die be¬ 
dungene Weise vollziehen werde, §§ 39, 40 VGr. An Stelle 
der Rechtshaftung des Verfassers tritt hier die Arglist¬ 
haftung des § 39. 

III. Da mithin der Verlags vertrag als uneigentlicher Ver¬ 
lagsvertrag auch für ein nicht im Autorrecht stehendes Werk 
abgeschlossen werden kann, so hat er für Autorrechtswerke 
auch nach Ablauf der Autorfrist seine Bedeutung; nur 
ist seine bindende Kraft gemindert: das Verlags Verhältnis wird 
nunmehr zu einem Verlags Verhältnis über ein nicht im Autor¬ 
recht stehendes Werk. Jedoch können die §§ 39 und 40 VGr, 
nur mit einigen Aenderungen in Anwendung kommen; denn 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 22 
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die Bestimmung des Verlags Vertrages, wonach der Verleger 
nur gegen Honorarzahlung neue Auflagen hersteilen darf, ist 
in solchem Falle auf die Zeit des bestehenden Autor¬ 
rechts zu beschränken (für die alten Auflagen gilt das alte 
Verhältnis). Dagegen ist anzunehmen, daß der bisher Autor¬ 
berechtigte 6 Monate nach Ablauf der Schutzfrist das Werk 
anderwärts in Verlag geben kann. 

IV. Wird aber die Schutzfrist durch ein neues Gesetz 
verlängert, so treten hier besondere Verhältnisse ein, und die 
Sache gestaltet sich anders als bei der Uebertragung 
des Autorrechts; denn beim Verlags vertrag gehört es zu 
den Treupflichten des Verfassers, dem Verleger den Vertrieb 
des Werkes tunlichst zu ermöglichen und zu erleichtern. 

Tritt daher nach Ablauf der ursprünglichen Schutzfrist 
die Freiheit des Werkes nicht ein, so muß es als Verpflich¬ 
tung des Verfassers betrachtet werden, dem Verleger zu den 
für die alte Schutzfrist bestimmten Bedingungen das 
Werk weiter zu überlassen; und ist eine Gesamtsumme ver¬ 
sprochen, so hat er es zu überlassen nach Maßgabe einer der 
weiteren Schutzfrist entsprechenden Erhöhung. Vgl. S. 237, 
245, 284. 

V. Die Schutzfrist wird durch den frühzeitigen Tod des 
Verfassers gekürzt; man hat daraus eine Entschädigungspflicht 
wegen Selbstmord ableiten wollen, wovon aber nicht die Rede 
sein kann: der Selbstmörder greift nicht in das Recht der¬ 
jenigen Personen ein, deren Berechtigung von der Zeit seines 
Lebens abhängig ist; ebensowenig der Mörder 46 ). 

2. Kommissionsverlag. 

§ 62. 

I. Vom Verlagsgeschäft verschieden ist das Geschäft des 
Kommissionsverlegers. Dieses ist ein einfaches Kommissions- 

4# ) Lehrb. des Bürgerl. R. II, S. 527. 
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geschäft, und zwar eine Art der Verkaufskommission und 
hat keinen weiteren autorrechtlichen Bezug. Nur in der Art 
ist der Kommissionsverleger ein Verleger, als die preßpoli- 
zeilichen Bestimmungen über den Verleger auch ihn treffen. 

Im übrigen besteht ein freies Widerrufs- und Kündigungs¬ 
recht, wie bei der sonstigen Verkaufskommission. 

II. Hat das Werk einen zwischen beiden Teilen festge¬ 
setzten Buchpreis, so kann der Kommissionsverleger auch als 
Selbstkäufer auftreten. 

3. Herausgeber und Verleger. 

§ 63. 

I. Herausgeber 47 ) ist der geistige Leiter einer Zeit¬ 
schrift, dem die Bestimmung über die Bildung des periodi¬ 
schen Sammelwerks zusteht und obliegt. Er ist, was Ver¬ 
lagsgeschäfte betrifft, Vertreter des Verlegers, mit der 
Befugnis, 

1. mit den Verfassern die Verlagsverträge abzu¬ 
schließen, 

2. die Reihenfolge der Aufsätze in der Zeitschrift 
zu bestimmen, also insofern die Art der Vervielfältigung fest¬ 
zusetzen und 

3. innerhalb der durch die Ordnung des Verlegers oder 
die bisherige Weise der Zeitschrift gegebenen Schranken das 
Erscheinen der einzelnen Hefte anzusetzen. 

II. Er ist Vertreter des Verlegers, er ist nicht Mitver- 
verfasser, und es ist unrichtig, 

1. die ganze Zeitschrift als eine ihm zustehende, in beson¬ 
derem Autorrecht befindliche Autorrechtseinheit zu behandeln, 
vgl. oben S. 256; es ist noch unrichtiger, 

2. ihm ein Aenderungsrecht in Bezug auf die einge¬ 
sandten Artikel zu geben, weil er Miturheber der einzelnen 

47 ) Der besondere preßpolitische Begriff des verantwortlichen Re¬ 
dakteurs kommt hier nicht in Betracht. 
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Artikel wäre: sein Aenderungsrecht reicht grundsätzlich nur 
soweit als das Aenderungsrecht des Verlegers (S. 272). 

IH. Das Vertretungsverhältnis des Herausgebers bezieht 
sich auf die Zeitschrift und auf das dem Verleger zu¬ 
stehende Verlagsrecht an den Zeitschriftartikeln; woraus von 
selbst hervorgeht, daß er mit Rechtswirksamkeit bestimmen 
kann, daß das Verlagsrecht beschränkt und dem Verfasser 
die Veröffentlichung in anderen Zeitschriften ohne weiteres 
gestattet sein solle: denn der Verfasser hat nur mit dem Her¬ 
ausgeber, nicht mit dem Verleger zu tun. In gleicher Weise 
stehen Zusicherungen von Vergütungen und Freiexem¬ 
plaren in des Herausgebers Hand. Dagegen kommt es ihm 
nicht zu, das Erscheinen des Artikels außerhalb der Zeit¬ 
schrift in Buchform zuzusagen: Leistungen des Verlags, die 
außerhalb der Zeitschrift liegen, bleiben ihm fremd. 

IV. Insofern als der Herausgeber Vertreter des Verlegers 
ist, nimmt er an dem Vertrauensverhältnis teil und ist 
er dem beitragliefernden Verfasser zur vollen Vertrauenspflicht 
verbunden. Er hat daher wie der Verleger 

1. die Geheimnispflicht (S. 309, 350) und 

2. die Pflicht, nicht nur das Autorrecht nicht zu verletzen, 
sondern auch, was die inhaltlichen Entdeckungen eines jeden 
Verfassers betrifft, sie vollkommen unberührt zu lassen und sich 
nichts davon, auch nicht das Kleinste, zuzueignen. Vgl. S. 310, 

3. Dagegen steht ihm die freie Befugnis zu, einen 
Gegenartikel zu bringen, auch einen solchen selbst zu 
schreiben, seine Bedenken gegen die Ansichten des Verfassers 
geltend zu machen u. s. w.: es gilt die Freiheit der Wissen¬ 
schaft 48 ). 

V. Das schuldrechtliche Verhältnis des Herausgebers 
zum Verleger ist das des Dienstvertrages. Es ist ein 
Dienstverhältnis, welches Geschäftsbesorgungen enthält, wes- 

48 ) Seinetrib. 16. Juli 1900, Droit d’auteur XIII, p. 154. 
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halb der § 675 B.G.B. maßgebend ist; es ist kein Dienst¬ 
verhältnis des Handelsrechts, da die Dienste nach ihrer 
hauptsächlichen Natur keine kaufmännischen sind, so sehr auch 
der Herausgeber rechtsgeschäftlich zu handeln hat: seine 
schriftstellerisch-wissenschaftliche Tätigkeit ist die Hauptsache 
(§ 59, 83 H.G.B.) 49 ). Daher gilt folgendes: 

1. die entsprechenden Aufwendungen sind ihm vom 
Verleger zu ersetzen; 

2. er hat den Anweisungen des Verlegers so weit zu 
^entsprechen, als die wirtschaftliche Geschäftsbesorgung in Be¬ 
tracht kommt, vorausgesetzt, daß sie mit den geistigen, kultur¬ 
geschichtlichen Aufgaben der Zeitschrift nicht in Widerspruch 
stehen; 

3. das Verhältnis erlischt mit dem Tode des Her- 

i 

ausgebers, nicht des Verlegers; über die Kündigungsbefugnis 
gelten die Bestimmungen des § 622 B.G.B. 50 ): die Kündi¬ 
gung ist laut nachgiebigen Rechts die sechswöchentliche auf 
Schluß des Kalendervierteljahres (bei konsumierender Tätig¬ 
keit, sonst gilt §§ 621, 623). 

Daneben besteht die jederzeitige fristlose Kündigung aus 
besonderen Gründen (§ 626 B.G.B.). Solche liegen insbe¬ 
sondere dann vor, wenn die Herausgebertätigkeit sich ganz 
sinn- und vernunftwidrig gestaltet, oder wenn sie eine ganz 
andere Richtung verfolgt, als vertragsmäßig vorgesehen wurde, 
was namentlich bei den Organen politischer Presse sehr bedeu¬ 
tungsvoll ist. Bei wissenschaftlichen und künstlerischen Zeit¬ 
schriften wird nur selten eine derartige Kündigungsweise ge¬ 
rechtfertigt sein, da Wissenschaft und Kunst frei sein müssen. 


49 ) Dies ist auch die französische Anschauung, Seinetrib. 21. Oktober 
1859, Dalloz 60, III, p. 48. 

50 ) Ueber diese Kündigungsbefugnis gibt es zahlreiche französische 
Entscheidungen, angeführt im Droit d’auteur XIII, p. 155; vgl. auch 
Seinetrib. 19. November 1896, Droit d’auteur X, p. 18, Kass.-Hof 
31. August 1864, 24. Januar 1865, 19. August 1867, Sirey 64, I, p. 479; 
65. I, p. 11; 67, I, p. 371. Vgl. auch Lehrb. d. bürgerl. R. II, S. 270. 
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Anders wäre es nur, wenn etwa der Herausgeber eine volks¬ 
tümliche Zeitschrift zu einer wissenschaftlichen oder der Her¬ 
ausgeber einer wissenschaftlichen Zeitschrift sie zu einer volks¬ 
tümlichen gestalten wollte: denn hier würde es sich nicht um 
die Freiheit der Wissenschaft handeln, sondern um die Aus¬ 
wahl des Zeitschriftpublikums; anders wäre es auch im Fall 
der Lässigkeit und sorglosen Vernachlässigung. 

In solchen Fällen kann laut einstweiliger Verfügung eine 
vorläufige Regelung erfolgen. 

4. Abgesehen von dem, was die wirtschaftliche Ge¬ 
schäftsbesorgung betrifft, ist der Herausgeber laut nach¬ 
giebigen Rechts frei, insbesondere also in der Auswahl 
unter den einlaufenden Arbeiten. Hier darf ihm der Ver¬ 
leger nicht hineinreden. Nur folgendes gilt: das Heraus¬ 
geberverhältnis ist ein Verhältnis des guten Glaubens: der 
Herausgeber darf es nicht anwenden, um in bestimmungs¬ 
widriger Weise die Interessen des Verlegers zu schädigen; 
daher: 

a) der Verleger muß es zwar dulden, daß der Heraus* 
geber Artikel veröffentlicht, die eine bestimmte Richtung der 
menschlichen Tätigkeit treffen und damit vielleicht auch mittel¬ 
bar den Verleger berühren; aber er braucht nicht zu dulden, 
daß die Zeitschrift seinen Verlag und seine Verlags¬ 
tätigkeit angreift; 

b) der Verleger braucht nicht zu dulden, daß der Her¬ 
ausgeber in bestimmungswidriger Weise ein Konkurrenz¬ 
unternehmen begünstige, was insbesondere dann geschehen 
könnte, wenn er gekündigt hätte und nun die Zwischenzeit 
benutzen wollte, um das Verlagsunternehmen feindselig 
zu schädigen; namentlich wenn er es schädigen wollte zu 
Gunsten des anderen Unternehmens, in das er hinüber¬ 
treten will. 

c) Da der Verleger zwar in späterer Reihe, aber doch 
noch unter Umständen für den Inhalt der Zeitschrift straf¬ 
rechtlich verantwortlich sein kann, so darf er dann sein Verbot 
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einlegen, wenn ein Artikel in die Zeitschrift aufgenommen 
werden soll, der entschieden strafrechtlichen Inhalt auf¬ 
weist. Das gleiche ist auch dann der Fall, wenn der Ar¬ 
tikel zwar nicht inhaltlich strafbar ist, aber eine Autor Ver¬ 
letzung enthält 51 ). 

VI. Wesentlich anders ist das Verhältnis des Herausgebers 
eines enzyklopädischen W erks; denn hier ist der Herausgeber 
Verfasser des Ganzen und er steht zum Verleger im Verlags¬ 
verhältnis mit nebensächlichen Dienstbeziehungen. Hierbei 
gilt folgendes: 

1. der Verleger kann sich dem Herausgeber gegenüber 
verpflichten, einzelne Teile des Gesamtwerkes nur mit 
seiner Zustimmung anderwärts herauszugeben, § 19 VG.; 

2. der Verleger kann sich verpflichten, bei einer neuen 
Auflage alle Artikel wegzulassen, die der Herausgeber 
weggelassen haben will, so daß es einer besonderen Zu¬ 
stimmung des Verlegers nicht bedarf, S. 257 f., 289, 301; 

3. für die Kündigung gelten die Verlagsgrundsätze. 

4. Hilfsarbeitsvertrag* 

§ 64. 

I. Hilfsarbeit wird nicht nach den Regeln des Ver¬ 
lagsvertrages, sondern nach den Regeln des Werkvertrages 
behandelt. Hier erwirbt nicht etwa der Verleger das Ver¬ 
lagsrecht an dem abgelieferten „Werk“, denn dieses soll kein 
Druckwerk, sondern die Beihilfe zu einem Druckwerk sein. 
Er erlangt vielmehr das Autorrecht am Ganzen, wenn 
er selber der Verfasser des Ganzen ist, oder das Verlags¬ 
recht am Ganzen, wenn ein anderer dieses Ganze verfaßt 


51 ) Vgl. RGr. 6. Juni 1890, Entsch. Strafs. XX, S. 430, 11. Oktober 
1894, ib. XXVI, S. 123. Dagegen hat der Verleger gegenüber einer 
wissenschaftlich gehaltenen Zeitschrift kein Einspruchsrecht aus dem 
Grunde, daß ein Artikel gegen die „Schamhaftigkeit“ verstoße; das 
sollte selbstverständlich sein, und doch ist schon solches vorgekommen! 
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und ihm in Verlag gegeben hat, während ein gegenständ¬ 
liches Recht des Beihelfers überhaupt nicht besteht, § 47 VG. 

II. Daraus geht hervor: 

1. der Verleger ist nicht zur Vervielfältigung und Ver¬ 
breitung, sondern nur zur Leistung der Vergütung ver¬ 
pflichtet ; 

2. er kann dem Verfasser jederzeit in der Art kündigen, 

daß er ihm die Vergütung leistet, abzüglich dessen, was durch 
die Unterlassung der Arbeit erspart oder anderwärts ver¬ 
dient wird, § 649 dies gilt statt § 18 VG.; 

3. bei mangelhafter Beschaffenheit kann der Verleger 
nicht nur wandeln, sondern auch mindern, § 634 B.G.G.; 

4. bei Gläubigerverzug des Verlegers finden die 
§§ 642, 643 Anwendung-, 

5. der § 35 Verl.-G. bleibt außer Betracht; 

6. einer Zustimmung zur Uebertragung des Ver¬ 
lagsverhältnisses bedarf es nicht; 

7. im Konkurs gilt § 17 KO., nicht § 36 Verl.-G. 

III. Hilfsarbeiten sind namentlich: 

1. Registerarbeiten, Fertigung von Auszügen, 
Redaktionsverbesserungen, Berichtigung sprachlicher 
Ausdrücke, Verkürzungen, Anpassungen, sofern es sich hier 
nicht um eine eigenpersönliche Formgebung handelt, sondern 
um eine Umgestaltung für den Bedarf, namentlich für den Be¬ 
darf des Gesamtwerkes; bei musikalischen Werken Umsetzun¬ 
gen, Streichungen, Angliederungen. 

2. Bedeutendere Arbeiten, die an sich zum Autorrecht 
geeignet sind, sich aber dem Werke eines anderen völlig 
unterordnen, so Uebersetzungen einzelner Artikel, Anmer¬ 
kungen, Exkurse. 

3. Hilfsarbeiten aber liegen nicht in der Ausfüllung 
der Kategorie eines Werkes, das ein anderer im Plan 
feststellt; dies auch dann nicht, wenn bei Feststellung des 
Planes die Anleitung für die Bearbeitung gegeben wird, da- 
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mit das Ganze eine bestimmte einheitliche Wesenheit an¬ 
nehme: in allen diesen Fällen verliert die Arbeit die Eigenart 
einer autorrechtlichen Hauptarbeit nicht. Anders ist es nur 
dann, wenn der Verfasser des Planes die Bearbeitung in 
allen Besonderheiten so genau bestimmt hat, daß der 
einzelne Mithelfer ihm gegenüber seine Selbständigkeit aufgibt, 
und sich dem Willen des Planverfassers unterordnet. Der 
Planverfasser kann natürlich auch der Verleger sein, § 47 
VG. 52 ). Vgl. oben S. 229. 

IV. Aufftthrungsverhältnis. 

1. Allgemeines. 

§ 65. 

I. Während ein ziemliches Dunkel herrscht, inwieweit in Rom 
Manuskripte zum Zwecke der Vervielfältigung verkauft worden sind, 
ist es nicht zweifelhaft, daß dramatische Dichter für ihre 
Werke Bezahlung erhielten, und zwar entweder von dem 
Schauspielunternehmer, der das Stück aufführte, oder von dem Be¬ 
amten, der die Volksbelustigung leitete, sich aber dann, wenn das 
Stück mißfiel, an dem Schauspielunternehmer, der eine falsche Wahl 
getroffen hatte, schadlos hielt. Die Quellen hierfür sind in meinem 
Autorrecht S. 384 f. besprochen. 

Aber auch während des ganzen Mittelalters wurden Manu¬ 
skripte an die Schauspielunternehmer verhandelt, allerdings nicht in der 
Art, daß solche ein Alleinrecht bekamen, — denn solches gab es damals 
nicht; auch nicht in der Art, daß ihnen ein Aufführungsrecht gewährt 
wurde, denn auch daran dachte man nicht; sondern so, daß ihnen die tat¬ 
sächliche Möglichkeit geboten ward, das Stück zur Aufführung 
zu bringen; ganz ähnlich, wie heutzutage da, wo kein musikalischer 
Autorschutz besteht, durch Hingabe der Partitur die Aufführung des 
Werkes ermöglicht, durch ihre Zurückhaltung die Aufführung verhindert 
werden kann. Es war daher, als die Buchdruckerkunst entstand, wesent¬ 
lich, daß der Verfasser die Stücke nicht drucken ließ; denn dadurch 
hätte er sich ebenso die Möglichkeit tatsächlichen Einwirkens genommen, 
wie heutzutage, wenn der Tonmeister die Partitur veröffentlicht. So 

52 ) Schweiz. Obi. Recht a. 391; auch schon Oesterreich Bürgerl. 
Ges.-B. a. 1170. 
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war es zu den Zeiten Shakespeares, wie zu den Zeiten von Lopez und 
Calderon und auch noch zu Zeiten Moliöres, worüber gleichfalls in 
meinem Autorrecht S. 340 f. Nachweise gegeben sind. Vgl. auch noch 
die Fälle im Droit d’auteur XIV, p. 135, XVI, p. 96. Das hinderte 
allerdings nicht, daß Stücke während der Aufführung nachstenographiert 
und daraufhin nachgedruckt wurden: so entstanden die ersten Quart¬ 
ausgaben Shakespeares. 

Schon im 17. Jahrhundert finden wir allerdings Beispiele des Tan¬ 
tiemensystems, so in Frankreich 1653 und in den Reglements von 1757, 
1759, 1766; aber erst seit dem tatkräftigen Eintreten von Beaumarchais 
wurde der Brauch der Bezahlung der Dichter für die Aufführungen 
allgemeiner, und es folgten hierüber Bestimmungen im Jahre 1780 und 
1784 5S ). 

Als im 19. Jahrhundert das Autorrecht entstand, blieb der Ge¬ 
danke des Aufführungsrechts immer noch zurück, und daher findet sich 
noch im preußischen Gesetz vom 11. Juni 1887 die Bestimmung (§ 32), daß 
das Aufführungsrecht nur bestehe, so lange das Werk unveröffentlicht sei. 
Bezüglich musikalischer Werke galt ja dieser Satz noch bis in die 
neueste Zeit; nur daß man den Wirkungen der Veröffentlichung durch 
einen Vorbehalt zuvorkommen konnte. 

Als aber der Autorgedanke sich auch auf das Aufführungsrecht 
erstreckte, mußte die Vereinbarung mit den Theatern eine autorrecht¬ 
liche Bedeutung annehmen: diese erlangten nicht nur die tatsächliche 
Möglichkeit der Aufführung, sondern auch ein Aufführungsrecht, und es 
entwickelte sich die Lizenz, hier ebenso wie im Erfinderrecht. Einzel¬ 
heiten über das Verhältnis zwischen Dichtern und Theatern werden im 
Anhang folgen. 

II. Das AufführungsVerhältnis schließt sich an das gegen¬ 
standsrechtliche Verhältnis der Lizenz an, möglicherweise 
auch an das Verlagsrecht, an ein Verlagsrecht, welches sich 
allerdings nicht auf Vervielfältigung und Verbreitung, sondern 
auf die Aufführung bezieht (Aufführungsverlag), S. 282 f. 
Auch hier entwickeln sich schuldrechtliche Beziehungen, die 
eine besondere Darstellung erheischen. 


53 ) Ueber Einzelheiten vgl. Renouard, Droits d’auteurs I, p. 213 ff. 
und Droit d’auteur III, p. 105. Ueber das Nachstenographieren Shake¬ 
spearescher Stücke vgl. Pape, Arch. f. Stenographie N. F. II (1906), 
S. 160 f., 186 f. 


Digitized by Google 



Aufführungsverhältnis. § 65. 


347 


HI. Im Fall des Lizenzrechtes liegt nicht ein Verlags¬ 
vertrag, sondern nur ein Pachtvertrag mit dem Theater 
vor, und das Pachtverhältnis gestaltet sich nach den ge¬ 
wöhnlichen Regeln; nur daß, wie beim Erfindungsrecht, das 
Pachtverhältnis sich regelmäßig auf die Dauer des Autor¬ 
rechtes erstreckt. Eine Kündigung ist allerdings nach §§ 553, 
581 B.G.B. möglich wegen Mißbrauchs des Pachtgegen¬ 
standes. 

IV. Das Theater hat daher in solchem Falle regelmäßig 
die Befugnis der Aufführung, nicht die Pflicht. Doch 
kann auch bei bloßer Lizenz eine Pflicht bestehen, ganz ähn¬ 
lich wie auch sonst beim Pachtvertrag; sie kann auch mittel¬ 
bar begründet werden, z. B. durch Tantiemenzusicherung. 
Auch wenn keine Pflicht vorliegt, kann doch eine Erwartung 
gerechtfertigt sein, in der Art, daß eine entsprechend fort¬ 
gesetzte Aufführung als das regelrechte, eine Unterbrechung 
als Mißbrauch gilt. 

V. Im Fall des Aufführungsverlags darf der Verfasser 
innerhalb eines bestimmten Kreises das Werk nicht zur Auf¬ 
führung bringen. Das kann auch bei bloßer Lizenz Vorkommen, 
sofern der Verfasser eine schuldrechtliche Unterlassungspflicht 
in diesem Sinne übernimmt. Im einen wie im anderen Fall 
kann in der Nichtaufführung des Stückes von seiten des 
Lizenztheaters ein Mißbrauch liegen, der zur Kündigung 
berechtigt: denn wenn dem Verfasser die Aufführungsbefugnis 
verkümmert ist, so ist es gerecht und billig, daß sich das 
Theater mit der Aufführung befaßt. Ueber die Zeit, in der 
die Nichtaufführung verhängnisvoll wird, und über das etwaige 
Kündigungsrecht geben die Gesetze und die Theaterregulative 
verschiedentlich Auskunft; die Kündigung ist aber meist nur 
eine Kündigung des Ausschließungsrechtes, nicht eine Kün¬ 
digung des Lizenzrechtes überhaupt 54 ). 

54 ) So Preuß. Hoftheaterregulativ: 2 Jahre, jedoch mit viermonat¬ 
licher Kündigungsfrist; Wiener Burgtheaterregulativ: 2 Jahre mit zwei- 
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VI. Im Fall des Konkurses des Theaters gilt die Rechts¬ 
ähnlichkeit des Verlags Verhältnisses. Der Verfasser kann 
kündigen, wenn das Werk noch nicht einstudiert ist (dies 
tritt an Stelle von § 36, Abs. 3 VG.). 

2. Verpflichtungen. 

§ 66 . 

I. Ob eine Aufführungspflicht besteht oder nicht, in jedem 
Fall soll die Aufführung in der richtigen Weise statt¬ 
finden; daher 

1. nach entsprechender Ankündigung, unter dem 
Namen des Verfassers, sofern er nichts anderes bestimmt 
hat 55 ); 

2. in einer den künstlerischen Anforderungen 
entsprechenden Weise, unverkürzt 56 ), abgesehen von 
solchen Streichungen, welche durch die Zensur geboten oder 
durch individuelle Aufführungsschwierigkeiten gerechtfertigt 
sind; 

3. durch diejenigen Künstler des Theaters, welche 
auf der Höhe ihrer Aufgabe stehen; es ist daher be¬ 
greiflich, daß man hierin vielfach den Wünschen des Ver¬ 
fassers stattgibt; zu einem Rechtsanspruch, daß der Ver¬ 
fasser die Künstler bestimmen dürfe, ist dieser Gedanke in 
Deutschland nicht gediehen 57 ), vielmehr muß bei uns das 
Theater als befugt gelten, die Kräfte nach seinem Ermessen 
auszulesen; wobei zu berücksichtigen ist, daß die Theater¬ 
leitung auch andere Aufgaben zu bewältigen hat; 

monatlicher Kündigungsfrist; 5 Jahre haben Mexiko 1178 f., Nie a- 
ragua 775 f., Norwegen a. 10, Dänemark a. 10, Finnland a. 14, 
Schweden (1897) § 18. Mexiko und Nicaragua lassen 1 Jahr 
genügen, wenn das Stück von Anfang an gar nicht aufgeführt wird. 

55 ) Spanien Ausf.-O. a. 85 f. 

56 ) Spanien a. 24, Ausf.-O. a. 70, 87, Costarica a. 86. 

67 ) Anders nach der französischen Praxis und nach Spanien Ausf.- 
0. a. 84. 
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4. die Aufführung muß am entsprechenden Orte (in 
dem bedungenen Theater) und zu entsprechender Zeit 
geschehen (also nicht als „Matinee“); 

5. die Ausstattung soll eine würdige und stilge¬ 
rechte sein 68 ), in welcher Beziehung ebenfalls der Verfasser 
Wünsche äußern, aber keine Vorschriften im einzelnen geben 
kann; 

6. der Verfasser darf sein Werk in einer für das Theater 
maßgebenden Weise noch nachträglich ändern, sofern er 
hierdurch kein Interesse des Theaters verletzt 59 ). Dagegen 
ist er zur Aenderung nicht verpflichtet, auch wenn das Stück 
dadurch zensurfähig würde (abgesehen von etwaigen Kleinig¬ 
keiten) ; 

7. dem Verfasser ist die Möglichkeit zu gewähren, seine 
Aenderungen kundzugeben, seine Anschauungen und 
Wünsche zu äußern; weshalb er zur Hauptprobe und minde¬ 
stens zur ersten Aufführung unentgeltlich zuzulassen, und 
ihm der Zutritt auch ferner zu gestatten ist 60 ). 

H. Der Verfasser hat dem Theater ein vollständiges 
Manuskript zu liefern, während es Sache des Theaters ist, 
die Rollen ausschreiben zu lassen; und ebenso hat der Ton¬ 
meister dem Theater eine Partitur für die Probe und Auf¬ 
führung zur Verfügung zu stellen, während das Theater die 
Stimmen anzufertigen hat, sofern sie nicht gedruckt zu haben 
sind 61 ). 

HI. Zwischen Verfasser und Theater besteht das Ver- 


58 ) Die Trachten sollen nicht in Widerspruch mit der geschicht¬ 
lichen Wesenheit des Werkes stehen, Spanien Ausf.-O. a. 88. 

59 ) Portugal a. 598, Mexiko a. 1174, Nicaragua a. 768. 

60 ) Der Anstand hat hier zu mehr oder weniger weitgehenden Ge¬ 
stattungen geführt. Nach Spanien Ausf.-O. a. 105 kann der Verfasser 
jedesmal 2 Sitzplätze I. Rangs und für die Erstaufführung eine Loge 
I. Rangs verlangen. 

61 ) Spanien Ausf.-O. a. 79 und 80. 
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hältnis des Vertrauens; insbesondere darf das Theater das 
Manuskript nicht Dritten überlassen 62 ). Vgl. 309, 340. 

IV. Der Verfasser kann den vereinbarten Teil der Ein¬ 
nahmen verlangen; er hat darauf einen schuldrechtlichen 
Anspruch; er hat darauf ein Aussonderungsrecht im 
Konkurs 63 ), denn die Einnahmen sind insofern auf ihn zu- 
rückzuführen. Er hat auch die Befugnis, Rechnungsstellung 
zu verlangen und die Belege der Kasse u. a. zu prüfen 64 ). 
Manche Theater haben allgemeine Preissätze; manche Länder 
stellen gesetzliche Preislisten auf 65 ). 

V. Besondere Verhältnisse treten ein, wenn das Theater 
ein Stück zur Erstlingsaufführung annimmt. In solchem 
Falle versteht sich von selbst, 

1. daß das Theater zur Aufführung nicht nur berech¬ 
tigt, sondern auch verpflichtet ist: es ist mindestens zur 
Erstlingsaufführung verpflichtet; fällt das Stück völlig durch, 
so hört jede weitere Aufführungspflicht auf; bei zweifelhaftem 
Erfolge ist es noch mehrmals aufzuführen, weil sich erst hier¬ 
durch ein endgültiges Urteil bildet: man nimmt regelrecht 
an: 3mal 66 ). Die Verpflichtung unterliegt den gewöhnlichen 
Regeln: Unvermögen im Sinne des B.G.Bs. entschuldigt 67 ). 

2. Daß die Aufführung in bestimmter Reihenfolge 
der eingereichten Stücke stattfinden müsse, wie man in Frank¬ 
reich meint, ist eine völlig unbegründete und sachwidrige 
Annahme. 


62 ) Portugal a. 598, Mexiko a. 1175, Nicaragua a. 768. 

6S ) Frankreich 19. Juli 1791 a. 2, Costarica a. 37 Bolivia a. 27, 
Mexiko a. 1172, Nicaragua a. 771, Portugal a. 597. Spanien 
Ausf.-O. 1880 a. 96 sagt sogar, die Gebühren seien ein vom Theater 
für den Verfasser vereinnahmtes Gut; vgl. auch ebenda a. 104. 

64 ) Spanien Ausf.-O. a. 108 f. 

65 ) Einiges darüber bei Op et, Arch. f. civ. Praxis 84, S. 229. 

66 ) Spanien Ausf.-O. a. 89. 

67 ) Vgl. Spanien Ausf.-O. a. 95: Pest, Nationaltrauer, Erdbeben, 
Unruhen, obrigkeitliches Verbot. 
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3. Der Verfasser kann aus gewichtigen persönlichen Grün¬ 
den vor der Erstaufführung kündigen, hat aber die 
Kosten zu ersetzen (es gilt die Rechtsähnlichkeit des § 35VG.). 

In gleicher Weise hat das Theater bei Wegfall der Um¬ 
stände, auf welche die Direktion im Einverständnis mit dem 
Verfasser gebaut hat, nach Rechtsähnlichkeit von § 18 VG. 
ein Kündigungsrecht, indem es dem Verfasser die vermutlichen 
Einnahmen vergütet. 

4. Des weiteren richtet sich die Entwicklung nach den 
gewöhnlichen Regeln. Die französische Auffassung, daß 
das Theater in solchem Fall für so lang, als das Stück ein 
Erträgnis bietet, zu ständiger Aufführung verpflichtet sei 68 ), 
ist abzulehnen. 

68 ) Seinetrib. 30. Januar 1897, Ann. de droit comm. XI, p. 197. 
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Ansgleichnngsrecht. 

I. Bürgerlichrechtliche Ausgleichung. 

1. Ablassungsanspruch. 

§ 67. 

I. Aus dem Immaterialrecht geht der Ablassungsanspruch 
hervor, d. h. der Anspruch gegen den Verletzer, von der 
Verletzung abzustehen, und sofern (wie gewöhnlich) Gefahr 
der Wiederholung vorhanden ist, der Anspruch, sich der 
künftigen Verletzung zu enthalten. Der Ablassungsanspruch 
setzt eine bisherige Zuwiderhandlung durch eine verantwort¬ 
liche Person voraus, und eine solche Zuwiderhandlung veranlaßt 
einen Anspruch als Gegenwirkung des Rechts. Vor der Ver¬ 
letzung besteht zwar ein Recht, aber kein Anspruch; denn 
die Annahme eines Anspruchs gegen jedermann, gegen Per¬ 
sonen, die mit der ganzen Sache nichts zu tun haben und 
gar nicht daran denken, das Autorrecht zu verletzen, wider¬ 
spricht allen Regeln der juristischen Begriffsbildung. Doch 
wäre ein Anspruch dann gegeben, wenn sich an die Betäti¬ 
gung der unverantwortlichen Person die Tat eines Verant¬ 
wortlichen fortsetzend anschlösse. 

II. Der Ablassungsanspruch erwächst auch, wenn die 
Autorverletzung eine mittelbare ist; eine solche liegt vor, 
wenn jemand gegenüber dem Autor werke etwas tut, was sonst 
an sich erlaubt ist, und wenn er sodann auf Grund des Er¬ 
gebnisses etwas an sich Erlaubtes ausführt, aber so, daß das 
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Schlußergebnis sich gegenüber dem ursprünglichen Autor¬ 
werke als Verletzung darstellt 1 ). Die Hauptfälle gehören dem 
Kunstwerkrecht an. Man denke sich den Fall, daß jemand, 
nicht ein Gemälde photographiert, sondern danach ein leben¬ 
des Bild stellt und dieses photographiert. Es ist gestattet, 
nach Kunstwerken lebende Bilder zu stellen; es ist auch ge¬ 
stattet, lebende Bilder zu photographieren, da diese an sich 
keine Kunstwerke darstellen; das Ganze aber führt zu dem 
Ergebnis, daß das Kunstwerk auf einem Umwege durch 
Photographie wiedergegeben, und mithin eine Kunst Verletzung 
begangen worden ist. Das gleiche war früher möglich, als 
das Uebersetzungsrecht beschränkt war: man konnte nach 
Erlöschung des Uebersetzungsrechtes eine Uebersetzung her- 
stellen und aus dieser Uebersetzung eine Rückübersetzung in 
die ursprüngliche Sprache. Manche hielten dies für erlaubt; 
es war aber eine offenbare Autorverletzung, ebenso, wie wenn 
die Neudarstellung in der ursprünglichen Sprache unmittelbar 
nach dem Original gemacht worden wäre. Heutzutage ist der¬ 
artiges nur selten von Bedeutung; es kann aber noch in Be¬ 
tracht kommen 1. sofern im zwischenstaatlichen Rechte der 
Uebersetzungsschutz beschränkt ist, 2. vor allem aber im 
Verhältnis zwischen Autor und Verleger. Wenn z. B. ein 
Roman in Verlag gegeben ist, so behält der Autor das Recht 
der Dramatisierung; er hat auch an sich das Recht, aus dem 
von ihm geschaffenen Drama einen Roman zu schaffen: wenn 
er aber das auf solche Weise geschaffene Drama in den 
Roman zurücküberträgt, so ist dies ebenso eine Verletzung 
des Verlagsrechtes, wie wenn er ohne dieses Zwischenglied 
den dem Verleger übergebenen Roman in anderer Weise faßte 
und ihn in Verlag gäbe. 


*) So auch, wenn ein deutsches Werk in einer erlaubten englischen 
Uebersetzung in einer englischen Zeitschrift erscheint und hier der Ver- 
botsvennerk fehlt, so daß dem § 7, Abs. 2 der Berner Konvention nicht 
entsprochen ist, und wenn nun jemand einen solchen Zeitungsartikel 
Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 23 
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III. Der Ablassungsansprucli verlangt kein weiteres Inter¬ 
esse als das Interesse an der Integrität des Rechts 2 ). 

IV. Der Ablassungsanspruch ist auch noch nach Ablauf 
der Schutzfrist insofern wirksam, als er dahin zielt, daß die 
während der Schutzfrist autorrechtswidrig hergestellten Exem¬ 
plare nicht verbreitet werden dürfen, weshalb die auf solche 
Weise hergestellten Exemplare auch der Vernichtung anheim¬ 
fallen, sofern der Berechtigte kraft seines Vernichtungs¬ 
anspruches dieses begehrt, § 52 AG. 8 ). Im deutschen Pa¬ 
tentrecht gilt dies nicht; das ist aber auch ein bedeutender 
Mangel 4 ). 

V. Der Anspruch steht dem Berechtigten zu und wandelt 
mit dem Rechte. Wenn daher das Recht übertragen wird, 
so geht der Anspruch über. Erlischt das Recht, so erlischt 
der Anspruch mit ihm. Er erlischt mit Ausnahme des einen 
Punktes, nämlich was die bereits hergestellten Exemplare be¬ 
trifft, denn insofern wirkt das erloschene Recht nach. 

Der Mitberechtigte und der Teilberechtigte hat den Ab¬ 
lassungsanspruch im Umfange seines Rechts 5 ), auch der namen¬ 
lose Schriftsteller, sofern er nachträglich hervortritt. 

Der Teilberechtigte hat den Anspruch also dann, wenn 
eine Verletzung auf dem Gebiete stattfindet, auf dem er be¬ 
rechtigt ist. Daher kann beispielsweise der Verleger nicht 
klagend auftreten, wenn jemand ein Schauspiel widerrechtlich 
aufführt oder eine Uebersetzung ohne Genehmigung des Ver¬ 
fassers veröffentlicht. Innerhalb seines Rechtskreises aber ist 
ihm die Befugnis vollständiger Gegenwirkung gewährt, natür¬ 
lich gegen Dritte 6 ), aber noch mehr, selbst gegen den Autor, 

entlehnt, KG. 14. Februar 1905, Entsch. Strafs. 37, S. 386. Ygl. über die 
ganze Frage meinen Aufsatz im Arch. f. Strafr. 43, S. 313 ff. 

2 ) KG. 14. April 1905, Recht IX, S. 286, Nr. 1406. 

3 ) RG. 12. Februar 1895, Entsch. Strafs. 27, S. 22, 26. 

4 ) Handbuch des Patentrechts S. 559. 

5 ) Venezuela a. 8, Brasilien a. 26. 

6 ) LG. II Berlin, 24. Mai 1904, Droit d’auteur XVII, p. 84. 
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wenn er in seine Rechte eingreift; so also beispielsweise, 
wenn dieser einen Neudruck seines Werkes veranlaßt zu einer 
Zeit, wo dem Verleger noch die Allein Verwertung zusteht 7 ). 
Vgl. § 9 VG. Der Verleger hat aber mitunter den An¬ 
spruch über die Ausdehnung seines positiven Rechtskreises 
hinaus, worüber bereits oben S. 276 gehandelt worden ist. 

Der Ablassungsanspruch des Verlegers schließt den gleich¬ 
zeitigen Ablassungsanspruch des gleichfalls in seinem Rechte 
verletzten Verfassers nicht aus 8 ). 

Ebenso verhält es sich bei einem enzyklopädischen Sammel¬ 
werk: der Herausgeber des Sammelwerkes hat einen Ab¬ 
lassungsanspruch nur bei Nachdrucken, welche die systemati¬ 
sche Gliederung ganz oder teilweise, nicht bei solchen, welche 
lediglich einen einzelnen Beitrag oder Teil eines solchen 
wiedergeben 9 ). 

VI. Ebenso ist ein Ablassungsanspruch gegeben, wenn der 
Uebersetzer in das Recht des Originalurhebers, aber auch 
wenn der Originalurheber in das Recht des Uebersetzers ein¬ 
greift 10 ). 

Der Ablassungsanspruch geht gegen den Zuwiderhandelnden, 
auch wenn sein Zuwiderhandeln keine Schuld erweist. Er 
geht aber auch nur gegen ein Zuwiderhandeln, nicht gegen 
die Aeußerungen eines Wahnsinnigen oder Bewußtlosen; doch 
ist hier ein Anspruch dann gegeben, wenn nicht Sicherung 


7 ) Appellhof Paris 12. April 1862, 12. Juli 1862, Pataille 1862, 
p. 228, 815, 15. Dezember 1894, Seinetribunal 13. November 1894, Droit 
(Taut. YIH, p. 95 und 17. Januar 1896 bei Rudeile, Auteurs et Edi- 
deurs p. 100. Vgl. auch Schweizer Obi. Recht a. 375. Einige Be¬ 
sonderheit nimmt man an, wenn lange Zeit verstrichen ist und der 
Verleger keinen Schaden leidet, Seinetribunal 6. Mai 1862, Pataille 
1862, p. 230. 

®) Vgl. auch RG. 17. November 1886, Entsch. Strafs. XV, S. 59, 
Appellhof Paris 1. Dezember 1855, Pataille 1857, p. 243. 

9 ) RG. 8. Dezember 1905, Entsch. Strafs. XXXVIII, S. 241. 

10 ) RG. 5. Januar 1889, Seuffert 45, Nr. 211. 
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gegen den Mißbrauch der durch solche Betätigung geschaffenen 
Nachbildung gestellt wird: das bewußte Haben der Nach¬ 
bildung ohne solche Sicherung wäre eine Zuwiderhandlung. 
Wird die nötige Sicherung gegeben, dann ist ein Anspruch 
nicht begründet, und auch keine Steigerung des Anspruchs, 
kein Anspruch auf Vernichtung. 

VII. Der Ablassungsanspruch wird auch in neuen Gesetzen besonders 
vorgesehen, so England 1842 a. 15 f., Kapland a. 10, Australien a. 45 
(Injunotion) u. a. 

VHI. Zu dem Ablassungsanspruch des Ganz- oder Teil¬ 
berechtigten tritt eine Steigerung hinzu 11 ), in dem Sinne, daß die 
widerrechtlich hergestellten und die widerrechtlich verbreiteten 
Exemplare, ebenso die zur Herstellung dienenden Werkzeuge 
außer Verkehr gesetzt werden, damit die Gefahr einer Fort¬ 
setzung des unerlaubten Tuns hierdurch abgewendet werde. 
Dieser Anspruch ist Ablassungsanspruch und bedarf keiner 
anderen Grundlage als der Ablassungsanspruch überhaupt: 
irgend ein subjektives Moment liegt fern. Mithin ist der 
Anspruch auch dann begründet, wenn der andere Teil völlig 
in gutem Glauben gehandelt hat 12 ). Sollte allerdings die 
Handlungsweise eines Unverantwortlichen vorliegen, dann 
würde der Ablassungsanspruch fehlen oder er wäre nur in 
der bedingten Weise gegeben, wie soeben dargelegt wurde. 

Der Vernichtungsanspruch erstreckt sich so weit, als der 
Ablassungsanspruch, er trifft also, wenn nur ein Teil des 
Werkes autorrechtsverletzend ist, diesen; vgl. § 41 AG. 13 ). 

Im übrigen gilt folgendes: 

1. An sich geht der Anspruch dahin, daß die Sache außer 

n ) Ueber diese Steigerung vgl. Lehrb. des bjirgerl. Rechts I, S. 176. 

12 ) RG. 2. Mai 1904 Recht VIII, S. 318, Nr. 1457. Das französische 
Recht kennt diese Steigerung im Patentrecht, a. 49 des Ges. vom 5. Juli 
1844, läßt aber im Autorrecht die Konfiskation nur im Fall des Ver¬ 
schuldens eintreten, z. B. Seinetrib. 14. Dezbr. 1899, Droit d’aut. XIV, 
p. 6. Bei uns ist es gerade umgekehrt. 

1S ) Appellhof Paris 1. Dezbr. 1855, Pataille 1857, p. 243. 


Digitized by Google 



AblaBsungsanspruch. § 67. Vemichtungeanspruch. 


357 


Verkehr gehalten und ihre Verbreitung unmöglich gemacht 
wird. Dies bräuchte nicht notwendig durch Vernichtung zu 
geschehen: es könnte als genügend gelten, daß die Exemplare 
während der Schutzfrist unter Verschluß gehalten würden. 
Allein solches verstieße gegen den Grundsatz, daß während 
der Schutzfrist nicht nur keine Nachdruckexemplare ver¬ 
breitet, sondern auch keine hergestellt werden dürfen (S. 177), 
weshalb die Verbreitung von während der Schutzfrist herge¬ 
stellten Exemplaren nach der Schutzfrist ebenfalls unstatthaft 
ist (S. 242); daher entspricht nur eine solche Behandlung 
der Exemplare den Anforderungen des Ablassungsanspruchs, 
wodurch ihre Verbreitung nicht nur während, sondern auch 
nach der Schutzfrist unmöglich gemacht wird, § 42. 

2. Dies bezieht sich aber nur auf die widerrechtlich her¬ 
gestellten, nicht auf die widerrechtlich verbreiteten Exemplare: 
für sie genügt es, wenn sie während der Schutzfrist aus dem 
Verkehr gezogen und nach ihrem Ablauf ins Ausland ge¬ 
schafft werden, so daß es ist, wie es wäre, wenn sie gar nicht 
eingeführt worden wären. Dies muß genügen, nur hat der 
Anspruchsbetroffene die Kosten zu übernehmen, § 42. 

3. In gleicher Weise wie 1. sind die Mittel der Verviel¬ 
fältigung zu behandeln, sofern in ihnen sich die Zuwider¬ 
handlung bereits verkörpert hat; letzteres ist der Fall, wenn 
das Werk bereits stereotypiert oder die Tafeln oder Noten 
bereits auf Stein oder Metall hergestellt sind: in diesem Falle 
sind Tafeln und Stereotypen wie hergestellte Druckexemplare 
zu behandeln. 

4. Als Nachdrucksexemplare sind auch Phonogrammscheiben 
zu betrachten, soweit hier nicht Schutzlosigkeit besteht. 

5. Von mehreren Mitberechtigten hat ein jeder den Ver¬ 
nichtungsanspruch, denn durch die Verbreitung wird in das 
Recht eines jeden eingegriffen. Dasselbe gilt auch von mehreren 
selbständig Berechtigten, sofern die Exemplare in die Berechti¬ 
gung der mehreren zu gleicher Zeit eingreifen, z. B. wer an 
der Musik und wer am Text autorberechtigt ist, hat den Ver- 


Digitized by 


Google 



358 


I. Buch. Autorrecht als Immaterialgüterrecht. 


nichtungsanspruch in Bezug auf diejenigen Exemplare, welche 
Musik und Text zugleich enthalten, während bezüglich der¬ 
jenigen, die nur das eine wiedergeben, nur jeweils der be¬ 
troffene Eine die Vernichtung begehren kann. 

Bei verbundenen Sonderrechten im Falle enzyklopädischer 
Gesamtheit kann sowohl der Herausgeber die Vernichtung 
des ganzen, als auch jeder einzelne Verfasser die Vernichtung 
eines Teiles verlangen. Ist nur ein solcher Teil abgedruckt, 
dann steht das Vemichtungsrecht nur dem Verfasser dieses 
Teiles zu. 

Dasselbe gilt auch, was das Verhältnis von Verfasser und 
Verleger betrifft. Da in das Recht eines jeden eingegriffen 
wird, so steht einem jeden von ihnen die Befugnis zu, den 
Vernichtungsanspruch geltend zu machen. 

6. Der Ablassungsanspruch geht nicht nur gegen den ur¬ 
sprünglichen Verfertiger und Verbreiter, sondern auch gegen 
denjenigen, der Exemplare weiter verbreitet, und ebenso geht 
auch gegen diesen der Vernichtungsanspruch, während die¬ 
jenigen Exemplare, die bereits ihren regelmäßigen Stand ge¬ 
funden haben, sei es bei einem Privaten, sei es bei einer 
öffentlichen Anstalt, nicht mehr in Mitleidenschaft gezogen 
werden dürfen; denn wenn auch immerhin die Möglichkeit 
eines weiteren Verkehrs, namentlich durch antiquarische Ver¬ 
wertung, übrig bleibt, so liegt diese doch so sehr zurück, daß 
die Rechtsordnung keine Veranlassung findet, in Rücksicht 
auf derartige femliegende Gefahren, so heftige Maßregeln an¬ 
zuwenden: solche Exemplare, welche bereits ihre Bestimmung 
gefunden haben, sind daher nicht einzuziehen und nicht außer 
Verkehr zu setzen. 

Und wie der Ablassungsanspruch, so dringt auch der 
Vemichtungsanspruch im Konkurs des Beklagten durch: er 
ist Aussonderungsanspruch 14 ). 

7. Der Vernichtungsanspruch wird wie der Ablassungs- 


u ) Appellhof Paris 5. Juli 1859, Pataille 1860, p. 205. 
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anspruch durch Urteil erledigt; das Urteil erstreckt sich natür¬ 
lich nur auf die Parteien des Prozesses; ein Vorgehen gegen 
Verbreiter, Sortimenter u. a. setzt voraus, daß sie als Be¬ 
klagte mit in den Prozeß gezogen wurden 15 ). 

8. Der Vemichtungsanspruch kann auch mit Beschränkung, 
z. B. auf eine bestimmte Anzahl oder eine bestimmte Art von 
Exemplaren geltend gemacht werden. 

9. Das Urteil spricht dem Eiläger eine Vernichtungs¬ 
befugnis zu; ergeht ein solches Urteil hintereinander zu Gunsten 
mehrerer, so entscheidet die Prävention des Vollstreckungs¬ 
antrags. 

10. Die Kosten der Vernichtung werden dem Beklagten 
auferlegt, soweit ihm schuldhaftes Verhalten vorzuwerfen ist. 

11. Leider hat das Autorgesetz einen Gedanken noch nicht 
durchgeführt, den wir endlich im Kunstwerkgesetz (§ 39) er¬ 
faßt haben. So sehr nämlich der Vemichtungsanspruch begründet 
ist, so große Härte kann er aufweisen, wenn der Eingriff in 
das Autorrecht ohne Vorsatz und ohne Fahrlässigkeit oder 
mit geringer Fahrlässigkeit geschehen ist. Namentlich können 
größere Werke dadurch eine ganz empfindliche Einbuße er¬ 
leiden, ja vollständig unverkäuflich werden. In diesem Falle 
verlangt die Würdigung menschlicher Verhältnisse, daß nicht 
große Werke wegen kleiner Rechts Widrigkeiten zerstört werden, 
daß vielmehr im Falle geringer Verletzungen in irgend einer 
anderen Weise Ausgleichung geschaffen wird. 

Ein klares Beispiel haben wir im Grundeigentumsrecht 
beim Ueberbau. Wie hier die Strenge des Rechts zu einem 
Eingriff führen würde, welcher möglicherweise einer Zerstörung 
des Grundstücks gleichkäme, und wie hier das germanische 
Recht Abhilfe schuf, indem es dem Ueberbauer gestattet, die 
Strenge des Rechts durch einen Loskauf auszugleichen (B.G.B. 
§ 912ff.), ebenso muß im Falle des Autorrechts eine billige 
Abfindung möglich sein. 


15 ) RGK 4. November 1899, Entsch. 45, S. 10. 


Digitized by Google 



360 I. Buch. Autorrecht als Immaterialgüterrecht. 

Obgleich unser Gesetz hier schweigt, so ist doch zu 
sagen 

a) es muß das Verbot des Schikanehandelns § 226 B.G.B. 
hier durchgreifen und 

b) es muß der Grundsatz der §§ 904 und 250 B.G.B. 
rechtsähnlich herangezogen werden insofern, als die Unver- 
hältnismäßigkeit des Zerstörungsschadens einer billigen Aus* 
lösung Platz zu machen hat. 

12. Milderungen der Vemichtungsbefugnis bestimmt Italien (ab¬ 
gesehen von der Befugnis, die Uebereignung zu verlangen): 

a) Der Verletzer kann begehren, daß statt der Vernichtung eine 
gerichtliche Sequestration während der Schutzfrist stattfindet a. 36 (das 
ist abwegig), 

b) im letzten Jahre der Schutzfrist findet nie Vernichtung, sondern 
nur Sequestration statt, a. 37. 

IX. Der Ablassungsanspruch kann in Zwiespalt geraten 
mit dem Eigentum, sofern der Anspruch darauf hinausläuft, 
daß körperliche Sachen, welche das Autorwerk enthalten, 
nicht verbreitet werden dürfen, während das Eigentum die 
Verbreitungs(Veräußerungs-)Befugnis gibt. Hier ist zu be¬ 
merken: 

1. Dieser Zusammenstoß wird deswegen selten Vor¬ 
kommen, weil, auch wenn das Werk auf fremdes Material 
geschrieben oder gedruckt ist, dieses Material kraft Verar¬ 
beitung in das Eigentum dessen gelangt, der das Autorwerk 
darauf schrieb, so daß mithin dem Eigentümer doch nur 
ein Entschädigungsanspruch verbleibt. Nur dann könnte etwa 
ein Zusammenstoß eintreten, wenn die körperliche Sache so 
kostbar wäre, daß ihr Wert über dem Werte der verarbei¬ 
tenden Tätigkeit stünde, § 950 B.G.B., oder wenn es sich 
um eine unbewegliche Sache handelte, wie z. B. wenn jemand 
in eine Laube oder auf die Mauer eines Hauses Verse schriebe: 
hier würde niemals das Eigentum auf den Schreibenden über¬ 
gehen, und ebenso wäre es, wenn etwa jemand auf die Rück¬ 
seite eines Gemäldes ein paar unsterbliche Worte setzte; man 
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würde doch das Gemälde, wenn es überhaupt einen Wert hat, 
als das Vorwiegende betrachten. 

In diesem Falle aber kann es dem Eigentümer nicht ver¬ 
wehrt sein, den Eigentumsgegenstand zu veräußern, und nie¬ 
mand würde etwa den Besitzer der Hütte, in welche Goethe 
die Verse „Ueber allen Gipfeln ist Ruh ,tt geschrieben, für 
einen Autorverletzer halten, wenn er diese Hütte verkaufte. 
Die Mitteilung der Verse, so großartig sie sind, würde doch 
gegenüber der Veräußerung der Sache zurücktreten; und 
ebenso verhält es sich bei der Veräußerung eines Gemäldes 
im obigen Falle. Die Veräußerung bekäme ihren Charakter 
von der veräußerten körperlichen Sache, welclfc der Haupt¬ 
gegenstand ist und dem Geschäfte seine Wesenheit gibt. 

Das gilt, wenn der Autor selbst die Verbindung mit dem 
Grundstück hergestellt hat, denn in solchem Falle müßte man 
annehmen, daß er durch diese Verbindung die Veräußerungs¬ 
befugnis selbst bestätigt hätte; es gilt aber auch, wenn die 
Verbindung erst nachträglich hergestellt worden ist, so daß 
die autorrechtliche Aeußerung zum wesentlichen Bestandteil 
des Grundstücks geworden ist. 

2. Dagegen kann ein solcher Zusammenstoß eintreten, wenn 
jemand die Erzeugnisse des Autorrechtes als Pfandgläubiger 
innehat. Als Pfandgläubiger dürfte er die körperliche Sache 
veräußern, dagegen sträubt sich das Autorrecht gegen die 
Verbreitung, und es muß daher diese Art der Benutzung des 
Pfandrechts unterbleiben. Das gilt insbesondere auch bei dem 
gesetzlichen Pfandrecht des Arbeiters, z. B. des Buchbinders, 
der die gedruckten Exemplare gebunden hat und nun auf seine 
Bezahlung wartet, § 647 B.G.B. 

Auszuscheiden ist natürlich der Fall, daß das Pfandrecht 
durch ein Geschäft des Autorberechtigten begründet worden 
ist, in welchem Falle das Geschäft zu gleicher Zeit die Zu¬ 
stimmung zur Veräußerung enthält; auszuscheiden ist ferner 
der Fall, daß das gesetzliche Pfandrecht gegenüber dem Autor¬ 
berechtigten entsteht, sei es gegenüber dem Autor selbst oder 
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gegenüber dem Verleger, in welchem Falle der Berechtigte 
die Zustimmung nicht verweigern darf 16 ). Dagegen tritt der 
Fall mit aller seiner Kraft ein, wenn das Pfandrecht ent¬ 
standen ist gegenüber einem nicht Autorberechtigten, z. B. 
gegenüber dem Nachdrucker oder gegenüber demjenigen, der 
einstweilen unter Vorbehalt der Genehmigung des Verfassers 
die Exemplare lierstellt, oder auch gegenüber dem, der die 
Exemplare berechtigtermaßen herstellt, aber nicht zur Ver¬ 
breitung berechtigt ist: in allen diesen Fällen ist die Aus¬ 
übung des Pfandrechts durch Veräußerung unstatthaft. 


2 . Fruchtrecht und Fruchtanspruch. 

§ 68 . 

I. Die Exemplare eines Werkes sind Früchte des Autor¬ 
gutes 17 ) und stehen daher zu dem Autorrecht in gewisser 
Beziehung, nicht wie die Früchte einer körperlichen Sache 
in der Art, daß sie in das Eigentum des Autorberechtigten 
fielen (wie nach § 954 B.G.B.), wohl aber in der Art, daß 
der Autorberechtigte die Möglichkeit hat, sich durch seine Er¬ 
klärung eine schuldrechtliche Berechtigung auf Uebertragung 
dieser Früchte zu verschaffen: mit dieser Erklärung wird er 
schuldrechtlich berechtigt, § 43 AG., er wird berechtigt auf 
Herausgabe der Früchte, natürlich abzüglich der Herstellungs¬ 
kosten. Er erlangt diese Schuldrechtsmöglichkeit mit dem 
Augenblick der Herstellung der Exemplare und behält sie so 
lange, als die Früchte noch nicht vollständig von dem Rechte 
abgeschnitten sind, d. h. so lange die Exemplare noch nicht 
in das Eigentum eines endgültigen Erwerbers gefallen sind. 
Das Schuldrecht und der ihm gemäße Anspruch geht daher 

18 ) Vgl. Appellhof 7. März 1899, Droit (Taut. XII, p. 64. 

17 ) Dieses Fruchtrecht habe ich zuerst dargetan Autorrecht S. 229, 
807. Natürlich ist auch dieses lebhaft bestritten worden. Vgl. aber 
hierüber meinen Aufsatz in Grünhut Z. XXV, S. 237 ff. 
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gegen den Veranstalter des Nachdrucks sowie gegen den Ver¬ 
breiter, auch hier ohne Rücksicht auf den guten oder bösen 
Glauben, denn es handelt sich weder um Entschädigung, noch 
um Strafe, sondern um das Fruchtrecht, § 43, 42 AG. 

II. Das Fruchtrecht ist nicht ein Schuldrecht, sondern 
eine Schuldrechtsmöglichkeit; daher steht es nicht etwa ein 
und für alle Male demjenigen zu, der zur Zeit der Entstehung 
der Früchte autorberechtigt war, sondern es wandelt mit 
dem Recht: ein jeder Autorberechtigte kann durch seine Er¬ 
klärung die Schuldrechtsmöglichkeit zum Schuldrecht gestalten. 

Daher ist das Fruchtrecht ein Anhängsel des Ablassungs- 
anspruchs; es geht gegen jeden, der dem Ablassungsanspruch 
unterliegt. 

III. Das Fruchtrecht gilt in Bezug auf die hergestellten 
Exemplare, es gilt auch in Bezug auf die Vorrichtungen, in 
denen sich das Autorwerk in dauernder Weise verkörpert hat, 
also in Bezug auf die Tafeln oder Stereotypplatten; es gilt 
nicht in Bezug auf sonstige Vorrichtungen zur Herstellung 
des Druckes: diese sind Mittel, nicht Erzeugnisse des Autor¬ 
gutes. Trotzdem gibt bestimmungswidrig das Gesetz auch 
hier einen Anspruch auf Aneignung; dies ist ein grober 
Fehler, den man durch Auslegung in der Weise vermin¬ 
dern kann, daß man hier den Begriff der ausschließlich zu Ver¬ 
vielfältigung bestimmten Vorrichtungen möglichst auf solche 
beschränkt, in denen eine Darstellung des Werkes ent¬ 
halten ist. 

Ein zweiter grober Fehler ist, daß ein solches Fruchtrecht 
auch gegeben wird in Bezug auf Exemplare, die rechtmäßig 
hergestellt und nur unrechtmäßig verbreitet worden sind: 
diese sind Früchte des Autorgutes, aber keine solche, die in 
den Rechtskreis des Autorberechtigten fallen können: denn 
nur diejenigen Exemplare können seinem Kreise angehören, 
deren Fertigung unter der Herrschaft seines Rechts erfolgte, 
was bei Herstellungen nicht der Fall ist, die in Gebieten 
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stattfanden, in welchen sein Autorrecht nicht gilt. Hier sollte 
also nur von einem Anspruch auf Zurückstellung aus dem 
Verkehr, nicht von einem schuldrechtlichen Anspruch auf An¬ 
eignung die Bede sein. 

IV. In gleicher Weise wie die Buchexemplare sind auch hier 
die Scheiben eines Phonographen oder irgend einer anderen 
automatischen Darstellung zu behandeln, soweit nicht eine 
derartige automatische Darstellung außerhalb des Rechts¬ 
schutzes steht. 

V. Das Verhältnis zwischen dieser Schuldrechtsmöglich¬ 
keit und dem Vernichtungsanspruch ist das Verhältnis der 
Freiwahl 18 ): der Autorberechtigte kann wählen, und zwar 
ohne Beschränkung des Wahlrechts; er kann auch teilen und 
für einen Teil der Nachdrucksexemplare das eine, für den 
anderen Teil das andere verlangen. 

VI. Der Uebertragungsanspruch steht den mehreren Be¬ 
rechtigten zusammen zu, in der Art, daß er nur von allen 
zusammen gestellt werden kann. Dies gilt von mehreren 
Mitberechtigten, es gilt auch von den selbständig Berechtigten, 
sofern es sich um den Fall handelt, daß die Exemplare beides 
enthalten; wie sich die Sache im Verhältnis von Urwerk und 
Uebersetzung verhält, ist S. 366 darzulegen. 

Bei verbundenen Sonderrechten an Werken enzyklopädi¬ 
scher Art kann der Herausgeber die Uebertragung des Ganzen 
verlangen, aber nur mit Einwilligung der einzelnen Verfasser, 
denn er dürfte auch nicht ohne sie derartige Exemplare 
hersteilen. Die einzelnen Verfasser können nur auf Einzel¬ 
nachdrucke ihrer Beiträge greifen, sofern sie nicht als Teile 
des enzyklopädischen Ganzen, sondern als Einzelbeiträge nach¬ 
gedruckt worden sind: denn nur zu Einzeldrucken, nicht zur 
Vervielfältigung des Ganzen sind sie berechtigt. 


18 ) Ueber, Freiwahl Lehrb. des bürg. R. II, S. 57. 
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Im Verhältnis zwischen Verfasser und Verleger gilt fol¬ 
gendes: ist der Verleger für alle Auflagen oder wenigstens 
für so viel Auflagen berechtigt, daß die hergestellten Nach¬ 
drucksexemplare die Höhe der berechtigten Auflagen nicht 
überschreiten, dann hat der Verleger die Befugnis, die Ueber- 
tragung zu verlangen; dies gilt natürlich auch dann, wenn 
der Verleger noch gar nicht gedruckt hat, so daß er die 
Nachdrucksexemplare statt der ihm zustehenden Druckexem¬ 
plaren verwenden kann. Ist dies aber nicht der Fall, ist der 
Verleger nur berechtigt, eine Auflage herzustellen, so darf 
er die Nachdruckexemplare nicht beanspruchen, denn er würde 
sonst selber über sein Vervielfaltigungsrecht hinausgehen; das 
ist umso deutlicher, wenn man sich den Fall denkt, daß der 
Verleger selber der Nachdrucker ist, sofern er die Auflage 
überschritt. In solchem Falle kann nur der Verfasser die 
Uebertragung an sich beanspruchen; er kann es aber nur mit 
Einwilligung des Verlegers, denn der Verfasser wäre ja nicht 
berechtigt, während der Dauer des Verlagsrechtes Exemplare 
herzustellen. Höchstens das läßt sich als Auskunft, um die 
Vernichtung der Exemplare zu verhüten, aufstellen, daß der 
Verfasser die Uebertragung dann verlangen kann, wenn er 
Sicherheit dafür leistet, daß die Exemplare, solange das Ver¬ 
lagsrecht dauert, nicht in einer das Verlagsrecht verletzenden 
Weise in Verkehr gesetzt werden. 

VII. Eine urteilsmäßige Uebertragung gilt einem anderen 
Berechtigten gegenüber insoweit nicht, als sie seinem Vemich- 
tungsanspruch widerspricht: dieser kann seinen Vemichtungs- 
anspruch auch gegen denjenigen geltend machen, dem die 
Exemplare übertragen worden sind, denn sie können nur 
unter Wahrung des Vernichtungsanspruchs übertragen werden. 

VHI. Ein solches Fruchtrecht (Recht auf Uebertragung 
der Nachdruckexemplare) besteht auch in Ungarn a. 21, 
England 1842 s. 23, den Vereinigten Staaten a. 4964, 
Spanien a. 46, Mexiko a. 1208 f. (Exemplar oder Wert), 
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Nicaragua a. 806 f., Tunis a. 8, Guatemala a. 33, Z. 1, 
Venezuela a. 33, Kapland a. 6, Australien a. 49, 
60, 52. 

Ueber das Verfahren gibt in Ungarn VO. das Justiz¬ 
ministerium vom 10. Juni 1884 (bezw, 17. Juni 1884) a. 18 ff. 
nähere Vorschrift. 

IX. Es kann auch leicht Vorkommen, daß ein Exemplar 
eine Kombination mehrerer Autorrechte in sich verbindet, 
indem beispielsweise ein Werk widerrechtlich übersetzt worden 
ist und die Uebersetzung verbreitet wird. In diesem Falle 
enthält die Uebersetzung ein doppeltes Autorrecht, und wenn 
etwa diese Uebersetzung wieder zum Schulgebrauch umge¬ 
staltet wird, dann liegt ein dreifaches Autorrecht vor. Hier 
kann der Erstberechtigte nicht ohne den Zweitberechtigten 
das Fruchtrecht bezüglich des Exemplars geltend machen: 
mit anderen Worten, die Frucht mehrerer Rechte kann nur 
von mehreren zugleich in Anspruch genommen werden. Da¬ 
von ist eine Ausnahme zu machen in dem Falle, wenn das 
Fruchtrecht zur Geltung kommt gegenüber demjenigen, der 
durch widerrechtliche Nachbildung das erste Recht verletzt 
hat, z. B. gegenüber demjenigen, der widerrechtlich ein Werk 
übersetzt: hier wäre die in der Uebersetzung liegende Autor¬ 
rechtsleistung lediglich bei Berechnung der Herstellungs¬ 
kosten zu berücksichtigen; im übrigen könnte der Erstberech¬ 
tigte die Herausgabe verlangen, denn der Zweitberechtigte 
könnte nicht sein Fruchtrecht gegenüber dem ersten geltend 
machen, gegen den er gerade durch diese Fruchtziehung ge¬ 
sündigt hat. 


3. Schadenersatzrecht. 

§ 69. 

I. Von dem Ablassungs- und Fruchtanspruch wohl zu 
unterscheiden ist der schuldrechtliche Anspruch, der aus der 
Verpflichtung wegen unerlaubter Handlung hervorgeht, im 
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Falle des Vorsatzes wie der Fahrlässigkeit, §§ 36, 37 AG. 19 ). 
Geschieht nämlich die Verletzung aus Vorsatz oder Fahrlässig¬ 
keit, dann liegt eine unerlaubte Handlung vor, die schon nach 
den Grundregeln des bürgerlichen Rechts zum Schadenersatz 
verpflichtet, deren Folgen aber noch besonders im Autorrecht 
ausgesprochen sind, § 36, 37, Berechtigt ist der Verletzte, d. h. 
deqenige, dessen Vermögen durch die Tat, zur Zeit der Tat 
vermindert worden ist. Dieser Anspruch wandelt nicht; wenn 
daher das Autorrecht übergeht, so bleibt der Verletzte schaden¬ 
ersatzberechtigt und der Nachfolger kann nur infolge fort¬ 
dauernder weiterer Verletzung schadenersatzberechtigt werden. 
Höchstens kann er das Schadenersatzrecht des Vorgängers 
durch Forderungsübertragung erwerben, und er erwirbt es 
dann in dem Stande, in dem es bei dem Vorgänger war. 
Allerdings ist dabei zu berücksichtigen, daß die Vermögens¬ 
folgen des unberechtigten Druckes meist erst mit der Ver¬ 
breitung eintreten, unter Umständen allerdings schon vorher, 
z. B. wenn mit dem Druck eine große Reklame verbunden 
war. 

Auch durch Erlöschen des Autorrechts hört das einmal 
erworbene Schadenersatzrecht nicht auf. 

H. Schadenersatz ist in vollem Umfange zu leisten und 
zwar 

I. zunächst in der Gestalt einer sachlichen Wiederher¬ 
stellung, sofern die Verletzung etwa in dem Abschluß von 
Verträgen oder in der Herstellung von Einrichtungen bestand, 
die rückgängig gemacht werden können; 

2. vor allem aber in der Form des Geldgleichwertes. 

3. Im übrigen gilt der Grundsatz des Schadenersatzrechts; 
insbesondere auch: es wird nur vermögensrechtlicher Ersatz 


19 ) So auch das französische und belgische Recht; Trib. Brüssel 
16. Februar 1898, Droit d’auteur XI, p. 104 f. und die hier p. 105 an¬ 
geführten weiteren Entscheidungen; ferner Appellhof Alexandrien 11. Mai 
1904, Droit d’auteur XVIII, p. 75, 
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gewährt, kein Ersatz für den moralischen Schaden, kein seeli¬ 
sches Schmerzensgeld, da der Fall des § 847 B.G.B. nicht ge¬ 
geben ist, was zu den großen Mängeln unserer Gesetzgebung 
gehört. Etwas Besonderes galt nach unserem früheren Autor¬ 
recht (Gesetz 1870 a. 55) bezüglich der unerlaubten Auf¬ 
führung: hier war der ganze Rohertrag dem Verletzten ab- 
zuliefem 20 ). Dies rechtfertigte sich als ein durch Berück¬ 
sichtigung der ideellen Schätzung erhöhter Ersatz: wir haben 
leider auch dieses aufgegeben. Dagegen gehören zum Schaden¬ 
ersatz auch 

a) die Schäden, welche durch Entwertung des Schrift¬ 
werks infolge der Nachbildung entstanden sind 21 ), 

b) die auf Ermittlung der Zuwiderhandlung gerichteten 
Kosten. Andere Gesetze geben hier dem Richter eine be¬ 
sondere Freiheit 22 ). 

4. Der Schadenersatz kann vermindert werden, wenn eine 
Mitschuld des Berechtigten vorliegt, wenn er z. B. durch 
zweideutige Aeußerungen oder durch Unterlassung einer nach 
Verkehrsgewohnheit zu erwartenden Erklärung mit daran schuld 
ist, daß der Verletzer in Irrtum geriet und fahrlässig gehan¬ 
delt hat. Der Umstand aber, daß durch den Nachdruck das 
Werk bekannt geworden ist, kann nicht eine Minderung des 
Schadenersatzes, auch nicht eine Aufrechnung von Gewinn 
und Schaden bedingen; denn diese Wirkung wäre auch bei 
rechtmäßiger Verbreitung eingetreten 23 ). 


20 ) So auch England 3 und 4, Will. IV, 8. 2, Code pänal a. 428, 
429, Belgien a. 24, Rumänien STGB. a. 342, Ungarn a. 58, 
Monako a. 22, 23, Schweden a. 15, Spanien a. 25, Mexiko 
a. 1217, Nicaragua a. 815, Venezuela a. 17. Nach Portugal 
a. 596 der Reinertrag, nach Rußland § 45 das Doppelte des Roh¬ 
ertrages. 

21 ) Appellhof Turin 2. April 1901, Dellachä v. Testa in Giurisprud. 
Italiana 53. 

22 ) Australien a. 46. 

23 ) RG. 8. Juni 1895, Entsch. XXXV, S. 69. 
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5. Auch hier gilt der Grundsatz der unfreiwilligen Ge¬ 
schäftsführung: der Verletzer hat daher nicht nur dem Be¬ 
schädigten dasjenige zu ersetzen, was ihm durch die Ver¬ 
letzung abgeht, sondern er hat ihm allen Gewinn zu erstatten, 
der aus der verletzenden Tätigkeit hervorgeht 24 ), ganz ebenso 
wie wenn er im Interesse des Verletzten gehandelt hätte. Er 
ist daher auch verpflichtet, ihm Rechnung abzulegen und alle 
Auskunft zu geben wie ein Verwalter und Geschäftsführer. 
Alles dieses gilt aber nur bei vorsätzlicher Zuwiderhandlung. 

TTT 1. Greift jemand durch eine Handlung in mehrere 
Autorrechte ein, z. B. es verletzt jemand zugleich das Ori¬ 
ginalrecht und das Recht des Uebersetzers, so hat jeder von 
diesen einen entsprechenden Entschädigungsanspruch, ebenso 
wenn jemand ein Drama aufführt, das nach dem Roman eines 
Schriftstellers gearbeitet ist: hier kann ein Eingriff zugleich 

24 ) RG. 8. Juni 1895, Entsch. XXXV, S. 64, Appellhof Lüttich 
17. Juli 1895 und die übrigen im Droit d’auteur IX, p. 41, 150 erwähnten 
belgischen Entscheidungen. Im übrigen vgl. bezüglich der Schweiz 
Kantongericht Waadt, 26. April 1895, Droit d’auteur IX, p. 48. Zum 
Ganzen Lehrb. des bürgerl. Rechts II, S. 122 f., 181 f. So auch 
Australien a. 46. Ganz in meinem Sinne entschied auch der argen¬ 
tinische Richter Quesada 3. Februar 1903: Tal doctrina encara al 
usurpador ö explotador de obra ajena como poseedor de mala fe: 
a) este es responsable del deterioro de la cosa, aun cuando hubiera 
ocurrido por caso fortuito y aunque, estando en poder del dueno, no lo 
hubiera este evitado; b) quedando obligado ä entregar 6 pagar los 
frutos de la cosa, que hubiere percibido y los que, por su culpa, hubiere 
dejado de percibir, y aun, tratändose de una cosa no fructifera, si el 
propietario hubiere podido sacar un beneficio de ella; c) debe restituir 
los productos que hubiere obtenido de la cosa, y que no entran en la 
clase de frutos propiamente dichos; d) y considerando como „frutos“ 
de una obra intelectual los que ella es susceptible de producir, sea 
espontäneamente, sea con la ayuda del träbajo del hombre, asi como 
los emolumentos pecuniarios que puedan obtenerse de ella (Quesada 
p. 53). Dieses vortreffliche Urteil wurde allerdings am 29. August 1903 
vom Appellhof aufgehoben und es erfolgte sodann eine recht verkehrte 
Entscheidung der ersten Instanz vom 3. Juni 1904, die am 18. Februar 
1905 bestätigt wurde. Vgl. Droit d’auteur XVIII, p. 33 und 73. 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 24 
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in das Recht des Romanschriftstellers und in das Recht des¬ 
jenigen rorliegen, der den Roman zum Drama bearbeitet hat. 
Ein solcher Eingriff kann natürlich dann gegeben sein, wenn der 
Bearbeiter des Romans oder der Uebersetzer mit Einwilligung 
des Originalverfassers gearbeitet hat, aber auch dann, wenn 
er ohne seine Einwilligung handelte, und zwar 1. einmal, 
wenn er zwar übersetzt und bearbeitet, aber davon noch keinen 
unbefugten Gebrauch gemacht, also Uebersetzung und Drama 
nicht vervielfältigt und verbreitet hat; er kann aber auch 
2. dann stattfinden, wenn der Uebersetzer oder Bearbeiter 
nicht nur übersetzt und bearbeitet, sondern von dem Werke 
auch einen unbefugten Gebrauch gemacht hat: denn das 
hindert nicht, daß ihm das Recht des Bearbeiters und des 
Uebersetzers zukommt und daß dieses durch die Handlung 
des Dritten verletzt werden kann. Der Maßstab der Ent¬ 
schädigung wird gefunden, indem man sich fragt, wieviel für 
die Genehmigung des Originalverfassers zu zahlen gewesen 
wäre: zu diesem Betrage muß auch von der Entschädigung, 
welche der Yerletzer beider Rechte zu leisten hat, an den 
Verfasser des Urmanuskriptes kommen. Nimmt man z. B. an, 
daß, wenn der Uebersetzer mit Zustimmung des Verfassers 
gehandelt hätte, der Betrag des Ganzen zwischen beiden zu 
halb und halb geteilt worden wäre, so muß in gleicher Weise 
die Entschädigung des Dritten, der beide Rechte verletzt hat, 
zur Hälfte an den Uebersetzer, zur Hälfte an den Original¬ 
verfasser kommen. 

Und man kann nicht sagen, daß hier der Uebersetzer aus 
seiner unerlaubten Handlung Rechte ableite: denn die An¬ 
fertigung der Uebersetzung war nicht unerlaubt, unerlaubt 
war es nur, daß er davon Gebrauch machte: die Autorver¬ 
letzung des Dritten knüpft sich aber nicht an diesen letzteren, 
sondern nur an den ersten Teil seiner Handlungsweise: sie 
ist zu behandeln, wie wenn der Uebersetzer nur übersetzt, 
nicht von seiner Uebersetzung einen unerlaubten Gebrauch 
gemacht hätte. 
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In gleicher Weise ist es zu behandeln, wenn jemand durch 
unbefugte Opernaufführung in das Recht des Dichters und 
des Tonmeisters zugleich eingreift. Manche Rechte haben für 
diesen Fall insofern besondere Bestimmung, als sie überhaupt 
für die Verteilung der Einnahmen einen Maßstab aufstellen 25 ); 
eine Gleichstellung des Dichters und Tonmeisters ist ange¬ 
messen 26 ). 

2. Natürlich hat auch der Teilberechtigte, namentlich der 
Verleger, ein entsprechendes Schadenersatzrecht 27 ). 

IV. Die Schuldverpflichtung ist eine Verpflichtung aus 
Unrechter Tat; sie trifft daher alle Mit wirkende als Gesamt¬ 
schuldner, sie trifft auch den Gehilfen, § 830 B.G.B. 28 ). 

Als Gehilfe der Verletzung gilt nach einer verbreiteten 
französischen Praxis auch, wer seinen Saal für eine unerlaubte 
Aufführung bereit stellt 29 ), oder der Gastwirt, der in seiner 
Wirtschaft eine unbefugte Aufführung duldet 30 ). Die deutsche 
Rechtspflege geht nicht so weit: sie macht mit Recht zwar 
den Theater- und Musikunternehmer, nicht aber den Eigen- 

25 ) Vgl. oben S. 258. 

20 ) Ueber die hier maßgebenden Gesichtspunkte auch Arch. f. ziv. 
Prax. 85, S. 368 f. 

27 ) Seinetrib. 3. Februar 1859, Pataille 1859, p. 90. 

28 ) Ueber den Gehilfen ygl. auch Australien a. 58. 

29 ) Vgl. Appellhof Douai 18. Juli 1899, Trib. St. Prieux 28. Dez. 
1903, Droit d’auteur XII, p. 146, XVII, p. 137; vgl. aber auch Appell¬ 
hof Paris 12. Mai 1899, ib. XII, p. 147; so auch Trib. Luxemburg 

28. Juni 1902, ib. XVI, p. 99, Appellhof Lüttich 6. Januar 1900, ib. 
XIV, p. 122; so auch der pretore in Rom 6. November 1890, Diritti 
d’aut. IX, p. 134. 

Anders dagegen das Schweizer Bundesgericht 12. Juni 1903 und 

29. Dez. 1903, Gew. Rechtsschutz IX, S. 274, Droit d’auteur XVIII, 
p. 37, wo auch Entscheidungen von 1896, 1899 angeführt sind. 

30 ) Kass.-Hof Brüssel 16. Dez. 1895, Droit d’auteur IX, p. 28; anders 
Strafgericht Basel 14. Dez. 1897, ib. XI, p. 86. Dazu gehört es aber 
nicht, wenn Gaste ohne vorherige Ankündigung ein Lied singen, Friedens¬ 
gericht Amiens 28. Sept. 1904, Ann. de droit comm. XIX, p. 148. Die 
Haftung des Saalwirts hat auch Australien a. 51. 
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tümer des Saales verantwortlich 81 ): daß eine Stadt, in deren 
Anlagen die Musik spielt, nicht haftbar ist, nimmt man auch 
in Frankreich an 82 ). 

Als Gehilfen hat man ferner den Verleger einer Zeit¬ 
schrift erklärt, in der ein Dritter eine Autorverletzung bringt 88 ). 
Das ist nach Umständen richtig, regelmäßig nicht, weil der 
Verleger die Herstellung des Textes dem Herausgeber über¬ 
läßt und überlassen darf. Aber allerdings Einwirkungen der 
Verleger können Vorkommen und kommen vor. 

Eine schuldhafte Handlung gegen das Autorrecht kann 
auch mittelbar geschehen, indem jemand einen anderen ver¬ 
anlaßt, eine in das Autorrecht einschlagende Handlung vor¬ 
zunehmen. Handeln hier alle Personen vorsätzlich, so liegt 
einfache Mittäterschaft vor, aber auch wenn alle Personen 
fahrlässig handeln, so ist eine fahrlässige Mitbetätigung sämt¬ 
licher gegeben. Handelt dagegen derjenige, welcher zunächst 
diese Rechtshandlungen vornimmt, ohne Fahrlässigkeit und 
Vorsatz, dagegen der Veranlassende vorsätzlich oder fahr¬ 
lässig, dann liegt eine mittelbare Rechtsverletzung vor, und 
der mittelbare Rechtsverletzer haftet wie bei einem unmittel¬ 
baren Rechtseingriff. 

Ueber die Haftung der Handelsgesellschaft für ihre Or¬ 
gane, insbesondere der Aktiengesellschaft und der offenen 
Handelsgesellschaft, gelten auch hier die gewöhnlichen Grund¬ 
sätze 84 ): sie haften, denn sie sind juristische Personen, unter¬ 
liegen daher dem § 31 B.G.B. 85 ). 


81 ) RG. 10. Juli 1896, Entsch. XXXVIII, S. 23, Z. f. Els.-Lothr. 
XXI, S. 422 (in Verbindung mit ebenda XVIII, S. 156). 

82 ) Seinetrib. 11. April 1889, Diritti d’aut. IX, p. 8, Trib. Lille 
3. März 1904, Ann. de droit comm. XVIII, Bull. p. 187. Vgl. aber 
auch Trib. Laval 19. Juli 1889, Diritti d’aut. IX, p. 75. 

83 ) Appellhof Paris 24. Dez. 1891 (chamb. correct.), Droit d’auteur 
V, p. 50. 

84 ) Vgl. auch RG. 5. Februar 1886, Entsch. XV, S. 121. 

85 ) Lehrb. des bürgerl. Rechts I, S. 331 f. 
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Y. Der gutgläubige Verletzer des Autorrechts ist nicht 
verpflichtet, zu entschädigen, aber auch nicht eine ungerecht¬ 
fertigte Bereicherung herauszugeben, denn die Folgen der 
Verletzung sind in §§ 36 f. AG. gegeben und dürfen nicht aus 
dem allgemeinen Rechte ergänzt werden, da hier eigenartige 
Gesichtspunkte obwalten. In der Tat wäre eine derartige Be¬ 
reicherungshaftung hier nicht angemessen, da die Grenzen 
des Autorrechts viel schwieriger und biegsamer sind, als die 
Grenzen des Rechts an körperlichen Sachen, und die Rechts¬ 
ordnung davon ausgeht, daß ein schuldloses Hinübergreifen 
eine natürliche Folge sachlicher Unbestimmtheiten ist, bei 
welchen das Recht ebensowenig das strenge Einzelrecht gelten 
lassen darf, wie bei anderen Grenzschwierigkeiten; vgl. § 920 
B.G.B. 36 ). 

VI. Der Schadenersatzanspruch untersteht einer 3jährigen 
Verjährung; er sollte eigentlich den Bestimmungen der 
§§ 852, 853 unterliegen: ohne genügenden Grund hat man 
aber den objektiven Beginn vorgezogen, nur daß 1. beim 
Nachdruck die Verbreitung als der Ausgangspunkt betrachtet 
wird mit Rücksicht auf den oben (S. 372) entwickelten Ge¬ 
sichtspunkt, und daß 2. bei der Verbreitung die letzte Ver¬ 
breitungshandlung den Ausgangspunkt bildet; was nur so zu 
verstehen ist, daß, wenn auf eine Verbreitungshandlung A 
eine Verbreitungshandlung B folgt, die bezüglich der ersten 
stattfindende Verjährung unterbrochen wird, woraus folgt, daß, 
wenn bezüglich einer Verbreitungshandlung die 3jährige Ver¬ 
jährung abgelaufen ist, sie nicht mehr fürder in Betracht ge¬ 
zogen werden kann, §§ 50, 51 AG. Und ebenso verhält es 
sich bei Aufführung und Vortrag. 

Im übrigen gelten, was Hemmung und Unterbrechung 
betrifft, die Bestimmungen des B.G.B.; ein urteilsmäßig fest¬ 
gesetzter Entschädigungsanspruch verjährt in 30 Jahren, 
§ 218 B.G.B. 

36 ) Lehrb. des bürgerl. Rechts II, S. 459 f. 
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4. Schutzformen und Bechtsyerfolgung. 

§ 70. 

1. Wie im Patentrecht, so haben auch im Autorrecht 
manche Staaten besondere prozessuale, ja auch selbst¬ 
hilferische Schutzformen. 

II. 1. Eine prozessuale Schutzform ist die Beschlagnahme 
von Exemplaren, um einerseits die künftige Vernichtung und 
Uebertragung vorzubereiten, anderseits sich den Beweis der 
Verletzung und des Umfangs der Verletzung zu verschaffen 
und damit der etwaigen gerichtlichen Klage tatsächlichen Halt 
zu geben und ihr im Beweisverfahren zum Siege zu ver¬ 
helfen. 

Wir haben leider derartige Mittel des Verfahrens im Zivil¬ 
prozeß nicht, was dazu geführt hat, das Strafverfahren vor 
dem Zivil verfahren zu bevorzugen. 

Dies ist ein Fehler: es ist immer eine Verschlimmerung 
der Verhältnisse, in Streitigkeiten, deren Hauptgebiet das 
Zivilrecht ist, das strafrechtliche Element unnötig heranzu¬ 
ziehen. 

Mit Recht kennen daher verschiedene Gesetze zivilprozes¬ 
suale Mittel: daß auf Anrufung des (wirklichen oder künfti¬ 
gen) Klägers und eventuell unter Stellung einer Sicherheit, 
der Gerichtsvorsitzende eine Durchsuchung, Feststellung durch 
Beschreibung und neue Beschlagnahme verfüge. So skizziert 
im französischen Gesetz von 1793 und weiter ausgeführt in 
Belgien a. 29 ff., Luxemburg a. 30 ff., Monako a. 28 ff., 
vgl. auch Schweiz a. 16, Japan a. 36, neuerdings Austra¬ 
lien a. 52. 

2. Selbsthilferische Schutzformen bietet neuer¬ 
dings das Gesetz von Australien. 

Der Berechtigte kann 

a) durch ankunftsbedürftige Erklärung verlangen, daß ihm 
Verletzungsexemplare (bei Strafvermeiden) ausgeliefert werden, 
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sofern er gerechtfertigte Gründe hat, anzunehmen, daß sich 
solche im Besitz des anderen befinden; a. 53. 

b) Der Musikberechtigte kann durch ankunftsbedürftige 
Erklärung verlangen, daß eine Aufführung (bei Strafver¬ 
meiden) unterbleibe, sofern er gerechtfertigte Gründe hat, 
anzunehmen, daß auf solche Weise gegen sein Recht verstoßen 
werde; a. 54. 

c) Der Berechtigte kann unter denselben Voraussetzungen 
einen Polizisten beauftragen, Nachforschungen nach Ver¬ 
letzungsexemplaren zu halten; a. 56. 

d) Gegen Mißbrauch der Befugnis zu a und b besteht ein 
doppelter Schutz: 

a) Geldstrafe, falls keine gerechtfertigten Gründe vor¬ 
liegen, 

ß) Gefängnisstrafe, falls die Erklärung wissentlich falsch 
abgegeben worden ist. 

III. Der Entscheidung kann eine einstweilige Verfügung 
vorhergehen, welche in gewöhnlicher Weise ein Verbot ent¬ 
hält, mit dem die Androhung einer Zuwiderhandlungsstrafe 
sofort oder nachträglich verbunden werden kann. Dabei kann 
auch eine Beschlagnahme der Nachahmungen oder des durch 
unerlaubte Nachahmung oder Aufführung erlangten Geldes 
bewirkt werden. 

Die allgemeinen Bestimmungen über einstweilige Ver¬ 
fügungen reichen hier aus, es bedarf keiner Sonderbestimmung. 
Solche haben einige Länder bezüglich der unerlaubten Auf¬ 
führungen : diese sollen einstweilen verboten und die Einkünfte 
beschlagnahmt werden, so Spanien a. 49 und Regl. a. 63, 104 
und Kgl. VO. 21. März 1891 (alles administrativ); ähnlich 
Italien a. 14 (auch auf administrativem Wege). 

IV. Ueber die reichsgerichtliche Zuständigkeit in 
3. Instanz vgl. § 59 AG., § 49 VG. 
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II. Strafrechtliche Ausgleichung. 

§ 71. 

I. Es war ein großer Fehler des bisherigen Gesetzes, daß 
nicht nur die vorsätzliche, sondern auch die fahrlässige Autor¬ 
rechtsverletzung strafrechtliche Ahndung nach sich zog. Das 
hat dahin geführt, daß in einer bei anderen Völkern nicht 
erhörten Weise die autorrechtlichen Fragen in das strafrecht¬ 
liche Gebiet hineingezogen wurden, was, wie S. 374 bemerkt, 
ein Fehler ist und zur Verbitterung der menschlichen Verhält¬ 
nisse führt. Schon längst habe ich zur Geltung gebracht, 
daß, wie beim Eigentum nur die vorsätzliche Verletzung in 
den Schatten des Strafrechts eintritt, so auch bei Immaterial¬ 
rechten nur die vorsätzliche Verletzung gestraft werden soll. 
Das Richtige ist nunmehr in unserem Gesetze durchgedrungen, 
§ 38 AG. 

II. Strafrechtliche Behandlung der Autorverletzung findet 
sich in verschiedenen Gesetzen, so in den Vereinigten Staa¬ 
ten, in s. 4966 bezüglich der unerlaubten Aufführung und in 
den Landesgesetzen oben S. 119 3 7 ), so im Code penal a. 425 f. 
und den ihm nachgebildeten Bestimmungen; eigenartig aber 
Belgien a. 22 (S. 377). So jetzt auch Australien (1905) 
a. 50; ferner Finnland a. 19 ff. 

III. 1. Ueber den Vorsatz gelten die gewöhnlichen Grund¬ 
sätze. Der Vorsatz braucht nicht Absicht zu sein, d. h. es 
genügt das Bewußtsein, daß eine Darstellung in den Kreis 
eines fremden Schriftwerkes eingreift, dieser Eingriff braucht 
nicht in Absicht zu erfolgen; ja, eine solche Absicht wird 
häufig durch den Umstand ausgeschlossen sein, daß das Ein- 


87 ) Dazu kommt noch Massachusetts 29. Marz 1904, Minnesota 
15. März 1905, Kalifornien 18. März 1905, Wisconsin 1. Juni 1905, 
Connecticut 7. Juni 1905, Michigan 16. Juni 1905, und von früherer 
Zeit New Hampshire 18. März 1895, Droit d’auteur XX, p. 1 ff. 
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dringen in einen fremden Kreis als ein völlig unerheblicher 
Gesichtspunkt zurückgedrängt ist gegenüber der Absicht der 
Selbstbetätigung. 

2. Der Vorsatz braucht auch nicht mit Gewinnabsicht 
verbunden zu sein 38 ). 

Es wäre allerdings nicht uneben, in Fällen, wo die Verletzung auf 
bessere ethische Absichten zurückgeht, sich mit dem bürgerlichen Schutze 
zu begnügen und das Strafrecht zu lassen. So das belgische Recht 
nach der Auslegung der Plenarentscheidung des dortigen Kassationshofs 
16. Mai 1894, Pasicr. Beige 1894, I, p. 209, Droit d’auteur VII, p. 181, 
vgl. auch Tribun. Löwen 81. Dezember 1901, Droit d’auteur XV, 
p. 79 f. 

3. Das Bewußtsein, daß die Darstellung in den Kreis eines 
fremden Schriftwerkes eingreift, braucht sich nicht zum 
Bewußtsein auszuweiten, daß die Darstellung in den.Kreis 
eines fremden Schriftwerk rechts eingreift, sondern es genügt, 
wenn der Täter jenes Bewußtsein hat, verbunden mit der be¬ 
wußten Pflichtwidrigkeit, sich in ein außerhalb seiner stehendes 
Bereich einzudrängen, ohne sich versichert zu haben, ob dieses 
außerhalb seiner Person stehende Bereich ein menschlich ge¬ 
meinsames oder ein menschlich gesondertes ist. Bei der Fülle 
der menschlichen Sonderungen ist es jedermanns Sache, bevor 
er in einen außer ihm stehenden Kreis eintritt, sich über diesen 
Punkt Kunde zu verschaffen. Wer dies nicht tut, handelt bewußt 
gegen die Rechtsordnung; denn diese gibt ihm auf, solche 
außerhalb seiner liegenden Kreise nur nach erfolgter Erkun¬ 
dung zu betreten 39 ). 

4. Das frühere Gesetz sprach besonders aus, daß, wenn 
ein zivilrechtlicher Irrtum vorlag, der Täter entschuldigt war. 
Dies gilt umsomehr heutzutage, wo der Täter nur wegen vor- 


38 ) RGr. 20. Juni 1905, Entsch. Strafs. 37, S. 369; franz. Kass.- 
Hof 9. Mai 1891, Appellhof Rennes 5. Januar 1892, Droit d’auteur V, 
p. 50. 

89 ) Vgl. belgischen Kass.-Hof 16. Dez. 1895, Droit d’auteur IX, 

p. 28. 
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sätzlicher Autorverletzung "strafrechtlich behandelt wird. Der 
Unterschied zwischen zivilrechtlichem und strafrechtlichem 
Irrtum ist zwar in der neueren Zeit mannigfach angefochten 
worden; darauf soll anderwärts eingegangen werden. Diese 
Anfechtungen sind größtenteils verfehlt; jedenfalls haben sie 
da keinen Bestand, wo das Strafrecht einschreitet wegen Ver¬ 
letzung eines bürgerlichen Rechts, wie hei der Autorverletzung: 
in diesem Falle ist alles, was sich auf das Dasein oder Nicht¬ 
dasein, auf den Umfang des bürgerlichen Rechts und auf die 
etwaigen Ausnahmen seiner Wirkungskraft bezieht, Teil des 
bürgerlichen Rechts und wird nach bürgerlichem Recht be¬ 
urteilt. So auch hier. 

Die Pflichtwidrigkeit, welche der Vorsatz des § 38 ver¬ 
langt,, ist die Pflicht Widrigkeit in Bezug darauf, daß eine 
Tätigkeit in das Autorrecht eingreift oder es verletzt; dies ist 
allerdings im Gesetzeswort nur ungenügend zum Ausdruck ge¬ 
bracht: das Strafgesetz hat den Ziviltatbestand zerpflückt, an¬ 
statt sich einfach auf das durch den Ziviltatbestand hervor¬ 
gerufene Zivilrecht zu beziehen. Solches ist aber ein Ungeschick 
des Ausdrucks, es ist nicht die Wahl eines grundsätzlich ver¬ 
schiedenen Standpunktes: der Zivilirrtum wird hierdurch nicht 
zum Strafirrtum gestempelt 40 ). 

IV. Geschieht die Verletzung durch Herstellung und Ver¬ 
breitung der so hergestellten Exemplare oder geschieht sie 
durch eine Mehrheit von Herstellungs- und Verbreitungs¬ 
handlungen, so liegt fortgesetzte Missetat vor 41 ). Hierbei ist 
aber zu bemerken: 

1. Möglicherweise ist nur ein späteres Handeln eine Misse¬ 
tat, wenn der Vorsatz erst später beginnt 42 ); 

2. fortgesetzte Missetat liegt nur bezüglich eines und des- 


40 ) Der Fehler des Gesetzes ist häufig; es wird aber dadurch nicht 
besser, daß man zum Gesetzesfehler einen Fehler der Doctrin hinzufügt. 

41 ) RG. 22. Dez. 1884, Entsch. Strafs. XI, S. 333. 

4a ) RG. 28. April / 5. Mai 1884, Entsch. Strafs. X, S. 405. 
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selben Werkes vor: jedes Werk, das nachgedruckt oder ver¬ 
breitet wird, begründet eine besondere Missetat 43 ); 

3. fortgesetzte Missetat ist auch nur bei Gleichheit der 
Personen gegeben, weshalb, wenn Herstellung und Verbrei¬ 
tung von verschiedenen Personen erfolgt, sie nicht Mittäter 
sind und darum der § 63 St.G.B, bezüglich der Unteilbarkeit 
des Antrags nicht gilt 44 ). 

V. Der Unterschied zwischen Täter und Teilnehmer richtet 
sich nach den allgemeinen strafrechtlichen Grundsätzen. Als 
Täter gilt bei allen gewerblichen Vergehungen derjenige, in 
dessen Gewerbe sie begangen werden; es müßte denn sein, 
daß dieser die Ordnung der Sache nach der Richtung des 
Autorrechts hin einem anderen überlassen hat, in welchem 
Falle dieser andere, wenn er die Anordnung in vorsätzlicher 
Weise trifft, als der Täter zu behandeln ist; während sonst, 
wenn der Veranstalter vorsätzlich handelt, der unter ihm 
stehende Leiter der Sache nur als Gehilfe zu betrachten 
ist 45 ). 

Diejenigen, welche einer solchen Tätigkeit obliegen, daß 
ihnen eine Nachprüfung nicht zukommt, daß sie vielmehr ohne 
weiteres als Glieder eines größeren Organismus ihre Teil¬ 
funktion zu versehen haben, können weder als Täter noch als 
Gehilfen betrachtet werden. Weder kann man die Schau¬ 
spieler noch die Musiker eines Theaters, noch kann man 
Faktor oder Setzer einer Druckerei wegen Verletzung des 
Autorrechts bestrafen, auch wenn sie mit der Sachlage ver¬ 
traut sein sollten, denn ihre Stellung verbietet ihnen ein jedes 
Hineinreden: wollten sie sich das erlauben, so würde die ganze 


4 ») RR. 29. März 1881, Entsch. Strafe. IV, S. 86. 

44 ) KG. 17. Februar 1896, Entsch. Strafs. XXVIII, S. 175. Vgl. 
meinen Aufsatz im Arch. f. Strafrecht 58, S. 153 f., Rathenau im 
aewerbl. Rechtsschutz X, S. 354. 

45 ) Ueber die Teilnahme bei Autorrechtsverletzungen vgl. auch schon 
Preuß. Obertrib. 7. Dez. 1860, aoltd. Arch. IX, S. 111. 
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Ordnung des Unternehmens Schiffbruch leiden. Ein Ver¬ 
antwortlichmachen dieser Personen paßt darum durchaus 
nicht in den Rahmen der gerechten Beurteilung 46 ): ihnen 
fehlt der Verletzungs- wie der Beihilfevorsatz, weil sie in Be¬ 
zug auf das Ganze keinen Vorsatz haben, sondern nur einen 
auf die Teilfunktion bezüglichen Willen; was schon daraus 
hervorgeht, daß sie vielfach gar nicht verstehen, was schließ¬ 
lich herauskommt. 

Was oben (S. 372) über mittelbare Rechtsverletzung gesagt 
wurde, gilt auch für die strafrechtliche Verantwortung, und ins¬ 
besondere hat hier der Verfasser, der ein fremdes Werk vor¬ 
sätzlich widerrechtlich in Verlag gibt, als Täter einzustehen, 
sofern der Verleger nicht vorsätzlich, sondern entweder schuld¬ 
los oder bloß fahrlässig handelte 47 ). Früher sprach man be¬ 
sonders von der Strafbarkeit des Veranstalters und Veranlassers 
— allein dies sind keine besonderen strafrechtlich bedeutsamen 
Kategorien 48 ). 

VI. Die Autorverletzung ist ein Vergehen im Sinne des 
St.G.B.; sie unterliegt einer Strafe von 3—3000 Mark, § 38 
AG. Daher ist 

1. der Versuch nicht strafbar, da er nicht besonders für 
strafbar erklärt wird (über Vollendung vgl. § 41 AG.); 

2. dagegen ist Beihilfe und Begünstigung strafbar, und 
die Androhung mit Autorverletzung ist für eine Nötigungs¬ 
drohung genügend (§ 240 St.G.B.); 

3. der Duchesneparagraph (§ 49 a St.G.B.) findet keine 
Anwendung. 

46 ) Richtig High Court London 27. Juni 1896, Gewerbl. Rechtssch. 
II, S. 67. 

47 ) So auch Appellhof Paris 12. April 1862 und 12. Juli 1862, 
Pataille 1862, p. 228 und 814. 

48 ) Ueber Veranstalter vgl. RGh 1. Okt. 1888 und 2. Febr. 1885, 
Entsch. Strafs. IX, S. 111, XII, S. 34, 22. Juni 1886, ebenda XIV, 
S. 237. Ferner RGk 22. November 1897, ebenda XXX, S. 339. Vgl. 
auch Finnland a. 24. 
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VH. Die Umwandlung der Geldstrafe in Gefängnisstrafe 
erfolgt nach gewöhnlichen Regeln, jedoch nicht über sechs 
Monate. 

Ueber die Strafausmessung ist zu bemerken, daß manche 
Gesetze täuschende und verhüllende Maßnahmen, Titelände¬ 
rungen u. s. w., als erschwerenden Umstand behandeln 49 ). 

Vm. Es kann auf Buße erkannt werden, § 40 AG. Die 
Buße ist wie immer nicht nur eine Entschädigung für den Ver¬ 
mögensschaden, sondern auch eine Genugtuung für dasjenige, 
was der Verletzte durch die Widerrechtlichkeit des anderen 
seelisch erduldet. Daher bedarf es bei dem Bußbegehren keines 
Nachweises des erlittenen Vermögensschadens 50 ). 

Auf solche Weise wird einigermaßen, obschon nur sehr 
unvollkommen, der Mangel des bürgerlichen Schadenersatz - 
rechts ausgeglichen. 

IX. 1. Zum Zweck der Vernichtung der hergestellten 
oder verbreiteten Exemplare und der zur Vervielfältigung 
dienenden Vorrichtungen kann die strafprozessuale Einziehung 
ausgesprochen werden, § 46 AG. Das die Einziehung aus¬ 
sprechende Urteil bewirkt Uebergang in das Eigentum des 
Staates zum Zweck der Vernichtung. Auch hier beziehen 
sich die Befugnisse bei teilweiser Autorverletzung auf den 
verletzenden Teil des Werkes 51 )-, auch was die Person des 
Berechtigten im Falle mehrerer Mitberechtigten und was 
die Einziehung nach Ablauf der Schutzfrist betrifft, gilt das 
obige. 

2. Die Einziehung ist eine polizeiliche, nicht eine straf¬ 
rechtliche; sie erfolgt nicht, um dem Täter ein Uebel zuzu¬ 
fügen, sondern um zu verhindern, daß die Nachdrucksexem- 


49 ) Venezuela a. 34. 

50 ) Vgl. RG. 18. März 1880 und 20. Juni 1882, Entsch. Strafe. I, 
S. 329, VI, S. 398. 

61 ) RG. 15. Mai 1885, Entsch. Strafe. XII, S. 198. 
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plare in den weiteren Verkehr kommen; sie erfolgt im Inter¬ 
esse der Verwirklichung des bürgerlichen Rechts 52 ). 

Daraus ergibt sich: 

a) Auch hier tritt an Stelle der Vernichtung anderwärtiges 
Unschädlichmachen, soweit dies in genügender und sicherer 
Weise geschehen kann und die entsprechenden Kosten über¬ 
nommen werden. 

b) Auch hier geht die Maßregel nicht nur gegen Täter 
und Teilnehmer, sondern auch die Erben und die Weiter¬ 
verbreiter, §§ 42, 46 AG.; aber auch nur gegen sie: Rechte 
Dritter werden insoweit gewahrt, als sie dem bürgerlichrecht¬ 
lichen Vemichtungsanspruch nicht unterliegen. 

c) Sie kann auch erfolgen auf dem Wege des objektiven 
Strafverfahrens; so wenn der Beschuldigte flüchtig oder geistes¬ 
krank ist oder stirbt oder auch, wenn ihm die Strafe auf dem 
Begnadigungswege erlassen ist. Vgl. § 47 des AG. in Ver¬ 
bindung mit §§ 477f. Strafprozeßordnung. Aber auch bei Frei¬ 
sprechung oder Verjährung kann die- Einziehung erfolgen, 
weil es immerhin angemessen ist, daß die bereits tätig ge¬ 
wordene Strafgewalt sich der polizeilichen Funktion unter¬ 
ziehe. 

3. Die Einziehung geschieht im Interesse der Verwirk¬ 
lichung des bürgerlichen Rechts; daraus folgt: 

a) Sie geschieht nur auf besonders hierauf gestellten An¬ 
trag : der Antrag auf Strafverfolgung genügt nicht (§ 47 AG.) 58 ), 
ebensowenig der Antrag auf Beschlagnahme 54 ), denn es han¬ 
delt sich nicht um Strafe, sondern um Verhütung weiterer 
Verletzungen. Der Antrag kann auch mit Beschränkung ge¬ 
stellt werden, z. B. in Bezug auf eine bestimmte Anzahl oder 
eine bestimmte Art von Exemplaren. 

52 ) In Frankreich besteht in dieser Beziehung viel Streit; vgl. Kass.- 
Hof 29. Dez. 1882, Dalloz 1884,1, p. 869, Appellh. Paris 24. Dez. 1896, 
Ann. XI, Bull. p. 199 u. a. 

58 ) R Qr. 14./21. Januar 1886, Entsch. Strafs. XIII, S. 324. 

54 ) RGh 28. März 1893, Arch. f. Strafk. 40, S. 452. 
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b) Der Einzugsantrag kann auch ohne Strafantrag gestellt 
werden; dann beschränkt sich das Verfahren hierauf, § 47 
AG. 55 ): die Möglichkeit des objektiven Verfahrens ist somit 
ausgedehnt. Für diesen Antrag mag, da die polizeiliche Ein¬ 
ziehung und Vernichtung vornehmlich im Einzelinteresse des 
Verletzten erfolgt, die Bevollmächtigung des Rechtsanwalts 
für den bürgerlichen Prozeß genügen 56 ). 

c) Die Staatsanwaltschaft kann die objektive Verfolgung 
ablehnen und sie der Privatklage überlassen, § 47 AG. Dann 
kommen, namentlich was die rechtsanwaltschaftliche Vertretung, 
die Rücknahme der Privatklage, die Wirkung des Todes des 
Anklägers betrifft, die Grundsätze der Privatklage in An¬ 
wendung. 

d) Findet ein Zusammenstoß mit einem vollstreckbaren 
bürgerlichen Vernichtungsanspruch statt, so geht dieser vor. 

e) Die strafrechtliche Einziehung erfolgt nur unter Vor¬ 
behalt des Fruchtrechts: sie soll dazu helfen, das bürgerliche 
Recht zu verwirklichen, § 48 AG. Das oben gekennzeich¬ 
nete Fruchtrecht kann auch dem einziehenden Staate gegen¬ 
über geltend gemacht werden; es kann es, solange die Ver¬ 
nichtung noch nicht erfolgt ist. Daher kann: 

a) der Antragsteller selbst mit dem Antrag auf Einziehung 
die Erklärung verbinden, daß er von seinem Fruchtrechte 
Gebrauch macht; 

ß) ein jeder Fruchtberechtigte kann intervenieren und be¬ 
gehren, daß statt der Vernichtung die Uebertragung statt¬ 
finde, sofern er nur die Einwilligung sämtlicher Uebertragungs¬ 
berechtigter beibringt; 

7 ) ein gegen den Täter erwirktes bürgerlichrechtliches 
Uebertragungsurteil muß vom Staate anerkannt werden, so¬ 
weit es vom Antragsteller anerkannt werden muß. 


55 ) RG. 25. Mai 1891, Entsch. Strafe. XXII, S. 56. 
66 ) RG. 23. Nov. 1891, Entsch. Strafe. XXII, S. 259. 
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X. 1. Den Strafantrag kann ein jeder Berechtigte, Mit- und 
Teilberechtigte stellen, insbesondere auch der Verleger ohne 
den Verfasser und der Verfasser ohne den Verleger 5 7 ); auch 
der namenlose Schriftsteller, der nachträglich hervortritt 58 ). 
Handelt es sich aber darum, daß einer von beiden gegen den 
anderen eine Verletzung begangen hat, so ist es Sache des 
Verletzten, vorzugehen, z. B. wenn der Verfasser durch noch¬ 
malige Drucklegung und Verbreitung in das Recht des Ver¬ 
legers eingegriffen hat 59 ). 

2 . Wer kein Urheberrecht und kein Recht am immate¬ 
riellen Gute hat, ist nicht antragsbefugt, auch wenn er mittel¬ 
bar durch die Autorrechts Verletzung einen Schaden erfährt 60 ). 

3. Aus dem Gesagten ergibt sich von selbst das Verkehrte 
der Meinung, als ob nur der Vollberechtigte die Antrags¬ 
befugnis habe. Die Rechtsähnlichkeit der Verletzung von 
körperlichen Gütern (Sachen) trifft nicht zu, da hier Teil¬ 
berechtigungen, namentlich die des Verlegers, eine ganz andere 
wirtschaftlich entscheidende Rolle spielen, als im Bereiche des 
Eigentums. 

XI. Das Antragsverhältnis ist hier dadurch gesteigert, 
daß bezüglich der Einziehung (Vernichtung) ein besonderer 
Antrag gestellt werden muß, während sonst der allgemeine 
Strafantrag für alle strafrechtlichen Folgen genügt, und wäh¬ 
rend sonst der Antrag gar nicht in der Art beschränkt werden 
kann, daß eine Strafe öder Strafmaßregel ausgeschlossen wird, 
§ 47 AG. Der Antrag kann bis zur Vernichtung zurück¬ 
genommen werden. 

Die Antragsbefugnis ist eine aus dem Persönlichkeitsrecht 
abgeleitete öffentlichrechtliche Reaktionsbefugnis, welche mit 

57 ) Vgl. RG. 7. Juni 1886, Entsch. Strafs. XIV, S. 217. 

58 ) RG. 21. März 1905, Strafs. XXXVHI, S. 6. 

59 ) Vgl. Seinetrib. 17. Jan, 1896, Droit cTauteur IX, p. 48, RG. 
21. Nov. 1887, Entsch. Strafs. XVI, S. 352, 28. März 1893, Arch. f. 
Strafr. XXXX, S. 452. 

60 ) RG. 9. Nov. 1905, Recht IX, S. 685, Nr. 2899. 
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der verletzenden Tätigkeit entstellt, und einmal entstanden, 
bis zum strafrechtlichen Erlöschen bestehen bleibt. Daher gilt 
folgendes: 

1. sie steht demjenigen zu, dem entsprechendenfalls ein 
Entschädigungsanspruch zusteht (oder im Falle der Vermögens¬ 
beeinträchtigung zustünde); 

2. sie geht nicht auf den Nachfolger im Recht über, wenn 
etwa das Recht übertragen sein sollte; sie erlischt mit dem 
Tode; 

3. im übrigen ist auf das, was früher vom Entschädigungs¬ 
und Ablassungsrecht aufgeführt worden ist, zu verweisen, 
insbesondere was das Verhältnis von Mitberechtigten und ver¬ 
bundenen Sonderrechten betrifft (S. 354 f.); jedoch klafft hier 
ein Widerspruch: der Ablassungs- und der bürgerliche Vernich¬ 
tungsanspruch steht dem jeweils Berechtigten zu und wandelt 
mit dem Recht; die strafrechtliche Antragsbefugnis steht dem 
Verletzten zu und bleibt bei ihm. So kann es kommen, daß 
der strafrechtliche Vernichtungsantrag einer anderen Person 
zusteht, als der bürgerlichrechtliche, und einer anderen Person 
zusteht, als das Pruchrecht. In diesem Zwiespalt muß das 
bürgerliche Recht vorgehen, da die strafrechtliche Vernichtung 
nur dem bürgerlichen Rechte dienen will. 

XII. 1. Die Verjährung der nicht erkannten Strafe (sogen. 
Verjährung der Strafverfolgung) verläuft in 3 Jahren, § 67 
St.G.B. Dies ist in §§ 50, 51 noch ausdrücklich gesagt; 
was wichtig ist: § 22 des Preßgesetzes mit seiner 6monat- 
lichen Verjährung ist ausgeschlossen 61 ). Doch gilt die Be¬ 
sonderheit, daß der Beginn erst mit der Verbreitung, nicht 
schon mit dem vollendeten Nachdruck datiert. Daß bei der 
Verbreitung, Aufführung, Vorlesung die Verjährung mit der 
letzten Handlung beginnt, § 51 AG-., beruht auf der Annahme 
einer fortgesetzten Vergehung und ist nur in diesem Falle 


61 ) Vgl. RG. 20. Januar 1890, Droit d’auteur XIII, p. 27. 
Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 25 
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zutreffend. Hat z. B. der Nachdrucker das verletzende 
Verfahren völlig eingestellt und tritt er etwa lange später 
verletzend auf, so hätte eine Unverjährbarkeit der früheren 
Handlung gar keinen Sinn, jedenfalls nicht, wenn seitdem 
über 3 Jahre ohne Zuwiderhandlung verstrichen wären. Vgl. 
S. 373. 

2. Die Bestimmungen des Strafrechts über Hemmung und 
Unterbrechung gelten auch hier, ebenso die über die Folgen 
der Verjährung, jedoch mit der Besonderheit, daß die Ein¬ 
ziehung auch nach der Verjährung geschehen kann, da sie, 
wenn auch in der Form des Strafprozesses vollzogen, doch 
den polizeilichen Zweck der Sicherung des Autorrechts be¬ 
zweckt, § 52 AG. Die Verjährung erkannter Strafe richtet 
sich nach dem St.G.B. 
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VII. Abschnitt. 

Staatliche Beihilfe. 

I. Behörde der Eintragsrolle. 

§ 72. 

I. Die freiwillige Gerichtsbarkeit auf dem Gebiete des 
Autorrechts hat wenig Betätigung. Die eine Form ist die 
Eintragung in die Eintragsrolle beim Stadtrat zu Leipzig, von 
deren Bedeutung bereits S. 225, 236 gesprochen worden ist. 
Es handelt sich hier um eine freiwillige Gerichtsbarkeit des 
öffentlichen Rechts, den Eintragungen von Mustern, Marken und 
der Erteilung von Patenten vergleichbar. Die Behörde ist eine 
Stadtbehörde, versieht aber die Tätigkeit außerhalb des Kreises 
ihrer Geraeindebetätigungen: sie ist in dieser Beziehung als 
Organ des Deutschen Reiches tätig, und es versteht sich von 
selber, daß sie der Beaufsichtigung des Deutschen Reiches 
unterliegt. Nicht von selber versteht sich, daß gegen ihre 
positive oder negative Betätigung ein Instanzenzug angerufen 
werden darf, denn die Beaufsichtigung des Deutschen Reiches 
könnte eine ledigliche Dienstaufsicht sein; nach § 56 des 
Gesetzes aber ist ein Instanzenzug an den Reichskanzler ge* 
geben, allerdings nicht gegen die Eintragung, wohl aber gegen 
die Ablehnung. Der Rechtszug geschieht durch fristenlose 
Beschwerde eines jeden „Beteiligten“ (Rechtsbeteiligten). 

II. Die Eintragung findet ohne Vorprüfung statt, voraus* 
gesetzt nur, daß überhaupt die Verhältnisse so liegen, daß 
eine Eintragung bedeutsam sein kann, also daß es sich um ein 
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namenloses Werk oder ein Werk mit Decknamen handelt: 
Alles andere bleibt ungeprüft. Eine formelle Prüfung nach 
der Seite hin, ob jemand mit Rechtsfähigkeit oder Geschäfts¬ 
fähigkeit handelt, ist natürlich gestattet, denn die ganze Be¬ 
stätigung ist abhängig von dem Antrag eines Rechtsfähigen 
und Geschäftsfähigen, der entweder behauptet, die Persönlich¬ 
keit zu sein, welche beim Eintrag in Frage steht, oder von 
dieser Persönlichkeit eine der Behörde genügende Bevoll¬ 
mächtigung vorlegt. Ueber die Kosten vgl. § 58 AG. 

III. Die Folge der Eintragung ist daran gebunden, daß 
der Antrag von einer rechtsfähigen und geschäftsfähigen Per¬ 
son ausgegangen ist, aber nicht daran, daß der Antrag von der 
richtigen Person gestellt wurde oder daß die richtige Person 
die Bevollmächtigung gegeben hat: die Erweiterung des 
Schutzes ist von einer Rechtshandlung eines Antragstellers 
und von einer entsprechenden behördlichen Tätigkeit abhängig, 
aber nicht abhängig von der Rechtshandlung der Persönlich¬ 
keit, die in Frage steht: hierdurch wird nicht etwa in die 
Rechte dieser Person eingegriffen, da es sich ja nur um eine 
Erweiterung des Schutzes handelt und die Person, wenn ihr 
der Schutz zuviel ist, jederzeit darauf verzichten kann. 

IV. Die Eintragung hat auch für die Ausländer zu er¬ 
folgen, soweit sie in Deutschland Schutz genießen 1 ). 

Y. Die Eintragsrolle ist ein öffentliches Register und steht 
jedem zur Einsicht offen, auch zur Erlangung von Abschrif¬ 
ten; die Einträge werden im Börsenblatt bekannt gegeben, 
§ 57 AG., und im Reichsanzeiger, Bk. 28. April 1903. 

yi. Regelung erging durch den Reichskanzler am 13. Sep¬ 
tember 1901 und am 28. April 1903. 


0 Völlig unrichtig die Praxis in Leipzig laut Bekanntmachung vom 
1. Nov. 1901, worin es heißt: „Uebrigens finden gegenwärtige Vor- 
Bchriften . .. nur Anwendung auf Werke inländischer Urheber und auf 
Werke ausländischer Urheber dann, wenn sie im Inlande erscheinen.“ 
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II. Sachverständigenkammern. 

§ 73. 

I. Für die literarisch-technische Beurteilung hat man Sach¬ 
verständigenkollegien : Sachverständigenkammern (früher Sach¬ 
verständigenvereine genannt) eingesetzt, welche im Zivilprozeß 
und Strafprozeß zu Gutachten verpflichtet sind, § 49 RG. 

II. Sie geben Gutachten, keine Rechtsbelehrung*, die An¬ 
sicht Dambachs, als ob sie auch ihre Rechtsansicht kundzu¬ 
geben hätten, weil der Richter nicht immer in Urhebersachen 
so bewandert wäre, wie sonst, gehört in das Gebiet der 
Dambachschen Verkehrtheiten 2 ). Allerdings haben auch die 
Gerichte die Fragen richtig zu fassen und nicht hier, wie 
so oft im Patentrecht, die juristische Entscheidung dem Tech¬ 
niker zu überlassen. Ob Juristen im Kollegium sitzen oder 
nicht, ist gleichgültig: das Kollegium ist und bleibt ein 
technisches. 

III. Sie sind staatlich angestellte Kollegien, ähnlich den 
gerichtlichen Sachverständigen und sind als solche dem Staate 
Treue schuldig*, sie sind aber nicht angestellt als Beamte 
im Sinne des Beamtengesetzes, sondern als staatliche Hilfs¬ 
personen. 

IV. Sie geben Gutachten ab als Kollegium, nicht als ein¬ 
zelne: der einzelne ist nur für seine Tätigkeit, nicht für die 
Schlußabstimmung verantwortlich. 

V. Die Gutachten können im Zivil- wie im Strafprozeß 
(§ 255 St.P.O.) verlesen werden, es kann aber das Gericht 
die Behörde ersuchen, Mitglieder zu beauftragen, daß sie in 
der mündlichen Verhandlung die Gutachten erläutern. 

Ob die einzelnen Mitglieder als Sachverständige zur Be¬ 
gutachtung verpflichtet sind, richtet sich zunächst nach den 


2 ) Vgl. hiergegen lit. und artist. Kunstwerk S. 178 f. 
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Regeln des Prozesses; jedoch besteht nach unserem Gesetze 
hier eine ganz eigenartige Verweigerungsbefugnis, § 49 AG. 

VI. Ueber die Zusammensetzung und den Geschäftsbe¬ 
trieb bestimmt die VO. des Reichskanzlers vom 13. Sep¬ 
tember 1901. 

VII. Die ganze Einrichtung ist nicht empfehlenswert: 
vorzuziehen wäre die Aufstellung einzelner Sachverständiger; 
die Mitwirkung von Juristen gibt der Behörde eine halb¬ 
juristische Färbung und stört den einheitlich technischen 
Charakter. Die groben Mißverstände des langjährigen Vor¬ 
sitzenden Dambach, die er in seiner Ausgabe der 50 Gut¬ 
achten S. XXII f. gegen mich an den Tag gelegt hat, zeigen 
klärlich die Unhaltbarkeit des Ganzen. Richtig ist das O.L.G. 
Dresden (3. Mai 1899, Hetzel v. Kuhtmann) den Anschauungen, 
als ob der Sachverständigenverein zugleich ein juristischer Be¬ 
rater des Gerichts sei, entgegengetreten: daß „es nicht die 
Aufgabe des Sachverständigenvereins war, die Rechtsfrage zu 
entscheiden, sondern nur den technischen Sachverhalt darzu¬ 
legen . . ., daß er hier weitergegangen ist, liegt an der un¬ 
richtigen Fragestellung des ersten Richters 44 . Vgl. ferner 
RG. 31. Januar 1891 im lit. Kunstwerk S. 180. 

Wenn in früheren Tagen — heutzutage ist es anders — 
das Urheberrecht als ein Rechtsstoff betrachtet wurde, mit dem 
sich der Richter weniger zu befassen habe, so hat nichts mehr 
dazu beigetragen, als die Vorstellung, im Sachverständigen¬ 
verein einen juristischen Berater zu haben. Und anstatt diesem 
energisch entgegenzutreten und mich in diesem Widerstande 
zu unterstützen, tut Dambach a.a.O. S.XXVden Ausspruch, 
daß es vorkomme, „daß den Richtern die feineren Fragen dieser 
Materie, sowie die neueren literarischen Erscheinungen auf 
diesem Gebiete nicht geläufig sind, und daß sie es mit Dank 
anerkennen, wenn Sachverständige, insbesondere die kollegia- 
lisch und behördenmäßig organisierten Sachverständigenvereine, 
ihnen mit Rat an die Hand gehen und ihre Aufmerksamkeit 
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auf Punkte lenken, die ihnen sonst vielleicht entgangen 
wären“. 

Ich weiß nicht, ob von seiten der Richter hiergegen Pro¬ 
teste erhoben worden sind; ich möchte aber sehen, welche 
Bewegung in Frankreich und Belgien entstünde, wenn der 
Vorstand einer Behörde ihnen ein solches „Ignoratis“ ins 
Antlitz schleuderte! Das geht auch gegen uns, denn wir 
hätten dann die Juristen mangelhaft ausgebildet. Immerhin 
seien die heutigen Juristen daran erinnert, was im Jahre 1891 
die Richter von damals sich sagen lassen mußten. 

VIII. Außerdem besteht für die Sachverständigenkammern 
die Möglichkeit, in Autorsachen als Schiedsgericht tätig zu 
sein: dann ist die Kammer Schiedsrichter, nicht der einzelne, 
nicht die mehreren einzelnen, § 49 AG.; das schiedsrichter¬ 
liche Verfahren ist hier dasselbe, wie sonst, und bedarf keiner 
weiteren Darstellung. Zu bemerken ist nur, daß die Behörde 
als Behörde, mithin als staatliches Kollegium tätig ist, aller¬ 
dings für die private Funktion des Schiedsrichtertums, indem 
eben der Staat den Parteien seine Behörde für diese Privat¬ 
funktion zur Verfügung stellt. 
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Yin. Abschnitt. 

Zwischen staatliches und zwischenzeitliches Recht. 

I. Autorrechtsverletzungen im Ausland. 

§ 74. 

I. Oben S. 213 f. wurde von der Territorialität der Im- 
materialrechte und insbesondere des Autorrechts gehandelt und 
dargelegt, daß jedes Autorrecht in seine Landesgrenzen ge¬ 
schlossen ist und daß die verschiedenen Autorrechte der ver¬ 
schiedenen Länder einander selbständig gegenüberstehen. 

II. Das inländische Autorrecht erstreckt sich auf die in¬ 
ländischen Gebiete, nicht auf die Konsularbezirke. 

1. Die deutschen Schutzgebiete (Kolonien) sind Inland und 
werden seit dem § 4 der VO. vom 9. November 1900 über 
die Verhältnisse in den deutschen Schutzgebieten auch in Be¬ 
zug auf das Urheberrecht als Inland behandelt (vgl. Handb. 
des Patentrechts S. 945). Vgl. auch Schreiben des Reichs¬ 
justizamts an das Berner Bureau 17. Febr. 1899, Droit 
d’auteur XII, p. 77. 

Daraus ergibt sich: 

a) ein deutsches Werk ist auch bezüglich der Vervielfäl¬ 
tigung, Verbreitung, Aufführung in unseren Kolonien berechtigt; 

b) ein in unseren Kolonien erschienenes Werk genießt in 
Deutschland volles Urheberrecht, ebenso das eines kolonialen 
Reichsangehörigen; 

c) unsere Kolonien als Teile des Deutschen Reiches ge¬ 
hören mit zur Berner Konvention: ein nach der Berner Kon¬ 
vention in Deutschland geschütztes Werk ist auch in unseren 
Kolonien geschützt; ein in unseren Kolonien erschienenes Werk 
genießt den Schutz der Berner Konvention (§19 Konv.). 
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2. Die Konsulargebiete sind Ausland: obgleich die deut¬ 
schen Gesetze dort gelten, so gelten sie nur für die nach 
deutschen Gesetzen und für die nach (von Deutschland an¬ 
erkannten) ausländischen Gesetzen erworbenen Rechte. Das 
deutsche Recht gibt aber nur ein territoriales Urheberrecht 
innerhalb der Grenzen des Deutschen Reiches, ebenso wie es 
ein Recht an Grundstücken nur für die Grundstücke im Deut¬ 
schen Reiche gewährt. Besteht dagegen in den Konsular¬ 
gebieten ein Urheberrecht nach einheimischen Gesetzen, — 
ein Urheberrecht, dessen Rechtsgedanken unserer Kulturan¬ 
schauung entsprechen, dann haben die deutschen Konsular¬ 
gebiete dieses Urheberrecht zu berücksichtigen und anzu¬ 
wenden. 

Dieses muß natürlich auch in Protektoratgebieten gelten 1 ). 

III. Die Autorverletzung im Auslande kann nur eine Ver¬ 
letzung des dortigen Autorrechts sein. Fraglich ist es, ob 
solche in Deutschland verfolgt werden kann, sofern etwa ein 
deutscher Gerichtsstand gegeben ist, also beispielsweise wenn 
der Verletzer seinen Wohnsitz in Deutschland aufschlägt (S. 218). 
Das ist aber zu verneinen; denn ebenso, wie dem Inland die 
Gerichtsbarkeit fehlt, um über die Verletzung eines ausländi¬ 
schen Grundstücks zu entscheiden, ebenso fehlt die Gerichts¬ 
barkeit für die Verletzung eines im Auslande gelegenen im¬ 
materiellen Gutes 2 ). 

So auch die englische Rechtsprechung, die ich in meiner 
Abhandlung, Z. f. intern. Privatr. VI, S. 243 f., wiederge¬ 
geben habe: 

Vor dem High Court in London wurde eine Klage dahin 

1 ) Unrichtig hat das Trib. Tunis 29. Dez. 1900, Droit d’auteur XIV, 
57, in Tunis das französische Urheberrecht in Bezug auf Italiener an¬ 
gewendet, was Darras ib. 90 in unzutreffender Weise zu rechtfertigen 
sucht. Unrichtig auch französ. Konsulargericht Kairo 31. Mai 1695, 
Droit d’auteur VIII, p. 166. 

2 ) Vgl. Handbuch des Patentrechts S. 852 und die dort erwähnten 
Entscheidungen; Gesammelte Beiträge zum Zivilprozeß S. 585 f. 
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erhoben, daß es dem Beklagten verboten werden solle, ein 
dramatisch-musikalisches Stück in Berlin oder in irgend einem 
der Unionsländer aufzuführen, und es wurde zu diesem Zwecke 
eine einstweilige Verfügung (Injunktion) begehrt. Der eng¬ 
lische Richter wies am 23. Februar 1895 dieses Begehren ab; 
denn wenn es auch dem englischen Richter zukommen könne, 
deutsches Recht anzuwenden, so könne ihm doch nur die Be¬ 
fugnis zustehen, das deutsche Recht in England, nicht es in 
Deutschland in Anwendung zu bringen. 

Ebenso hat man im Gebiet des Musterrechts in Schott¬ 
land entschieden, Court of Sessions Januar 1891: daß ein in 
England registriertes Muster nicht das Recht gebe, gegen 
eine ausländische Nachahmung dieses Musters aufzutreten. 

Anders ist die strafrechtliche Frage, ob eine im Auslande 
yerübte Verletzung des dortigen Rechts, sofern sie durch einen 
Inländer geschah, im Inlande nach Maßgabe des § 4 Z. 3 
des Strafgesetzbuches gestraft werden kann. An der Gerichts¬ 
barkeit fehlt es dem Strafgericht hier nicht; denn die Straf¬ 
justiz Deutschlands ist in diesem Falle nur eine abgeleitete: 
Deutschland tritt statt des fremden Landes strafend ein, weil 
es dem Deutschen ein Asyl gewährt. Fraglich ist es nur, ob 
die strafrechtlichen Bestimmungen des Autorgesetzes, § 38, 
eine derartige Anwendung zulassen, mit anderen Worten, ob 
der § 38 AG. nur eine Verletzung des inländischen Autor¬ 
rechts oder eine Verletzung des Autorrechts überhaupt be¬ 
trifft, ebenso wie sich §§ 242 und 303 St.G.B. nicht nur auf die 
Verletzung des inländischen, sondern auch auf die Verletzung 
des ausländischen Eigentums beziehen. Dies ist aber zu bejahen: 
§ 38 sagt nicht, daß derjenige bestraft wird, der im Wider¬ 
spruch mit dem deutschen Gesetze ein Werk ver¬ 
vielfältigt und verbreitet 3 ), sondern „wer in anderen als den 
gesetzlich zugelassenen Fällen“ dies tut. Diese Bestimmung 


8 ) Wie es leider das Patentgesetz in § 35 tut, weshalb es im Patent¬ 
recht anders ist, Handb. des Patentr. S. 916. 
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ist elastisch genug, daß sie auch auf die Verletzung eines 
ausländischen Autorrechts bezogen werden kann: die Straf¬ 
bestimmung ist nicht etwa bloß eine Strafbestimmung für die 
Verletzung des inländischen Autorrechts, sondern für die Ver¬ 
letzung des Autorrechts überhaupt. Es kommt daher nur in 
Betracht, ob die im Auslande begangene Tat nach den Regeln 
des zwischenstaatlichen Strafrechts im Inland gestraft werden 
kann; die Grundsätze des Autorrechts stehen nicht entgegen. 
Daher kann auch ein Deutscher nach deutschem Autorgesetze 
bestraft werden, wenn er der Anstifter einer in der Schweiz 
begangenen Autorverletzung war 4 ). 

II. In- und Ausländer. 

§ 75. 

I. Das Schriftwerkrecht entsteht nicht wie das Erfinder¬ 
recht gleichmäßig in der Person des In- und Ausländers, 
sondern es entsteht nur in der Person des Inländers als voll¬ 
kommenes (ziviles), bezüglich des Ausländers (vielfach) nur 
als unvollkommenes (naturales) Recht (oben S. 222), § 54. 

II. Die vollkommene Durchführung dieses Grundsatzes 
würde es herbeiführen, daß der Nichtstaatsangehörige in 
Deutschland stets nur ein unvollkommenes Recht genösse: 
dies wird aber bedeutend gemildert durch das weitere Prinzip: 
ein im Inlande erschienenes Werk eines Ausländers findet im 
Inlande Heimatrecht, es ist gleichsam ein Adoptivkind des 
Inlandes und wird wie ein leibliches Kind des Inlandes, wie 
die Schöpfung eines Inländers behandelt, § 55. Wo das Werk 
zuerst erscheint, da hat es seine Heimat, und diese prägt ihm 
einen character indelebilis auf. 

III. Daher kommt die Heimat des Verfassers nur noch 
in Betracht 


4 ) Vgl. Schweizer Bundesgericht 28. Juni 1902, Droit d’aut. XVI, p. 7. 
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1. bei Schriftwerken, die gar nicht erschienen sind, wohin 
auch solche gehören, die nicht erschienen, aber aufgeführt 
wurden, 

2. bei Schriftwerken, die im Auslande erschienen sind. 

IY. Das Erscheinen im Inlande muß das erste Erscheinen 
sein; ein Erscheinen im Auslande macht (abgesehen von dem 
Staats vertragsrecht) das Werk des Ausländers für das Inland 
(relativ) frei, und es bleibt frei, auch wenn es nachträglich im 
Inlande erscheint. Dies war schon nach dem alten Gesetze 
anzunehmen 5 ), nach dem neuen Gesetz (§ 55) und der Berner 
Uebereinkunft a. 2 ist es sicher. 

Dem inländischen Recht ist es unschädlich, wenn gleich¬ 
zeitig im Inland und im Ausland eine Ausgabe erfolgt, wenn 
auch in verschiedenen Sprachen, z. B. die Ausgabe eines 
norwegischen Werkes in Norwegen (norwegisch) und in Deutsch¬ 
land (deutsch), eines russischen Werkes in St. Petersburg 
(russisch) und in Berlin (deutsch). Bei der Frage der Gleich¬ 
zeitigkeit kommt der Tag, nicht die Stunde in Betracht, § 55 
AG. 6 ), was ja schon deshalb notwendig ist, weil unter ver¬ 
schiedenen Längegraden die Tageszeit verschieden ist. 

Y. Es ist das Werk des Verfassers, wenn es im Inlande 
erscheint, auch wenn er sich eines Gehilfen bedient hat, auch 
wenn er etwa das Werk von einem anderen übersetzen ließ, 
um es im Inlande erscheinen zu lassen: trotzdem ist hier das 
Werk des Verfassers im Inlande erschienen, sei es, daß das 
Werk unter seinem Namen erschien oder, wenn namenlos, so, 
daß der Verleger sein Vertrauensmann ist und der Verfasser 
in solchem Sinne die Verantwortung für die Ausgabe in dieser 
Sprache übernimmt, §§ 55 und 35 AG. Es muß aber auch 

5 ) Vgl. meinen Aufsatz in Z. f. intern. Privatr. VI, S. 251, KG. 
12. Mai 1880, 23. Nov. 1891, Entscli. Strafsachen II, S. 180, XXII, 
S. 259, 263. 

6 ) Vgl. meinen Aufsatz Z. f. intern. Privatr. VI, S. 252. Vgl. auch 
KG. 12. Dez. 1897, Entsch. 40, S. 109. 
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als Erscheinen des Werkes im Inlande betrachtet werden, 
wenn auch nur eine autorisierte Uebersetzung im Inlande er¬ 
scheint, denn in der Uebersetzung ist das Original in seiner 
inneren Form ins Publikum getreten, und dies ist genügend: 
solches Hervortreten ist auf die Person des Verfassers zu¬ 
rückzuführen, es ist von ihm mitbewirkt, denn er hat die 
Uebersetzung ermächtigt. Handelt es sich aber um einen 
Nachdruck seines noch nicht erschienenen Werkes, sei es in 
Ursprache oder Uebersetzung, so ist das Werk nicht erschienen 
(§ 35 AG.) und der Verfasser kann das Werk beliebig in diesem 
oder in einem anderen Staate in der Art erscheinen lassen, 
daß das Erscheinen als das erste Erscheinen gilt. Würde er 
allerdings den Nachdruck nachträglich genehmigen, dann würde 
er das Nachdruckerscheinen als Erscheinen sanktionieren: er 
hätte die Nachteile davon, aber auch die Vorteile 7 ). 

VI. Das Erscheinen im Inland ist ein Erscheinen durch 
gewerbliche Verbreitung berechtigter Exemplare im Inlande 
(oben S. 182), die Verbreitungstätigkeit muß im Inlande, nicht 
vom Auslande aus erfolgen, indem 

1. im Inlande ein Verbreitungszentrum geschaffen ist, 

2. dieses zur Verbreitung in Tätigkeit getreten ist. 

Nicht erforderlich ist aber 

a) daß das inländische Verbreitungszentrum ein inländischer 
Verleger ist: es genügt irgend eine Verlagsstelle; 

nicht erforderlich ist ferner, 

b) daß Exemplare des Werkes bereits abgesetzt worden 
sind, es genügt, daß eine auf den Absatz gerichtete Tätigkeit 
erfolgt ist. Dagegen genügt es nicht, wenn einige Exemplare 
des Werkes bei einem inländischen Kommissionär auf Lager 
gegeben sind: dies ist eine Verbreitung in das Inland, nicht 
vom Inlande aus 8 ). 

7 ) Es ist ebenso, wie der Patentberechtigte die Erfindungsausübung 
durch den Patentverletzer für sich anrufen darf, um die Verwirkung 
des Patents zu verhüten, Handbuch des Patentrechts S. 638. 

8 ) OLG. Hamburg, 2. Marz 1906, Mugdan XIII, S. 19. 
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VII. Nicht entscheidend ist der Druckort: der Druckort ist 
als Druckort nicht der Ort des Erscheinens 9 ), und der Ort 
des Erscheinens braucht nicht der Druckort zu sein 10 ). 

VIII. Ist auf solche Weise das Werk (zuerst) bei einem 
deutschen Verleger erschienen, so ist der Rechtserfolg der: 
es entsteht nunmehr ein vollständiges inländisches Urheber¬ 
recht; es entsteht nicht etwa bloß für die Ausgabe, die der 
betreffende Verleger veranstaltet; es entsteht nicht etwa bloß 
für den Verlag und soweit der Verlag das Werk zu ver¬ 
treiben hat; es bleibt bestehen, wenn auch etwa der inlän¬ 
dische Verlag auffliegen sollte oder sich ins Ausland ver¬ 
legte; es gilt für die Ausstrahlungen des Autorrechts, die 
dem deutschen Verlage fernbleiben; es gilt insbesondere auch 
für das Uebersetzungsrecht, wenn auch die autorisierte Ueber- 
setzung gar nicht in einem deutschen Verlage erscheinen 
sollte 11 ); es gilt für das Recht des Umsetzens der Orchester¬ 
musik, auch wenn die Umsetzung in anderem Verlage zu er¬ 
warten ist; der Verfasser wird in Bezug auf sein gesamtes 
Schriftwerk mit allen seinen autorrechtlichen Beziehungen 
einem Deutschen gleichgestellt. 

Daraus folgt, daß ein solches Erscheinen im Inlande bei 
musikalischen und dramatischen Werken auch das inländische 
Aufführungsrecht gewährt. Während also die Aufführung 
im Inlande dem Verlage im Inlande nicht gleichsteht, so be¬ 
wirkt der Verlag im Inlande auch das Aufführungsrecht im 
Inlande. 

Daher kann es kommen, daß ein längst nach dem Manu¬ 
skripte im Inland oder Ausland aufgeführtes Werk dadurch, 
daß es im Inlande in Verlag kommt, in das inländische Autor¬ 
recht eintritt, während es früher frei war. Dies hat auch 

9 ) Trib. PSrigueux 19. Juni 1889, Ann. IV, p. 217. 

10 ) RG. 17. Dez. 1897, Entsch. 40, S. 109. 

n ) So bereits Z. f. internst. Privatr. VI, S. 254 (welchem Aufsatz 
der Passus VII entnommen ist). Die jetzige Fassung des § 55 macht 
dies unzweifelhaft. 
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keinen Anstand; denn man muß ja in Betracht ziehen, daß 
vor der Druckvervielfaltigung die inländische Aufführung nur 
nach dem Manuskript (oder nach dem Gedächtnis) erfolgen 
konnte, also von einer vollen Oeffentlichkeit nicht die Bede 
war. 

IX. Wird der Verfasser, nachdem er das Werk verfaßt, 
Inländer, so wird von diesem Augenblick an das naturale 
Kecht zu einem bürgerlich verfolgbaren, während umgekehrt, 
wenn der Deutsche seine Heimatsangehörigkeit verliert, er von 
diesem Augenblick an für seine Werke statt des bürgerlichen 
nur das naturale schutzlose Kecht hat 12 ). Vgl. S. 222. So 
wenn das Werk noch nicht erschienen ist. 

Ist das Werk schon erschienen und zwar im Auslande, dann 
ist der Verfasser, falls er zur Zeit des (ersten) Erscheinens ein 
Ausländer war, für immer bloß natural berechtigt, falls er 
ein Inländer war, für immer bürgerlich, d. h. vollberechtigt, 
denn der Augenblick des (ersten) Erscheinens muß der Rechts¬ 
stellung des Werkes einen endgültigen Charakter geben; und 
insbesondere geht es weder an, daß diejenigen, welche auf die 
naturale Art des Rechts bauend für das Publikum tätig sein 
wollen, plötzlich aus ihrem Tun herausgerissen werden, noch 
daß der Verfasser etwa durch Verzicht auf sein Heimatrecht 
die Rechte des Verlegers am Werk auf den Nullpunkt her¬ 
unterdrückt 13 ). Das muß umsomehr gelten, als selbst die Ge¬ 
setzgebung einen derartigen erworbenen Besitz- oder Rechts¬ 
stand möglichst zu schonen sucht. 

X. Im Falle wahrer Mitberechtigung bewirkt die In¬ 
ländereigenschaft des einen Verfassers die Berechtigung der 
beiden. Anders im Falle von Sonderrechten, auch wenn sie 
zueinander in Verbindung treten: in diesem Falle ist jedes 
der Werke für sich zu betrachten, das eine nur natural be- 

**) Ueber diese Fragen vgl. auch Herrmann, Der internationale 
Urheberrecht88chatz S. 38 f. 

1S ) Z. f. intern. Privatr. VI, S. 248. 
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rechtigt, d. h. virtuell frei, das andere bürgerlich berechtigt; 
es ist dann, wie wenn der Musiker einen freien Text, der 
Textverfasser eine freie Musik für sich verwendet hätte. 

Im Falle des verbundenen Sonderrechts müssen sich gleich¬ 
falls die Verhältnisse so gestalten, daß das eine oder andere 
Sonderrecht frei oder gebunden, das Gesamtwerk als solches 
frei oder gebunden ist. 

XI. Die zwischenstaatliche Rechtslage, wonach der Aus¬ 
länder eigentlich rechtlos ist, widerspricht dem modernen 
Rechtsbewußtsein und der modernen Uebung. Manche Staaten 
sind uns mit leuchtendem Beispiel vorangegangen, so Frank¬ 
reich durch VO. vom 28. März 1852 und belgisches Gesetz 
vom 22. März 1886, a. 38. 

Manche neuen Gesetze suchen durch den Grundsatz der 
Gegenseitigkeit zu helfen, so neuerdings Oesterreich, 
26. Februar 1907, wonach bei Gegenseitigkeit dem Ausländer 
durch VO. des Justizministeriums das Recht gewährt werden 
kann; — ein dürftiger Ersatz für den Mangel des Eintritts 
in die Konvention. 

Aehnliche Bestimmungen, aber so, daß königliche VO. ver¬ 
langt wird, haben Dänemark (1904) a. 36, Island (1905) 
a. 27, aber auch schon Italien (1882) a. 44, Norwegen 
(1893) a. 37, Schweden (1897) a. 19, England (1886) a. 2, 
Vereinigte Staaten (1891) a. 13 (Konstatierung durch 
den Präsidenten). 

Andere Länder haben eine Gegenseitigkeit kraft Gesetzes, 
wie Schweiz a. 10, Spanien (1879) a. 50, Griechenland 
(Strafgesetzbuch 1833) a. 433, Rumänien (1862) a. 11 14 ), 
Portugal (1867) a. 578 15 ), Costarica (1896) a. 75, Boli- 
via (1879) a. 9, Mexiko (1884) a. 1270, Nicaragua (1904) 
a. 865, Monako (1889) a. 33, sodann mit Beschränkung auf 


14 ) Kass.-Hof Bukarest 18. Juli 1906, Droit d’aut. XIX, p. 118. 

15 ) Vgl. Notentausch zwischen Italien und Portugal 12. Mai 1906, 
Droit d’aut. XIX, p. 125. 
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Länder der spanischen Sprache: Columbien (1886) a. 25; 
teilweise auch Italien a. 44. 

Im letzten System wird die Gegenseitigkeit bald näher, 
bald enger gefaßt, vgl. die genaue Darstellung in Droit 
d’auteur XX, p. 42 ff. 

Abhilfe gewährte hier erst die Berner Uebereinkunft von 
1886. 

III. Die Berner Uebereinkunft. 

1. Allgemeines. 

§ 76, 

I. Die Berner Uebereinkunft vom 9. September 1886 muß 
als geschichtliches Ereignis freudig begrüßt werden. Sie geht 
zurück auf die Versammlung von Rom von 1882, und es ist 
das Verdienst des Dr. P. Schmidt, damals die endgültige 
Fassung entworfen zu haben. Dem folgte der Berner Ent¬ 
wurf von 1888. Sodann kam die diplomatische Konferenz 
vom 8.—19. September 1884 zu stände, in welcher namentlich 
auch die Bestimmungen über Mindestrechte beschlossen wurden. 
Die zweite Konferenz tagte vom 7.—18. September 1885 
und die dritte vom 8.—9. September 1886, in welcher die 
Uebereinkunft endgültig abgeschlossen wurde. Die Ratifika¬ 
tionen wurden am 5. September 1887 ausgetauscht, am 5. De¬ 
zember 1887 trat die Uebereinkunft in Kraft. Vgl. darüber 
ausführlich Wyß, Das internationale Urheberrecht, S. 4—28. 

Die Erneuerung (kraft § 17 Konv.) erfolgte in der Pariser 
Konferenz vom 15. April bis 4. Mai 1896. Sie führte zu einer 
Zusatzakte und zu einer Deklaration, die aber nicht von allen 
Vertragsstaaten unterzeichnet wurden; namentlich hat Groß¬ 
britannien die Deklaration nicht genehmigt; im übrigen wurden 
die Ratifikationen am 9. September 1897 ausgetauscht. 

II. Die jetzigen Staaten der Berner Konvention (nach 
einigen Zu- und Abgängen, vgl. § 18, 19 und 20 Konv.) sind: 

Deutschland, Belgien, Dänemark, Spanien mit Kolonien, 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 26 
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Frankreich mit Algier und Kolonien, Großbritannien und Irland 
mit Kolonien, Haiti, Italien, Japan, Luxemburg, Monako, 
Norwegen, Schweden, Schweiz, Tunis. 

Neuerdings hat das Tribunal Mailand, 27. Juli 1906 (Droit 
d’auteur XX, p. 32) die Berner Uebereinkunft als für Italien 
unverbindlich erklärt, weil die Zustimmung des Parlaments 
fehle, während eine große Reihe anderer Gerichte ihre Ver¬ 
bindlichkeit für Italien anerkannt haben (Droit d’auteur XX, 
p. 36); so auch neuestens Straftribunal Mailand, 22. Oktober 
1906 (ibid. XX, p. 36). Die Meinung des ersteren Gerichts 
bedarf aber angesichts des Gesetzes von 1882 a. 44, welches 
dem König, sobald Gegenseitigkeit verbürgt wird, weitgehende 
Befugnisse der Rechtsgewährung an Fremde erteilt, keiner 
Beachtung. 

Oesterreich beklagt sich über die zahlreiche Verletzung 
seiner Rechte im Auslande, tritt aber nicht selbst in die Kon¬ 
vention ein. Als Grund wird das Verhältnis zu Ungarn an¬ 
gegeben, sowie die Eigenart des österreichischen Autorgesetzes, 
welches „die richtige Mitte halte zwischen dem Interesse des 
Autors und dem allgemeinen Interesse“, welches mit anderen 
Worten so verkehrt ist, daß es dem internationalen Anschluß 
die größten Schwierigkeiten bereitet und Oesterreich im Autor¬ 
schutz hinter anderen Völkern zu sehr zurückstellt. Oester¬ 
reich ist vereinzelt, weil es ein ganz rückständiges und un¬ 
haltbares Gesetz hat. 

III. So sehr die Berner Uebereinkunft (über deren völker¬ 
rechtlichen Charakter hier nicht zu handeln ist) 15a ) geschicht¬ 
lich begrüßt werden muß, so sehr muß ausgesprochen werden, 
daß sie keinen recht logischen Zusammenhalt bietet und ein 
zusammenhangsloses Durcheinander von Prinzipien aufweist. 

Ihr Hauptgedanke ging dahin, das zu verwirklichen, was 
im Patentrecht schon längst verwirklicht war, den Ausländer 


18a ) Das Bureau, § 16 Konv., gehört zu den zwischenstaatlichen 
Behörden des Völkerrechts. Ueber seine Organisation s. Schlußprot. a. 5. 
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oder doch mindestens das Mitglied eines anderen Verbands¬ 
landes dem Inländer gleichzustellen. 

Dieses Prinzip hat man aber nur bezüglich der nicht er¬ 
schienenen Werke beibehalten, bezüglich der erschienenen 
Werke aber den Erscheinungsort als maßgebend erklärt: wie 
das im Inlande erschienene Werk im Inlande Schutz findet, 
so soll das in dem einen Verbandslande erschienene Werk 
im anderen Verbandslande so geschützt werden, wie wenn es 
in diesem Verbandslande erschienen wäre. 

Statt diese beiden Prinzipien nebeneinander wirken zu 
lassen, hat man das erste Prinzip dem zweiten geopfert. 

IV. Diesem Grundgedanken hat man eine wünschenswerte 
Erweiterung gegeben, indem man den Satz aufstellte: es genügt, 
wenn die Förmlichkeiten des Ursprungslandes erfüllt sind; 
ein im Lande A erschienenes Werk ist im Lande B berech¬ 
tigt, auch wenn nur die im Lande A (nicht die im Lande B) 
verlangten Förmlichkeiten erfüllt sind (S. 215). Dies ist ein 
Aufstieg nach dem Postulate hin, daß Schriftwerke überhaupt 
ohne jede Förmlichkeit geschützt sein sollen. Allerdings be¬ 
steht der Satz nicht ohne Ausnahmen. 

V. Dazu kommen ferner die Bestimmungen über die 
Mindestrechte und verschiedene Beschränkungen. 

2. Inhalt. 

§ 77. 

I. Die Berner Uebereinkunft (§ 2 und 3) gibt 1. nicht nur 
den Angehörigen der Vertragsstaaten Schutz, sondern auch 
Fremden, sofern das Werk zum ersten Male in einem Vertrags¬ 
staate erscheint. Anderseits 2. genießt auch der Angehörige 
eines Vertragsstaates für seine Werke nur dann Schutz, wenn 
sie zuerst in einem Vertragsstaate erscheinen. Der Deutsche 
daher, welcher sein Werk zuerst in den Vereinigten Staaten 
veröffentlicht, kann zwar in Deutschland seinen Schutz finden, 
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möglicherweise auch nach dem Sonderrechte anderer Staaten, 
allein er genießt keinen Schutz nach Maßgabe der Berner Ver¬ 
einbarung. Davon gilt so lange eine Ausnahme, als ein Deut¬ 
scher sein Werk noch nicht hat erscheinen lassen: so lange 
genießen seine Werke das Recht nach der Konvention; sie 
verlieren es aber mit dem Augenblick, wo der Deutsche sein 
Werk in einem Nichtkonventionsstaate (zuerst) erscheinen läßt. 

Maßgebend ist das erste Erscheinen. Es gelten in dieser 
Beziehung die nämlichen Grundsätze, wie sie oben S. 395 f. 
für das deutsche Gesetz entwickelt worden sind. 

Von dieser Bestimmung ist die zu 1. sachgemäß: was in 
der Konvention geschieht, nimmt die Konvention unter ihre 
Fittiche. Nicht sachgemäß ist 2.: das Erscheinen im Außen¬ 
gebiete kann irgend welche recht begreiflichen Gründe haben. 
Warum soll hierdurch das Mitglied des Uebereinkunftstaates 
auf einmal seines Rechts entkleidet werden? 

II f 1. Die Berner Uebereinkunft enthält jene Bestim¬ 
mung über die Förmlichkeiten (S. 403), wonach die Erfüllung 
der Förmlichkeiten im Ursprungslande genügt, um auch in 
den Verbandsländem Rechte zu erlangen: so wenigstens die 
richtige, früher allerdings bestrittene Auffassung des a. 1 der 
Konvention, welche nachträglich durch die Pariser Deklara¬ 
tion vom 4. Mai 1896 bestätigt worden ist, der allerdings 
Großbritannien und Irland nicht beitraten. Unter Förmlich¬ 
keiten sind so wohl die Voraussetzungen des Rechts, als auch 
die Voraussetzungen der Klagbarkeit verstanden 16 ), aber nur 
die Förmlichkeiten, welche Voraussetzungen des Rechts oder 
der Klagbarkeit überhaupt sind, nicht etwa die Förmlich¬ 
keiten, die nötig sind, um diesem Rechte im Ursprungslande 
den vollen Umfang zu geben. Darum gehören die Förmlich¬ 
keiten, welche einige Länder verlangen, um dem an sich vor¬ 
handenen Recht den Uebersetzungsschutz hinzuzufügen, nicht 

1# ) So die Hinterlegung des Schriftwerks in Frankreich. Vgl. RGk 
8. April 1897, Entsch. Strafs. 30, S. 81, wo allerdings die Voraussetzung 
der Klagbarkeit irrig als Prozeßvoraussetzung bezeichnet wird. 
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hierher 17 ): denn die Förmlichkeiten des a. 1 beziehen sich auf 
die Begründung, nicht auf die Ausdehnung des Rechts: die Aus¬ 
dehnung des Rechts bestimmt, sofern nicht die unten erwähnten 
Mindestrechte gelten, eine jede Landesgesetzgebung, und unter 
dem Schutz der Landesgesetzgebung steht das Werk, das 
die Förmlichkeiten seines Staates erfüllt hat, in jedem Ver¬ 
bandslande 18 ). 

Jene Erleichterung zeigt sich aber insbesondere wirksam, 
wenn man von der einzig richtigen Ansicht ausgeht, daß die 
Förmlichkeiten des Ursprungslandes genügen, daß sie aber 
nicht unbedingt erforderlich sind. Ist daher der Form 
des Ursprungslandes A nicht entsprochen, so genießt das 
Werk doch den Schutz des Verbandslandes B oder C, sofern 
den Förmlichkeiten dieser entsprochen ist oder diese keine 
Förmlichkeiten verlangen. Nimmt man das Gegenteil an, so 
bereitet unsere eigentlich nur zur Förderung des Schutzes ein¬ 
geführte Bestimmung schweres Hemmnis; infolge solcher irrigen 
Ansicht hat man bereits eine Reihe an sich berechtigter An¬ 
sprüche zurückgewiesen, weil im Heimatlande die Form nicht 
erfüllt war 19 ). Man hat die Konvention gegen die Kon¬ 
vention ausgelegt. 

Natürlich kann man von der Form des Ursprungslandes 
nur sprechen, wenn das Ursprungsland eine Berechtigung an 
den betreffenden Werken, sei es mit, sei es ohne Form ge¬ 
währt; kennt das Ursprungsland kein Recht derart, so kann 
zwar das Werk in anderen Verbandsländern Schutz finden, 
aber nur unter Erfüllung der dortigen Förmlichkeiten: man 
kann sich nicht auf die Förmlichkeiten oder vielmehr auf die 


17 ) In dieser Hinsicht werden oft Fehler begangen, z. B. Trib. 
Brüssel 3. Febr. 1896, Droit d’auteur IX, p. 30, wo einem deutschen 
Werke in Belgien der Uebersetzungsschutz abgesprochen wurde, weil 
die Förmlichkeiten des damaligen deutschen Gesetzes zur Erlangung 
des Uebersetzungsrechts nicht erfüllt waren. 

18 ) Vgl. auch RG. 24. Febr. 1899, Gew. Rechtsch. V, S. 96. 

19 ) Zivilgericht Genf 20. Mai 1905, Droit d’auteur XVTU, p. 144. 
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Formlosigkeit des Ursprungslandes berufen, welches einen 
derartigen Autorschutz nicht kennt 20 ). 

2. Was bloß eine Erleichterung des Beweises, eine Ver¬ 
mutungslage herbeiführt, ist keine Förmlichkeit in diesem 
Sinne; insbesondere die Benennung des Urhebers auf der 
Wiedergabe des Werkes, a. 11 Konvention 21 ). 

3. So lange der Satz von den Förmlichkeiten des Ur¬ 
sprungslandes aufrecht erhalten bleibt, wird man ihn möglichst 
frei und weit auslegen, und wenn das Werk in mehreren 
Vereinsstaaten zugleich erscheint, so ist jeder dieser Vereins¬ 
staaten Ursprungsland, d. h. die Förmlichkeit eines einzigen 
dieser Staaten genügt. Die Bestimmung des § 2 Abs. 3, wo¬ 
nach dasjenige Land maßgebend sein soll, das die kürzeste 
Schutzfrist hat, findet nur für die Frage der Dauer des 
Rechts einige juristische Erklärung, sofern man den Grund¬ 
satz aufstellt, daß der Schutz in der Konvention den Schutz 
des Ursprungslandes nicht übersteigen soll: dies ist zwar ein 
irriger Gedanke, aber es ist doch ein Gedanke; aber einem 
solchen Staat mit der kürzeren Schutzfrist ein Bestimmungs¬ 
recht bezüglich der Förmlichkeiten des Werkes zu geben, ist 
überhaupt kein Gedanke und hat gar keinen Sinn. 

4. Doch auch so ist die Bestimmung völlig unzureichend: es 
sollte der Satz gelten, daß überhaupt für den internationalen 
Schutz alle Förmlichkeiten beseitigt sind, so daß allgemein jedes 
an die Bildfläche getretene Werk ohne weiteres des Schutzes 
genießt. Auch bezüglich der namenlosen oder unter Decknamen 
erschienenen Werke kann man einer Bestimmung, wie der des 
deutschen Gesetzes von der Aufnahme in die Eintragsrolle füg¬ 
lich entbehren: die Eintragsrolle ist ein wesenloser Schatten 22 ). 


20 ) RG. 26. Sept. 1902, Entsch. Strafs. 35, S. 361. 

21 ) Dies brauchte nicht erwähnt zu werden, wenn es nicht in den 
zahlreichen Prozessen der Brüder May gegen das Istituto Italiano d’Arti 
grafiche behauptet worden wäre. Richtig Kass.-Hof Turin 25. August 
1897, Droit d’auteur XII, p. 20. 

22 ) Von der Form muß jedenfalls dann abgesehen werden, wenn im 
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Damit wären auch die weiteren Fragen, die sich an das 
Ursprungsland anknüpfen, beseitigt und ein bedeutender Schritt 
zur Befreiung des Autorrechts von mißlichen, ungerecht¬ 
fertigten und unwirksamen Förmlichkeiten getan; denn nun 
müßten die Verbandsländer auch für den inneren Verkehr mit 
der Abschaffung der Form nachfolgen. Seitdem man keine 
Zensur mehr hat, haben diese Förmlichkeiten allen Sinn ver¬ 
loren; auch das Hervortreten des Anonymus oder Pseudo¬ 
nymus kann in anderer Weise erfolgen, und um Pflicht¬ 
exemplare zu erzwingen, gibt es andere Mittel, als die Schrift¬ 
steller ihres angestammten Rechtes zu berauben. 

Es ist eine klägliche Sache, wenn ein Urheber, der 
sein Werk zuerst in seinem Lande erscheinen läßt, deshalb 
Rechte verliert, weil er in diesem Lande nicht die peinlichen 
Formvorschriften gewahrt hat, während er sein Recht für die 
ganze Konvention gewahrt hätte, wenn er das Werk in einem 
anderen, weniger formenstrengen Konventionslande zuerst hätte 
erscheinen lassen. 

5. Noch soll auf die englische Jurisprudenz eingegangen 
werden, weil England sich der Pariser Deklaration nicht an¬ 
geschlossen hat. Ich habe sie seinerzeit in der Z. f. intern. 
Privatr. VI, S. 343 f. zusammengestellt: 

In Sachen Fishbum v. Hollingshead nahm der High Court (Richter 
Stirling) im Januar und Februar 1891 an, daß eine Registrierung deut¬ 
scher Werke in England notwendig sei, um dort den Schutz zu ge¬ 
nießen, da die Berner Konvention nur besage, daß der Nichtengländer 
in England die Rechte eines Engländers habe, d. h. also das Recht, 
seine Werke eintragen zu lassen und sich dadurch das Klagerecht zu 
erwerben. Doch handelte es sich hier um eine bloße vorläufige In- 
junktion, nicht um eine definitive Entscheidung, auch war die Regi¬ 
strierung erfolgt, mithin die Entscheidung der Frage eigentlich über¬ 
flüssig. Darum galt dieses Urteil der Folgezeit nicht als so präjudi¬ 
ziell, wie es sonst nach dem englischen Brauche gegolten hätte. 

Kriegsfall, wo die Behörden in ihrer Tätigkeit stocken, die Form nicht 
erfüllt werden kann. Vgl. den interessanten Fall des Friedensgerichts 
Brüssel 14. Febr. 1903, Droit d’auteur XVI, p. 89 (Photographien vom 
Kriegsschauplatz in Transvaal!) 
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Im gegenteiligen Sinne entschied darum bereits der County Court 
Brighton 7. August 1891 23 ), während der Richter Stirling im Dezember 
1892 im Prinzip auf seiner Ansicht verharrte. 

Doch die Folgezeit wandte sich entschieden der entgegengesetzten 
Ansicht zu. So hat der High Court (Queen Bench, Richter Charles) 
in Sachen Hanfstängl v. Holloway 15. April 1893 im richtigen Sinne 
entschieden. 

Und die richtige Entscheidung triumphierte weiter in Hanfstängl 
von The American Tobacco Company, wo das englische Appellations¬ 
gericht sich am 6. Dez. 1894 dahin aussprach, daß bei deutschen Werken 
keine Registrierung nötig sei, um den Autorschutz in England zu er¬ 
werben. 

Virtuell ergibt sich diese Entscheidung auch aus dem Urteil Stir- 
lings (High Court) 24. April 1895 in Hanfstängl v. The Empire Palace. 

So auch neuerdings Montreal 23. März 1906 und 28. Juni 
1906, Hubert v. Mary, Droit d’aut. XIX, p. 57, XX, p. 8. 
Dagegen verlangt Australien (1905) a. 62 noch die Eintragung* 

6. Von diesem Grundsätze bezüglich der Formfreiheit hat 
man aber zwei Ausnahmen gemacht; bezüglich des Nachdrucks¬ 
verbots von Zeitungsartikeln § 7 und bezüglich des Auf¬ 
führungsverbots von Musikwerken § 9, wovon noch unten 
S. 413 zu sprechen ist (Vorbehaltsbestimmungen der 
Konvention). 

HI. Unsachgemäß sind folgende zwei Satzungen der Berner 
Vereinbarung, welche die obigen internationalen Irrtümer an 
sich tragen (S. 215, 406): 

1. die Bestimmung, daß der Autorschutz in den übrigen 
Staaten nicht länger dauern darf als im Ursprungsstaate, d. h. 
im Staate des ersten Erscheinens 24 ), 

2. die Bestimmung, daß, wenn das Werk zu gleicher Zeit 
in mehreren Vertragsstaaten veröffentlicht wird, die kürzere 
Schutzdauer des einen Staates auch für die anderen Staaten 
bestimmend ist (§ 2). 


23 ) Droit d’auteur V, p. 52. 

24 ) Vgl. Schweizer Bundesgericht 12. Juni 1896, Droit d’auteur IX, 
p. 159. 
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Eine derartige Abhängigkeit hat durchaus keinen ver¬ 
ständigen Grund für sich 25 ). Man scheut sich vor der Mög¬ 
lichkeit, daß das Werk in dem Staate A geschützt ist, während 
es im Staate B frei wird. Allein eine solche Möglichkeit 
kann auch sonst eintreten; wie z. B. wenn der Autor für den 
Staat A auf sein Autorrecht verzichtet, es aber für den Staat 
B aufrecht erhalten will, oder wenn in dem einen Staate Er¬ 
löschungsgründe vorhanden sind, die für den anderen nicht 
gelten? Die völlig irrtümlichen Bestimmungen sind übrigens 
auf ihr spezielles Gebiet zu beschränken und dürfen nicht aus¬ 
gedehnt werden. In den eben genannten zwei Fällen also 
würde trotz des Erlöschens im einen Staate das Autorrecht 
im anderen verbleiben. Im deutsch-französischen (belgischen, 
italienischen) Abkommen allerdings findet sich der Irrtum 
weiter durchgeführt: denn hiernach sollen die Rechte im Ver¬ 
bandslande nur so lange bestehen, als die Rechte im Ur- 
sprungslande in Kraft sind; allein diese Bestimmungen der 
Spezialverträge sind schon längst unwirksam, weil mit der 
Berner Uebereinkunft in Widerspruch stehend (§ 15 Berner 
Konvent.): sie sind auch schon aus anderen Gründen von der 
Bildfläche verschwunden. 

Die ganze Gedankenkette beruht auf einer falschen Vor¬ 
stellung. Das Immaterialrecht des einen Landes ist grund¬ 
sätzlich von dem des anderen unabhängig, ein Prinzip, das 
ich stets vertreten habe, das jetzt im Patentrecht völlig durch¬ 
gedrungen und auch in der Paris-Brüsseler Uebereinkunft 
a. 4 b scharf ausgesprochen ist. 

Eine andere unschöne Beschränkung ergibt sich aus a. 3 des 
Schlußprotokolls über die Freigebung mechanischer Musik- 


25 ) Unrichtig die französische Rechtspflege, die unter der Herrschaft 
des französischen Dekrets von 1852, welches den ausländischen Werken 
vollständigen Schutz gewährt, eine solche Abhängigkeit angenommen 
hat, z. B. Seinetrib. 29. Mai 1891, Droit d’auteur IV, p. 105. Ebenso 
unrichtig D a r r a 8 und die dort bezeichnten Schriftstellen ebenda. Un¬ 
richtig England 1886 a. 2, Z. 3. 
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instrumente. Diese Bestimmung gehört zu denen, welche dem 
notwendigen Untergang verfallen sind. Bemerkenswert ist es, 
daß man sie in manchen Ländern in der Art ausgelegt hat, 
daß im Inlande zwar Spielwerke fabriziert und verkauft, aber 
nicht öffentlich in Betrieb gesetzt werden dürfen, da sich eine 
Bestimmung ähnlich dem § 26 des deutschen AG. in der 
Konvention nicht findet 26 ). Vgl. oben S. 205. 

IV. Ein neues Prinzip der Berner Konvention ist das 
Prinzip der Mindestrechte. Man wollte, daß gewisse 
Minimalrechte gelten sollen für das Verhältnis des in einem 
Verbandslande erschienenen Werkes bezüglich der anderen 
Verbandsländer. 

Dieses hätte die Uebereinkunft dadurch erreichen können, 
daß sie den einzelnen Staaten aufgegeben hätte, ein derartiges 
Mindestrecht überhaupt zu schaffen; allein solches wäre einer¬ 
seits über ihre Ziele hinausgegangen, da es für die Zwecke 
der Uebereinkunft ohne Bedeutung ist, wie die einzelnen 
Staaten ihre eigenen Angehörigen und die in ihnen erschie¬ 
nenen Werke behandeln, andererseits wäre es vielleicht recht 
weit aussehend gewesen. Darum bestimmte sie: wie immer 
auch die einzelnen Staaten die in ihnen erschienenen Werke 
behandeln, jedenfalls sollen sie den in den anderen Verband¬ 
staaten erschienenen Werken gewisse Rechte gewähren, min¬ 
destens diese (Mindestrechte der Konvention). 

Solche Mindestrechte der Berner Uebereinkunft sind: 

1. Als Werke der Literatur und Kunst haben gewisse 
Werke unbedingt zu gelten, § 4, so insbesondere auch Kunst¬ 
gewerbesachen, welche im Wege des Druckes oder sonstiger 
Vervielfältigungen veröffentlicht werden können; auch Ueber- 
setzungen, § 6; 

2. sodann soll ein bestimmtes Maß des Rechts gelten: 

a) bezüglich des Uebersetzungsrechts, § 5; 

2e ) So Friedensgericht Laeken (Belgien) 5. und 17. Juli 1906, Droit 
d’auteur XVIII, p. 7. 
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b) bezüglich der Preßerzeugnisse, § 7; 

c) bezüglich der Aufführung dramatischer und musikali¬ 
scher Werke, § 9, und bezüglich der Adaptationen, § 10. Dazu 
kommt: 

d) die Bestimmung bezüglich der Vermutung der Urheber¬ 
schaft bei Aufsetzung des Namens, §11; 

e) die Bestimmung, daß bei namenlosen Werken und 
Werken mit Decknamen der Verleger als Treuhänder be¬ 
rechtigt ist, § 11; 

f) die Bestimmung, daß, wo immer die Verbandsländer 
eine Beschlagnahme kennen, diese zum Schutz der Urheber¬ 
rechte der übrigen Verbandsländer verlangt werden kann, § 12. 

V. Bezüglich dieser Mindestrechte hat man die Fragen 
aufgeworfen: 

1. Hat der Verfasser in anderen Verbandsländern nur 
dann die Mindestrechte, wenn er sie auch im Ursprungslande 
genießt? 

2. Hat er in anderen Verbandsländem die Mindestrechte 
auch dann, wenn dieses Verbandsland solche Rechte seinen 
eigenen Angehörigen nicht gewährt? und 

3. Wenn das andere Verbandsland seinen Angehörigen 
größere Rechte gewährt, hat er dann diese größeren Rechte 
oder ist er auf die Bestimmungen der Konvention be¬ 
schränkt? 

Diese Fragen werden gewöhnlich nicht grundsätzlich auf¬ 
gestellt, sondern in der Weise des französischen Rechts von 
Fall zu Fall behandelt, so daß sich in den Entscheidungen 
und auch in den Kongreßäußerungen eine ermüdende Kasui¬ 
stik breit macht, die fern davon ist, wissenschaftlich zu be¬ 
friedigen. Die Unsicherheiten und Zweifel ergeben sich aus 
dem neuerlichen Werke von Röthlisberger über die Berner 
Konvention aufs klarste. 

Grundsätzlich und einfach aber ist zu sagen: 

Zu 1: er hat die Mindestrechte auch dann, wenn er sie 
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im eigenen Staate nicht genießt, denn die Abhängigkeit der 
Konventionsrechte von den Rechten des eigenen Staates be¬ 
schränkt sich, wie S. 409 bemerkt, auf die Dauer der Schutz¬ 
frist 2 7 ). 

Zu 2: er hat sie sicher, wenn sie auch im Verband¬ 
staate für dessen eigene Angehörigen nicht gelten, denn darum 
sind ja eben die Mindestrechte gewährt, damit man nicht 
vom Rechte des Verbandslandes abhängig ist. 

Zu 3: auch diese Frage ist sicher zu bejahen, denn der Sinn 
der Uebereinkunft geht zunächst dahin, daß der Autor des einen 
Verbandslandes im anderen die dortigen vollen Rechte genießt; 
und wenn die Berner Konvention ihm noch außerdem beson¬ 
dere Mindestrechte zusichert, so will das nur heißen, daß sie 
ihm zugesichert sind auch für den Fall, daß das Verbands¬ 
land für die einheimischen Autoren solche Bestimmungen nicht 
hat: deshalb sind es eben auch Mindestrechte. 

VI. Man hat noch gefragt, ob ein Verbandsstaat be¬ 
stimmen darf, daß die Angehörigen der übrigen Verbands¬ 
länder im Falle 3 auf den Mindestschutz der Konvention be¬ 
schränkt seien und nicht die Rechte der Einheimischen ge¬ 
nössen: natürlich wäre eine solche Bestimmung gegen Wort 
und Sinn der Uebereinkunft. 

VII. Aus dem Entwickelten geht hervor: 

1. Wenn das Ursprungsland A den Kunstwerken, die dem 
Kunstgewerbe dienen, nur einen geringeren Schutz gewährt, 
so hindert das nicht, daß seine Angehörigen in dem anderen 
Verbandslande B den dortigen vollen Kunstwerkschutz in 
Anspruch nehmen können 28 ). 

2. Wenn ein Land B auch keinen Uebersetzungsschutz 
gewährt, so hat der Autor des Landes A in dem Lande B 

2T ) Daher ist es möglich, daß Entlehnungen, die im eigenen Staate 
erlaubt sind, in den Verbandsländem unstatthaft sind; vgl. Appellhof 
Mailand 24. Nov. 1905, Droit d’auteur XIX, p. 48. 

28 ) Vgl. LG. Berlin 5. Juni 1905, Droit d’auteur XVIII, p. 157 f. 
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doch mindestens den Uebersetzungsschutz der Konvention. 
Wenn ein Land B den kunstgewerblichen Erzeugnissen nur 
Geschmacksmusterschutz gewährt, so hat der Künstler des 
Landes A im Lande B kraft der Konvention Kunstwerkrecht, 
nicht bloß Musterrecht. 

3. Wenn ein Land B seinen eigenen Angehörigen vollen, 
unbeschränkten Uebersetzungsschutz gewährt, so hat der 
Autor des Landes A im Lande B vollen Uebersetzungs¬ 
schutz, nicht bloß den Uebersetzungsschutz der Konvention: 
er hat ihn also auch dann, wenn er innerhalb 10 Jahren 
keine autorisierte Uebersetzung veröffentlichen läßt. Gibt ein 
Land B den rein musikalischen Werken vollständiges Auf¬ 
führungsrecht, so hat der Komponist des Landes A im Lande B 
volles Aufführungsrecht, auch wenn er im Lande A kein oder 
nur ein bedingtes Aufführungsrecht hätte: er hat nicht etwa 
bloß ein Aufführungsrecht nach der Konvention, Ygl. S. 414, 

VIII. Keine Mindestrechte gelten 

1. für die Baukunst, 

2. für die Photographie, 

3. für choreographische Werke; denn hier wird nach a. 1 
und 2 des Schlußprotokolls den Mitgliedern des Verbandslandes 
A im Lande B nur das Recht gewährt, welches im Lande B 
die einheimischen Werke haben; mithin wird hier nur das 
allgemeine Prinzip in Anwendung gebracht, daß dem Ver¬ 
bandsangehörigen des Landes A im Lande B das einheimische 
Recht des Landes B zukommt. Das Gleiche gilt für § 8 Konv. 

IX. Die Vorbehaltsbestimmungen in a. 7 und 9 der 
Konvention bezüglich der Zeitungen und des musikalischen 
Aufführungsrechts (S. 408) bilden eine Ausnahme von dem Satze, 
daß die Erfüllung der Förmlichkeiten des Ursprungslandes A 
genügen soll, um im anderen Verbandslande B die Be¬ 
rechtigung zu erlangen: sie enthalten eine Ausnahme nach 
beiden Richtungen hin, sowohl in der Art, daß die Erfüllung 
der Förmlichkeiten des Ursprungslands nicht genügt, sondern 
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die Bestimmungen der Konvention erfüllt sein müssen, als 
auch in der Art, daß die Bestimmungen der Konvention 
die Förmlichkeiten des Ursprungslandes ersetzen. Daraus geht 
hervor: 

1. Verlangt das Ursprungsland A diese Förmlichkeiten nicht, 
so ist trotzdem das Werk im Verbandslande B nur bei Er¬ 
füllung der Vorbehaltsförmlichkeit der Konvention geschützt, 
sofern das Verbandsland B diese Förmlichkeit verlangt oder an 
sich gar keinen Schutz gewährt; denn von dem Satze, daß 
die Förmlichkeiten des Ursprungslandes genügen, machen 
eben gerade §§ 7 und 9 eine Ausnahme. Der Grund ist der: 
Die Angehörigen von B wären sonst im entschuldbaren Irr¬ 
tum: Wenn bei ihnen ein solcher Vorbehalt verlangt wird 
oder ein Schutz gar nicht besteht, so könnten sie meinen, 
daß vorbehaltlose Musik oder vorbehaltlose Leitartikel über¬ 
haupt frei seien. 

2. Verlangt das Ursprungsland A andere Förmlichkeiten, 
so genügen statt dieser die Förmlichkeiten der Konvention; 
sie genügen, auch wenn das Verbandsland B irgend welche 
andere Förmlichkeiten erheischt oder keinen Schutz gewährt* 

3. Verlangt dagegen das andere Verbandsland B solche 
Förmlichkeit nicht, dann bedarf es ihrer nicht, auch wenn das 
Ursprungsland A sie verlangt; denn der Grundsatz, von dem 
die §§ 7 und 9 Ausnahmen machen, ist nicht der, daß die Förm¬ 
lichkeiten des Ursprungslandes erfüllt sein müssen, sondern 
daß ihre Erfüllung genügt: verlangt daher das Land B diese 
Förmlichkeiten nicht, so braucht man auf die Förmlichkeiten 
von A gar nicht zurückzukommen und bleiben daher auch die 
Ausnahmen davon außer Betracht. Vgl. S. 413. 

4. Noch weniger bedarf es dieser Förmlichkeiten natürlich 
dann, wenn weder A noch B sie verlangt, wenn also z. B. 
ein Musikwerk in Deutschland erschienen ist und in Frank¬ 
reich auf geführt werden soll: da Frankreich keinen Vorbehalt 
verlangt, so ist überhaupt von jeder Förmlicheit abzusehen; 
übrigens verlangt auch das Ursprungsland Deutschland keinen 
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solchen; also warum auf die Konvention zurückzugreifen, die 
nur helfen will, wenn die einheimischen Rechte nicht helfen! 

X. Wohin die Fortbildung der Berner Uebereinkunft 
steuern soll, ergibt sich hieraus klar: 

1. Die unberechtigten Beschränkungen, namentlich bezüg¬ 
lich der Schutzdauer des Ursprungslandes, sind aufzuheben. 

2. Zu dem Prinzip des Erscheinungsorts ist das Prinzip 
der Staatsangehörigkeit hinzuzufügen, so daß nicht nur das 
in einem Verbandslande erschienene Werk den Schutz in den 
anderen Verbandsländem genießen, sondern auch der Staats¬ 
angehörige des Verbandslandes A unbedingt (ohne Rücksicht 
auf den Ort des Erscheinens) für seine Schöpfungen im Ver¬ 
bandslande B den Schutz eines Einheimischen haben soll. 

3. An Stelle der Bestimmungen über die Förmlichkeiten 
des Ursprungslandes ist die Bestimmung zu setzen, daß über¬ 
haupt keine Förmlichkeiten in Betracht kommen, mit Aus¬ 
nahme der in der Konvention selbst gestatteten, und auch hier 
ist der Vorbehalt für Musikwerke zu streichen, höchstens der 
für leitartikelartige Preßerzeugnisse beizubehalten. 

4. Baukunst, Photographie, Choreographie sind unter die 
Mindestrechte aufzunehmen. 

XI. Wenn es auf mich ankäme, würde ich die Berner 
Konvention einfach dahin läutern, daß ich die Unvollkommen¬ 
heiten und nationalen Beschränkungen striche und der Ge¬ 
samtheit der Bestimmungen eine Fassung gäbe, welche klar 
darlegte, inwiefern die Konvention ausschließliches Recht oder 
Mindestrecht enthält. Ich würde sie etwa in folgender 
Weise fassen: 

1. Werke der Literatur und Kunst, welche in einem Ver¬ 
bandslande erscheinen, haben in allen Verbandsländern das 
gleiche Recht, welches diese Länder den in ihnen erschienenen 
Werken gewähren. Dem Erscheinen stehen bei Werken der 
bildenden Kunst die dauernde öffentliche Ausstellung und bei 
Werken der Baukunst die Errichtung in dem Verbandslande gleich. 
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2. Werke der Literatur und Kunst, welche ein Mitglied 
eines Verbandslandes zum Urheber haben, haben in allen Ver¬ 
bandsländern das gleiche Recht, welches diese Länder den 
Werken ihrer Landesangehörigen gewähren. 

3. Formen zum Erwerbe des Rechts oder zur Erlangung 
des Schutzanspruchs oder der Klagbefugnis kommen nur in 
Betracht, soweit die Konvention solche verlangt. 

4. Wissenschaftliche und künstlerische Darstellungen in 
periodischen Zeitschriften genießen vollen Schutz, Leitartikel 
und leitartikelartige Erscheinungen dann, wenn in ihnen 
das Urheberrecht Vorbehalten ist; soweit sie nach 1 und 2 
auch ohne Vorbehalt geschützt sind, behält es dabei sein Be¬ 
wenden. 

5. Auch sofern ein Verbandsstaat seinen Werken ein ge¬ 
ringeres Recht gewährt, genießen die Urheber bezüglich der 
Werke zu 1 und 2 mindestens folgende Rechte: 

a) Der Begriff der Werke der Literatur und Kunst ist 
in weitestem Sinne auszulegen, insbesondere nach der Rich¬ 
tung, daß choreographische und pantomimische Werke unter 
die Literatur werke, Erzeugnisse des Kunstgewerbes, Photo¬ 
graphien, Bauwerke samt den entsprechenden Plänen und 
Skizzen unter die Kunstwerke gerechnet werden. 

b) Das Recht des Originalverfassers umfaßt auch das 
Alleinrecht der Uebersetzung ohne jede Beschränkung, ebenso 
auch das Recht auf Verarbeitungen anderer Art, soweit darin 
das künstlerische Wesen der Originalschöpfung noch zur Gel¬ 
tung kommt; ebenso das Alleinrecht der Aufführung drama¬ 
tischer und musikalischer Werke. 

6. Auch namenlose Werke und Werke mit Decknamen 
sind unter treuhänderischer Vertretung des Verlegers geschützt. 
Tritt der Verfasser während Lebzeiten aus der Namenlosig¬ 
keit hervor, so ist die Dauer des Schutzes die gewöhnliche. 

Durch eine solche Fassung würde zuerst eine richtige 
Gruppierung der Bestimmungen erzielt und würden alle Fragen, 
die sich in ungezählter Menge erhoben haben, in Bezug auf 
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die Auffassung der Konvention von selber beseitigt. Es wäre 
klar zum Ausdruck gebracht, was Mindestbestimmung ist, und 
wäre vollkommen zutreffend ausgesprochen, daß diese Mindest- 
bestimmungen größere Rechte nicht ausschließen, welche dem 
Verfasser in dem Verbandslande nach dem Grundsatz der 
Gleichberechtigung mit den heimischen Verfassern dieses 
Landes und den in diesem Lande erschienenen Werken zu¬ 
kommen. 

3. Rückwirkung. 

§ 78. 

I. Was die Rückwirkung der Konvention betrifft, so schließe 
ich mich (mit einigen Zusätzen und Aenderungen) meiner Dar¬ 
stellung in der Z. f. internat. PrivatR. VI, S. 385 f. an; ich 
gebe sie wieder, da immer noch einige dieser Fragen prak¬ 
tisch in Betracht kommen. 

Eine Rückwirkung im eigentlichen Sinne findet nicht statt, da nicht 
Recht und Recht einander gegenübersteht und nicht von früheren 
Rechten gesprochen werden kann, die durch die neue Gesetzgebung 
ihren Untergang fänden. Wenn nämlich die ausländischen Autorwerke 
im Auslande keinen Schutz fanden, so kann trotzdem von einem Rechte 
des Nachdruckers keine Rede sein; allerdings lag, was der Nach¬ 
drucker tat, nicht in der Sphäre des gesetzlichen Unrechts, wenn es 
auch nicht immer passend und angemessen war; doch darf man nicht 
immer so streng ins Gericht gehen, wie das vielfach geschieht. Wie 
schon bemerkt, war das Verhältnis vielfach so, daß die geschädigten 
Staaten einander gegenseitig nachdruckten und daß man infolge solcher 
Repressalien nicht die Empfindung eines Unrechts hatte; und was ins¬ 
besondere die Uebersetzungen betrifft, so muß man berücksichtigen, 
daß es vielfach an den entsprechenden Veranstaltungen fehlte, dem In¬ 
lande autorisierte Uebersetzungen zu liefern, mithin ein gewisses Be¬ 
dürfnis nach Herstellung unautorisierter Uebersetzungen nicht abzu¬ 
sprechen war. 

Also der Nachdrucker befand sich de jure nicht im Unrecht; er 
hatte aber auch kein Recht, kein jus quaesitum. Vielleicht hatte aller¬ 
dings der Uebersetzer ein jus quaesitum an seiner Uebersetzung, aber 
er hatte es doch nur in Bezug auf die Uebersetzung als Uebersetzung, 
nicht in Bezug auf das hinter dem sprachlichen Kleid liegende ideelle 
Gedankengebilde. 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 27 
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Mithin kann man, wenn das neue Gesetz völlig durchschlägt, nicht 
von einer Rückwirkung im Sinne der Zerstörung vorhandener erworbener 
Rechte sprechen. Immerhin aber können durch ausnahmslose Herrschaft 
der neuen Ordnung Interessen gekränkt werden, die doch nicht recht¬ 
lich außer acht zu lassen sind. 

Und zwar kann hier das Interesse derer in Betracht kommen, die 
bereits Mühe und Kosten aufgewendet haben, um ein Werk zu drucken 
und aufzuführen, und nun vom ganzen ablassen müssen. Diese Inter¬ 
essen können dadurch gewahrt werden, daß man es gestattet, die be¬ 
reits geschaffenen Materialien auszunutzen, die vorhandenen Exemplare 
zu verbreiten, die vorhandenen Vorrichtungen zur Geltung zu bringen, 
alles entweder unbeschränkt oder mit einer den Kosten und Vor¬ 
bereitungen entsprechenden Zeitbegrenzung. 

Man kann auch zu Gunsten dessen, der als Autor seine Hand ans 
Werk gelegt hat, weiter gehen und z. B. dem Uebersetzer oder Be¬ 
arbeiter das Recht geben, nicht nur das vorhandene physische Material 
zu benutzen, sondern überhaupt seine Uebersetzung und Bearbeitung 
weiter zu autorrechtlicher Darstellung zu bringen, ohne Rücksicht auf 
das nunmehrige Recht des Originalautors. 

Soweit die Interessen dieser Personen; aber auch das übrige Pu¬ 
blikum kann in Betracht kommen: das lesende, hörende, wie das ver¬ 
vielfältigende, darstellende Publikum. Ist ein Werk so sehr in öffent¬ 
lichen Gebrauch gekommen, daß das Publikum gewohnt war, es überall 
zu sehen, zu hören, es in Volksausgaben zu drucken und zu lesen, so 
spricht ein gewisses allgemeines Interesse dafür, daß das Werk nun 
allgemein frei bleibt und keinem Individualismus mehr unterliegt. Voraus¬ 
gesetzt ist natürlich, daß der bisherige usus kein rechtlicher abusus 
gewesen ist, d. h. daß kein Gesetz die bisherige Benutzung im Inland 
beanstandet hat. 

Das kann für die Aufführung gelten, es kann für Druck und Ver¬ 
breitung gelten, insbesondere wenn man so an Uebersetzungen gewöhnt 
ist, daß das Publikum die Erwartung hegen konnte, daß auch künftig* 
hin Uebersetzungen unbeanstandet bleiben werden. 

II. In verschiedener Weise haben sich nun die zwischenzeitlichen Ge¬ 
setzgebungen mit diesen Ideen abgefunden. Nicht selten fühlt man, daß 
zu ihrer Zeit die Wissenschaft die Probleme noch nicht in voller Klar¬ 
heit aufgestellt hatte; und auch, was in den Vorarbeiten der Berner 
Konvention gesagt ist, zeigt, daß die Ideen noch nicht allseitig gereift 
waren. Die Konvention selbst spricht davon in § 14 und Schlußproto¬ 
koll a. 4. 

Deutschland hat gemäß Gesetz vom 4. April 1888 eine Aus- 
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führungsverordnung vom 11. Juli 1888 gegeben, welche auf verschiedene 
Verhältnisse Rücksicht nimmt; sie wurde am 29. November 1897 mit 
Rücksicht auf die neuen Zustände erneuert 89 ). 

Am weitesten wird das vorhandene Interesse bezüglich der drama¬ 
tischen und dramatisch-musikalischen Werke in Betracht gezogen, und 
zwar so sehr, daß die Bestimmung gilt, daß dramatische und dramatisch- 
musikalische Werke, die in Deutschland vor der Konvention erlaubter¬ 
weise aufgeführt wurden, fernerhin frei sind (§ 1 nr. 3) 80 ). 

Dies geht nun allerdings viel zu weit. Eine solche Freiheit ließe 
sich nicht aus den Einzelinteressen der einzelnen Auf führenden, sondern 
nur aus den allgemeinen Interessen des Publikums heraus entnehmen; 
aber es läßt sich billig fragen: ist ein solches Interesse des Publikums 
zur Entstehung gekommen? sind die Verhältnisse auf solche Weise 
angetan, wenn ein dramatisches Werk einmal bei uns aufgeführt 
worden ist? Sodann ließe sich allerdings die Bestimmung auch vom 
Standpunkte der einzelnen Unternehmer erklären, sofern nicht nur 
der einzelne Aufführende, sondern wohl mancher andere sich zur Auf¬ 
führung vorbereitet hatte. Doch den Nachweis solcher Vorbereitungen 
könnte man ja ab warten, und zudem würde dieses doch nur gelten, 
wenn die eine Aufführung im Gefühl der bisherigen Aufführungs¬ 
freiheit stattgefunden hätte, nicht wenn speziell unter Autorisation des 
Autors; denn dann wäre die Einzelaufführung nicht etwa als Sym¬ 
ptom dafür anzusehen, daß man sich allgemein zur Aufführung ge¬ 
rüstet habe. 

Doch das deutsche Recht hat solches bestimmt. Natürlich müssen 
wir diese zu weit gehende Bestimmung auf ihren Fall beschränken; sie 
darf nicht auf rein musikalische Werke ausgedehnt werden, bei welchen 
zudem, da sie meist als Aufführungsstücke weniger volkstümlich werden 
als die Dramen, und viel weniger Aufführungskosten machen, die obigen, 
wenn auch nicht durchschlagenden, doch immerhin annehmbaren Gründe 
nicht zutreffen würden 81 ). 


Ä9 ) Auch bei Gelegenheit der Kündigung des deutsch-englischen Ver¬ 
trags (16. Dez. 1897) ergingen am 3. Febr. 1898 Uebergangsbestimmungen 
(Droit d’auteur XI, p. 29), Recueil des conventions et traitös concern. 
la propr. litt. p. 465. 

*°) Vgl. hierzu O.L.G. Colmar 8. Juli 1892, Droit d’auteur VII, p. 61. 
Die Aufführung in Elsaß-Lothringen ist natürlich als Aufführung auf 
deutschem Territorium zu betrachten, wenn sie nach der Einverleibung 
in Deutschland erfolgte; wenn vorher, nicht. Sonst ist über den Zu¬ 
stand in Elsaß-Lothringen auf das obige S. 218 zu verweisen. 

81 ) Vgl. auch Droit d’auteur VH, p. 66. 
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Hat allerdings der dramatisch-musikalische Autor mit Genehmigung 
des Originalautors einen Gesang oder ein sonstiges Musikstück in sein 
Werk aufgenommen, so muß auch dieses an der Freiheit des ganzen 
Werkes teilnehmen **). Anders wenn die Aufnahme eine (nach dem 
Rechte des Originallandes) unberechtigte gewesen ist. 

Die Aufführungsfreiheit tritt also in Deutschland ein, mag auch 
die frühere öffentliche Aufführung vom Autor selbst veranstaltet wor¬ 
den sein, z. B. mit einer Truppe, mit der er in Deutschland umzog; 
sie tritt ein, auch wenn diese öffentliche Aufführung nur einmal statt¬ 
fand. Sie tritt aber natürlich auch ein, wenn die Aufführung durch 
einen Dritten erfolgte mit Rücksicht auf die bisherige Schutzlosigkeit 
des ausländischen Werkes; sie tritt namentlich auch ein, wenn solche 
Aufführung oft stattgefunden hat und volkstümlich geworden ist. 

Allerdings wird hier immer vorausgesetzt, daß die öffentliche Auf¬ 
führung eine erlaubte war; also entweder infolge der Schutzlosigkeit 
des Werkes oder infolge der Gestattung des Autors oder seiner Rechts¬ 
nachfolger. War sie eine unerlaubte, so tritt die Aufführungsfreiheit 
selbst dann nicht ein, wenn sie sich öfters wiederholte und wenn auch 
der Autor und seine Rechtsnachfolger hiergegen keine Schritte unter¬ 
nommen, selbst nicht dagegen protestiert haben. Es wäre sehr schwer, 
aus einem solchen Stillschweigen eine Genehmigung mit der Bedeutung 
zu entnehmen, daß sie einer Zustimmung für künftige Fälle gleichstände. 

Im Falle einer solchen erlaubten Aufführung vor Eintritt der Kon¬ 
vention tritt Aufführungsfreiheit ein, und zwar völlige Aufführungsfrei¬ 
heit; es ist nicht etwa so, als ob bloß der, der bisher aufgeführt oder 
die Aufführung gekannt und Vorbereitungen getroffen hat, im Besitz 
der Aufführungsbefugnis bliebe. 

Die viel zu weit gehende Bestimmung wird nun allerdings dadurch 
abgeschwächt, daß die Berner Konvention den Rechtsschutz, den sonstige 
Staatsverträge bieten, bestehen läßt. Mithin werden solche Werke nicht 
frei, die durch die deutsch-französische, deutsch-belgische, deutsch¬ 
italienische Konvention u. s. w. gebunden sind, welche Konventionen 
teilweise noch auf frühere Verträge mit einigen deutschen Staaten zu¬ 
rückgehen und die daraus entspringenden Rechte bestätigen. 

Im übrigen bewirkt die Aufführungsfreiheit natürlich nicht auch 
die Freiheit des Drückens und der Verbreitung der Druckexemplare, 
insbesondere also nicht die Freiheit der Herstellung und Verbreitung 
von Arrangements und Bearbeitungen 88 ). 


82 ) Vgl. über den Fall Bizet (bezüglich derHavanera in der Car¬ 
men) Reichsgericht 16. Dez. 1890, Droit d’auteur IV, p. 68 f. 

”) RG. 16. Dez. 1890 cit. 
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Nur die Herstellung der Partitur durch Abschrift und die Her¬ 
stellung der Stimmen in gleicher Weise müßten dann als gestattet 
gelten, wenn diese auf dem Wege des ordentlichen Buchhandels vom 
Originalverleger nicht zu erlangen wären 84 ). Dies liegt nicht in den 
Worten, aber im Geiste der Verordnung, welche, indem sie die Freiheit 
der Aufführung gewährt, notwendig auch die Mittel der Aufführung 
bieten muß. 

Bezüglich der Vervielfältigung und der Verbreitung der Verviel¬ 
fältigungen geht die deutsche Verordnung vom 11. Juli 1888 von 
dem Prinzip der Einzelinteressen aus; sie bestimmt daher: 

1. die bereits gedruckten Exemplare dürfen verbreitet werden (so¬ 
weit der Druck erlaubt war), 

2. die teilweise gedruckten Exemplare dürfen vollendet und sodann 
verbreitet werden (natürlich auch hier vorbehaltlich dessen, daß die 
teilweise Herstellung erlaubt gewesen ist). 

Dies gilt beides ohne Zeitschranke. 

Ferner dürfen 3. die zu Vervielfältigungen eines Schrift- oder 
Kunstwerkes bestimmten dauernden Vorrichtungen weiter benutzt werden 
(sollten auch dadurch Kopien von nunmehr geschützten Werken zu stände 
kommen), aber nur bis zum 31. Dez. 1891. Dies kommt daher für die 
spätere Zeit nur noch indirekt in Betracht, insofern als die vor dem 
31. Dez. 1891 hergestellten Exemplare frei sind und verkauft werden 
dürfen. Vorausgesetzt ist natürlich auch hier, daß die Herstellung 
dieser Vorrichtungen seinerzeit in erlaubter Weise erfolgt ist. 

Zur Sicherung ist die Öffentliche Abstempelung gewählt worden 85 ); 
diese hatte zu erfolgen zu 1. und 2. bezüglich der (ganz oder teilweise 
hergestellten) Exemplare, zu 3. bezüglich der Vorrichtungen. Allerdings 
bietet hiernach die obligatorische Stempelung keine Sicherung dafür, 
daß von den gestempelten Vorrichtungen die Exemplare vor dem 31. Dez. 
1891 abgenommen worden sind; doch war zu diesem Zweck eine fakul¬ 
tative Stempelung gestattet. 

Hier also gilt das Einzelinteresse, und zwar in der individuell be¬ 
schränkten Form, daß es sich — im großen und ganzen — so weit und 
nur so weit entwickeln kann, als es durch physische Veranstaltungen 
bereits verkörpert worden ist; und eine solche Verkörperung nimmt man 
an, wenn Exemplare ganz oder teilweise hergestellt oder wenn dauernde 


34 ) Nur in diesem Fall; daß hierdurch das Herstellungsrecht illu¬ 
sorisch würde (Droit d’auteur XVIII, p. 95), dies zu behaupten ist 
eine Uebertreibung. 

85 ) So § 2 dieser VO. und Aufführungs-O. des Reichskanzlers vom 
7. August 1888. 
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Vorrichtungen zu ihrer Herstellung getroffen sind — jedoch letzteres 
nur mit einer Zeitbegrenzung, weil sonst die Benutzung ins Ungemessene 
ginge. Aehnlich hatte schon der deutsch-französische Staatsvertrag eine 
Frist von 4 Jahren für die Benutzung solcher Matrizen, Platten, Stereo¬ 
typen (Protokoll a. 1) und ebenso der Vertrag mit Belgien und Italien, 
während das Gesetz von 1870 a. 58 eine solche Frist nicht kannte* 6 ). 

Einen Mittelweg hat die deutsche Verordnung bezüglich der Ueber- 
setzungen eingeschlagen. Sofern nämlich bereits eine Uebersetzung 
erlaubterweise (ganz oder teilweise) veröffentlicht wurde, ist der Ueber- 
setzer nicht nur berechtigt, die hergestellten Exemplare zur vollen Ver¬ 
breitung zu bringen, sondern auch die Uebersetzung neu zu drucken, 
unverändert oder auch in verbesserter, veränderter Gestalt. Allerdings 
ist er nicht berechtigt, eine zweite Uebersetzung in der nämlich oder 
einer anderen Sprache zu veröffentlichen: er ist also ebenfalls an das in 
seiner Person individualisierte Interesse gebunden, nur daß dieses einen 
weiteren Umfang nimmt, so daß die ganze autormäßige Entwicklung 
des Interesses an der Verbreitung der solchermaßen ausgearbeiteten 
Uebersetzung gewahrt wird; daraus dürfte zu schließen sein, daß selbst 
die Aufführung einer solchen Uebersetzung als erlaubt gelten müßte, 
auch wenn vor Eintritt der Konvention keine Aufführung stattgefun¬ 
den hat. 

Weiter ging der deutsch-französische Staatsvertrag, der im Proto¬ 
koll a. 4 die Bestimmung gab, daß, wenn bei Eintritt des Staatsver¬ 
trages die 5jährige Uebersetzungsfrist des alten Rechts schon verstrichen 
und eine Uebersetzung erschienen war, das ausschließliche Ueber- 
setzungsrecht völlig verloren gehen sollte; eine Bestimmung, die auch 
im Staatsvertrag mit Belgien und mit Italien wiederkehrt; hier war 
also nicht nur das Recht des Uebersetzers zur Verbreitung seiner Ueber- 
Setzung anerkannt, sondern es war für diesen Fall das Uebersetzungs- 
recht auch für Dritte freigegeben. 

So die deutsche Verordnung. Aehnliche Grundsätze sind im deutsch¬ 
österreichischen Abkommen vom 30. Dez. 1899 a. 7 ausgesprochen, 
dazu deutsche Bekanntmachung vom 17. Mai 1901. 

III. Andere Staaten, sofern sie besondere Bestimmungen geben, folgen 
dem einen oder anderen Prinzip. Dem deutschen Recht kommt Bel¬ 
gien sehr nahe. 

Die belgische VO. vom 15. Nov. 1887 hat nämlich gleichfalls 
das Stempelungssystem: 

a) in Bezug auf die Exemplare, 


* 6 ) Vgl. auch RG. 23. Nov. 1891, Entsch. Strafsachen XXII, S. 259. 


Digitized by 


Google 




Zwischenstaatliches Recht. § 78. Rückwirkung. 


423 


b) in Bezug auf die Platten, Klischees u. s. w.; sie bestimmt aber 
weiter, daß von diesen nur bis 5. Dez. 1889 Abzüge gemacht werden 
dürfen, und daß auch diese gestempelt werden müssen. Ygl. dazu Rund¬ 
schreiben vom 28. Nov. 1887. 

Oesterreich hat das System der deutschen YO. in seinem neuer¬ 
lichen Literarvertrage mit Italien (vom 8. Juli 1890 a. 7) und mit 
England (vom 24. April 1893 a. 8) durchgeführt (dazu Österreich. VO. 
20. Mai 1894). 

England stellt sich in seiner Copyright Act vom 25. Juni 1886 
(49 , 50 Vict. ch. 83) 37 ) a. 6 völlig auf den Standpunkt des Einzel¬ 
interesses und bestimmt, daß, soweit die Wirkung der Vereinbarung auf 
vorhandene Rechte oder Interessen stoße, sie diesen weichen solle. 
Aber das Gesetz bestimmt nicht genauer, weder wann solche Interessen 
(rights or interests . .. subsisting and valuable) vorhanden sind, noch 
wie weit die auf solche Weise zu Tage tretenden Interessen sich ent¬ 
wickeln dürfen 38 ). 

Auf Grund dessen hat man angenommen: 

1. Ein Theater, das ein Stück bereits aufgeführt und in sein Re¬ 
pertoire aufgenommen hat, darf es weiter aufführen; so County 
Court Brighton 7. Aug. 1891, Moult v. Devonshire Park Co. 39 ). 

2. Eine Musikgesellschaft, die vorher Musikalien gekauft und darauf¬ 
hin ein Stück aufgeführt hat, darf es weiter aufführen, namentlich 
wenn es zugleich ein englischer Verleger war, der das Musikstück hat 
drucken lassen und darum an der Aufführung ein Interesse hat; so 


37 ) Der a. 6 sagt: Where an Order in Council is made under the 
International Copyright Acts with respect to any foreign country, the 
author and publisher of any literary or artistic work first produced 
before the date at which such Order comes into Operation shall be 
entitled to the same rights and remedies as if the said Acts and this 
Act and the said order had applied to the said foreign country at the 
date of the said production: Provided that where any person has 
produced any work in the United Kingdom, nothing in 
this section shall diminish or prejudice any rights or 
interests arising from or in connexion with such pro¬ 
duction which are subsisting and valuable at the said 
date. Dazu kommt Order in Council vom 28. Nov. 1887 und vom 
7. März 1898, sowie Bestimmung vom 16. März 1898 Über Anmeldung 
an die Zollbehörden (Recueil p. 485). 

38 ) Dasselbe System hat England auch im englisch-österreichischen 
Literarvertrag angenommen (vom 24. April 1893 a. 8). 

39 ) Droit d’auteur V, p. 52. 
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County Court Brighton, so High Court (als Appellinstanz) und 
Appellhof 3. Juli 1891 in Mayeur v. örönings und Moul v. Grö- 
nings 40 ). 

Das Prinzip des öffentlichen Interesses dagegen wird von der eng¬ 
lischen Jurisprudenz in der Anwendung vertreten, daß ein vor Eintritt 
der Konvention erloschenes Uebersetzerrecht als erloschen gilt, so daß 
es durch die Konvention nicht mehr ins Leben gerufen wird; so der 
High Court (Chancery Division) vom 5. Mai 1892 und der 
Appellhof 3. Juni 1892 in Sachen Lauri v. Ren ad 41 ). 

Den Grundsatz des Einzelinteresses verfolgt Schweden 8. u. 29. April 
1904: zu Gunsten der bereits vorhandenen Uebersetzungen und der In¬ 
stitute, welche bereits Aufführungen veranstaltet haben. Auch Däne¬ 
mark, das in VO. 19. Juni 1903 und 2. April 1904 die Uebergangs- 
bestimmungen seines Gesetzes auf die Unionsstaaten überträgt. 

Andere Staaten vertreten völlig den Standpunkt des öffentlichen 
Interesses, ja sie nehmen ihn auch ohne weitere Uebergangsbestimmung 
ein: sie folgern ohne weiteres aus a. 14 der Konvention und aus a. 4 
des Schlußprotokolls, daß Werke, welche bereits Gegenstand „des öffent¬ 
lichen Eigentums“, „res publici juris“ geworden sind, res publicae ver¬ 
bleiben; so insbesondere wenn nach früheren Verträgen kein Schutz 
bestand oder wenn die nach früheren Verträgen erforderlichen Voraus¬ 
setzungen des Schutzes nicht erfüllt waren. So Sp anien 42 ), so teil¬ 
weise auch Italien 43 ). 


40 ) Droit d’auteur V, p. 49, 55, 129, IX, p. 157. 

41 ) Droit d’auteur V, p. 101, IX, p. 157. Diese Entscheidung ist 
wenig begründet. Von allen Folgen der sogen. Rückwirkung ist die 
leichteste die, daß, wenn ein Werk geschützt war, die Schutzfrist ver¬ 
längert wird; so wenn sie verlängert wird, während die alte Schutzfrist 
noch besteht; aber auch wenn nach Ablauf der alten Schutzfrist 
und nach Verstreichen einer autorrechtlosen Zeit eine neue Frist ein¬ 
geschaltet wird: hat in dieser autorrechtlosen Zwischenzeit keine ener¬ 
gische Benutzung des Werkes durch öffentlichen Gebrauch stattgefunden, 
so spricht wirklich sehr wenig dafür, die Rückwirkung in diesem Falle 
auszuschließen; weniger als in den Fällen, wo überhaupt nie ein Schutz 
bestanden hatte. Bezüglich des Kunstrechts vgl. Hanfstängel v. Hollo- 
way 15. April 1893, Droit d’auteur VI, p. 89 und Schauer v. Field. 

4a ) So das Madrider Urteil vom 3. Nov. 1891 und Februar 1897, 
Droit d’auteur V, p. 89, X, p. 56. 

43 ) Entsch. des Kassationshofs Turin vom 9. August 1892 in Giuris- 
prudenza Italiana 1892, I, p. 1084; hier wurde mindestens angenommen, 
daß die vor 1840 (vor dem österreichisch-sardinischen Abkommen) auf- 
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IV. Sonderabkommen Deutschlands» 

§ 79. 

I. Neben der Berner Uebereinkunft bestehen Sonder¬ 
abkommen, die soweit maßgebend sind, als sie Bestimmungen 
enthalten, die dem Autorrecht und seiner Ausdehnung günstiger 
sind, § 15 Bern. Konv. 

Für uns kommen vor allem die im wesentlichen gleich¬ 
lautenden Literaturverträge Deutschlands mit Frankreich 
(19. April 1883), Belgien (12. Dezember 1883) und Italien 
(20. Juni 1884) in Betracht; denn 

1. geben sie dem Mitglied jedes Vertragsstaates das Autor¬ 
recht, ohne Rücksicht darauf, wo das Werk erscheint (a. 1), 
während die Berner Konvention das Erscheinen in einem 
der Vereinsstaaten voraussetzt 44 ); 

2. der Vertrag mit Frankreich, a. 8, und ebenso der Ver¬ 
trag mit Belgien, gewährt einen vollen musikalischen Auf¬ 
führungsschutz, also auch ohne Vorbehalt, während a. 9 der 
Berner Konvention bei bloß musikalischen (nicht dramatisch¬ 
musikalischen) Werken einen Vorbehalt verlangt und zur 
Bedingung des Schutzes macht; nur die Vereinbarung mit 
Italien hat, abweichend von den anderen zweien, dieses Er¬ 
fordernis ; 

3. der Zeitungsschutz erstreckt sich auch auf wissenschaft¬ 
liche Ausarbeitungen (a. 5) ohne Vorbehalt, während nach der 
Berner Konvention (a. 7) ein so ausgiebiger Schutz nur für 
Feuilletonromane und Novellen gegeben ist. 

Anderseits ist der Schutz der Berner Uebereinkunft, so 
wie er durch die Pariser Zusatzakte erweitert worden ist, in¬ 
sofern ausgiebiger, als bezüglich des Uebersetzungsschutzes 
nur verlangt wird, daß innerhalb 10 Jahren eine genehmigte 


geführten Dramen als frei zu gelten hätten. Ygl. aber auch die Prätur 
Mailand 18. März 1902, Droit d’auteur XYI, p. 22. 

44 ) Vgl. auch RG. 11. April 1906, Jur. Wochenschr. XXXV, S. 405. 
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Uebersetzung erscheint, worauf dann der Uebersetzungsschutz 
in Betreff dieser Sprache ebenso lange dauert wie der Schutz 
des Original Werkes; während die deutsch-französische und ebenso 
die belgische und italienische Uebereinkunft (a. 10) noch an 
dem veralteten Standpunkte festhalten, daß der Uebersetzungs¬ 
schutz nur 10 Jahre dauert und auch dies nur dann, wenn 
innerhalb 3 Jahren eine genehmigte Uebersetzung erschienen 
ist. Auch wirkt die Berner Uebereinkunft weiter als die 
deutsch-französische in a. 2: denn nach dem letzteren sollen 
bei den in Deutschland erscheinenden Büchern von Ausländern 
nur die Verleger ein Recht erwerben, an dem die Verfasser nur 
mittelbar teilnehmen! Und inwiefern die Berner Uebereinkunft 
mittelbar günstiger ist, ergibt sich aus dem obigen (S. 403 f.). 

II. Der deutsch-französische Vertrag hat ferner in a. 4 eine 
wichtige Bestimmung über die Erlaubnis zur Wiedergabe von 
Auszügen oder von ganzen Stücken von Werken in Unterrichts¬ 
büchern gegeben, und diese Bestimmung ist noch dadurch er¬ 
weitert, daß derartige Zusammenstellungen auch wissenschaft¬ 
licher Natur sein können, daß es also genüge, wenn sie den 
Zweck der Belehrung an sich tragen, eine Bestimmung, welche 
sehr weit über dasjenige hinausgeht, was nach § 19, Z. 4 
unseres Autorgesetzes an Entlehnung gestattet ist, und die 
sich darauf stützt, daß die Berner Uebereinkunft (§ 8) 
derartige Vereinbarungen der Einzelstaaten vorsieht und ge¬ 
stattet. Manche Verlagsbuchhandlungen legten die Bestim¬ 
mung so aus, daß hiernach in Deutschland förmliche Schulaus¬ 
gaben französischer Schriftsteller gefertigt werden dürften, 
indem sie das Wort „Auszüge“ so verstanden, daß darunter ein 
jedes Werk gemeint wäre, welches nicht von Wort zu Wort, 
sondern mit Auslassungen abgedruckt würde, und unter Stücken 
glaubte man einzelne Teile eines Autorwerkes auch dann ver¬ 
stehen zu dürfen, wenn diese einzelnen Teile in ihrer Zu¬ 
sammenfügung das Autorwerk in seiner Hauptsache wieder¬ 
gäben, sofern nur mittendrin einiges, was entweder bloß für 
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den intimen ästhetischen Genuß oder für den fortgeschrittenen 
denkenden Geist bestimmt wäre, wegbliebe. Diese Auslegung 
war vollkommen unrichtig: sie hätte zu einer förmlichen Ent¬ 
artung des ganzen Autorschutzes geführt; denn danach wäre 
es möglich gewesen, ein jedes wissenschaftliches Werk nach¬ 
zudrucken, sobald man nur in der Mitte die einen oder an¬ 
deren wichtigeren oder schwierigeren Sätze ausließ, und die 
belletristische Literatur wäre hiernach einer heillosen Yerseich- 
tung verfallen, indem man, gerade die schöneren und tieferen 
Stellen auslassend, das Ganze zu einer Schulausgabe zurecht¬ 
gestutzt hätte. Seltsam ist es, daß der Leipziger Sachver¬ 
ständigenverein dieser verkehrten Anschauung recht gab. Ich 
habe mich in einem ausführlichen Gutachten dagegen erklärt, 
und das Reichsgericht hat diese verfehlte Anschauung ver¬ 
worfen. 

Aus meiner Darstellung (Autorrechtliche Abhandlung und 
Gutachten II S. 7 f.) erlaube ich mir folgende Stellen wieder¬ 
zugeben : 

Auszug ist niemals ein Stück des Werkes; Auszug ist etwas Aus¬ 
gezogenes, ein Exzerpt, etwas, das mit eigenen kürzeren Worten das 
besagt, was in dem Hauptwerk in extenso gegeben ist. Allerdings 
bleibt das Exzerpt Exzerpt, wenn auch einzelne besonders hervorragende 
Stellen wörtlich darin eingefügt sind; aber dann dürfen es nur eben 
einzelne Stellen sein, die den Charakter des Exzerptes nicht beein¬ 
trächtigen. Das ist die Bedeutung des Wortes Auszug nach der sprach¬ 
lichen Seite — Auszug von ausziehen, d. h. das Innere, das durch das 
ausführliche Sprachgewand verdeckte, hervorziehen —; das ist der offen¬ 
bare Sinn des Wortes Auszug im Rechtssinn u ... (S. 7). 

„Im Gegensatz zum Exzerpt steht die Total Wiedergabe, die Wieder 
gäbe nicht nur des Sinnes, sondern auch der Form, die Wiedergabe 
des vom Autor geschaffenen künstlerischen Sprachgebildes. Eine 
solche Wiedergabe greift natürlich viel tiefer in das Autorrecht ein; 
dies ergibt sich von selbst, wenn man berücksichtigt, daß ein Haupt- 
bestandteü des geschützten Autorgutes die Form, die innere und die 
äußere Form ist, in der der Autor seine wissenschaftliche oder künst¬ 
lerische Idee entwickelt. Darum ist auch diese Totalwiedergabe nie statt¬ 
haft in Bezug auf das Ganze, sie ist nur gestattet in Bezug auf Stücke; 
während das Exzerpt auch ein Exzerpt des ganzen Werkes sein kann u (S. 8). 
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„Der Ausdruck Stück hat einen positiven und einen negativen Be* 
zug; es wird damit gesagt, daß aus dem Werk etwas herausgenommen, 
nicht bloß ausgezogen wird, daß also das Werk zerschnitten und ein 
Teil, dieser Teil aber in seiner wesentlichen Integrität wiedergegeben 
wird. Damit ist das Wort Stück positiv charakterisiert; damit ist zu¬ 
gleich der Unterschied von Exzerpt gegeben: der Ausdruck „ganze 
Stücke“ im Gegensatz zum Exzerpt will heißen: ein Teil des Werkes in 
seiner Totalität; also nicht bloß ein den Sinn wiedergebendes Exzerpt, 
sondern ein Ausschnitt des Werkes, wie es der Autor gegeben hat, ein 
Ausschnitt, der nicht bloß dessen Gedanken, sondern auch die innere 
und äußere Form wiedergibt. u 

„Das Wort Stück hat aber auch noch einen negativen Bezug: Stück 
ist das Gegenteil des Ganzen; es dürfen nicht so viele Stücke sein, 
daß sie das Ganze bilden. Sie dürfen nicht das Ganze bilden in dem 
Sinn, daß sie sich in der Art des Originals zum Ganzen zusammen¬ 
schließen, auch nicht in dem Sinn, daß sie in anderer Weise das Ge¬ 
samtbild des Originals wiedergeben. Es wäre daher nicht statthaft, 
daß man etwa die Teile in der Reihenfolge vertauschte. Es ist aber 
auch nicht statthaft, daß man das Ganze mit weniger Teilen neu bildet“ 
(S. 8 und 9). 

Daher auch treffend das Reichsgericht vom 4. November 
1899: 

„Sobald durch die Summe der Proben in ihrer Vereini¬ 
gung mit einem Auszuge oder mit Auszügen wieder ein in 
sich verbundenes Ganze geschaffen wird, in dem das Original¬ 
werk selber nach seinen wesentlichen Bestandteilen zur Er¬ 
scheinung gelangt, ist die Reproduktion unstatthaft“ (Autor¬ 
rechtliche Ahhandl. und Gutachten II S. 48). So auch LG. 
Münster vom 18. Oktober 1904, Droit d’auteur XVIII p. 74. 

III. Diese Bestimmungen des deutsch-französischen Ver¬ 
trages haben einen vollkommenen Stoß erhalten infolge der 
Meistbegünstigungsklausel des § 16 und infolge der Bestim¬ 
mung des deutsch-amerikanischen Vertrages vom 15. Januar 
1892 a. 1, wonach die Amerikaner in Deutschland den¬ 
selben Schutz genießen sollen wie die Deutschen selber. 
Daraus ergibt sich, daß alle beschränkenden Festsetzungen 
des deutsch-französischen Vertrages hinfällig sind und auch 
die Franzosen in Deutschland ein gleiches Recht genießen 
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wie die Deutschen; denn die einzige Bedingung, welche 
die Meistbegünstigungsklausel macht, ist die Bedingung 
der Gegenseitigkeit, und sie ist vollständig dadurch gegeben, 
daß die französische Verordnung vom Jahre 1852 die aus¬ 
ländischen Werke ebenso schützt wie die einheimischen 45 ). 
Diese Verordnung, welche durch den deutsch - französischen 
Vertrag bisher in Schach gehalten wurde, ist nunmehr voll¬ 
ständig in Kraft getreten, da wir durch die den Amerikanern 
zugestandene Freiheit den Franzosen virtuell ein gleiches an- 
geboten haben, hiermit von den beschränkenden Bestimmungen 
des Staats Vertrages abgingen und damit der Verordnung von 
1852 wieder volle Gelegenheit gaben, sich zu betätigen. Es 
war überhaupt sehr seltsam, daß sich Deutschland auf diesen 
wohl sicher von Dambach inspirierten Vertrag eingelassen hat, 
denn dadurch ist die Rechtsstellung der Deutschen in Frank¬ 
reich gegenüber der französischen Gesetzgebung auf Jahre 
hinaus nicht verbessert, sondern verschlimmert worden. Die 
Beschränkungen des Staatsvertrages, welchen die Amerikaner 
nicht unterliegen, gelten darum auch nicht für die Franzosen, 
also fallt von selber die Beschränkung weg, daß die Rechte 
der Franzosen in Deutschland nicht länger geschützt sein dürfen 
als im Ursprungslande. Die Bestimmung über die Befugnis der 
Entlehnung für Schulbücher und dergl., welche viel weiter 
geht als das deutsche Gesetz, und sodann die Beschränkung 
bezüglich des Uebersetzungsrechts und auch die Beschrän¬ 
kungen bezüglich der Aufführung stürzen von selbst zusammen, 
dazu aber auch noch die sehr heiklen und stark eindringlichen 
Beschränkungen des Uebergangsrechts. In dieser Beziehung 
verweise ich auf meine Ausführungen im Gewerblichen Rechts¬ 
schutz Bd. XI S. 4, wo es heißt: 

„Der Franzose wird, was das Uebergangsrecht angebt, in Deutsch- 

45 ) Daß wie bei den Einheimischen die Niederlegung als Voraus¬ 
setzung des Klagrechts verlangt wird, steht dem natürlich nicht im 
Wege, Seinetrib. 4. Febr. 1893, Ann. V, p. 84. Unhaltbares hiergegen 
bringt RÖthlisberger, Börsenbl. vom 15. Sept. 1907. 
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land ebenso behandelt wie ein Deutscher. Wenn daher sein Werk auch 
ehedem in Deutschland gemeinfrei geworden ist, so erlangt es wiederum 
den Schutz in gleicher Weise, wie wenn es sich um das Werk eines 
Deutschen handelte, das früher gemeinfrei wurde; und nur die Be¬ 
schränkung besteht, daß, wenn ein Dritter das Werk nach dem bis¬ 
herigen Rechtszustande erlaubterweise gedruckt oder den Druck begonnen 
hat, er die Befugnis haben kann, seine Drucke weiter in Verkehr zu 
setzen, in der Weise, wie es in §§ 62, 68 unseres Gesetzes bestimmt 
ist 46 ). Und ebenso dürfen französische Ton werke in Deutschland nicht 
aufgeführt werden, auch wenn sie früher aufführbar waren, sofern noch 
nachträglich der Vorbehalt beigefügt wird (innerhalb der Schranken 
des § 61 unseres Gesetzes). Französische dramatische und dramatisch¬ 
musikalische Werke dürfen in Deutschland ebensowenig aufgeführt 
werden, wie es deutsche Werke dürfen, auch wenn sie früher gemein¬ 
frei waren; nur gilt bezüglich der bisher erlaubten Uebersetzungen oder 
Bearbeitungen der Vorbehalt des § 62 unseres Gesetzes, der aber vor¬ 
aussetzt, daß eine solche erlaubterweise erschienen, d. h. durch den 
Druck veröffentlicht worden ist. Hierdurch sind mit einem Schlag alle 
jene Beschränkungen beseitigt, welche der a. 14 der Berner Ueberein- 
kunft und das Protokoll und a. 2 zu dem deutsch-französischen Vertrag 
bestimmt oder doch gestattet haben. Nach a. 14 sollte die Berner 
Uebereinkunft an und für sich rückwirkende Kraft haben; es wurde 
aber den einzelnen Staaten erlaubt, diese Rückwirkung zu mindern 47 ): 
in dieser Beziehung bestimmte die deutsche Verordnung vom 11. Juli 
1888 und vom 29. November 1887 bezüglich der dramatischen und 
dramatisch-musikalischen Werke, daß, wenn sie bereits einmal in Deutsch¬ 
land erlaubterweise öffentlich aufgeführt waren, sie bezüglich des Auf¬ 
führungsrechtes die Vorteile der Berner Konvention nicht genössen. 
Derartige Werke waren daher bezüglich des Aufführungsrechtes nur 
dann noch geschützt, wenn sie nach Maßgabe der deutsch französischen 
Uebereinkunft geschützt waren, diese stellte aber im Protokoll, a. 2, 
auch wiederum die Bedingung, daß der Aufführungsschutz kraft früheren 
Uebereinkommens (z. B. in Preußen kraft der Uebereinkunft von 1862) 
bestanden habe!“ 

Bekanntlich hat Frankreich, in Anerkennung der Meist¬ 
begünstigungsklausel, wenigstens bezüglich des Uebersetzungs- 
rechts reklamiert, und Deutschland hat zugestanden, daß kraft 

46 ) Mit Rücksicht auf die sechsmonatliche Frist ist von einer Stem¬ 
pelung, wie sie früher üblich war, Abstand genommen worden. 

47 ) Vgl. oben S. 418 f. 
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der Meistbegünstigungsklausel die Beschränkung weggefallen 
sei. Vgl. den Notenwechsel vom 2. Juli und 13. Juli 1903, 
sowie die deutsche Bekanntmachung vom 25. November 1903, 
R.G.B1. S. 307. 

Ganz das gleiche gilt auch für Belgien, wo durch Ar¬ 
tikel 38 des Gesetzes das Recht der Inländer verbürgt ist, 
abgesehen von der unrichtigen Bestimmung, daß das Autor¬ 
recht mit dem Augenblick erlöschen soll, in welchem es im 
Ursprungslande erlischt. 

IV. Hiernach hat unser Staatsvertrag mit Frankreich und 
mit Belgien überhaupt keine Bedeutung mehr und kann ein¬ 
fach zu den Toten gelegt werden; wir haben ihn nur wegen 
des geschichtlichen Interesses und wegen der Uebergangs- 
wirkungen berührt. Entsprechend ist denn auch ein neuer 
Staatsvertrag zunächst mit Frankreich zu stände gekommen 
und am 8. April 1907 in Paris unterzeichnet worden, welcher 
alle früheren Beschränkungen, soweit sie noch bestehen 
sollten, beiseite schiebt. Er ist zwar noch nicht ratifiziert, 
aber die Ratifikation wird keinem Zweifel unterliegen. Die 
Bestimmungen sind folgende: 

Uebereinkunft zwischen Deutschland und Frank¬ 
reich, betr. den Schutz an Werken der Literatur und 
Kunst und an Photographien. 

Artikel 1. 

Die am 19. April 1883 zwischen Deutschland und Frank¬ 
reich abgeschlossene Uebereinkunft zum Schutze der Werke 
der Literatur und Kunst wird aufgehoben und durch die 
gegenwärtige Uebereinkunft ersetzt. 

Artikel 2. 

Zum Zwecke der Ergänzungen der Bestimmungen der 
Berner Uebereinkunft vom 9. September 1886, betr. die Bil¬ 
dung eines internationalen Verbandes zum Schutze von Werken 
der Literatur und Kunst, und entsprechend den Festsetzungen 
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der Zusatzakte und der Deklaration von Paris vom 4. Mai 1896 
sind die beiden Hohen vertragschließenden Teile über nach¬ 
stehende Bestimmungen übereingekommen: 

§ 1. Den Urhebern von Werken, welche zum ersten 
Male in dem Gebiet eines der beiden vertragschließenden 
Teile veröffentlicht worden sind, steht im Gebiete des an¬ 
deren Teiles während der ganzen Dauer ihres Rechtes an 
dem Original werke das ausschließliche Recht zu, ihre Werke 
zu übersetzen oder deren Uebersetzung zu gestatten, ohne 
daß es erforderlich wäre, daß der Urheber von seinem aus¬ 
schließlichen Recht der Uebersetzung innerhalb der im Ar¬ 
tikel 5 der Berner Uebereinkunft vorgesehenen Frist von 
10 Jahren Gebrauch gemacht hat. 

§ 2. Die Urheber von Werken, welche zum ersten Male 
in dem Gebiet eines der beiden vertragschließenden Teile 
veröffentlicht worden sind, werden im Gebiete des anderen 
Teiles gegen öffentliche Aufführung ihrer musikalischen 
Werke ebenso wie die inländischen Urheber geschützt, auch 
wenn sie die öffentliche Aufführung nicht ausdrücklich 
untersagt haben. 

Artikel 3. 

Die gegenwärtige Uebereinkunft findet auch auf die be¬ 
reits vorhandenen Werke Anwendung, sofern sie zur Zeit des 
Inkrafttretens der gegenwärtigen Uebereinkunft in ihrem Ur¬ 
sprungslande noch nicht Gemeingut geworden sind. 

War jedoch vor dem Inkrafttreten dieser Uebereinkunft 
eine Uebersetzung erlaubterweise ganz oder zum Teil er¬ 
schienen, so bleibt die Befugnis des Uebersetzers zur Ver¬ 
vielfältigung, Verbreitung und Aufführung dieser Uebersetzung 
unberührt. 

Von dem Inkrafttreten der gegenwärtigen Uebereinkunft 
an genießt ein bereits veröffentlichtes musikalisches Werk den 
Schutz, auch wenn es bis dahin mangels eines ausdrücklichen 
Verbots gegen öffentliche Aufführung nicht geschützt war. 
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Jedoch ist die öffentliche Aufführung eines solchen Werkes 
ohne Einwilligung des Urhebers zulässig, wenn die Auffüh¬ 
renden Partituren oder Notenblätter benutzen, die einen Ver- 
botsYermerk nicht tragen, und die sich bereits vor dem In¬ 
krafttreten der gegenwärtigen Uebereinkunft in ihrem Besitz 
befunden haben. 

Artikel 4. 

Der Genuß der Rechte, welche den Urhebern zustehen, 
die ihre Werke zum ersten Male in dem Gebiete eines der 
beiden vertragschließenden Teile veröffentlicht haben, ist von 
dem Nachweise der Erfüllung irgendwelcher Förmlichkeiten 
vor den Gerichten des anderen Teils unabhängig. 

Artikel 5. 

Die Hohen vertragschließenden Teile sind darüber einver¬ 
standen, daß jeder weitergehende Vorteil oder Vorzug, welcher 
künftighin von seiten eines Derselben einer dritten Macht in 
Bezug auf den Schutz an Werken der Literatur und Kunst 
eingeräumt wird, den Urhebern des anderen Landes oder deren 
Rechtsnachfolgern ohne weiteres zu statten kommen soll. 

Artikel 6. 

Die Werke der Photographie und die durch ein der Photo¬ 
graphie ähnliches Verfahren hergestellten Werke genießen die 
durch die Bestimmungen der gegenwärtigen Uebereinkunft 
festgesetzten Vorteile, 

Artikel 7. 

Die gegenwärtige Uebereinkunft soll einen Monat nach 
dem Austausche der Ratifikationsurkunden in Kraft treten, 
und ihre Wirksamkeit soll bis zum Ablauf einer Frist von 
einem Jahre von dem Tage ab, an welchem sie von einem 
der Hohen vertragschließenden Teile gekündigt wird, fort- 
dauem. 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 28 
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Artikel 8. 

Die gegenwärtige Uebereinkunft soll ratifiziert und die 
Ratifikationsurkunden sollen sobald als möglich in Paris aus¬ 
gewechselt werden. 

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevollmäch¬ 
tigten die gegenwärtige Uebereinkunft vollzogen und ihre 
Siegel beigedrückt. 

So geschehen zu Paris, in doppelter Ausfertigung, den 
8. April 1907. 

Y. Wie man sieht, ist selbst bezüglich des Uebergangs- 
rechts die Bestimmung über die Entlehnung in den Schul¬ 
büchern u. s. w. völlig beiseite geblieben. Was aber das 
Uebersetzungs- und Aufführungsrecht betrifft, so hat man, 
ganz dem obigen entsprechend, den Franzosen in dieser Be¬ 
ziehung dem Deutschen gleichbehandelt, auch soweit für den 
Deutschen nach der früheren Gesetzgebung ein beschränkter 
Schutz bestand. 

Fraglich ist nur noch das Verhältnis des Franzosen, wel¬ 
cher ein Werk nicht in Frankreich, sondern in einem anderen 
Staate erscheinen läßt. Gehört dieser andere Staat zur Berner 
Konvention, so kommen zunächst ihre Bestimmungen zur Gel¬ 
tung: sie hat allerdings einstweilen Beschränkungen, welche 
der deutsch-französische Vertrag nicht mehr hat. Ist es aber 
gar ein Staat außerhalb der Konvention, dann wäre hiernach 
ein Schutz gar nicht gegeben. Es fragt sich aber, ob nicht 
kraft der Meistbegünstigungsklausel doch eine solche Berech¬ 
tigung besteht, welche nur in dieser Beziehung dasjenige fort¬ 
setzen würde, was der frühere deutsch-französische Vertrag be¬ 
stimmte : denn auch dieser schützte den Franzosen ohne Rück¬ 
sicht auf das Land, in welchem sein Werk erschien. Das 
muß aber bejaht werden, da der deutsch-amerikanische Ver¬ 
trag unbedingt den Bürgern der Vereinigten Staaten den Schutz 
gewährt und die französische Verordnung von 1852 dem Deut¬ 
schen den Schutz bietet, ohne Rücksicht auf den Ort, wo sein 
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Werk erscheint; der neuere Vertrag aber ergänzt nur die 
Berner Konvention, unter Aufhebung des Vertrags von 1883, 
will aber in keiner Weise die Meistbegünstigungsstellung an¬ 
tasten, im Gegenteil, er behält in a. 5 auch für die Zukunft 
das Meistbegünstigungsrecht vor. 

VI. Aehnliche Verträge werden unzweifelhaft demnächst 
auch mit Belgien und Italien abgeschlossen; für Belgien 
gilt auch schon jetzt die Wirkung der Meistbegünstigungs- 
klausel. 

Es verlohnt sich daher kaum mehr, auf die rückständigen 
Satzungen dieser Verträge vom 12. Dezember 1883 und 
20. Juli 1884 einzugehen. Eigentümlich verwirrt sind die 
Bestimmungen über das Aufführungsrecht an musikalischen 
Werken im Vertrag mit Italien. Während der Vertrag mit 
Frankreich (1883) und Belgien (1883) hier lediglich besagen, 
daß bezüglich des Aufführungsrechts die Gleichungen: Aus¬ 
länder = Inländer gelten, läßt das deutsch-italienische Recht (a. 8) 
die Gleichung nur bezüglich der dramatischen und dramatisch¬ 
musikalischen, nicht bezüglich der rein musikalischen Werke ein- 
treten, verlangt vielmehr bei veröffentlichten (d. h. erschienenen) 
rein musikalischen Werken den Vorbehalt. Bei Werken, die 
vor der Uebereinkunft in einem der beiden Länder erschienen 
sind, soll der Vorbehalt dann nicht nötig sein, wenn sie zu 
dieser Zeit in dem anderen Lande noch nicht öffentlich auf¬ 
geführt worden sind (Protokoll a. 2). In diesem Falle dürfen 
also die in Deutschland erschienenen Noten nicht in Italien 
und die in Italien erschienenen Noten nicht in Deutschland 
gespielt werden, und zwar gleichgültig, ob der Komponist ein 
Deutscher oder ein Italiener ist. Hat also ein Komponist 
seine Noten in Italien erscheinen lassen und sind sie zur maß¬ 
gebenden Zeit nicht in Deutschland gespielt worden, so kann 
er verbieten, daß sie in Deutschland gespielt werden. Ueber 
den in a. 3 Schiußprot. erwähnten italienischen Administrativ¬ 
schutz vgl. S. 373. 
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VII. Völlig rückständig wie das Gesetz von Oesterreich 
und wie das Gesetz von Ungarn, ist auch der deutsch-öster¬ 
reichische Vertrag vom 30. Dezember 1899. So nament¬ 
lich, was das Uebersetzungsrecht betrifft. Dieses soll, sofern 
nicht eine rechtmäßige Uebersetzung erschienen ist, nur 
3 Jahre dauern, und wenn eine rechtmäßige Uebersetzung 
erschienen ist, 5 Jahre nach Erscheinen der Uebersetzung. 
Außerdem ist zwar im Verhältnis zwischen Deutschland und 
Oesterreich der Grundsatz der Berner Konvention durchge¬ 
führt, daß nur die einheimische Form gewahrt zu werden 
braucht, während das Gegenteil in dem Uebereinkommen mit 
Ungarn bestimmt ist. Hoffentlich werden derartige rück¬ 
ständige Gesetzgebungen bald von der Bildfläche verschwinden. 

V. Sonstiges Vertragsrecht 

§ 80. 

I. Sonstige Versuche, einen größeren Kreis von Staaten zu 
einem autorrechtlichen Bunde zusammenzuschließen, sind 

1. der Vertrag von Montevideo vom 11. Januar 1889 
(mit Zusatzprotokoll vom 22. Mai 1897), der in Mexiko 1902 
und in Rio de Janeiro 1906 ergänzt worden ist. 

Ratifiziert haben Argentinien 19. Dezember 1894: 
Paraguay 2. September 1889, 

Peru 25. Oktober 1889, 

Uruguay 1. Oktober 1892, 

Bolivia 5. November 1903 1 ). 

Beigetreten sind Frankreich 30. Juli 1897: 

Spanien 29. Dezember 1899, 

Italien 18. April 1900, 

Belgien 17. September 1903; 

sodann 

2. der panamerikanische Vertrag, abgeschlossen zu Mexiko 
27. Januar 1902. 
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3. der zentralamerikanische Vertrag, Guatemala 17. Juni 
1897 mit Zusatz, San Salvador 12. Februar 1901 48 ). 

II. Von den Bestimmungen der vielen Einzelverträge sind 
besonders hervorzuheben: 

1. Der volle Uebersetzungsschutz dringt immer mehr durch, 
z. B. Spanien-Frankreich 16. Juni 1880 a. 3, Frankreich 
S. Salvador 9. Juni 1880 a. 5, Spanien S. Salvador vom 
23. Juni 1884 a. 5, und so der neue Vertrag zwischen 
Spanien und Ecuador vom 30. Juni 1904 4 9 ). 

2. Der Vorbehalt im Zeitungswesen findet sich vielfach, 
z. B. Spanien-Kolumbien 28. November 1885 a. 2, Monte¬ 
video a. 7. 

3. Die Verpflichtung der Quellenangabe, namentlich im 
Zeitungswesen ist nicht selten, z. B. in Spanien-Guatemala 
25. Mai 1893 a. 8. 

4. Die Treuhänderschaft des Verlegers bei namenlosen 
Werken ist gleichfalls verbreitet, z. B. Frankreich-Italien 
9. Juli 1884 a. 6. 

Man strebt immer mehr dem Ideal entgegen, das ich oben 

S. 415 f. gekennzeichnet habe. 

VI. Zwischenzeitbestimmungen. 

§ 81 . 

I. Das bestehende Recht bemißt sich nach dem neunn Ge¬ 
setz; dies namentlich auch was Uebersetzungs- und Entnahm- 
recht betrifft, § 62 AG. Das Gesetz ist am 1. Januar 1902 
in Kraft getreten, § 64 AG., § 50 VG. 

II. Die Rechtsgewährung wirkt auch auf die bereits vor¬ 
handenen Schöpfungen, denn ein Anrecht der Allgemeinheit 
auf Weiterbenutzung des bisherigen Autorgutes läßt sich nicht 
behaupten. 

48 ) Vgl. Recueil p. 39 und Droit d’auteur XVII, p. 55. 

49 ) Zeitschrift für Völkerrecht I, S. 271. 
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So hat man in Frankreich angenommen, daß das Dekret von 1852 
sich auch auf die bereits vorhandenen Werke fremder Schriftsteller be¬ 
zöge, Seinetribunal 28. Februar 1858, 29. Mai 1891, Appellhof Paris 
8. Dezember 1853, Droit d’auteur IV, p. 105. 

So bestimmt das deutsche Gesetz § 60 bezüglich der 
nachgelassenen Werke, daß ihnen die Erstreckung der Schutz¬ 
frist zu Teil wird, auch wenn ihre Schutzfrist bereits er¬ 
loschen ist. 

So bestimmt es ferner, daß grundsätzlich das Aufführungs¬ 
recht des neuen Gesetzes auch für die musikalischen Werke 
gilt, welche bisher einen solchen Schutz nicht genossen, 
§ 61 AG. 

III. Davon gibt es, wie gewöhnlich, einige Ausnahmen zu 
Gunsten bereits vorhandener Interessen, 

1. so zu Gunsten spezieller Interessen, sofern Uebersetzungen 
und Entnahmen bereits erschienen, sofern von Druckformen 
Exemplare hergestellt sind, noch mehr, auch wenn nur der 
Druck bereits begonnen hat, ja auch zu Gunsten deijenigen, 
welche solche Druckformen besitzen, und zwar in der Art, 
daß noch 6 Monate lang Abzüge davon gemacht werden dürfen, 
§ 63 AG.; 

2. so allgemein zu Gunsten der Besitzer von Noten (ohne 
Aufführungsvorbehalt), welche aufführen dürfen, wo nach 
neueren Gesetzen ein Aufführungsvorbehalt besteht, § 61 AG.; 

3. bezüglich der Uebersetzungen und Entnahmen gilt eine 
gleiche Erweiterung, wie oben S. 422, § 62 AG. 

IV, Die überflüssige Streitfrage, ob in dem Falle, wo die 
Autoren früher Aufführungsverträge abschlossen, das neu er¬ 
worbene Recht den Autoren oder den Aufführungsberechtigten 
zukomme, ist jetzt natürlich zu Gunsten der Autoren ent¬ 
schieden worden, § 61 AG. 50 ). 

60 ) Vgl. mein Autorrecht S. 814, Arch. f. bürgerliches Hecht X, 
S. 59. 
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Das Persönlichkeitsrecht in Verbindung mit 
dem Autorrecht. 

I. Allgemeines. 

§ 82. 

I. Französische Schriftsteller und Kongreßredner sprechen 
jetzt viel von einem droit moral des Schriftstellers, als wenn 
dies eine nagelneue Entdeckung wäre und nicht vielmehr ein 
unklarer Ausdruck für das Individual- oder Persönlichkeits¬ 
recht, das wir schon seit 25 Jahren vertreten 1 ). 

II. Das Persönlichkeitsrecht 2 ) steht zu dem Autorrecht 
in mehrfacher Beziehung, in der Beziehung des Vorbehalts, 
der Vinkulierung oder Verklammerung, oder der Rege¬ 
lung. 

1. Das Persönlichkeitsrecht kann ein Werk dem Verfasser 
Vorbehalten und insofern mit dem Autorrecht auf gleicher 

*) Darras schreibt im Droit d'auteur (1899) XII, p. 66: L’auteur 
jouit 4 l’6gard de son oeuvre d’un droit moral dont la nature n’a pas 
encore 4t6 d’ailleurs suffisamment determin^e — natürlich der deutsche 
Schriftsteller, der mehr als jeder andere dafür gewirkt hat, die Ergeb¬ 
nisse der französischen Jurisprudenz auf diesem Gebiet in Deutschland 
wissenschaftlich zu behandeln, wird, wie so oft, von den Franzosen 
ignoriert. Auch Huard im Droit d’auteur (1899) XII, p. 102 scheint 
nicht zu wissen, daß es eine deutsche Wissenschaft gibt, die diese Pro¬ 
bleme vor ihm gründlich besprochen hat. Es ist, als wie wenn die 
französische Literatur allein bestände! 

2 ) Vgl. hierüber auch zutreffend Giesker, Recht an der eigenen 
Geheimsphäre (1905), namentlich S. 162 ff. 
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Bahn wandeln, es unterstützend und fördernd, es kann aber 
zugleich durch Erfassung weiterer Gebiete die geistigen Er¬ 
zeugnisse in noch höherem Maße behüten und bewahren (Vor¬ 
behalte). 

2. Es kann das Autorrecht dadurch kreuzen, daß es in 
seiner Unantastbarkeit und Unveräußerlichkeit es bewirkt, daß 
ein Werk, welches als Autor werk veräußert und gepfändet 
werden dürfte, der Uebertragung entzogen wird; indem es zur 
Geltung bringt, daß neben dem Vermögensrecht etwas vor¬ 
handen ist, was nicht Vermögensrecht ist und den Grund¬ 
sätzen über Vermögensrecht nicht unterliegt. Das Autorwerk 
wird hier durch das Persönlichkeitsrecht vinkuliert, ver¬ 
klammert (Verklammerungen). 

3. Die an sich berechtigte Benutzung eines Autorwerkes 
wird durch das Persönlichkeitsrecht geregelt (Regelungen). 
Diese Regelungen können sich auf das Persönlichkeitsrecht 
des Autors, wie auf das Persönlichkeitsrecht des Verlegers 
beziehen. 

m. Die nationale Beschränkung bezieht sich auf das Ur¬ 
heberrecht, sie bezieht sich nicht auf das Persönlichkeitsrecht 3 ). 

Daher kann auch der ausländische Verfasser, dem die 
Konvention nicht zu Gebote steht, verbieten: 

1. daß sein Werk in geänderter Weise erscheint, sofern 
diese Aenderung nicht zum Ausdruck kommt; 

2. daß ihm ein Werk zugeschrieben wird, das ihm nicht 
gehört; 

3. daß Vertrauenssachen veröffentlicht werden, und 

ebenso kann 4. der ausländische Verleger verbieten, daß 

durch Anmaßung des Titels eines Unternehmens in sein Per¬ 
sönlichkeitsrecht eingegriffen wird. 

IV. Dieser Schutz genießt leider die strafrechtliche Sank¬ 
tion nur, soweit sie aus dem AG. oder KG. zu entnehmen 
ist; denn diese Sanktion kann sich nur auf ein Gesetz stützen, 

8 ) Vgl. auch Aufsatz im Droit d’auteur IX, p. 12. 
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das AG. und KG. aber bestimmen deutlich, daß ihre straf¬ 
rechtliche Sanktion sich nur so weit erstreckt, als sich das 
Urheberrecht erstreckt, soweit sie nicht selbst etwas anderes 
besagen. 


IL Besonderes. 

1. Torbehalte kraft des Persönlichkeitsrechts. 

a) Allgemeines. 

§ 83. 

Das Persönlichkeitsrecht schützt: 

1. die Geheimsphäre, es schützt daher namentlich auch 
die Vertrauensbriefe. Das Persönlichkeitsrecht schützt: 

2. die Arbeit gegen bestimmungswidrige Ausbeutung. 

b) Schutz der Geheimsphäre. 

I. Dieser Schutz bezieht sich: 

1. auf Briefe; 

2. auf das sonstige Binnenleben. 

II. 1. Das Persönlichkeitsrecht an Briefen und die Allein¬ 
befugnis des Briefschreibers sowie seiner Erben, die Briefe 
zu veröffentlichen, ist anderwärts zur ausführlichen Darlegung 
gekommen 4 ), ebenso daß hierbei durchaus nicht das autor¬ 
rechtliche Moment in Betracht kommt und daß gerade 
solche Briefe, welche des Autorrechts entbehren und völlig 
intime vertrauliche Aeußerungen enthalten, des Persönlich¬ 
keitsschutzes am dringendsten bedürfen. In dieser Beziehung 
haben wir einen bedeutenden Schritt vorwärts gemacht und 

4 ) Recht an Briefen (1893); Juristen-Ztg. XI, S. 51 f. (auch in Droit 
d’auteur XIX, p. 18). Die ältere deutsche Literatur (Göltd. Archiv IX, 
S. 534) kann unvermerkt bleiben. Französische Literatur vgl. in Pa- 
taille XXXV, p. 265, so namentlich Schriften von Rousseau, Tissier, 
Legris, Hanssens. 
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die richtige Lehre ist nahe daran, überall zum Siege zu 
kommen 5 ). Daß anderseits Briefe autorrechtlichen Inhalts 
dem Autorschutze unterliegen, ist gleichfalls sicher 6 ). 

Ueber die englische Rechtsprechung in dieser Frage spricht 
sich neuerdings (Juli 1907) Justice Kekewieh (Chancery Divi¬ 
sion) in Sachen Philip v. Pennell (wo es sich allerdings um 
eine andere, unten S. 446 f. zu besprechende Frage handelte) 
aus, wie folgt 7 ): 

The authorities are numerous and especially „Miliar v. Taylor“ 
(4 Burr., 2303) interesting and instructive, but they are all open to 
the criticism of the plaintifFs counsel that they do not directly touch 
the point in hand. They all recognize what has been in recent years 
styled the proprietary right of the writer of documents, including 
letters, and of his legal personal representatives to prohibit the publi- 
cation of these documents, meaning by „publication“ the multiplication 
of copies by printing or other process by whieh multiplication can be 


5 ) Ueber das englisch-amerik. Recht vgl. Recht an Briefen S. 17 f. 
Es seien hier noch aufgezählt die Entscheidungen Percival v. Phips, Gee 
v. Pritchard, Oliver v. Oliver, Pope v. Curl, Thomson v. Stanhope, und aus 
neuerer Zeit die Entscheidung Labouchere v. Heß, High Court 27. Nov. 
1897, Gew.R. III, S. 25; vgl. auch Circ. Court Massachus. Folsom 
v. Marsh (Myer XXV, p. 1044). Ueber das französische Recht vgl. 
Seinetrib. 11. März 1897, Ann. de droit comm. XI, Bull. p. 201, 
17. Dez. 1900, Ann. XV, Bull. p. 59 ff., neuerdings Seinetrib. 20. Mai 
1904, Ann. de droit comm. XVIII, Bull. p. 186. Allerdings schwebt 
noch das RG. 1. Juli 1884, Entsch. XII, S. 50 über das Verhältnis von 
Persönlichkeits- und Vermögensrecht in völliger Unklarheit, als wenn etwa 
ein Vermögensstück nicht mehr als Vermögensstück benutzt würde, 
falls man es nicht zum Zwecke des Gelderwerbs verwendet! Hiernach 
wäre ein Gemälde, das ich nicht veräußern will oder nicht veräußern 
darf, sondern nur dem ästhetischen Genüsse widme, kein Gegenstand 
des Vermögensrechts. Eine solche bodenlose Verwechslung und geradezu 
unsägliche Verwirrung wird jetzt nach 20 Jahren hoffentlich nicht mehr 
Vorkommen. Dagegen findet sich der Versuch der Abgrenzung in RG. 
28. Febr. 1898, Seuffert 54, Nr. 106; ganz verfehlt ist O.L.G. Stuttgart, 
22. Fehr. 1881, Seuffert 37, Nr. 61. 

6 ) Seinetrib. 11. Dez. 1899, Ann. droit comm. XIV, p. 186, RG. 
28. Febr. 1898, Gew. Rechtssch. III, S. 254. 

7 ) Nach Times, Law Report. 
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produced; but they also recognize the right of him whom I will call 
the possessor of the documents, though I believe he might, with more 
accuracy, be termed the proprietor, to use them in some manner falling 
short of publication. The manner of use is treated as extensive, but 
it is never defined, and in no ease is there even laid down a rule which 
assists a definition, the question always being, not what eise is lawful, 
but whether publication is. Take, for instance, „Pope v. Curl“ (2 Atk., 
342), in which Lord Hardwicke expressed the opinion (I am quoting 
from »Miliar v. Taylor“) that sending a letter transferred the paper 
upon which it was written and every use of the contents except the 
liberty and profit of publication. The case about Lord Clarendon’s 
History is another instance of a like character. There the Court was 
of opinion (I am again quoting from »Miliar v. Taylor“) that Mr. Francis 
Gwyn might make every use of the manuscript entrusted to him, ex¬ 
cept the profit of multiplying in print. The case of »Gee v. Pritchard“ 
(2 Swanst., 402), which was strongly relied on by the defendants, is 
really another of the same dass. The Lord Chancellor, in granting an 
injunction against the publication of letters, recognizes in more than 
one passage the distinction between other use which is lawful and the 
use by publication, which is unlawful; but only to contrast the one 
with the other and to insist on the illegality of publication. . . . There is 
another dass of cases entirely different from those concerned with the 
right of the writer of letters or his legal personal representative to 
prohibit the publication of those letters, not on the strength of pro- 
prietary right, but because of a confidential relation between the writer 
and the person attempting to use the letters, which confidential relation, 
it is obvious, may and generally would make unlawful, not merely the 
publication of the letters, but any communication of their contents to 
third persons. To this dass belong »Palin v. Gathercole“ (1 Coli., 565), 
the cases the Orders in which are given in Seton, Vol. I., page 684, 
and many others, including, of course, »Prince Albert v. Strange“ 
(1 Mac. and G., 25). 

Die Hauptentscheidung Prince Albert v. Strange 1848, 
1849 findet sich jetzt auch in den Revised Reports 79, p. 307. 

2. Es gilt hier, was ich an anderer Stelle ausgesprochen 
habe: 

»Jeder Mensch, namentlich aber jeder bedeutende Mensch hat sein 
Innenleben, oftmals die Keimstätte seiner erhabensten Gedanken, die 
Stätte wo er nur er selbst ist, mit all den Eigenheiten seiner Natur, 
die man Stärken und Schwächen nennen kann; wo die Seufzer einer 
bedrängten Seele erklingen, wie das Entzücken eines hochbeglückten 
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Herzens, wo die leisesten Stimmungen sich kundgeben bis zu dem 
tiefsten Unbehagen, wo schonungslos all die Gefühle über Tun und 
Lassen der Außenwelt sich ergehen, wo all das Sehnen, Hoffen, Streben 
eines Menschen erklingt. Die Wahrung dieses Seelenlebens, das oftmals 
die Atmosphäre bildet, aus der sich eine ideale Welt gestaltet, ist eine 
heilige Pflicht des Rechts“ 8 ). 

3. Das Persönlichkeitsrecht bezüglich der Briefe dauert 
während Lebzeiten des Verfassers, es überschreitet seinen Tod 
eine Zeitlang und geht auf die Erben über, kann auch einem 
Testamentsvollstrecker zur Verfügung gestellt werden. Die 
Zeit ist nicht gesetzlich bestimmt: eine Frist von 5 Jahren 
reicht aus 9 ). Erben oder Testamentsvollstrecker haben zu 
entscheiden, nicht der Empfänger des Briefes, wenigstens nicht 
dieser allein 10 ). 

Ein Persönlichkeitsrecht hat auch der Empfänger dann, 
aber nur dann, wenn der Brief Vertraulichkeiten enthält, 
die auch den Empfänger betreffen und auf Beziehungen 
und Aeußerungen des Empfängers hindeuten, an deren Ge¬ 
heimhaltung dieser ein Interesse hat. Hier handelt es sich 
nicht um ein Persönlichkeitsrecht des Briefschreibers kraft 
seiner Briefäußerung, sondern um ein Persönlichkeitsrecht 
eines jeden, der in einem Vertrauensverhältnisse steht, 
kraft dessen ihm die Befugnis zustehen muß, die in 
diesem Vertrauensverhältnisse betätigten Zutraulichkeiten zu 
wahren 11 ). 

Anders verhält es sich mit Briefen, bezüglich deren ein 
Vertrauensverhältnis nicht mehr vorhanden sein kann, z. B. 
mit Briefen Goethes oder Friedrichs des Großen. 


8 ) Recht an Briefen S. 16. 

9 ) Was soll man dazu sagen, wenn Kolumbia a. 34 die Briefe 
80 Jahre lang nach dem Tode der Oeffentlichkeit entziehen will. Dann 
wären Goethes Briefe heute noch nicht frei. Auch Portugal a. 610 
geht viel zu weit. 

10 ) Seinetrib. 20. Mai 1904, Ann. XVIII, Bull. p. 186. 

n ) Vgl. Appellhof Paris 4. Februar 1869, Pataille 1869, p. 105, 
Dijon 18. Februar 1870, ib. 1870, p. 107. 
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4. Daß das Recht ein Persönlichkeitsrecht ist 12 ), hat zur 
Folge: 

Sind die Briefe bereits durch die einmalige Veröffentlichung 
bekannt gegeben, so ist das Geheimnis gelöst und die Weiter¬ 
verbreitung kann nicht mehr Verletzung des Persönlichkeits¬ 
rechts sein, es wäre denn die erste Verbreitung eine mangel¬ 
hafte gewesen, so daß die neue Verbreitung nicht als die 
Benutzung der durch die erste Verbreitung gewonnenen Rechts¬ 
lage, sondern als Schöpfung einer neuen Rechtslage zu be¬ 
trachten wäre. 

Daß in Fällen vorheriger Veröffentlichung jedenfalls ein 
Zitierungsrecht besteht, ist selbstverständlich 13 ). 

DI. Dem Personenrecht eignet auch die Befugnis zu ver¬ 
langen, daß die Person nicht in ihren intimen Lebensver¬ 
hältnissen der Oeffentlichkeit preisgegeben wird, weshalb es 
nicht gestattet ist, Szenen aus dem Leben einer Person in 
der Art zum Gegenstand romanhafter Darstellung zu machen, 
daß die Person danach wiederzuerkennen ist. Sache des 
Dichters ist es, zwar Motive aus dem Privatleben zu ent¬ 
nehmen, aber daraus ein solches Gebilde zu schaffen, welches* 
die Einzelpersönlichkeit mit ihrem intimen Leben in Ruhe 
läßt. Anders natürlich, sofern man eine Person in ihrem 
öffentlichen Wirken darstellt: hier ist es statthaft, aus Wahr- 

lr ) Wenn das österreichische Gesetz § 24, Ziff. 2 die Briefsamm¬ 
lungen ohne Zustimmung der Brief Verfasser verbietet, aber die Briefe 
selbst unerwähnt läßt, so kann diese ganz verfehlte Bestimmung nur 
sagen, daß sie „ allen Arten von Briefen ohne Rücksicht auf ihre litera¬ 
rische Qualifikation* den Autorschutz gewährt, daß sie, soweit hier 
Briefe von nichtliterarischem Charakter gemeint sind, »kein Urheber¬ 
recht, sondern ein Individualrecht von spezifischem Charakter schützt, 
dessen Verletzung indes kraft der positiven Anordnung des Gesetzes 
dem urheberrechtlichen Eingriffe gleichzuhalten ist“ (Schmidl, Das 
österreichische Urheberrecht S. 170). Zu solchen Seltsamheiten führt 
eine jede Gesetzgebung, welche Urheberrecht und Persönlichkeitsrecht 
verquirlt. 

1# ) Vgl. Seinetrib. 11. März 1897, Droit d’auteur XII, p. 43. 


Digitized by Google 



446 


II. Bueh. Persönlichkeitsrecht. 


heit allein oder aus Wahrheit und Dichtung ein Werk der 
Kunst zu schaffen (soweit man ihrer Ehre nicht zu nahe tritt). 

Dahin gehört auch die Frage, ob man den Namen einer 
Person benutzen darf, welche sich allenfalls infolge der Gleich¬ 
namigkeit getroffen fühlen könnte. Darüber habe ich bereits 
im Archiv für bürgerliches Recht, Bd. 27, S. 196 f. gelegent¬ 
lich des Casus Biedermann gehandelt, mit Berufung auf die 
reichhaltige französische Rechtsprechung 14 ). 

Eine weitere Ausführung dieses Interessenschutzes ist hier 
nicht zu geben, da diese Seite des Persönlichkeitsrechts nur 
mittelbar mit dem Autorrecht in Verbindung steht, während 
allerdings beim Kunstwerkrecht, wo es sich um den Schutz 
der Person gegen Mißbrauch des Bildes handelt, ein näherer 
Zusammenhang vorliegt. 

Auf das Persönlichkeitsrecht des Darstellers eines dich¬ 
terischen oder musikalischen Kunstwerks kraft seiner indi¬ 
viduellen Darstellungsweise ist bereits oben S. 136 f. hin¬ 
gewiesen worden. 

IV. Eine damit zusammenhängende, vom Briefrecht wesent¬ 
lich verschiedene Frage ist es, ob ein Biograph, dem es unter- 


14 ) Duverdy gegen Zola, Entsch. des Seinetrib. 15. Febr. 1882; 
weitere Entscheidungen dieser Art sind Seinetrib. vom 28. Januar 1896, 
9. Dez. 1897, Appellhof Paris 16. März 1897, Ann. de droit comm. XI, 
p. 201. Sie können noch ergänzt werden, z. B. Kass.-Hof 29. April 
1897, Pataille 44, p. 18, Seinetrib. 31. Oktober 1902 und 11. Nov. 
1902, Droit d’auteur XVI, p. 47, Seinetrib. 31. Oktober 1903, Zeitschr. 
franz. Zivil-R. XXXIV, S. 432 und Seinetrib. 1905 (Casus Ohnet), Droit 
d’auteur XVIII, p. 135. Ueber die Statthaftigkeit, Szenen aus dem Ge¬ 
richtssaal, Motive aus interessanten richterlichen Verhandlungen zu 
entnehmen, welche nach den gleichen Grundsätzen zu behandeln ist, 
vgl. Seinetrib. 9. Dez. 1896, Appellhof Bordeaux 24. Januar 1899 und 
Algier 20. Februar 1897, Droit d’auteur X, p. 17 und p. 80, XII, p. 66, 
Ann. XIII, Bull. p. 440, 441. Ueber die Zulässigkeit, eine Oertlichkeit, 
z. B. eine Wirtschaft zu einer Theaterszene zu verwenden (es darf 
nicht in entwürdigenderWeise geschehen), vgl. auch Seinetrib. 11. Nov. 
1902, Droit d’auteur XVI, p. 47. 
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sagt ist, Briefe zu veröffentlichen, nicht mindestens be¬ 
rechtigt ist, daraus Daten für die Biographie zu entnehmen. 
Diese Frage kam in England in der Sache Philip v. Pennell 
(Juli 1907) zur Verhandlung, wurde aber nicht klar ent¬ 
schieden. 

Es heißt hier 15 ): 

Mr. and Mrs. Pennell agree that they are not at liberty to publish, 
in the sense of printing or otherwise multiplying copies of, any letters 
or documents written by Mr. Whistler, and they further agree that the 
law which forbids their doing this extends to extracts from and para- 
phrases of letters. They have never contested, and do not contest, 
the right of the plaintiff to prevent any such publication. What 
they do contend is that, having obtained possession of original 
letters and documents written by Mr. Whistler, or copies of them, they 
are entitled to give the world, through the medium of their book, such 
information respecting Mr. Whistler personally, his habits, character, 
opinions, and doings, as a study of his letters and documents affords, 
and they say that, as long as they do this without Publishing the sub- 
stance of any document of which they are not entitled to publish the 
words, neither the plaintiff nor any other person can interfere with 
them. 

Dann heißt es aber weiter: 

We are thrown back on the position that there is no authority 
against any use of letters except publication, and that, so far as autho¬ 
rity goes, it is in favour of any use with that exception. There is no 
warrant for extending the proprietary right to prohibit publication, 
and, so far as there is no rule of law of general application or created 
by special circumstances to prevent that result, it seems to me that 
possession of a letter ought to be treated as conferring all the rights 
usually incident to property. 

Sodann: 

As already stated, Mr. and Mrs. Pennell have frankly admitted the 
proprietary right of the plaintiff to prohibit the publication of letters, 
and that this extends to extracts and paraphrases. They avow their 
intention to use the letters only as obtaining information which will 
enable them to teil the story of the man whose biography they are 
writing and to portray him for the study of those who desire to be 
better acquainted with his life and character. That this will be a task 


15 ) Aus Times, Law Report. 
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of much labour and some difficulty I do not doubt, bat I do not see 
why it should not be successfully accomplished, nor do I see any rea- 
son for not giving credit to Mr. and Mrs. Pennell for whole-hearted 
honesty in fulfilling their intentions plainly expressed. 

Die Entscheidung ergibt sich aus folgendem: 

Sofern die Daten benutzt werden können, ohne etwas Ver¬ 
trauliches zu eröffnen, ist es dem Biographen gestattet, sie zu 
benutzen und daraus Schlüsse zu ziehen, aber er ist nicht be¬ 
rechtigt, etwas zu veröffentlichen, was die Intimität verletzen 
könnte, auch nicht durch bloße Inhaltsangabe ohne Mit¬ 
leitung des Wortlautes. 

V. Das Persönlichkeitsrecht steht dem Zitierrecht ent¬ 
gegen, sofern es sich um Werke handelt, die nicht erschienen 
bezw. nicht veröffentlicht worden sind, § 19, 21, 22, 23 AG., 
vgl. oben S. 191 f. 16 ). 

c) Schutz der Arbeit. 

§ 84. 

I. Der Schutz der Arbeit gegen unredliche Ausbeutung 
führt zu folgendem: 

1. Es ist nicht gestattet, den Inhalt eines noch nicht ver¬ 
öffentlichten Werkes öffentlich mitzuteilen, § 11 AG. Diese 
Bestimmung hat allerdings einen doppelten Bezug: Handelt 
es sich um Werke der Phantasie, dann kann auch der Inhalt 
den Autorschutz genießen, und die Veröffentlichung ist daher 
ein Widerspruch gegen das Autorrecht; an dem Inhalte 
wissenschaftlicher Werke aber besteht kein Autorschutz, und 
die Veröffentlichung kann daher keinen Eingriff in das Autor¬ 
recht, sondern höchstens einen Eingriff in das Persönlichkeits¬ 
recht enthalten. Beides sollte daher streng getrennt sein: nur 
im ersten Fall ist eine Erstreckung des Schutzes während der 
ganzen Zeit des Autorrechts sachgemäß, während im letzteren 
Fall mit Aufhören des Persönlichkeitsrechts auch der Grund 

16 ) RG. 10. Juli 1906, Entsch. Strafe. XXXIX, S. 152. 
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auf hört, ein derartiges zu verbieten; im Gegenteil kann gerade 
ein hervorragendes wissenschaftliches Interesse darin liegen, 
daß solche Ergebnisse des Denkens oder der persönlichen 
Erfahrung allgemein bekannt gegeben werden: möglicherweise 
kann die Aufhellung eines wichtigen Punktes der Zeitgeschichte 
oder eine große medizinische Entdeckung in dem Werke ent¬ 
halten sein. Auch hier ist eine Erstreckung des Persönlich¬ 
keitsrechts auf die Erben angemessen, aber nur auf einige 
Zeit; ich würde 5 Jahre für entsprechend erachten. 

2. Aus dem Gesagten ergibt es sich, daß es nicht ge¬ 
stattet ist, von einem noch nicht veröffentlichten, erst auf¬ 
zuführenden Schauspiel (etwa aus der Hauptprobe) eine In¬ 
haltsangabe zu bringen 17 ). 

3. Es ist nicht gestattet, die Arbeit des anderen zu miß¬ 
brauchen im Verkehr von Nachrichten, bei welchen gerade 
das schleunige Erscheinen bedeutsam ist, und der Vorsprung 
des einen vor dem anderen ein wichtiges Vermögensinteresse 
darstellt. Hier wird: 

a) das Persönlichkeitsrecht dagegen reagieren, daß, wenn 
der eine durch seine besonderen Mittel sich die Nachricht 
verschafft, der andere auf unredlichem Wege sich in das Ge¬ 
heimnis einschleicht; hier wird 

b) überhaupt das Erfordernis hervortreten, daß, nach¬ 
dem der eine die Nachricht auf seine Kosten erlangt hat, ein 
anderer sie zwar ihm entlehnen darf, aber nur nach Ablauf 
einiger Zeit, so daß dadurch der persönlichen Tätigkeit und 
dem Persönlichkeitseinfluß des ersten nicht zu nahe getreten 
wird. 

Von Bedeutung ist dies einmal bei Programmen und der¬ 
artigem, vor allem aber bei Zeitungsnachrichten, bei Rede- 
berichten u. s. w., bei welchen der eine sich auf seine Kosten 
die Kunde durch Telegramm, namentlich durch Kabeltele¬ 
gramm verschafft hat und der andere nun unmittelbar darauf 


17 ) Seinetrib. 9. Mai 1890, Droit d’auteur IX, p. 117. 
Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 29 
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die Notiz wiedergibt, einfach unter Wiederholung der von 
dem ersten gegebenen Mitteilung, 

4. Bei uns kann in allen diesen Beziehungen nur aus dem 
Persönlichkeitsrecht heraus gefolgert werden, aber ein Schutz 
in der einen und anderen Beziehung läßt sich daraus ableiten, 
indem man die §§ 823, 826 des B.Gr.B. heranzieht. Ich wieder¬ 
hole hier dasjenige, was ich anderwärts gesagt habe 18 ): 

So sicher es ist, daß eine einfache Nachricht keinen Autorschutz 
genießen kann 19 ), so sehr muß auf der anderen Seite beachtet werden, 
daß sich nicht selten jemand, nicht etwa aus wissenschaftlichem Inter¬ 
esse, sondern in gewerblicher Absicht mit vielem Gelde eine Nachricht 
verschafft hat und unmittelbar nach seiner Veröffentlichung andere sie in 
Wettbewerbsweise ebenfalls veröffentlichen. Sollte hier nicht einiger 
Schutz bestehen? Nicht ein Schutz im Sinne des Persönlichkeitsrechts, 
des Rechts des lauteren Verkehrs? Zunächst ist nun folgendes zu be¬ 
merken: Der Wiederabdruck von einfachen Nachrichten, die bereits in 
das Publikum gekommen sind, kann nicht dadurch zu einer Unlauter¬ 
keit werden, daß jemand, von dem die Nachrichten zunächst ausgehen, 
sich für seine Mitteilungen bezahlen läßt und dem Nachrichten¬ 
empfänger hierfür ein Recht der Alleinveröffentlichung gewährt, ein 
Recht, das er selbst nicht hat. Daher kann der Inhaber eines Theaters, 
auch wenn er jemandem die Theaterzettel überträgt, oder ein Galerie¬ 
inhaber, auch wenn er jemandem die Ausarbeitung von Katalogen über¬ 
läßt, diesem kein Alleinrecht geben, solche Verzeichnisse zu verbreiten, 
auch kein Vorrecht, — sofern es sich nicht um die Verbreitung in den 
Theater- oder Galerieräumen handelt; und es steht ihm nicht zu, die 
Verbreitungshandlung anderer als unerlaubten Wettbewerb zu kenn¬ 
zeichnen. Er würde dadurch ein Recht verleihen, das ihm gar nicht 
zu Gebote steht, er würde der Oeffentlichkeit Dinge entziehen, welche 
ihr nicht vorenthalten werden dürfen. Es steht ihm nur die Möglich¬ 
keit offen, tatsächliche Veranstaltungen zu treffen, welche es untunlich 
machen, daß andere von den Umständen frühzeitig genug Kenntnis er¬ 
halten, und auf diese Weise es zu verhüten, daß andere mit dem .Kon¬ 
zessionär“ in Wettbewerb treten. Es verhält sich hier ebenso, wie mit 


18 ) Archiv f. bürgerl. Recht XXVI, S. 195 f. 

19 ) Daß einfachen Theater- oder Konzeitprogrammen kein Autorrecht 
zukommt, ist selbstverständlich; sonderlich ist nur, daß es noch neuer¬ 
dings durch eine Entsch. des RG. v. 27. Nov. 1906, Entsch. Strafs. 39, 
S. 282 gesagt werden mußte. 
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dem Veranstalter einer Ausstellung, welcher auch jemanden mit der 
Herstellung eines verkäuflichen Kataloges betrauen und ihm die be¬ 
sonderen Mittel geben kann, um einen Katalog mit der Genauigkeit 
und Vollständigkeit herzustellen, die nur der intime Verkehr mit den 
Sachen ermöglicht: auch ihm ist es nicht gestattet, zu verbieten, daß 
andere Personen mit den ihnen zu Gebote stehenden Mitteln einen 
Katalog, soweit es geht, herstellen und ihn dann verbreiten. 

Das Gegenteil würde die Möglichkeit herbeiführen, daß jemand 
durch derartige Monopol vertrüge den Wettbewerb beschrankte, indem 
er etwas unlauter machte, was in der naturgemäßen Art des Wett¬ 
bewerbs liegt. So könnte auch jemand, der wissenschaftliche Ent¬ 
deckungen gemacht hat, einem anderen das alleinige Recht der Mit¬ 
teilung dieser Entdeckungen zuschreiben und dadurch bewirken, daß 
die Mitteilung durch andere — nicht etwa Autorverletzung, aber doch un¬ 
lauterer Wettbewerb wäre! Der Wettbewerb hat eben seine 
eigenen Gesetze und kann nicht durch derartige beliebige 
Verfügungen von Personen, welche irgend welche Nach¬ 
richten zu verbreiten haben, eingeengt werden. 

Und auch darin kann kein unerlaubter Wettbewerb liegen, daß ein 
Dritter durch künstlerische Ausstattung auf der einen Seite und durch 
Betriebsamkeit auf der anderen im Nachrichten verkehr neue literarische 
Erfolge erzielt; denn es wäre gegen alle wirtschaftlichen Gesetze, wollte 
man Einsicht, Tatkraft, Spekulationsgeist unterbinden oder gar zum 
Unrecht stempeln. 

Von einer Unlauterkeit des Wettbewerbs kann daher im allgemeinen 
nur dann die Rede sein, 

a) wenn jemand durch Mittel, die der Gesellschaftsordnung wider¬ 
sprechen, sich den Besitz der neuen Nachrichten verschafft und ins¬ 
besondere die erlaubten Mittel, welche dem ersten Verbreiter zustehen, 
um dem Konzessionär einen tatsächlichen Vorsprung zu gewähren, in 
einer gesellschaftswidrigen Weise, durch gesellschaftswidrige Eingriffe 
zu nichte macht, z. B. wenn er sich durch Einschleichen und Aufspüren 
in den Besitz des Materials setzt; 

b) wenn bei der Verbreitung unrichtige Dinge behauptet werden, 
wenn beispielsweise zur Geltung gebracht wird, daß ein Katalog offiziell 
sei und die offizielle Garantie trage, während dies nicht der Fall ist; 

c) wenn jemand die Anordnung und die Art der Zurichtung der 
Nachrichten einem anderen ohne weiteres entnimmt, und zwar nicht 
nur ein einzelnes Mal, sondern regelmäßig und in fortdauernder Weise; 
denn auch, sofern die Herrichtung der Nachrichten nicht dem Autor¬ 
recht unterliegt und daher ein Alleinrecht daran nicht besteht, muß 
doch in einer folgerichtigen eigenartigen Gestaltung ein 
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Ausfluß der Persönlichkeit gefunden werden, in welche nicht 
beliebig eingegriffen werden soll 20 ). 

5. Eine andere Frage läßt sich aufwerfen, ob nicht dann etwas Beson¬ 
deres zu gelten hat, wenn jemand für den Empfang von Nachrichten darum 
Aufopferungen machen mußte, weil reelle Hindernisse Vorlagen, 
die zu überwinden waren: und dahin gehört es insbesondere, wenn 
jemand für eine teuere telegraphische Mitteilung, insbesondere für Kabel- 
telegramme, Aufwendungen gemacht hat und die auf solche Weise er¬ 
langten Telegramme in die Presse bringt. 

Es kann nun zwar auch hier keine Rede davon sein, daß ein solcher 
irgend ein Alleinrecht auf diese Nachrichten erwirbt, und auch auf 
Grund des unlauteren Wettbewerbs und der Verletzung des Persönlich¬ 
keitsrechts kanD er keine Befugnis in Anspruch nehmen, anderen die 
Nachrichtenmitteilung auf immer zu verbieten. Wohl aber läßt sich 
folgendes konstruieren: es ist eine Rücksichtslosigkeit gegen eine Per¬ 
sönlichkeit, die auf solche Weise zur Ueberwindung reeller Hindernisse 
Aufopferungen gemacht hat, wenn ihr nicht hierfür ein bestimmter Vor¬ 
sprung in der Mitteilung gewährt wird. Der Vorsprung kann natürlich 
nur kurze Zeit dauern, denn bei der Schnelllebigkeit unserer Zeit verliert 
eine Nachricht bald ihre Bedeutung und wird von anderen Dingen über¬ 
holt. Ob sich für diese Idee eine Praxis auf Grund des § 826 B.G.B. 
entwickeln läßt? Ich glaube es; besser ist es allerdings, für solche Fälle 
durch eine genau bestimmte Spezialgesetzgebung vorzugehen, denn es 
ist immer schlimm, sich auf die Praxis zu verlassen, wo feste Fristen 
wesentlich sind. 

II. Bis jetzt sind schon Versuche gemacht worden, diesem Gedanken 
zu entsprechen, und einen derartigen Versuch möchte ich mitteilen. 
Er findet sich im Gesetz von Ceylon vom 14. Dezember 1898 
(Nr. 19 von 1898), welches den Titel trägt: An ordinance to secure, in 

certain cases, the right of property in telegraphic press messages. 

und bezieht sich auf Kabel telegramme. Die wichtigsten Bestimmungen 
dieses Gesetzes sind folgende: 

1. When any person, in the manner hereinafter mentioned, publishes 
in any newspaper or other printed paper published and circulated in 
Ceylon any message by electric telegrapli from any place outside the 
said island, lawfully received by such person, no other person shall 
without the consent in writing of such first-mentioned person, or his 
agent thereto lawfully authorized, print or publish, or cause to be 

20 ) Vgl. darüber auch Trib. Neapel 14. September 1898, Giustizia 
penale, p. 88. 
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printed or published, such telegramm, or the substance thereof, or any 
extract therefrom, until after a period of forty-eight hours from the 
time of first publication: provided that such period shall not extend 
beyond sixty hours from the time of the receipt of such message 
(Sundays and public and bank holidays excepted), and the publication 
of the whole or any part of such telegram, or of the substance thereof, 
or (excepting the publication of any similar message in like manner 
sent) of the intelligence therein contained, or any comment upon, or 
any reference to, such intelligence, shall be deemed to be a publication 
of the same. 

2. If any person willfully print and publish, or cause to be printed 
and published, any matter contrary the provisions of this Ordinance, 
he shall be liable to a fine not exceeding one hundred rupees; and 
every person who is convicted a second time of any offence against this 
Ordinance shall be liable to a fine not exceeding three hundred rupees. 

3. Telegraphie messages published under the protection of this 
Ordinance shall be printed under the heading „By Submarine Tele¬ 
graph“, and statte the day and hour of their receipt, and such State¬ 
ment shall be prirnä facie evidence of the time of the receipt of such 
messages. 

4. a) Düring the period of forty-eight hours hereinbefore mentioned, 
no intelligence protected by this Ordinance shall be transmitted by 
electric telegraph to any person outside Ceylon by or on behalf any 
person other than the person who, under the provisions of this ordi¬ 
nance, is entitled to the exclusive use of such intelligence. 

ß) Any person acting in contravention of this section shall be 
guilty of an offence, and liable on conviction to a fine not exceeding 
one hundred rupees for a first offence, and to a fine not exceeding 
three hundred rupees for any subsequent offence. 

Wer also eine Nachricht durch Kabel erhält und sie veröffentlicht, 
soll 48 Stunden von der Veröffentlichung an, jedoch nicht länger als 
60 Stunden vom Empfang des Telegramms an, die Alleinverbreitungs¬ 
befugnis haben! - 

III. Solche Sonderbestimmungen wie auf Ceylon gibt es noch in 
anderen englischen Kolonien und auch sonst, so Kap, Gesetz vom 26. Juli 
1880 (120 Stunden seit Veröffentlichung, 130 Stunden seit Empfang), 
Westaustralien 1895 (72 Stunden) und Straits Settlements (Nr. 22 
von 1902, wie Ceylon), Transvaal Nr. 48 von 1902 (72 Stunden), Is¬ 
land (1905) a. 14: 5 Tage. 

IV. Auch in Frankreich nimmt man ohne Gesetz einen ähnlichen 
Schutz an; man hilft sich damit, daß, wenn auch kein Autorrecht, doch 
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eine Art Eigentum (une proprietö particuliöre) vorliege 21 ). Aehnliches 
gilt im Rechte der Vereinigten Staaten 22 ), in Aegypten 2 *). Eng¬ 
land verbietet die Veröffentlichung von Telegrammen, die auf unlau* 
terem Wege erlangt sind 24 ). Auch in Italien wird angenommen, daß 
die Entnahme von Zeitungsartikeln einen unlauteren Wettbewerb bilden 
kann 25 ). Auch in Deutschland hat man das Abschreiben und Ver¬ 
breiten von Rennberichten zur Umgehung des Abonnements als Handeln 
gegen § 826 B.G.B. erklärt 26 ). 

Nur wenige Rechte begehen den Fehler, hier ein Autorrecht anzu¬ 
nehmen, wie Ungarn § 6 Z. 7. 

V. Einer der frühesten Versuche des Telegrammschutzes ist wohl 
das argentinische Projekt Alcorta von 1878. Es lautet 27 ): 

Art. 1. La reproducciön en periödicos, boletines ö en otra forma 
anäloga de despachos telegraficos entregados ä la publicidad, sölo podrä 
hacerse por los dueiios de ellos d con su autorizaciön. 

Art. 2. Se entiende que hay violacidn de la propriedad garantida 
por el art. anterior, no sölo por la reproducciön literal de los tele- 
grames, sino tambiön por la reproducciön de lo que substancialmente 
contengan. 

Art. 8. La infracciön ä lo prescripto en los precedentes articulos 
sera castigado ä instancia de la parte damnificada, con multa de 
1000 hasta 10000 pesos, ö con prisiön que no excederä de 30 dxas, 
segun la importancia del caso, sin perjuicio de las indemnizaciones 
civiles ä que hubiere lugar. 

Art. 4. El que hubiere hecho la reproducciön de noticias sub¬ 
stancialmente contenidas en telegramas ajenos, quedarä exento de toda 


21 ) Kass.-Hof 8. August 1861, Sirey 62, I, p. 528, Seinetrib. 4. Sept. 
1895, Droit d’auteur VIII, p. 167, Appellhof Paris 30. Dez. 1897, Droit 
d’auteur XI, p. 37, Kass.-Hof 23. Mai 1900, Droit d’auteur XIV, p. 17, 
Daß es auch Telegramme gibt, welche Autorwerke enthalten, ist zweifel¬ 
los, vgl. Trib. Lille 5. Juli 1905, Droit d’auteur XIX, p. 78. 

22 ) Court federal of Appeal Chicago 8. Nov. 1902, Droit d’auteur 
XVII, p. 60 f. 

25 ) Alexandrien 13. April 1892, Droit d’auteur V, p. 129. 

24 ) High Court 1896, Exchange Telegr. Co. v. Gregory and Co., 
Droit d’auteur X, p. 29, 1897, Exchange Telegr. v. Central News Lim., 
Droit d’auteur XI, p. 130. 

26 ) Appellhof Neapel 28. April 1899, Droit d’auteur XII, p. 70. 

2# ) O.L.G. Hamburg 25. Januar 1902, Mugdan IV. S. 242. 

27 ) Nach Quesada, Propriedad intelectual, p. 174 f. 


Digitized by Google 



Verklammerung. § 85 . 455 

responsabilidad, probando haber sido recibidos directamente por 41 los 
telegramas publicados. 

Art. 5. Pasadas horas .. desde la publicaciön de un telegrama, su 
contenido se considerard del dominio püblico, y cualquiera estara au- 
torizado para su reproduccidn en la forma que le convenga. 

Art. 6. Las responsabilidades tanto penales como civiles, a que 
dieren lugar las infracciones a la presente ley, quedaran prescriptas a 
los 60 dias despuds de haberse hecho la reproduccidn de los telegramas. 


2. Verklammerungen kraft des Persönlichkeitsrechts. 

a) Verklammerung gegenüber dem Gläubiger¬ 
zugriff. 

§ 85. 

I. Die Verklammerung bewirkt, daß es den Gläubigem nicht 
gestattet ist, ein Schriftwerk durch Veröffentlichung zur Ver¬ 
wertung zu bringen, weder auf dem Wege der Vervielfälti¬ 
gung und Verbreitung, noch auf dem Wege der Aufführung. 
Dies gilt natürlich auch von solchen Manuskripten, welche 
bloß vertraulichen und keinen autorrechtlichen Charakter haben; 
es gilt aber auch für Autorwerke, denn auch hier ist es das 
unantastbare Recht der Persönlichkeit, zu bestimmen, ob etwas 
in die Oeffentlichkeit kommen soll oder nicht 28 ). Darüber 
ist auch heutzutage in Literatur und Rechtsprechung kaum 
ein Zweifel; die Frage erhebt sich aber, ob und wann das 
Persönlichkeitsrecht so zurücktritt, daß das Autorrecht den 
Gläubigem zugreifbar ist 29 ). Ich habe bisher angenommen, 
daß die Zugriffsfähigkeit mit dem Moment beginnt, wo der 


28 ) Vgl. beispielsweise Trib. Mailand 29. März 1890, Droit d’auteur 
XIII, p. 49. Vgl. auch O.L.G. Dresden 80. August 1901, Seuffert 56, 
Nr. 228. 

so ) Die gründlichste und tüchtigste Darstellung dieser Lehre gibt 
Ferrara, L’excuzione forzata nel diritto d’autore (Napoli 1904), welche 
Schrift von dem bewunderungswerten Aufschwung der italienischen 
Rechtswissenschaft ein hervorragendes Beispiel gibt. Vgl. auch Kaiser, 
Zwangsvollstreckung in das Urheberrecht, Z. f. Ziv.-Proz. XXI, S. 201 ff. 
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Verfasser das Werk in die Oeffentlichkeit gegeben hat, wobei 
jedoch zu berücksichtigen ist, daß die Veröffentlichung durch 
Verbreitung von Vervielfältigungsexemplaren und die Ver¬ 
öffentlichung durch Aufführung wesentlich anderen Charakter 
haben, so daß von dem einen noch nicht auf das andere über¬ 
zugehen ist. Hat er aber einmal das eine gewählt, dann nahm 
ich an, daß den Gläubigern der Zugriff nach dieser Richtung 
hin gestattet sei. Hiergegen hat man verschiedenes angeführt, 
insbesondere auch, daß zwischen Verbreitung und Verbreitung 
ein Unterschied sei und der Autor möglicherweise die Verbrei¬ 
tung nur in einem engeren Kreise bewirkt hat, weil ihm die 
Bekanntmachung im weiteren Umfange zuwider war; und 
daraus hat man den Vorwurf abgeleitet, daß ich unfolgerichtig 
sei, indem ich zwar bei Nichtbekanntmachung das Recht der 
Gläubiger verneinte, nach der Bekanntmachung aber ihnen 
die Veröffentlichung unbedingt gewährte, nicht bloß in dem 
Umfange, in welchem der Autor die Publikation ge¬ 
wollt hat. 

Dieser Einwand ist unzutreffend. Allerdings ist eine 
größere oder geringere Verbreitung ein Umstand, welcher bei 
der Wirkung der Bekanntmachung wohl nicht ohne Bedeu¬ 
tung bleibt; indes, der Hauptpunkt in Frage ist doch der, 
ob der Autor gewollt hat, daß das Werk unter das Publikum 
kommt oder nicht; hat er es gewollt und diesen Willen aus¬ 
geführt, dann ist die Wirksamkeit der Veröffentlichung gegen¬ 
über dem Publikum eine ganz unberechenbare: der Pfeil steht 
nicht mehr in der Willkür des Schützen. Es kommt daher 
nicht so sehr darauf an, wieviel Exemplare verkauft worden 
sind und in welcher Richtung die Verbreitung der Exemplare 
erfolgt ist, sondern darauf, ob das Werk auf solche Weise 
mehr oder minder bekannt geworden ist. 500 Exemplare, 
die von einer Fülle von Personen gelesen werden, können 
mehr zur Verbreitung dienen, als 1000 Exemplare, die in den 
Bibliotheken ruhen. Daher ist der äußerliche Umfang der 
Verbreitung durchaus nicht so entscheidend, daß man hiernach 
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die Wirkung der Bekanntmachung abstufen und demgemäß 
das Recht der Gläubigerschaft bemessen könnte. Die Per¬ 
sönlichkeit des Autors wird durch die Art und Weise und 
den größeren oder geringeren Umfang der äußerlichen Ver¬ 
breitungshandlungen ebensowenig wesentlich in Mitleidenschaft 
gezogen, als dies dann geschieht, wenn etwa der Verleger 
eines Werkes sich mehr oder minder um seine Verbreitung 
bemüht hat und es darum mehr oder weniger in die Volks - 
kreise gelangt ist. 

II. Die Einwände gegen meine Auffassung beruhen daher 
auf einer irrigen Vorstellung von der Bedeutung der Bekannt¬ 
machung und auf einer formalen Behandlung der Persönlich¬ 
keitsrechte, infolge deren man die wohlbegründeten Rechte 
der Gläubiger beeinträchtigte. 

Die Pfändbarkeit des von dem Autor zur Veröffentlichung 
bestimmten Werkes wurde auch angenommen in der Ent¬ 
scheidung des Landgerichtes Berlin I vom 1. Dezember 1892, 
worüber ich im Droit d’auteur Bd. VII, p. 82 f. berichtet 
habe: der Verfasser hatte das Werk dem Verleger angeboten; 
in der Hand des Verlegers, der es nicht in Verlag über¬ 
nommen hatte, wurde es beschlagnahmt 30 ). 

IH. Trotzdem hat man in dem neuen Autorgesetz der 
unrichtigen Ansicht gehuldigt: man hat eine Zwangsvoll¬ 
streckung in das Recht des Autors während seiner Lebzeiten 


80 ) Ich erwähne noch eine Notiz aus dem Berliner Tageblatt vom 
10. März 1897, Nr. 125, wonach ein Konkursverwalter mitteilt, daß 

,morgen das zur Nachlaßkonkursmasse des verstorbenen.und 

Schriftstellers E. in D. gehörige Autorrecht der Dichtung.sowie 

ein Außenstand von.Mark versteigert werden soll. Der Autor hatte 

sich selbst entleibt. Vgl. auch Trib. Troyes 31. Januar 1900, Droit 
d’auteur XIII, p. 40 f., Trib. Mailand 29. März 1889, Diritti d’autor. 
IX, p. 57. Das O.L.G. Dresden, 30. August 1901, dagegen hat in einem 
Fall, wo das Manuskript nur zum Verlag angeboten war, die Vollstreck' 
barkeit verneint, Seuffert, Arch. 56 Nr. 228. 
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(ohne seine Zustimmung) nicht gestattet; nur gegen seine 
Erben soll eine Zwangsvollstreckung zulässig sein, sofern sie 
das Werk haben erscheinen lassen, d. h. es durch Druckver¬ 
breitung veröffentlichten, § 10 AG. Die Frage des Erscheinens 
tritt also hier in der Person der Erben hervor 31 ); hier wird 
es als unerheblich erklärt, ob die Bekanntmachung durch die 
Erben eine mehr oder weniger ausgedehnte gewesen ist: auch 
eine geringe Publikation durch die Erben soll den Gläubigern 
es gestatten, das Werk in weitestem Umfange zu verwerten. 
So unser geltendes Recht: ein genügender Grund war nicht 
vorhanden, daß man nicht dieselbe Entscheidung auch gegen 
den Urheber selber kehrte. 

IV. Das richtige haben Belgien a. 9, Monaco a. 12, Schweden 
a. 22. Rußland a. 1412 Z.P.O. und Finnland a. 30, wonach das un¬ 
veröffentlichte (ungedruckte) Werk der Vollstreckung entzogen ist. Wie 
Deutschland Norwegen a. 12 (vgl. 30): eine Neuherausgabe durch die 
Gläubigerschaft kann nicht gegen den Autor, wohl aber gegen dessen 
Erben erfolgen, aber nur eine Neuherausgabe, nicht die Herausgabe 
eines noch nicht veröffentlichten Werkes. So auch Dänemark a. 12, 
vgl. auch Bra sili en a. 7. Am verfehltesten Oesterreich a. 14 und 
Ungarn a. 4, welche auch gegen die Erben keine Vollstreckungsmaß¬ 
regeln zulassen 32 ), und Niederlande a. 9 und Transvaal a. 9, die 
jede Beschlagnahme ausschließen ss ). 

V. Die Pfändung gegenüber den Erben geschieht durch 
gerichtliche Erklärung, daß sie sich jeder Verfügung über 
das Autorrecht enthalten sollen, während die Verwertung 
durch zwangsweisen Abschluß eines Verlags Vertrages bezw. 
durch Zulassung von Uebersetzung und durch Gestattung der 


31 ) Vgl. auch die erwähnte Entsch. des 0,L.G. Dresden 30. August 
1901. 

82 ) Hierüber und hiergegen auch Rabel in Grünhuts Z. XXVII, 
S. 136 f. 

33 ) Ferrara p. 427. Aus den Bestimmungen der Gesetze, welche 
das Autorgut den Grundsätzen über bewegliches Vermögen unterwerfen, 
Portugal a. 590, Bolivia a. 20, ist wohl nichts für eine Beschlag» 
nähme ungedruckter Werke zu folgern. 
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Aufführung dramatischer und musikalischer Werke erfolgt. 
Dabei können die entsprechenden verwertenden Maßregeln 
stattfinden, hei welchen die Diskretion des Gerichts die Inter¬ 
essen möglichst auszugleichen hat 84 ). 

VI. Die Pfändung, auch wenn sie gegen die Erben ge¬ 
schieht, kann zwar zur Weiterveröffentlichung führen, aber 
doch mit der Beschränkung, daß diese Veröffentlichung sich, 
was die innere Form betrifft, in den Schranken dessen halten 
muß, was durch die bisherige Veröffentlichung angebahnt ist. 
Die Gläubiger haben daher zwar das Recht, nicht nur das 
Werk, so wie es ist, zu verbreiten und aufzuführen, sondern 
auch eine Uebersetzung zu gestatten. Und ebenso ist hei 
musikalischen Werken nicht nur die Befugnis gewährt, das 
Werk in der bisherigen musikalischen Form wiederzugeben, 
sondern auch in Arrangements, Transkriptionen u. s. w. Da¬ 
gegen haben die Gläubiger nicht etwa das Recht, es zu ge¬ 
statten, daß ein Roman als Drama oder daß ein Drama als 
Roman umgearbeitet oder ein Drama zu einem Opernlibretto 
umgestaltet wird; denn nach dieser Richtung hin hat der 
Verfasser und seine Erben das Werk nicht der Oeffentlich- 
keit preisgegehen: es würde hierdurch eine neue Seite der 
Geistesschöpfung aufgetan und dem Publikum eine Wirkungs¬ 
fläche dargehoten, welche der Verfasser oder seine Erben 
vielleicht mit Recht noch zurückhalten wollten. 

VII. Natürlich wäre auch nach meiner früheren Ansicht 
die Pfändbarkeit nur dann gegeben, wenn das Werk einem 
Verlage bereits zur Veröffentlichung übergeben oder wenn 
nicht bloß mit ihm in Unterhandlung getreten, sondern ihm 
so bestimmte Verlagsbedingungen gestellt worden wären, daß 
er sie nur anzunehmen brauchte, um zur Verwertung des 
Werkes zu gelangen; und auch das ist selbstverständlich, daß, 
wenn der Verfasser sein Angebot zurückgezogen hat, die Ver¬ 
öffentlichungslage nicht mehr vorhanden wäre. 

* 4 ) Vgl. Kaiser S. 209 ff. 
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VIII, So wie die Sache jetzt liegt, ist nicht nur bezüglich des 
Verfassers eine falsche Lage gegeben, sondern noch mehr be¬ 
züglich des Erben. Eine Unantastbarkeit, was die Erben be¬ 
trifft, ist nur berechtigt, sofern die Zeit nach dem Tode des 
Verfassers noch so kurz ist, daß man sein Persönlichkeitsrecht 
als fortbestehend zu betrachten hat. Dies aber noch über 
etwa 5 Jahre zu verlängern und den Erben ein ständiges 
Verbietungsrecht zu geben, ist völlig sachwidrig. Es ist 
sach widrig: 

1. gegenüber den Gläubigern dieser Erben, es ist 

2. sachwidrig gegenüber dem Publikum. 

In dieser Beziehung ist zu bemerken: 

Das Urheberrecht ist bis jetzt meistens nicht unter die ent- 
eignungsföhigen Gegenstände eingereiht worden (S. 243), so daß 
eine Enteignung nur durch besonderes Gesetz erfolgen kann; 
allein sie fände so lange ein Hindernis, als man nicht nur das 
Urheberrecht, sondern auch die Persönlichkeitsrechte als fort¬ 
bestehend erachtete. Die letzteren müßte man unbedingt in 
einigen Jahren nach dem Tode für erloschen erklären, damit 
kein Bedenken bestände, zur Enteignung zu schreiten. Dies 
ist auch in Italien mit einigen Schwierigkeiten bezüglich 
der Werke Leopardis durchgeführt worden, bezüglich welcher 
die Einsprüche seiner Verwandten und der Nachkommen 
seines Pflegers und Freundes zu überwinden waren 35 ). Das 
deutsche Gesetz hat auch diesen Fall unberücksichtigt ge¬ 
lassen. 

IX. Die Erben sind die Hüter des Persönlichkeitsrechts, 
welches vom Urheber noch nach seinem Tode zurückbleibt. 
Ihnen geht der Testamentsvollstrecker vor, welcher unmittel¬ 
bar im Sinne der Persönlichkeit tätig zu sein hat. Ist ein 
solcher zu diesem Zwecke bestimmt, so hat er über die Ver- 


85 ) Vgl- die ausführliche Darstellung bei Ferrara p. 634 ff. 
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öflfentlichung zu befinden; im übrigen gelten die gewöhn¬ 
lichen Regeln der Testamentsvollstreckung 36 ). 

b) Verklammerung gegenüber dem Gemeinschafts¬ 
recht. 

§ 86 . 

I. Aehnliche Grundsätze wie für die Vollstreckung müssen 
für den gesetzlichen Uebergang des Autor Werkes kraft Ge¬ 
meinschaftsrechtes gelten, denn auch hier handelt es sich darum, 
daß eine Schöpfung ohne Einwilligung des Verfassers von seiner 
Persönlichkeit losgelöst wird. Der Hauptfall ist der des Ein¬ 
tritts einer gesetzlichen Gütergemeinschaft: hier fragt es sich, 
ob ein Schriftwerk des einen oder anderen Ehegatten in die 
Gemeinschaft fallt und gemeinsames Vermögen beider Teile 
wird. Der Fall ist mehrfach in der französischen Theorie 
und Praxis behandelt worden, aber nicht immer in befrie¬ 
digender Weise 37 ). 

H. Sicher ist, daß, solange ein Werk nicht veröffentlicht 
ist, es ebensowenig von der Gütergemeinschaft erfaßt werden 

S8 ) Nach Norwegen a. 11 kann der Erblasser bestimmen, daß sein 
Werk bis zu 50 Jahren unveröffentlicht bleiben soll; diese Frist ist viel 
zu lange. 

87 ) Vgl. Appellhof Paris 8. April 1884, Pataille 1884, p. 847 und 
Appellhof Paris 1. Februar 1900, Droit d’auteurs XIII, p. 43, welche 
den Uebergang verneinten, und Appellhof Paris 13. März 1880, Pataille 
1880, p. 225, Kassationshof 25. Juni 1902, Sirey 1902, I, p. 305, welche 
den Uebergang bejahten. Bei der Entscheidung des Kassationshofes glaubte 
der Procureur genöral noch besonders auf die Klarheit der französischen 
Grundbegriffe gegenüber den etwas nebelhaften deutschen hinweisen zu 
dürfen; allein die Klarheit ist in diesem Falle Oberflächlichkeit und 
das Nebelhafte ist das Bestreben, in die Tiefe zu dringen. Uebrigens 
erkannte auch der Kassationshof, daß die Sache nicht so einfach ist; 
denn er erklärte dabei, daß das Werk zwar in die Gütergemeinschaft 
falle, aber sans que la mise en commun . . . puisse porter atteinte ä la 
facultö de l’auteur, inherente ä sa personnalite meme, de faire 
ulterieurement subir des modifications ä sa creation ou m£me de la sup- 
priraer . . . Vgl. Droit d’auteur XIII, p. 39 
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kann als von der Vollstreckung. Ist es aber veröffentlicht, 
dann ist die Möglichkeit gegeben, es der Gütergemeinschaft 
zuzuschreihen, obgleich allerdings hierfür viel weniger Gründe 
sprechen als für die Pfändbarkeit durch die Gläubiger; denn 
bei dieser handelt es sich um die Erfüllung von .Verbindlich¬ 
keiten, zu deren Herbeiführung womöglich alle Eingriffe in das 
Vermögen geschehen sollen, die irgendwie mit dem Persön¬ 
lichkeitsrecht verträglich sind, während es sich bei der ehe¬ 
lichen Gütergemeinschaft um einen Erwerb des anderen Ehe* 
gatten handelt, bei dem durchaus nicht so triftige Gründe 
vorliegen, bis an die äußerste Schranke der Persönlichkeit 
vorzugehen. Ich halte es daher auch unter einer Gesetz* 
gebung, welche die Pfändbarkeit des Manuskriptes bestimmt, 
für richtig, die Gütergemeinschaft auszuschließen und das 
Autorgut auch dann als Sondergut zu behandeln, wenn der 
Autor zur Veröffentlichung schreitet, nur daß natürlich die 
aus der Veröffentlichung hervorgehenden Früchte und Ein¬ 
nahmen in die Gütergemeinschaft fallen. Nachdem nun das 
deutsche Gesetz bezüglich der Pfändbarkeit einen so strengen 
Maßstab angelegt hat, ist es umsomehr anzunehmen, daß nach 
unserem heutigen Rechte ein Autorwerk, auch wenn es von 
dem Autor veröffentlicht ist, nicht in die Gütergemeinschaft 
fallt, so daß nur die während der Gemeinschaft daraus her¬ 
vorgehenden Einkünfte dem Gesamtgute zukommen; ein be¬ 
friedigendes Ergebnis, von dem nur zu wünschen gewesen 
wäre, daß es im Autorgesetze eine ausdrückliche Anerkennung 
gefunden hätte 88 ). Jedenfalls kann unter keinen Umständen dem 
Verfasser (der Verfasserin) das Recht verwehrt werden, das 
Werk zu ändern oder es auch zu unterdrücken (vgl. die Ent¬ 
scheidung des fransösischen Kassationshofes S. 461). 


88 ) Man hat es hier ebenso unterlassen, wie im B.G.B., während 
viele Bestimmungen aufgenommen wurden, die weniger nötig waren. 
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3. Regelungen. 

a) Kraft des Persönlichkeitsrechts des Verfassers. 

a) Anerkennung der Verfasserschaft. 

§ 87. 

I. Unstatthaft ist das Plagiat, d. h. die unrichtige Be¬ 
hauptung, daß man Entdecker eines Gedankens sei, welcher 
in der Tat vom Autor herrührt. Dieses Persönlichkeitsrecht 
entbehrt aber des Anspruchs, weil man es der Wissenschaft 
überlassen muß, die Persönlichkeit mit der Entdeckung zu 
verknüpfen, und es nicht angänglich ist, Fragen, welche 
der wissenschaftlichen Erledigung anheimstehen, in das Gebiet 
des Rechts zu ziehen. Wer Entdecker ist, das zu bestimmen 
ist ebensowenig Sache des Rechts, als zu bestimmen, welcher 
italienische Fluß der Rubicon war (etwas, was seinerzeit allen 
Ernstes gerichtlich entschieden worden ist). Nur in Fällen 
offenbaren schweren Mißbrauchs wäre hier einzuschreiten 39 ). 
Anders, wenn es sich nicht um die Entdeckung eines Ge¬ 
dankens, sondern um die Autorschaft eines Werkes handelt: 
wird diese abgestritten, wird etwa das Buch des Verfassers 
unter einem anderen Namen herausgegeben, oder sein Name 
unterdrückt, so kann er die Gerichte anrufen 40 ). 

II. Diese Befugnis gilt auch nach Erlöschen des Autor¬ 
rechts, sie gilt auch, wenn der Verfasser auf sein Autorrecht 
verzichtet oder wenn er es völlig an einen Dritten über¬ 
tragen hat, § 9 AG. 

III. Solange das Autorrecht besteht, kann dieses Per¬ 
sönlichkeitsrecht gesteigert sein, insofern, als der Verfasser 

89 ) Ueber den Unterschied von Plagiat und Nachdruck vgl. R.G. 
11. April 1906, Juristische Wochenschrift XXXV, S. 405. 

40 ) Vgl. über diese Fragen auch Bruno, Dig. Italiano v. Diritt. d’aut, 
Nr. 87, Kass.-Hof Turin 17. Juli 1906, Giurispr. Ital. 58, I, 1, p. 1014. 
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nicht nur verlangen kann, daß ein Plagiat verhütet wird, 
sondern auch daß eine positive Tätigkeit stattfindet, wodurch 
auf ihn als den Verfasser des Werkes gedeutet wird: dies ist 
die Pflicht der Quellenangabe. Eine solche liegt vor in 
Fällen, wo ein Dritter nach dem obigen berechtigt ist, Teile 
des Autorgutes wiederzugeben, so nach §§ 18, 25 (19—23) 
AG. In diesem Falle kann der Autorberechtigte kraft des 
Persönlichkeitsrechts verlangen, daß die Quellen deutlich und 
bestimmt bezeichnet und dadurch auf ihn als den Verfasser 
zurückgewiesen wird. Vgl. S. 187 f., 192 f., 197 f. 

IV. Auch sonst, namentlich dem Verleger und dem Heraus¬ 
geber einer Enzyklopädie gegenüber, hat der Verfasser das 
Recht, zu verlangen, daß sein Beitrag mit seinem Namen be¬ 
zeichnet wird, falls er nicht darauf verzichtet hat. Hat er 
darauf verzichtet, so kann er doch verlangen, daß auf sonstigem 
Wege seine Verfasserschaft anerkannt oder nötigenfalls kund¬ 
gegeben wird. 

V. Unstatthaft ist es umgekehrt, jemandem ein Werk zu¬ 
zuschreiben, das nicht von ihm herrührt, unstatthaft ist es 
auch, solches unter Benutzung der Gleichnamigkeit zu tun. 
Hier gelten die allgemeinen Regeln über den unlauteren Wett¬ 
bewerb 41 ). Unstatthaft ist es, ein Frühwerk des Autors in 
einer Weise zu veröffentlichen, als wenn es neuesten Datums 
wäre; dem jetzigen Ich darf nicht ohne weiteres das frühere 
Ich gleichgestellt werden. Ein Unrecht gegen den Verfasser 
ist es ferner, durch Aenderung des Titels ein Werk als 
frühere oder spätere Auflage zu bezeichnen 42 ). 


41 ) Appellhof Mailand 6. März 1888, Droit d’auteur I, p. 87. Ueber 
die Benutzung eines fremden Namens als Pseudonym, Seinetrib. 18. Febr. 
1905, Droit d’auteur XVIII, p. 100. 

42 ) Vgl. R.G. 10. Juli 1886, Entscb. XVIII, S. 10. 
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ß) Wahrung der Integrität des Werkes. 

§ 88 . 

I. Das Persönlichkeitsrecht geht dahin, daß, auch wenn 
das Autorrecht vollkommen übertragen ist, bei der Veröffent¬ 
lichung keine Veränderungen, Kürzungen u. s. w. ohne Zu¬ 
stimmung des Autors stattfinden dürfen, § 9 AG. 43 ). Die Ver¬ 
letzung dieser Vorschrift ist Verletzung nicht des Autorrechts, 
sondern des Persönlichkeitsrechts. Sie ist mit den Mitteln des 
Persönlichkeitsrechts zu verfolgen, und die Bestrafung ergibt 
sich aus § 38 Abs. 2 AG, 

II. Die Integrität einer Geistesschöpfung kommt insbe¬ 
sondere auch dann in Betracht, wenn es jemandem gemäß 
§§ 19—23 gestattet ist, ein fremdes Werk für sich zu be¬ 
nutzen; dies darf nur in der Art geschehen, daß das Werk 
ohne jede Aenderung übernommen wird. Allerdings kann 
auch eine formell korrekte Wiedergabe dadurch zur Unrich¬ 
tigkeit führen, daß man Ausdrücke aus dem Zusammenhänge 
herausgreift und ihnen dadurch einen anderen Sinn unterlegt: 
ein derartiges Tun ist recht ungehörig, würde aber nur dann 
zu einer Persönlichkeitsverletzung werden, wenn die Worte 
so zusammengestellt wären, daß sie unmittelbar einen anderen 
Sinn ergeben 44 ). Insbesondere soll auch, wenn Teile von 
Schriftwerken in Schulausgaben erscheinen und Aenderungen 
in usum delphini vorgenommen werden, der Autor gefragt 
werden. Doch gilt hier folgendes: 

1. Das Persönlichkeitsrecht in dieser Anwendung auf 
Schulbücher überdauert die Person nicht. Nach dem Tode 


4S ) Appellhof Paris 27. Februar 1866, Pataille 1866, p. 861. Appell¬ 
hof Paris 22. Januar 1868, Pataille 1868, p. 28, auch Seinetribunal 
15. April 1863, Pataille 1865, p. 47. Ferner Costarica a. 19. Vgl. auch 
Court of Appeal New York 1894, Droit d’aut. X, p. 11. 

44 ) Ygl. Seinetrib. 18. Febr. 1902, Droit d’auteur XV, p. 136. 
Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 30 
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kann sofort gegen seine Werke auf diese Weise rücksichtslos 
gewütet werden, — was ein gesetzlicher Fehler ist. 

2. Auch bei diesem Persönlichkeitsrecht bezüglich der 
Schulausgaben gilt der Satz, daß ein jeder den Autor in die 
Rechtslage versetzen kann, daß er widersprechen muß, an¬ 
sonst der Ablauf von 1 Monat wie eine Zustimmung wirkt 
(vgl. oben S. 191), § 24 AG. 

III. Allerdings kann der Verfasser einem Dritten eine 
Aenderungsbefugnis geben; er kann aber dann verlangen, daß 
deutlich kundgegeben wird, daß die Aenderungen nicht von 
ihr herrühren. Diese Befugnis dauert, solange das Persön¬ 
lichkeitsrecht dauert. 

IV. Verletzung der Integrität kann nicht nur positive 
Aenderung, sondern auch unbekundete Auslassung sein. In 
dieser Beziehung gilt folgendes: 

„Es ist ein Eingriff in das Individualrecht des Autors, wenn nicht 
markiert wird, daß hier ein Stück fehlt und wenn dadurch der Schein 
entsteht, als könne der Autor nicht psychologisch entwickeln, als mache 
er Sprünge, als dränge er zum Ende, ohne sich die Zeit zu nehmen, die 
Person ausreden zu lassen, so lange, bis sich der Umschwung vollzogen 
hat und die nötige Gefühlsanspannung erreicht ist. Gerade in dem 
richtigen Erraten dieses Punktes liegt eine der Hauptkünste des Roman¬ 
schriftstellers, gerade der Aufbau im ganzen wie im einzelnen gehört 
zu seinem Genie. Und wenn es sich um leichte Arabesken handelt, 
welche das Werk umranken, so liegt gerade in ihnen, im Gegensatz zur 
Schwerfälligkeit und zum wuchtigen Gang der Darstellung, oft eine 
besondere Feinheit und ein besonderes Verdienst. Es geht aber nicht 
an, auch in einer als verändert bezeichneten Ausgabe, auch in einer 
Ausgabe, die sich als Auszugsausgabe kundgibt, solche Auslassungen zu 
machen, ohne daß die Auslassung als Auslassung markiert und ohne 
daß dem Leser angegeben wird, daß sich gerade an der betreffenden 
Stelle eine Lücke befindet und das Original anders lautet. Eine solche 
Markierung kann der Autor schon darum verlangen, weil sie es dem 
Leser besonders nahelegt, sich das Original anzusehen, weil sie von 
selbst die Unvollkommenheit dessen dartut, was sich als Auszug oder 
Schulausgabe bezeichnet“ (Autorrechtl. Abhandl. und Gutachten II, S. 23). 

V. Das Recht als Persönlichkeitsrecht gilt auch, wenn es 
sich um unveröffentlichte Vertrauensbriefe handelt, die keinen 
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Autorschutz genießen; es gebührt dem Inhaber des Persönlich¬ 
keitsrechts, dem Autor und seinen Erben, soweit das Per¬ 
sönlichkeitsrecht das Leben überdauert 45 ). 

Es gilt auch, wenn das Autorrecht erloschen ist oder aus 
zwischenstaatlichen Gründen ein solches nicht besteht 46 ). 

b) Kraft des Persönlichkeitsrechts des Verlegers, 
a) Allgemeines und Titelrecht. 

§ 89. 

I. Persönlichkeitsrecht hat im Autorrecht nicht nur der 
Autor, sondern auch der Verleger. Zwar nicht in der Art, 
daß die Persönlichkeitsrechte des Autors auf ihn übergehen, 
was regelmäßig nicht der Fall ist und auch nur in sehr be¬ 
schränktem Maße geschehen kann, wohl aber insofern, daß 
er selber von sich aus ein Persönlichkeitsrecht hat in seiner 
Eigenschaft als Verleger und als Gewerbetreibender höheren 
Stils. Insbesondere 

1. es darf ihm keine unlautere Konkurrenz gemacht wer¬ 
den: in dieser Beziehung gelten die gleichen Grundsätze wie bei 
anderen Gewerbetreibenden; 

2. es darf nicht ohne seine Zustimmung das Werk mit 
Aenderungen vertrieben werden, z. B. mit einem geänderten 
Titelblatt 47 ); 

3. auch der Verleger kann ein Recht auf Quellenangabe 
haben (S. 464), denn auch der Verleger kann, soweit Quellen¬ 
angabe erforderlich ist, zwar nicht verlangen, daß der Verlag, 
wohl aber, daß der Verfasser oder die Zeitschrift angegeben 
wird, so daß das Werk hernach zu finden ist; namentlich gilt 
das Gebot der Quellenangabe auch, wenn der Artikel namenlos 
erschienen ist 48 ); 

45 ) Unrichtig RG. 28. Febr. 1898, Gew. R. III, S. 257. Vgl. jedoch S. 465 f. 

48 ) Federal Court New York 23. Januar 1894, Droit d’auteur IX, p. 78. 

47 ) Vgl. RG. 21. März 1905, Jurist. Wochenschrift XXXIV, S. 551. 

48 ) RG. 4. Mai 1906. Recht X, S. 699, Nr. 1721. 
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4. wenn er für eine dauernde Unternehmung einen Namen 
gebildet und diesem Unternehmen dadurch einen bestimmten 
Hintergrund gegeben hat, so darf dieser Name nicht in täu¬ 
schender Weise von anderen mißbraucht werden. Auf solche 
Weise entsteht das Persönlichkeitsrecht am Zeitungstitel 49 ), 
aber auch an den einzelnen Rubriken und Rubrikbenennungen 
der Zeitung. 

H. Der Verleger von Unternehmungen zusammenfassender 
Art, insbesondere von Sammelwerken im eigentlichen Sinn, 
von Zeitschriften, Zeitungen, kann dem Ganzen als solchem 
einen Namen geben, und diese Benennung wird ihm personen¬ 
rechtlich geschützt. Denn der Verleger setzt hiermit eine Unter¬ 
nehmung ins Leben, eine Unternehmung mit bestimmten Auf¬ 
gaben und bestimmten Zwecken, eine Unternehmung, welche 
darauf angelegt ist, solche Zwecke in bestimmter Richtung 
mit bestimmten Mitteln zu erreichen, eine Unternehmung, 
welche eine Geschichte hat und dazu beitragen kann, gewisse 
Ideen zur Geltung zu bringen oder gewisse praktische Auf¬ 
gaben der Menschheit zu fordern. 

HI. Das Persönlichkeitsrecht deckt daher Namen und Titel. 
Für beide gilt der Satz: sie sind nicht Gegenstand des Autor¬ 
rechts, sie sind nicht Erzeugnisse einer besonderen Geistestat; 
wesentlich ist nur, daß sie eine unterscheidende Bedeutung 
haben, weshalb nach Umständen zu beurteilen ist, ob die 
Identität des Titels störend wirkt; was bei solchen Zeitschriften 
nicht der Fall zu sein pflegt, die ganz andere Ziele verfolgen 
oder einen ganz anderen Leserkreis ins Auge fassen 60 ). 


49 ) Schon die erste Zeitung der modernen Welt, welche von Ver- 
hoeven in Antwerpen seit 1605 herausgegeben wurde, trug einen Titel: 
Nieuwe Tijdingen (Droit d’auteur V, p. 139). 

60 ) Ueber Zeitungstitel und unlauteren Wettbewerb neuerdings Trib. 
Lyon 12. Febr. 1904, Ann. de droit comm. XVIII, Bull. p. 186 f.; sodann 
Handelsgericht Brüssel 30. Sept. 1895, Droit d’auteur IX, p. 40, Seinetrib. 
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Wie von Zeitschriften kann der Titel auch mit einer 
Sammlung von Werken, z. B. von Klassikerausgaben, mit 
einer Ausgabe populärer Schriften verknüpft werden 51 ). 

Einige Gesetze haben für das Recht des Titels besondere 
Bestimmungen 8 2 ). 

IV. Ueber den Erwerb und Verlust des Zeitungstitels gilt 
folgendes: 

1. Der Erwerb unterliegt nicht etwa einem Anmelde- 
System, sondern es gilt das Recht des Gebrauchs. Wer den 
Titel so zu tragen begonnen hat, daß sein Unternehmen da¬ 
durch gegen andere ausgeschieden wird, hat das Persönlich¬ 
keitsrecht 63 ); maßgebend ist der Gebrauch, nicht etwa die 


25. November 1905, Droit d’auteur XIX, p. 22; Appellh. Neapel 25. Okt. 
1898, Giurispr. Ital. 51, II, p. 23; Circ. Court New York 30. April 1900, 
Oxford University v. Wilmore-Andrews P. C., Droit d’auteur XVII, p. 61, 
Court federal of Appeal 2 distr. Gannett v. Rupert 16. Januar 1904, 
Droit d’auteur XVII, p. 61, High Court London 24. Januar 1900, 21. De¬ 
zember 1901, ib. XIV, p. 67, XV, p. 57, auch High Court London 
4. Dezember 1896, Nazarbek v. Sevasley, Gew. Rechtsschutz II, S. 31. 
Aus früherer Zeit vgl. die zahlreichen Entscheidungen, die ich in meinem 
Recht des Markenschutzes S. 94 und in meinem Autorrecht S. 134 ge¬ 
bracht habe und hier nicht wiederholen mag, sowie die Entscheid, in 
den Pand. fran«?. Prop. lit. Nr. 1306 f., 1331 f. Die älteste sachgemäße 
deutsche Entscheidung in dieser Frage ist die des badischen Oberhof¬ 
gerichts 7. November 1861, Seuffert 15, Nr. 43, die wohl meinem alten 
Freund und Gönner Roßhirt zu danken ist, der darüber in Goldschmidts 
Zeitschrift VI, S. 65 f. weiter gehandelt hat. Verkehrt Appell.-Gericht 
Leipzig 1857, Goltdammer XI, S. 556; ganz verkehrt RG. 2. Februar 
1894, Seuffert 50, Nr. 269: das Urteil ist noch eines jener, in denen das 
R.G. tiefsinnig ausführte, daß es nach deutschem Recht keinen Schutz 
gegen unlauteren Wettbewerb gebe. Treffend Schweizer Bundesgericht 
18. Dezember 1892, Entsch. XVII, S. 753 (Curti Nr. 3033) und 1. Oktober 
1898, Entsch. XXIV, S. 714 (Curti Nr. 2578). 

51 ) Vgl. darüber auch den Fall der englischen Entscheidung über 
Oxford and Cambridge Press 3. Mai 1898, Droit d’auteur XIV, p. 67. 

B2 ) Spanien a. 47 f., Ecuador a. 31, Kolumbia a. 53. 

53 ) Vgl. auch Raphael, Om rätt til tidnings titel (1894) und schon 


Digitized by Google 



470 


II. Buch. Persönlichkeitsrecht. 


Erfindung: denn nicht die Originalität und geistige Bedeu¬ 
tung des Titels kommt in Betracht, sondern nur seine „aus¬ 
zeichnende“ Kraft. 

2. Daher gilt, wenn zwei Zeitungen einen gleichnamigen 
Titel tragen, der Grundsatz, daß der Vorzug in der Zeit ent¬ 
scheidet 54 ). 

3. Damit aber der Titel Persönlichkeitsbezeichnung sein 
kann, muß er individualisiert sein 55 ). Er darf nicht etwa 
bloß gattungsweise das angeben, was jemand mit einem solchen 
Unternehmen überhaupt bezwecken will; also Titel wie Zeitung, 
Journal, Sammlung, Enzyklopädie würden nicht genügen: es 
muß entweder das Wort überhaupt aus der Phantasie her¬ 
geholt sein oder durch seine spezielle Beziehung zu dem Unter¬ 
nehmen oder zu Personen oder Oertlichkeiten einen auszeich¬ 
nenden Charakter gewinnen. So hat man derartige Worte 
gewählt wie Globus, Herold, Heimat, Kosmos, Isis, Themis, 
Urquell, Jungbrunnen, Fundgrube, Kladderadatsch, Fliegende 
Blätter, Tag, Morgen, Zukunft, Welt am Montag, Zeit am 
Montag, Kleines Journal 56 ), Monde elegant 57 ) u. s. w. Auch 
die Wahl eines fremdländischen Gattungstitels kann indivi¬ 
dualisierend wirken: z. B. Ephemeriden, Gazette u. a. Oder 
aber es muß dem Gattungsnamen ein individualisierender Zu¬ 
satz beigefügt werden, also z. B. Berliner Zeitung, Berliner 
Presse, Berliner Tageblatt u. s. w. 

Auch der Personenname eines Dritten kann gebraucht wer¬ 
den: Filangieri, Pitaval, wobei allerdings vorausgesetzt wird, 

vorher meinen Aufsatz in Gellere Zentralblatt für die juristische Praxis 
1886, S. 730 f., Päch im Gew. Rechtssch. VII, S. 272. 

64 ) Handelsgericht der Seine 14. Okt. 1881, Pataille XXVI, p. 319 f.; 
Handelsgericht Lyon 12. Febr. 1904, Annal. de droit comm. XVIII, p. 186. 

B5 ) Vgl. Handelsgericht der Seine 8. Januar 1902, 8. Februar 1902. 
Droit d’aut. XV, p. 32. Ueber den Ausdruck Struwelpeter vgl. O.L.G. 
Frankfurt 26. März 1902, Droit d’aut. XV, p. 64. 

5e ) Ueber Petit Journal vgl. Seinetrib. 2. November 1898, Droit d’aut. 
XII, p. 62. 

M ) Appellh. Paris 5. Mai 1892, Droit d’auteur V, p. 129. 
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daß dieser Titel nicht in das Persönlichkeitsrecht des Trägers 
des Personennamens eingreift; es darf also regelmäßig kein 
lebender Mann sein, jedenfalls nicht ein solcher, bei welchem 
die Annahme naheläge, als ob er durch Gestattung des 
Titels eine besondere Beziehung zu dem Unternehmen kund¬ 
geben wollte. 

4. Der Umfang der Berechtigung geht so weit, als die 
normale Täuschungsmöglichkeit reicht. Es kann daher der¬ 
selbe Titel dann gestattet sein, wenn zwei Unternehmungen 
bloß lokalen Charakter haben und an ganz verschiedenen 
Orten ins Leben treten, oder wenn zwei Zeitschriften (z. B. 
mit dem Titel „Neuland“) ganz verschiedenen Wissenschaften 
dienen, also z. B. die eine theologisch, die andere medi¬ 
zinisch ist. 

Neben dem Titel kann auch die Ausstattung bedeutsam 
sein; sie tritt allerdings nicht beim Sprechen hervor, wohl 
aber beim Anblick der Zeitung oder des Umschlages, und 
auch in dieser Beziehung kann durch Verdecken der Unter¬ 
schiede, Aehnlichkeit der Bilder u. s. w. eine Täuschung her¬ 
vorgerufen werden, die aber nicht speziell hierher, sondern in 
das allgemeine Gebiet des unlauteren Wettbewerbs gehört 88 ). 

5. Der Zeitungstitel geht verloren mit Untergang des 
Zeitungsunternehmens, mag dieser nun in dem Willen des 
Verlegers oder in staatlicher Vorschrift seinen Grund haben 
oder sonst veranlaßt sein. Dasselbe gilt dann, wenn das 
Unternehmen bestehen bleibt, aber einen anderen Titel wählt. 
In beiden Fällen aber gilt eine wichtige Schranke: es darf 
nach Aufgeben des Titels oder Unternehmens sich niemand der 
bisherigen Bezeichnung in einer Weise bemächtigen, daß der 


58 ) Trib. Brüssel 30. Sept. 1895, Droit d’auteur IX, p. 40 (Petit beige, 
Petit bleu, gleiches Papier, gleiches Format u. s. w.). Ygl. auch O.L.G-. 
Dresden 1905, Droit d’aut. XIX, p. 137, welches hierauf den § 15 Marken* 
Ges. angewendet hat, was nur kraft Rechtsähnlichkeit geschehen 
kann (vgl. S. 472). Ueber den sonstigen Mißbrauch des Titels vgl. 
Seinetrib. 27. Dez. 1906, Droit d’aut. XX, p. 120. 
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Schein entsteht, als wäre das ursprüngliche Unternehmen noch 
am Leben und das neue eine Fortsetzung des alten 59 ). 

V. Für dieses Titelrecht gilt folgendes: 

1. Der Name bezeichnet das Unternehmen, nicht das ein¬ 
zelne Exemplar, nicht die körperliche Sache; er untersteht 
daher den Regeln des Markenschutzes nicht 60 ). 

2. Das Persönlichkeitsrecht daran steht dem Verleger un¬ 
mittelbar zu. Er hat nicht etwa daran ein dem Verlagsrecht 
ähnliches gegenständliches Recht, so daß etwa noch ein Voll¬ 
recht bei dem Autor bezw. bei dem Herausgeber wäre. Er 
hat daher auch allein das Recht, die Nachahmung zu ver¬ 
folgen, und seine Rechte dauern so lange, als ihm das Unter¬ 
nehmen zusteht 61 ). Und ein Anspruch wegen Titelnachahmung 
geht gegen den Verleger der Zeitung, nicht gegen den Re¬ 
dakteur 62 ). 

3. Das Persönlichkeitsrecht des Zeitungsunternehmens ge¬ 
hört, wie das des Geschäftsunternehmens, zu denen, die ver¬ 
erblich und veräußerlich sind, veräußerlich auch auf dem Wege 
der Zwangsvollstreckung und der Zwangsversteigerung, vor¬ 
ausgesetzt nur, daß die Unternehmung mit veräußert wird 63 ). 


59 ) Vgl. Seinetrib. 17. Juni 1868, 3. August 1874, 1. September 1874, 
Pataille XIV, p. 218, XIX, p. 145, 373, Appellhof Paris 27. März 1895, 
Droit d’auteur VIII, p. 96, Appellhof Lyon 31. Mai 1895, Ann. X, Bull, 
p. 192, Seinetrib. 28. Juli 1903, Droit (Taut. XVII, p. 137. 

60 ) Recht des Markenschutzes S. 21, Autorrecht S. 132, Schweizer 
Bundesgericht 1. Febr. 1895, Droit d’auteur VIII, p. 106. 

61 ) Handelsgericht Lyon 12. Febr. 1904, Ann. XVIH, Bull. p. 177. 

62 ) Handelsgericht Lyon 12. Febr. 1904, Droit d’aut. XVII, p. 137. 
68 ) Verkehrt RG. 29. April 1902, Gew. R. VIII, S. 381, richtig die 

englischen und angloamerikanischen Entscheidungen M’Cormich v. M’Cub- 
bin 4. Juli 1882, Sebastian, Trademarks p. 16, Bradbury v. Dickens 
26. März 1859, Sebast. p. 97, Kelly v. Hutton 30. Juli 1868, Sebast. p. 175, 
Coddington p. 46 (der Titel ist ein »chattel capable of assignment*); 
Superior Court New York, September 1859, Dayton v. Wilkes Seb. p. 100, 
Coddington p. 274, Cox, American trade mark cases (1871) p. 224. 
Daher kann auch eine Veräußerung durch die Gläubiger, auch eine Ver- 
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Daher kann auch eine solche Veräußerung wegen Verletzung 
der Rechte der Gläubiger angefochten werden 64 ). 

ß) Rubrikenrecht. 

§ 90. 

I. Gegenstand des verlegerischen Persönlichkeitsrechts ist 
auch die bestimmte Einteilung des zeitschriftlichen Inhalts, 
namentlich die Einteilung in bestimmte Kategorien und ihre 
Ueberschriften und Bezeichnungen. An derartigen Ueber- 
schriften und Einteilungen besteht nur dann ein Autorrecht, 
wenn die Einteilung die Gliederung eines konkreten Stoffes 
darstellt und als Mittel der Stoffbeherrschung eine künstle¬ 
rische Bedeutung hat; anders aberj wenn es sich um bloße 
Kategorien und Schablonen handelt, die für Stoffe aller Art 
bestimmt sind, so daß dadurch nicht eine bestimmte Mit¬ 
teilung, sondern nur eine bestimmte Gattung von Mittei¬ 
lungen oder auch eine bestimmte Form der literarischen Dar¬ 
stellung bezeichnet werden soll. Namentlich in humoristischen 
und volkstümlichen Zeitschriften haben sich derartige Kate¬ 
gorien entwickelt, wie z. B. Schulze und Müller, der Zwickauer, 
Quartaner Miesnick, der Tintenwischer, Stadtbas, Was der 
Landwirt sagt u. s. w. Man erwartet in diesen Kategorien 
der Zeitschrift jeweils Darstellungen in einer bestimmten, oft 
recht beliebten, literarischen (monologischen oder dialogi¬ 
schen) Form mit einer ganz besonderen Weise der humo¬ 
ristischen oder volkstümlichen Wendung. 

II. An derartigen Kategoriebezeichnungen der Zeitschrift 
besteht, wenn sie regelmäßig durchgeführt sind und der Zeitschrift 

äußerung im Konkurs erfolgen; vgl. die eben erwähnte Entscheidung 
Dayton v. Wilkes, sodann die alte englische Entscheidung Logman v. Tripp 
vom 21. Nov. 1805, Seb. p. 6, eine weitere Entscheidung hierüber ist 
ex parte Foss in re Baldwin 16. Februar und 23. März 1858 bei Sebastian 
p. 89; vgl. ferner Lee and Wace, Law and Practice of Bankruptcy p. 293, 
mein Recht des Markenschutzes S. 233, Nr. 1. 

64 ) Ganz verkehrt Kammergericht bei Seuffert 56, Nr. 27. 
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ein bestimmtes Gepräge geben, ein Persönlichkeitsrecht; ein 
Persönlichkeitsrecht, das dem Inhaber der Unternehmung, also 
dem Zeitschriftverleger zusteht, das mit der Unternehmung 
veräußert werden kann und auch auf die Gläubigerschaft oder 
die Konkursmasse übergeht. Von einem Recht des Heraus¬ 
gebers ist hier keine Rede, auch dann nicht, wenn er den 
Titel erfunden und die literarische Gestaltung zuerst durch¬ 
geführt hat, denn 

1. ein Urheberrecht daran besteht nicht; 

2. sofern er aber daran gearbeitet hat, um dem Unter¬ 
nehmen einen besonderen Persönlichkeitscharakter aufzuprägen, 
hat er für das Unternehmen und damit für den Inhaber der 
Unternehmung gearbeitet, ebenso wie etwa ein Dritter, der 
dem Verleger einen gangbaren Titel oder eine gangbare Rubrik 
zugeflüstert hätte 65 ). 

7 ) Kein Preisbestimmungsrecht. 

§ 91. 

I. Daß der Verleger nicht berechtigt ist, für die Verbreitung 
der von ihm verkauften Exemplare autorrechtliche Vorschriften 
zu machen, ist bereits oben (S. 181 f.) erwähnt worden. Fraglich 
kann es aber sein, ob nicht auf Grund des Persönlichkeitsrechts 
ein Vorgehen statthaft ist, sofern der Verleger die Behauptung 
aufstellt, daß das Verschleudern unter dem Preise eine Ver¬ 
letzung seiner Persönlichkeit sei. Das ist regelmäßig zu ver¬ 
neinen; denn die Art der Veräußerung und ihre Bedingungen 
unterliegen vollständig dem Belieben des Eigentümers, und nie- 

65 ) Hierüber vgl. mein Gutachten in der Zeitschrift Unlauterer Wett¬ 
bewerb III v. 1. September 1904. So auch die französische Praxis be¬ 
züglich der stehenden Bezeichnungen in einer Zeitung, die zu Sach- 
bezeichnungen werden, Seinetrib. 24. Jan. 1889, Diritti d’aut. IX. p. 17. 
In Italien kam der Fall zur Verhandlung, daß ein Schriftsteller unter 
der Rubrik api, mosconi e vespe in eine Zeitschrift schrieb und, nach¬ 
dem das Zeitungsunternehmen verkauft war, unter dem gleichen Titel 
in ein anderes Blatt schreiben wollte, Gew. R. II, S. 336. 
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mand hat hineinzureden, auch derjenige nicht, von dem das Werk 
herrührt. Nur dann wäre es anders, wenn das Verschleudern 
einen den Autor oder Verleger verletzenden Charakter hätte, 
indem dadurch eine Mißachtung des Werkes zur Schau ge¬ 
tragen würde. Das bloße Verschleudern an sich, welches ledig¬ 
lich dahin abzielt, durch billige Preise die Käufer anzuziehen, 
kann in keiner Weise der Würde der Persönlichkeit Eintrag 
tun. Die Frage aber, auf welchem Wege der Schleuderer die 
Exemplare erworben hat, kommt beim Schleudern selbst nicht 
in Betracht: man kann das Schleudern nicht deshalb als Per¬ 
sönlichkeitsverletzung betrachten, weil ihm vielleicht ein Er¬ 
werb der Exemplare gegen die Grundsätze des Buchver¬ 
kehrs, etwa unter Verletzung der Trustbestimmungen, vor¬ 
herging. 

II. In dieser Beziehung kann ich nur wiederholen, was 
ich Arch. f. b. Recht XXIX S. 151 gegenüber dem O.L.G. 
Naumburg (vom 9. Dezember 1905) ausgeführt habe: 

Bei dem Verkauf und der Preisbildung des Verkaufs 
kommt es gar nicht darauf an, durch welche Mittel der 
Verkäufer sich in denStand gesetzt und wodurcher sich 
die Möglichkeit verschafft hat, verlustlos einen billi* 
geren Preisstand zu erzielen. Dies sind Dinge, welche dem 
Geschäfte vorausliegen und bei seiner Würdigung gar nicht in Betracht 
kommen können. Es ist ein Grundprinzip des Verkehrs, daß die Gfe- 
schäfte an und für sich beurteilt werden müssen, und daß für sie die 
geschichtliche Vergangenheit nicht weiter maßgebend sein darf. Wäre 
das Gegenteil der Fall, so würde der ganze Verkehr in Unordnung ge¬ 
bracht, und überall würde durch Aufstöberung der Vergangenheit das 
Verkehrsleben gestört und beunruhigt. Was kümmert es die Preis¬ 
bildung, wenn jemand, der die Ware billig verkauft, bei ihrer Her¬ 
stellung wucherisch das Personal ausgenutzt, wenn er durch Ausbeutung 
der Notlage anderer sich billigere Quellen verschafft hat, wenn ihm 
durch irgend welche Beeinflussung bei hoch' und niedrig Wege geebnet 
worden sind, die mehr oder minder gegen die Moral zu verstoßen? 
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m. Ausgleichungsrecht. 

1. Bürgerrechtliche Ausgleichung. 

§ 92. 

I. Zunächst besteht auch auf dem Gebiet des Persönlich¬ 
keitsrechts ein Ablassungsanspruch. Dieser Ablassungsanspruch 
ist auch hier unter Umständen zu einem Vernichtungsanspruch 
gesteigert, sofern die Verletzung des Persönlichkeitsrechts 
durch Verbreitung öffentlicher Druckwerke geschieht. 

Dies ist im AG. allerdings nur für zwei Fälle ausge¬ 
sprochen : 

1. wenn die öffentliche Druckschrift den Verrat des In¬ 
haltes eines vom Verfasser herzustellenden Druckwerkes ent¬ 
hält, §§ 11, 36, 39 und 42 AG.; 

2. wenn sie unbefugte Aenderungen enthält, welche in das 
Persönlichkeitsrecht eingreifen, §§ 38 und 42 AG.; 

3. es muß aber auch gelten, wenn, dem Persönlichkeits¬ 
recht widersprechend, Vertrauensmitteilungen veröffentlicht sind, 
oder wenn die Gläubigerschaft etwa ungedruckte Autorwerke 
widerrechtlich zum Drucke gegeben hätte. Hier muß offen¬ 
sichtlich ebenso eingeschritten werden, wie bei der unbefugten 
öffentlichen Mitteilung des Inhalts eines Autor Werkes, §§ 11, 
36, 39, 42 AG. 

Der Vemichtungsanspruch trifft nur den Teil des Druck¬ 
werkes, der die Persönlichkeitsverletzung enthält, §§ 41, 
42 AG.; an Stelle der Vernichtung hat das Unschädlich¬ 
machen zu treten, soweit die etwaigen Mehrkosten übernom¬ 
men werden. 

II. Die Unterlassung der Quellenangabe ist eine Ver¬ 
letzung des Persönlichkeitsrechts; die Quellenangabe kann 
aber nachgebracht werden, weshalb hier nur eine Nach¬ 
bringung, nicht eine Vernichtung verlangt werden kann, §§ 18, 
25, 44 AG. 66 ). 

66 ) Vgl. R.G. 2. Mai 1904, Recht VIII, Nr. 1557. 
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III. Eine Vernichtung in Bezug auf Mitteilungen, die zu 
früh gebracht sind, findet nicht statt; sie hätte keinen Sinn: 
an deren Stelle kann die einstweilige Verhinderung der Aus¬ 
gabe treten. Dasselbe gilt für den Fall der Verletzung eines 
Zeitungstitels. 

2. Strafrechtliche Ausgleichung» 

§ 93. 

I. Auch die Verletzung des Persönlichkeitsrechts kann 
unter Umständen strafrechtlich verfolgt werden, nämlich: 

1. wenn jemand widerrechtlich den Inhalt eines noch nicht 
veröffentlichten Werkes öffentlich mitteilt; hier tritt eine Be¬ 
strafung nach §§11 und 39 AG. ein. Die Strafe ist Geld¬ 
strafe bis zu 1500 Mark und kann in Gefängnisstrafe bis zu 
3 Monaten umgewandelt werden, §§ 11, 39 AG. Die öffent¬ 
liche Mitteilung eines Vertrauensbriefes muß in diese Bestim¬ 
mung mit eingereiht werden; 

2. wenn der Erwerber des Kechts oder der Benutzer des 
Werkes Aenderungen des Titels oder des Inhalts vornimmt, 
§§ 9, 24, 38 AG. Die Strafe ist hier Geldstrafe bis zu 
300 Mark, die bis zu 1 Monat Gefängnisstrafe umgewandelt 
werden kann. Die Bestimmung muß auch von der Aende- 
rung von Vertrauensbriefen gelten, zu deren Veröffentlichung 
etwa jemand aus besonderen Gründen befugt ist; noch mehr, 
wenn er sie unbefugt veröffentlicht; 

3. wenn die Quellenangabe unterlassen ist, §§ 18, 25, 
44 AG.: es ist eine Uebertretung, die Strafe geht bis 150 M. 

II. Die Strafverfolgung findet nur auf Antrag statt, der 
Antrag ist zurücknehmbar, § 45 AG. Berechtigt dazu ist 
der Träger des Persönlichkeitsrechts, auch wenn er das Werk 
in Verlag gegeben 67 ) oder das Autorrecht völlig übertragen 
hat; daher auch der Erbe, oder, wenn der Verfasser die Wah- 

67 ) RG. 21. März 1905, J. Wochenscbr. XXXIV, S. 551. 
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rung seiner Rechte einem Testamentsvollstrecker überlassen 
hat, dieser; aber auch der Verleger, sofern ihm die Befugnis 
zusteht, Quellenangabe zu verlangen 68 ). 

III. Auch hier kann mit Ausnahme des Falles zu I, 3 
Einziehung stattfinden. Darüber ist auf das Frühere zu ver¬ 
weisen. 

IV. Auch hier kann mit Ausnahme des Falles I, 3 auf 
Buße erkannt werden, § 40’AG. 

V. Auch hier gilt, mit Ausnahme des Falles I, 3, welcher 
der Uebertretungsverjährung unterliegt, die Verjährung der 
§§ 50, 51 AG. Findet die öffentliche Mitteilung nach §§11, 
36, 39 AG. durch Vortrag statt, so beginnt die Verjährung 
mit dem (letzten) Vortrag. 

68 ) RG. 21. März 1905, a. a. 0. 
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i. 

Venetianer Verordnungen. 

1. Verordnung vom 1. August 1517 *). 

Solebant esse in hac urbe nostra impresores librorum in maximo 
numero, ex quibus haud modicum capiebatur vectigal publice et pri¬ 
vatim praeter commodum studiosorum, qui ipsos libros vilius emebant, 
quo plures imprimebantur. Verum certo ab hinc tempore consuetudo 
invaluit, ut quidam gratias impetrantes a Domino Nostro, aliis viam 
occludant imprimendi quaedam opera; quarum gratiarum numerus adeo 
est auctus, ut plerisque dictorum impressorum alio migrare necesse 
fuerit atque ob id hujusmodi artificium valde imminutum sit: unde et 
jactura publica privataque et communis incommoditas successit, multoque 
magis successura esse proculdubio videtur, nisi necessaria provisio fiat; 
Iccirco 

Vadit pars, quod auctoritate hujus Consilii omnes gratiae, a Dominio 
Nostro concessae ad hanc diem usque, impressoribus librorum aut aliis, 
ut quisque soli possint imprimere aut imprimi facere opera quaedam, 
praeter illis quas hoc Consilium concesserit, revocentur et pro revocatis 
habeantur, ita ut deinceps nullius sint vigoris et omnibus liberum sit, 
illa imprimere sive imprimi facere absque ulla contradictione, et sicuti 
aequum est, sine discrimine aliquo. Post hac vero hujusmodi gratiae 
amplius concedi et fieri nequeant ullo modo, nisi per hoc Consilium, 
atque solum pro libris et operibus novis, nunquam antea 
impressis, et non pro aliis; et si aliter fierent, sint etin- 
telligantur esse nullius valoris. Pars autem, sive gratia, quae 
pro illis posita fuerit, non intelligatur capta, nisi tulerit duo tertia suf- 
fragorum hujus Consilii. 


*) Brown, Venetian Printing Press p. 207. 
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2. RatsbesohluB vom 29. Januar 1526 über die Zensur 1 ) 

L’andarä, parte, che da mo in futurum non se possa stampar, nä 
stampata dar fuora alcuna opera, over libro da novo composto et non 
piü stampato, si verso come prosa et in qualunque idioma se voglia, 
se prima non li sarä permesso da i capi de questo conseio per termi- 
nation de man loro sottoscripta; la quäl permission perö et termination 
se habia k far dapoi che essa opera sarä, sta veduta da do persone 
almeno, a cui parerä, ä loro capi de commetter ehe la debano veder et 
examinar et referir la opinion sua in scriptis cum juramento; Ne altra- 
mente far se possi, sotto pena de perder le opere stampate et de altra* 
tanto per pena, la quäl sia delo inventor; et cussi sotto la pena sopra- 
scritta non se possa vender in questa Citä alcuna opera composta da 
novo, etiam stampata fuora da questa terra, senza licentia deli capi di 
questo conseio, modo ut supra. Dechiarando, che aleun non possi stampar 
libro alcuno da novo composto, over non piü stampato, sei non vedera 
la licentia in scriptis, come e detto de sopra. Et lordine presente publicar 
se deba in Rialto ä noticia de ciascuno. 

3. Verordnung vom 3. Januar 1533. Jahresfrist für Ausübung des 
Privilegs, Bücherpreise 2 ). 

L’anderä, parte, che per auttoritä, di questo Conseglio sia firmiter 
statuito et deliberato, che quelli che hanno ottenute gratie da questo 
Conseglio, sia de che condition se vogli, de stampar o far stampar libri, 
se in termine de anno uno proximo, comenzando dal zorao presente, 
non haverano date fuora tutte le opere stampate integre et compite, et 
che in effetto publicamente se vendino, quäle sarano nominate in la lor 
gratia, se intenda, passate il ditto anno le lor gratie esser nulle et de 
niun valor, et resti libertä, ä cadauno far quelle stampar ä suo bene- 
placito, nü de cetero vaglia ad alcuno tal gratie, se non con tal con- 
ditione del ditto anno uno: ma se per caso Topera fusse tanto grande, 
che secondo la commoditä, de stampadori non se potesse espedire in uno 
anno dapoi ottenute le gratie, li sia in tal caso prorogato il termine, 
computado ditto anno uno de tanto tempo, quanto ditta opera se potra 
stampare, ad un foglio integro al zomo, et non piü. 

Item non possi alcuno che ottenira da questo conseglio tal gratie, 
far stampar le opere altrove, cha in questa Nostra Citä,, et stampandole 


Brown p. 208. 
*) Brown p. 208. 
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non li vaglia la gratia: ne si possa dimandar gratia piü de una volta 
del medesimo libro. Et la presente parte sia publicata sopra le schalle 
de ßialto et di San Marco ä notitia di cadauno. 

Et perche molti, che hano bavuto gratie de stampar le sue opere 
se fano licito de dimandar ogni precio excessivo, che li pare, ö ben 
conveniente limitarli precio conveniente; 

Perö sia preso, öhe fomite che haveranno de stampar le loro opere 
siano obligati ad portarne una a i Proveditori Nostri de Commun, inanzi 
che le diano fuora, i quäl Proveditori havuto il parer, secondo per sua 
conscienza li parerä, de dui o piü periti in tal arte per suo sacramento, 
le deputino il precio che haverano k vender ditte opere; havendo perö 
rispetto alla qualitä di esse: et il simile ordine se osservi in tutte le 
gratie, che de cetero si concederano a persone, che vorano stampar sue 
opere, over che le stamperano. 

4. Verordnung vom 7. Februar 1544 über die Notwendigkeit der Zu* 

Stimmung des Verfassers oder seiner Erben zum Druck 1 ). 

L’andera parte, che de cetero alcun’ impressor in questa nostra citta 
non habbia ardimento stampar, ne stampata far vender alcuna opera, 
in cadauna lengua, sei non consterä per authentico documento alli Ref- 
formatori dello Studio Nostro di Padoa, ä chi la cognition di tal cosa 
e stä deputata, l’autor di quella over li sui heredi piü congionti esser 
contenti, et ricercar, che la si stampi et venda, sotto pena di pagar 
ducato uno per cadaun libro, et auttor, che stampassero contra il pre¬ 
sente ordine, et di star mese uno serrato in preson, et che li sian bru- 
sati tutti li libri, che si trovessero stampati di tal sorte, et l’accusator 
per il quäl si venirä in luce della veritä, habbia la mitü della pena 
sopraditta, et l’altra mitä vadi all’hospedal della pietä; et la presente 
parte sia publicata sopra le scalle di San Marco et Rialto. 

5. Verordnung von 1603 über die Autorrechte an den in das Register 

der Buchhändlergilde eingetragenen Büchern 2 ). 

Quei dell’Arte sudetta Matricolati, che stamperanno da nuovo 
alcun Libro in questa citta, non piü stampato in luogo al- 
cuno, havuto che haveranno il Mandato di poterlo stampare, dandosi 
in nota a quelli della Banca predetta 3 ), quello che sara stato il 


J ) Brown p. 211. 

2 ) Brown p. 218, 220. 

3 ) Nämlich Banca de’Librari e Stampadori. 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken «nd Verlagsrecht. 31 
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primo, s’intendi aver senza altro Privilegio, che altri, 
che lui, non lo possi stampare in tutto il Dominio Nostro, 
6 stampato venderlo in esso per anni vinti all’hora pros- 
8 i m i. 

Di quelli, che saranno stampati in Italia, e cosi di quä, come di 
lä. da Monti, stampandosi perö con la Licentia detta di sopra, habbino 
privilegio per Anni dieci. 

E se alcuno di essi Matricolati vorra stampare alcun Libro di molta 
stima, come piü volte b accaduto, quäl non sia per Anni vinti ä 
dietro stato stampato, habbi Privilegio per esso di Anni 
dieci; E per quelli non stampati per Anni Dieci ä. dietro, di 
Anni cinque; con questa espressa conditione, che se questi tali non 
daranno principio a stampar dette Opere nel termine di un Mese, dopo 
haversi dati in nota, continuando fino al fine ä fame ogni giomo mezo 
foglio almeno, e mancando, salvo giusto impedimento da esser conos- 
ciuto da quelli della sudetta Banca, del che debbano far relatione alle 
Reformatori sudetti, si intendino decaduti dal Privilegio, nel quäle 
subentri quello, che darä, la denontia, 6 non vi essendo denontiante, 
quello, che parerä alli Reformatori predetti. 

E se nelli Libri per li quali si concede a Matricolati, come di 
sopra, il Privilegio, si troverä errori, s’intendi senza altro da esso de« 
caduto quello che l’haverä ottenuto, et il simile s’intendi riuscendo le 
opere mal stampate et improntate, non ben legibili e con cattive 
Carte et Inchiostri, cose tutte prohibite et detestate nelli sopradetti 
Capitolo. 

E perchö b grandemente ä proposito che la prohibitione di con- 
ceder Privilegij di Opere, che si stampano fuori, e non in questa Cittä, 
resti nel suo vigor, per evitar li dannosi pregiudicij che da simili con- 
cessioni possono succeder alle stampe di questa Citta, sia aggionto: 
Che non si possano tali Privilegij de’Libri stampati fuori per modo 
alcuno conceder, se la Parte non sarä prima presa nel Collegio Nostro 
con li cinque Sesti delle Bailotte, et posta poi da tutti gli ordini di 
esso Collegio, e presa con li cinque Sesti del Senato da 180 in su; 
dovendo inanzi la ballottatione esser sempre letta la presente Parte, 
altrimenti la concessione sia di niun valore, et come se fatto non 
f 0886 . 
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II. 

Florentiner Privilegien x ). 

Privilegiomm Reg. n, c. 43 r . 

Cosmus Medices, etc. 

Cum neminem prorsus industrie fructu vigiliarumque suarum com- 
modis fraudandum censeamus, ipsa equitate ducti huiusce Privilegij 
tenore cuicumque impressori, negociatori, bibliopole ceterisque Ducales 
has nostras ditiones frequentantibus interdicimus, ne proximo ab hoc 
ipso diedecemnio Dialogus qui Spiritualis inscribitur ßonsignoris 
Cacciaguerre nobilis senensis, neve eiusdem epistolarum seu litterarum 
volumen variis varieque conditionis hominibus scriptarum imprimere 
aut imprimi facere seu venum exponere citra Johannis Marie Viocti 
Niduxtrij Rome impressoris consensum et voluntatem audeat; decem in 
quodlibet volumen^aureorum et voluminum amissionis pena, si quis ad- 
versus ea fecerit, etc. 

Datum Pisi8 die XXX Martij MDLXIII. 

Privüegiomm Reg. n, c. 65 t. 

Cosmus Medices, etc. 

Cum vigiliarum suarum commodis atque industrie fructu neminem 
prorsus fraudandum censeamus, ipsa equitate ducti huiusce privilegij 
tenore cuique impressori, negociatori, bibliopole ceterisque utramque 
nostram Ducalem ditionem frequentantibus interdicimus, ne proximo 
ab hac ipsa die decemnio opus de vera agricultura inscriptum 
Augustino Gallo cive Brixiensi auctore, quod Brixiae sub uno aut pluri- 
bus voluminibu8 probati librorum Thypografi opera impressum fuerit 
citra ipsius Augustini consensum et voluntatem imprimere aut imprimi 
facere vel alibi a quovis alio preterquam ab ipso brixiensi thypografo 
impressum in nostram ditionem afferre ac venale habere audeat: L in 
quodlibet volumen aureorum necnon voluminum ipsorum amissionis 


*) Ich verdanke diese Privilegien der liebenswürdigen Mitteilung 
des vortrefflichen Giu8tiniano , degli Azzi in Florenz. Die Buchdrucker¬ 
kunst wurde in Florenz zuerst gepflegt von Bernardo Cennini, der 
1471 den Kommentar des Servius zu Virgil druckte; sodann von einer 
fortlaufenden Reihe von Druckern; vgl. darüber Ottino, Di Bernardo 
Cennini e dell 1 arte della stampa in Firenze (Florenz 1871) p. 23 ff., 
44 ff 
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pena, si quis adversus ea fecerit, ipso facto infligenda, cuius altera pars 
operis impressori, altera vero Ducalis Fisci acquiratur etc. 

Dat. Florentiae, XXIX. Augusti MDLXIV, etc. 


Privilegiorum Reg. n, c. 100. 

Cosmus Medices, etc. 

Qui suis vigiliis ac laboribus sacri Evangelij et catholice fidei dog- 
mata explicando Christiane Reipublice consulunt, non modo doctissi- 
morum et proborum hominum cetu laudari, sed etiam Principum benig- 
nitate amplecti atque exornari merentur. Cum itaque Gabriel Flamma 
canonicus regularis Ordinis divi Augustini Theologie magister dicendi 
arte clarissimus suas sacras conciones, quas metropolis atque aliis in- 
signibus civitatibus diversis anni temporibus habuit, sub uno volumine 
eonditas redegerit ipsumque in lucem edere desideret, dum tarnen nostro 
privilegio antea fulciatur: Proinde Nos eius precibus annuentes harum 
serie litterarum cuicumque impressori, bibliopole, negociatori, ceterisque 
florentinam hanc et senensem ditiones nostras frequentantibus interdici- 
mus, ne proximo ab hac ipsa die decemnio predictum concionum 
volumen imprimere aut imprimi facere seu venumdare citra eiusdem 
Gabrielis auctoris consensum et voluntatem audeat aut ullo modo prae- 
sumat: L aureorum in quodlibet volumen eiusque amissionis pena, si 
quis adversus hoc fecerit, etc. 

Datum Florentie die XXV. Januarij anno 1566. 

Privilegiorum Reg. n, c. 108*. 

Cosmus Medices 

Dei gratia Florentiae et senarum Dux II, etc. 

Philosophie dogmata aut medicam artem suis vigiliis et ingenio 
excolentes non modo doctissimorum laudibus extollendos, sed etiam 
Principum benignitate amplectendos censemus. Cum itaque Andreas 
Cesalpinnius nobilis Aretinus philosophia et medendi arte clarissimus, 
questionum peripateticarum libros quinque felici studio confectos in 
lucem prodire et nostro privilegio suffultos imprimi petierit: Nos prop- 
terea eius precibus annuentes harum serie litterarum cuicumque im¬ 
pressori, bibliopole, negociatori, ceterisque Florentinam hanc et Senen¬ 
sem ditiones nostras frequentantibus interdicimus, ne proximo ab 
hac ipsa die decennio predictos questionum libros imprimere aut 
imprimi facere seu venundare citra eiusdem Andree consensum et volun¬ 
tatem audeat, aut ullo pacto presumat: L. aureorum in quodlibet 
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volumen eiusque amissionis pena, si quis adversus hec fecerit, ipso 
facto infligenda, cuius altera pars prefato Andree, altera Fisco et 
Ducali Camere acquiratur, etc. 

In quorum fidem Diploma hoc fieri jussimus, etc. 

Datum Florentie — die XX Augusti — anno Incarn. MDLXVII. 

Erfindungsprivileg 1514 (1515) für Notendruck 1 ). 

Exponsi reverentemente a voi magnifici et spettabili Riformatori 
per parte di ser Giovanbernardo di Salvestro, prete, e Giovanbatista di 
Cristofano Ottonaio, cittadini florentini stampatori di libri, come loro 
giä molto tempo insieme pensando di fare qualche opera laudabile et 
utile circa Tarte liberale della musica, et sappiendo che molti huomini 
di non piccolo ingegno si sono con extrema diligentia atfaticati di 
trovar modo di mettere quella in stampa, come si fanno gli altri 
libri di lettera, et finalmente nessuno per insino a qui nella vostra 
citta ü venuto alla perfetione; et desiderando d’introdurre questo 
nuovo modo di stampare e libri di musica nella vostra citta et fare 
cosa utile a chi a quella vorra dare opera, perchö la metä meno com- 
perranno tali opere che quelle che sono scripte in penna o si fanno 
altrove: finalmente per la gratia di Dio et per loro extrema diligentia, 
studio et faticha hanno trovato modo et ordine di stamparle facilmente. 
Ma perchü tale opera non si puö fare sanza grande somma di danari 
et perdimento di tempo; et discorrendo che molti visto e loro modi di 
stamparla, immediate potrebbono piü facilmente quella imparare, et 
dipoi come piü potenti di danari, farla con poca spesa et facilitä stam¬ 
pare in gravissimo loro danno et preiudicio: pertanto ricorrono alle V. 
Spettabilitä et supplicano si provegha: 

Che per virtü della presente deliberatione a’decti ser Giovanbernardo 
et Giovanbatista soli sia data et concessa licentia di potere 
stanpare decta musica con expressa prohibitione che nes¬ 
suno altro oltre a’sopradecti, in Firenze o nel suo domi- 
nio, ardischa stanpare cosa alchuna di musica infra tempo 
et termine d’anni dieci dal di della finale conclusione di 
questa, sotto pena di flor. 500 1arghi per ciaschedune et 
ciaschuna volta a chi contrafacessi, d’applicarsi per una metä 
agli Sph Otto di guardia et balia della citta di Firenze et per Taltra 
metä a’sopradetti dua inventori, nella quäle ipso facto s’intendino essere 
et sieno incorsi sanza alcuna altra dichiarazione. 

Et tale concessione s’intenda essere et sia loro facta con pacto ex- 


*) Bei Ottino, Di Bernardo Cennini, p. 85 f. 
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presso che loro sieno tenuti et debbino pagare ogni anno in nome di 
taxa, durante decto tempo di x anni, fior. dua larghi d’oro in oro al 
camarlingo del Monte del Gomune di Firenze, cominciando el primo 
pagamento daffarsi del mese di marzo proximo advenire, et cosi succes- 
sive, seguendo d’anno in anno. 

[Dem Gesuch wurde entsprochen.] 


in. 

Sonstige Länder. 

Daß auch in Spanien Bücherprivilegien erteilt wurden, ergibt sich 
aus Häbler, Typographie ib^rique p. 3, wo es heißt: „On a suivi 
l’exemple de Venise en accordant aux imprimeurs des Privileges.“ 

Aus Polen ist z. B. zu erwähnen das Druckprivileg des Commune 
privilegium (mit der Summa legum des Raymund von Neustadt) von 
1506'). 

In Schweden wurden von der Einführung des Buchdrucks an 
Privilegien erteilt: cum privilegio regis, cum gratia et privilegio S. M. 
Sveciae; so bis 1810 2 ). 


IY. 

In Nürnberg wurde 1502 folgende Zensurordnung gegeben: »Alle 
puchdrucker zu besenden und Inen sagen, das sie hinfüro keinerley 
gedieht oder derselben gleichen drücken, Es sey dann vor den Rat- 
schreibem presentiert, examiniert und von einem Rath zugelassen/ 

Das Zensorenamt bekleideten nach der Reformation Aebte und 
Prediger. Ein Drucker wurde 1514 wegen unzensurierten Druckes zu 
4 Wochen verurteilt. 

Knapp, Das alte Nürnberger Kriminalrecht. S. 289 f. 

Weitere Daten über die Zensur siehe bei Pappafava (übersetzt 


*) Vgl. auch Secke 1, Beiträge zur Geschichte beider Rechte, S. 490. 
2 ) Droit d’auteur V, p. 117. 


Digitized by Google 



Beigabe V. Englisches Gesetz 1709. 


487 


von Simon), Die moderne Preßgesetzgebung S. 1 ff. Es kommen noch 
namentlich in Betracht die VO. des Erzbischofs von Mainz von 1486 und 
die päpstliche Bulle von 1515 und 1564; Paulus V. gründete sodann 
die Indezkongregation. 


y. 


Das erst© moderne Autorgesetz. (Vgl. oben S. 51, 115.) 

[8 Anne, c. 19.] 

An Act for the Encouragement of Learning, by vesting the Copies of 
printed Books in the Authors or Purchasers of such Copies during the 
Times therein mentioned. [1709.] 

Whereas Printers, BookseIlers, and other Persona, have of late fre- 
quently taken the liberty of printing, reprinting, and Publishing, or 
causing to be printed, reprinted, and published books, and other 
writings, without the consent of the authors or proprietors of such 
books and writings, to their very great detriment, and too often to the 
ruin of them and their families: for preventing therefore such practices 
for the future, and for the encouragement of leamed men to compose 
and write useful books, may it please your Majesty that it may be 
enacted; and be it enacted by the Queen’s most Excellent Majesty, by 
and with the advice and consent of the Lords Spiritual and Temporal, 
and Commons in this present Parliament assembled, and by the au- 
thority of the same, that from and after the tenth day of April one 
thousand seven hundred and ten, the author of any book or books al- 
ready printed, who hath not transferred to any other the copy or copies 
of such book or books, share or shares thereof, or the bookseller or 
booksellers, printer or printers, or other person or persona, who hath 
or have purchased or acquired the copy or copies of any book or books, 
in Order to print or reprint the same, sh all have sole right and liberty 
of printing such book and books for the term of one and twenty years 
to commence from the said tenth day of April, and no longer; and 
that the author of any book or books already composed, and not prin¬ 
ted and published, or that shall hereafter be composed, and his assignee 
or assigns, shall have the sole liberty of printing and reprinting such 
book and books for the term of fourteen years, to commence from the 
day of the first Publishing the same, and no longer; and that if any 
other bookseller, printer, or other person whatsoever, from and after 
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the tenth day of April one tliousand seven handred and ten y within 
the times granted and limited by this Act, m aforesaid, shall print, 
reprint, or import, or cause to be printed, reprinted, or imported, any 
such book or books, without the consent of the propietor or proprietors 
thereof first had and obtained in writing, signed in the presence of 
two or more credible witnesses; or knowing the same to be so printed 
or reprinted without the consent of the proprietors, shall seil, publish, 
or expose to sale, or cause to be sold, published, or exposed to sale, 
any such book or books, without such consent first had and obtained, 
as aforesaid; then such offender or offenders shall forfeit such book or 
books, and all and every sheet or sheets, being part of such book or 
books, to the proprietor or proprietors of the copy thereof, who shall 
forthwith damask and make waste-paper of them: and further, that 
every such offender or offenders, shall forfeit one penny for every sheet 
which shall be found in his, her, or their custody, either printed or 
printing, published or exposed to sale, contrary to the true intent and 
meaning of this Act; the one moiety thereof to the Queen’s most Ex- 
cellent Majesty, her heirs and successors, and the other moiety thereof 
to any person or persons that shall sue for the same; to be recovered 
in any of her Majesty’s courts of record at Westminster, by action of 
debt, bill, plaint, or Information, in which no wager of law, essoin, 
privilege, or protection, or more than one imparlance, shall be allowed. 

And whereas many persons may through ignorance offend against 
this Act, unless some Provision be made whereby the property in every 
such book, as is intended by this Act to be secured to the proprietor 
or proprietors thereof, may be ascertained, as likewise the consent of 
such proprietor or proprietors for the printing or reprinting of such 
book or books may from time to time be known; be it therefore further 
enacted by the authority aforesaid, that nothing in this Act contained 
shall be construed to extend to subject any bookseller, printer, or other 
person whatsoever, to the forfeitures or penalties therein mentioned, 
for or by reason of the printing or reprinting of any book or books 
without such consent, as aforesaid, unless the title to the copy of such 
book or books hereafter published shall, before such publication, be 
entered in the register-book of the Company of Stationers, in such 
manner as hath been usual; which register-book shall at all times be 
kept at the hall of the said Company; and unless such consent of the pro¬ 
prietor or proprietors be in like manner entered, as aforesaid; for every 
of which several entries sixpence shall be paid, and no more; which 
said register-book may, at all reasonable and convenient times, be 
resorted to, and inspected by any bookseller, printer, or other person, 
for the purposes before mentioned, without any fee or reward; and the 
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clerk of the said Company of Stationers shall, when and as often as 
thereunto required, give a certificate under his hand of such entry or 
entries, and for every such certificate may take a fee not exceeding 
sixpence. 

Provided nevertheless, that if the clerk of the said Company of 
Stationers for the time being shall refuse or neglect to register, or 
make such entry or entries, or to give such certificate, being thereunto 
required by the author or proprietor of such copy or copies, in the 
presence of two or more credible witnesses, that then such person and 
persons so refusing, notice being first duly given of such refusal, by an 
advertisement in the Gazette, shall have the like benefit, as if such 
entry or entries, certificate or certificates had been duly made and 
given; and that the clerks so refusing shall, for any such offence, for- 
feit to the proprietor of such copy or copies the sum of twenty pounds, 
to be recovered in any of her Majesty’s courts of record at Westminster, 
by action of debt, bill, plaint, or information, in which no wager of 
law, essoin, privilege, or protection, or more than one imparlance, shall 
be allowed. 

Provided nevertheless, and it is hereby further enacted by the au- 
thority aforesaid, that if any bookseller or booksellers, printer or Prin¬ 
ters, shall, after the said five-and-twentieth day of March one thousand 
seven hundred and ten, set a price upon, or seil or expose to sale any 
book or books at such a price or rate as shall be conceived by any 
person or persons to be high and unreasonable; it shall and may be 
lawful for any person or persons to make com plaint thereof to the 
Lord Archbishop of Canterbury for the time being; the Lord Chancellor, 
or Lord Keeper of the Great Seal of Great Britain for the time being; 
the Lord Bishop of London for the time being; the Lord Chief Justice 
of the Court of Queen’s Bench, the Lord Chief Justice of the Court of 
Common Pleas, the Lord Chief Baron of the Court of Exchequer, for 
the time being; the Vice-Chancellors of the Two Universities for the 
time being, in that part of Great Britain called England; the Lord 
President of the Sessions for the time being; the Lord Justice General 
for the time being; the Lord Chief Baron of the Exchequer for the 
time being; the Rector of the College of Edinburgh for the time being, 
in that part of Great Britain called Scotland; who, or any one of them, 
shall and have hereby full power and authority from time to time to 
send for, summon, or call before him or them such bookseller or book¬ 
sellers, printer or printers, and to examine and enquire of the reason 
of the deamess and inhauncement of the price or value of such book 
or books by him or them so sold or exposed to sale; and if, upon 
such enquiry and examination, it shall be found that the price of such 
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book or books is inhaunced, or any wise too high or unreasonable, then, 
and in such case, the said Archbishop of Canterbury, Lord Chancoller 
or Lord Keeper, Bishop of London, two Chief Justices, Chief Baron, 
Vice-Chancellors of the Universities, in that part of Great Britain called 
England; and the said Lord President of the Sessions, Lord Justice 
General, Lord Chief Baron, and Rector of the College of Edinburgh, 
in that part of Great Britain called Scotland, or any one or more of 
them, so enquiring and examining, have hereby full power and authority 
to reform and redress the same, and to limit and settle the price of 
every such printed book and books, from time to time, according to 
the best of their judgements, and as to them shall seem just and 
reasonable; and in case of alteration of the rate or price from what was 
set or demanded by such bookseller or booksellers, printer or printers, 
to pay all the costs and charges that the person or persons so com- 
plaining shall be put unto by reason of such complaint, and of the 
causing such rate or price to be so limited and settled; all which shall 
be done by the said Archbishop of Canterbury, Lord Chancellor, or 
Lord Keeper, Bishop of London, two Chief Justices, Chief Baron, Vice- 
Chancellors of the two Universities, in that part of Great Britain called 
England, and the said Lord President of the Sessions, Lord Justice 
General, Lord Chief Baron, and Rector of the College of Edinburgh, 
in that part of Great Britain called Scotland, or any one of them, by 
writing under their hands and seals, and thereof publick notice shall 
be forthwith given by the said bookseller or booksellers, printer or 
Printers, by an advertisement in the Gazette; and if any bookseller or 
booksellers, printer or printers, shall, after such settlement made of the 
said rate and price, seil or expose to sale any book or books at a higher 
or greater price than what shall have been so limited and settled as 
aforesaid, then, and in every such case, such bookseller and booksellers, 
printer and printers, shall forfeit the sum of five pounds for every such 
book so by him, her, or them sold or exposed to sale; one moiety thereof 
to the Queen’s most excellent Majesty, her heirs and successors, and the 
other moiety to any person or persons that shall sue for the same; to 
be recovered, with costs of suit, in any of her Majesty’s courts of record 
at Westminster, by action of debt, bill, plaint, or information, in which 
no wager of law, essoin, privilege, or protection, or more than one im- 
parlance, shall be allowed. 

Provided always, and it is hereby enacted, that nine copies of each 
book or books, upon the best paper, that from and after the said tenth 
day of April One thousand seven hundred and ten shall be printed and 
published, as aforesaid, or reprinted and published with additions, shall, 
by the printer and printers thereof be delivered to the warehouse-keeper 
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of the said Company of Stationen for the time being, at the hall of 
the said Company, before such publication made, for the use of the 
royal library, the libraries of the Universities of Oxford and Cambridge» 
the libraries of the four universities in Scotland, the library of Sion 
College in London, and the library commonly called the library belonging 
to the Faculty of Advocates at Edinburgh, respectively; which said 
warehouse-keeper is hereby required, within ten days after demand by 
the keepers of the respective libraries, or any person or persons by 
them or any of them authorised to demand the said copy, to deliver 
the same, for the use of the aforesaid libraries; and if any proprietor, 
bookseller, or printer, or the said warehouse-keeper of the said Com¬ 
pany of Stationers, sh all not observe the direction of this Act therein, 
that then he and they, so making default in not delivering the said 
printed copies as aforesaid, shall forfeit, besides the value of the said 
printed copies, the sum of five pounds for every copy not so delivered, 
as also the value of the said printed copy not so delivered; the same 
to be recovered by the Queen’s Majesty, her heirs and successors, and 
by the chancellor, masters, and scholars of any of the said uni¬ 
versities, and by the President and fellows of Sion College, and the 
said Faculty of Advocates at Edinburgh, with their full costs re¬ 
spectively. 

Provided always, and be it further enacted, that if any person or 
persons incur the penalties contained in this Act, in that part of Great 
Britain called Scotland, they shall be recoverable by any action before 
the Court of Session there. 

Provided, that nothing in this Act contained do extend, or shall 
be construed to extend, to prohibit the importation, vending, or selling 
of any books in Greek, Latin, or any other foreign language, printed 
beyond the seas; any thing in this Act contained to the contrary not- 
withstanding. 

And be it further enacted hy the authority aforesaid, that if any 
action or suit shall be commenced or brought against any person or 
persons whatsoever, for doing, or causing to be done, any thing in 
pursuance of this Act, the defendants in such action may plead the 
general issue, and give the special matter in evidence; and if upon 
such action a verdict be given for the defendant, or the plaintiff be- 
come nonsuited, or discontinue his action, then the defendant shall have 
and recover his full costs, for which he shall have the same remedy as 
a defendant in any case by law hath. 

Provided, that nothing in this Act contained shall extend, or be 
construed to extend, either to prejudice or confirm any right that the 
said univertities, or any of them, or any person or persons have, or 
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Claim to have, to the printing or reprinting any book or copy already 
printed, or hereafter to be printed. 

Provided nevertheless, that all actions, suits, bills, indictments, or 
informations for any offence that shall be committed against this Act, 
sball be brought, sued, and Icommenced within three months next 
after such offence committed, or eise the same shall be void and of 
none effect. 

Provided always, that after the expiration of the said term of 
fourteen years, the sole right of printing or disposing of copies shall 
return to the authors thereof, if they are then living, for another term 
of fourteen years. 


VI. 

Rechtsprechung in Argentinien 1 ). 

Als Zeugnisse der Rechtsprechung können folgende gelten, 
die ich der großen Sammlung im Werke von Quesada ent¬ 
nehme : 

Juez de seccion, 5. November 1884. 

Hernändez v. Barbieri. 

Que la propiedad literaria a favor del autor 6 los que de el tienen 
su derecho esta expresamente reconocida por la constitucion nacional 
(art. 17) durante el termino que la ley senala, lo que la coloca, en 
ausencia de leyes especiales que reglamentan su ejercicio, bajo el amparo 
de las leyes generales que rigen el dominio de las cosas, reputandose 
como principal el producto literario impreso y accesorio el papel 
(art. 2885 del codigo civil). 

(Quesada, p. 242.) 

20. Mai 1898. 

Guti6rrez v. Podesta y Scotti. 

La constitucion nacional protege contra el plagio ä la propiedad 
literaria, declarando en el art. 17 que todo autor es propietario exclu- 


*) Interessant, weil das Autorrecht in diesem hoch entwickelten 
Kulturstaate fast nur auf dem Gerichtsgebrauch beruht. 
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sivo de su obra por el termino que la ley le acuerda, y aunque ella no 
sea tan estable como cualquier otra propiedad, segun esta prescripciön 
conatitucional, la falta de la ley que senale el termino de su duraciön 
no puede motivar su menoscabo, haciendola pasible de violaciones y 
conculcamientos, pues la ley que la reglamenta no la crea sino que la 
reconoce, y subsiste aunque dicha ley no est6 dictada, desde que es 
evidente que las producciones literarias proporcionan al autor los medios 
de subsistencia, y, por lo tanto, debe estar tan protegida como otra 
propiedad, siendo responsables los que atacan por el plagio, de los 
peijuicios que se originen al autor por la apropiacion indebida de sus 
obras con fines de lucro, en cuyo caso se encuentran los demandados, 
quienes han llevado a las tablas las obras, materia del juicio, sin con- 
sentimiento del dueno 6 de su cesion. 

(Quesada, p. 327.) 

6. September 1893. 

Ghiti^rrez v. Podestä y Scotti. 

Este derecho de propiedad sobre las obras intelectuales, cuya justi- 
ficacion cientifica considero fuera de lugar en esta resolucion, esta ex- 
presamente sancionado por nuestro derecho positivo y constituye una 
de las garantias coustitucionales: art. 17 constitucion nacional. Nimio 
me parece observar ä este respecto que la falta de una ley reglamen- 
taria de ese derecho, en nada impide su existencia y eficacia legal. 
Esa ley, en caso de dictarse, solo fijaria reglas para el ejercicio del 
derecho, su transmision, duraciön etc., pero no tentria por objeto con- 
sagrar su existencia misma, que ya esta ampliamente asegurada por el 
precepto constitucional que acabo de citar. 

(Quesada, p. 329.) 

16. Februar 1895. 

Rimathe v. Bremer. 

Pero no es con este criterio que debe resolverse el caso sub judice 
sino con la observaciön y aplicacion de las disposiciones legales que 
rigen el dominio de las cosas. La coleccion de los negativos reprodu- 
cidos en el album perteneciente al demandante, es una cosa de su pro¬ 
piedad, sujeta d su voluntad y a su acciön. Como dueno, tiene el 
derecho de usar, gozar y disponer de ella sin que ningun otro 
pueda afectar directa 6 indirectamente, sin su consentimiento, el 
derecho de dominio. Los senores B. y compa. han usado 6 se han ser- 
vido de la cosa del demandante desde que, indirectamente, han repro- 
ducido los negativos de su propiedad y es manifiestamente claro que 
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no han podido hacerlo sin el benepläcito del dueno, como lo es que 
este habria podido impedirselos, haciendo uso del derecho que le con- 
fiere el art. 2513 del codigo civil. 

(Quesada, p. 305.) 


Blanque v. Posse. 


15. April 1896. 


La constituciön nacional reconoce expresamente ese derecho en su 
art. 17 tan claro y terminante, que no cabria discusiön si se hubiera 
dictado la ley reglamentaria. 

(Quesada, p. 344.) 


• Cämara de apelaciones 30. Oktober 1897. 

Gutiörrez v. Podesta y Scotti. 

Ese derecho se encuentra expresamente garantido por el art. 17 
constituciön nacional, al reconocer sa propiedad literaria a favor del 
autor 6 de los que tuvieren su derecho, durante el törmino que la ley 
senala. 

(Quesada, p. 337.) 


Renaud v. Laval. 


27. Mai 1898. 


Es indudable que la protecciön acordada k los derechos de autor 
por nuestra legislaciön fundamental: art. 17 de la constituciön nacional 
y art. 2335 y concordantes del codigo civil; y reglamentaria: leyes de 
patentes y marcas comerciales; y que ha logrado ya en diversas oportu- 
nidades la sanciön de la jurisprudencia.^ 

(Quesada, p. 353.) 


Juez de secciön 6. Juni 1899. 

Correa v. Estrada. 

La constituciön nacional en su art. 17 establece que todo autor ö 
inventor es propietario esclusivo de su obra, invento ö descubrimiento, 
por el törmino que le acuerda la ley. Los precedentes que en esta 
materia existen son las resoluciones de la asamblea del ano XIII, la 
constituciön de 1819, el decreto de 30 de diciembre del ano 1823, la 
constituciön de 1826, el proyecto del doctor Alberdi, y la constituciön 
federal de los Estados Unidos. <iEl hecho de no haberse dictado una 
ley reglamentaria fijando el törmino de la duraciön de la propiedad 
literaria y artistica, autoriza a creer que östa no existe en el estado 
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actual de nuestro derecho? Ante los törminos del art. 17 de la con- 
stitucion no cabe, en mi concepto, la minima duda; el consagra el 
derecho de propiedad literaria y artistica, y solo deja ä la ley la 
fijacion del t6rmino. Quiere decir que, mientras no se dicta aquella, 
la duraciön de la propiedad serä ilimitada. Los antecedentes consti- 
tucionales citados confirman implicitamente esta interpretacion. 

(Quesa da, p. 248). 

10. September 1900. 

La Nacion y. Maucci. 

Que, con arreglo a lo dispuesto en el art. 17 de la consti- 
tucion nacional, todo autor 6 inventor es propietario exclusiyo de 
su obra, invento 6 descubrimiento, por el tärmino que la ley le 
acuerda; 

5° Que esta ultima fräse del precepto constitucional no pnede inter- 
pretarse en el sentido de que el derecho de los autores 6 inventores 
est4 subordmado ä la sanciön de la ley reglamentaria ä que re refiere, 
porque esto importiaria atribuir a ese derecho el caräcter de un 
simple privilegio, inconciliable con la naturaleza del derecho de pro¬ 
piedad. 

(Quesada, p. 359.) 

1. Dezember 1900. 

Sonzogno v. Rivarola. 

Que la Constitution nacional bien clara y esplicitamente establece 
en el art. 17, que „todo autor 6 inventor es propietario exclusivo de 
su obra, invento 6 descubrimiento, por el törmino que le acuerda la 
ley“; pero se sostiene por el demandado que tal disposicion 6 clausula 
constitucional solo comprende y se refiere a los habitantes de la nacion 
argentina. Esa exclusion respecto del derecho de los autores extran- 
jeros no resulta expresamente de la constitucion, ni existe tampoco ley 
alguna que asi lo establezca. Que, por lo contrario, la ley de pa¬ 
tentes de invencion dictada por nuestro honorable congreso, de- 
muestra y convence que el derecho conferido por el art. de la consti¬ 
tucion, ya mencionado comprende tambien a los autores 6 inventores 
extranjeros. 

(Quesada, p. 879.) 

Eine beschränkendere Auffassung vertritt dagegen die 
Entscheidung vom 16. Mai 1895. 
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Ferrari v. Ciacchi. 

Que el art. 17 de la constitucion nacional en que el actor funda 
principalmente su accion, dispone, en efecto, que todo autor 6 inventor 
es propietario exclusivo de so obra, invento 6 descubrimiento, por el 
termino que le acuerda la ley; pero tal disposicion no es seguramente 
aplicable ä obras escritas por extranjeros, bastando para convencerse 
de ello considerar que se encuentra consignada en el capitulo de los 
derechos y garantias acordadas ä los habitantes de la repüblica, segun 
el preämbulo de la misma constitucion. No podria, por otra parte, ni 
suponerse siquiera que los representantes del pueblo de la nacion ar- 
gentina tuvieran en mira, al establecer esa garantia, proteger los 
derechos literarios 6 artisticos de extranjeros que no habitasen su suelo, 
porque, como lo dice muy bien el demandado, la constitucion es una 
carta territorial que solo protege y puede proteger los derechos de las 
personas que habiten el territorio nacional. 

(Quesada, p. 317.) 

Anders aber Ricordi v. Naldini 26. Mai 1905 (Droit d’auteur XVIII, 
p. 131), wo allerdings noch der Anschluß Italiens an den Vertrag von 
Montevideo in Betracht kam. 

Vgl. weiters in Droit d’auteur XVIII, p. 58, 73. 


vn. 


Zusätze und Bemerkungen. 

Zu S. 104. Island, Autorgesetz vom 20. Oktober 1905, im wesent¬ 
lichen nach dem Dänischen, aber mit Unterschieden (nur das Schrift¬ 
werkrecht enthaltend). 

Zu S. 106 am Schluß vgl. auch Zirkularschreiben vom 24. August 
1905, Droit d’auteur XVIII, p. 121. 

Zu S. 112 ist bei Bolivia zu berichtigen: 50 Jahre vom Tode an. 

Zu S. 118. Commonwealthgesetz über Autorrecht ist am 21. Dez. 
1905 ergangen. 

Zu S. 118 am Schluß ist zu Neuseeland beizufügen: Gesetz von 1903 
über Bestrafung unbefugter Dramenaufführung. 

Zu S. 119. Schon das erste Autorgesetz 31. Mai 1770 verlangte 
die Einreichung des Titels und Uebergabe eines Exemplars. Darauf 
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folgte Gesetz vom 29. April 1802, 8. Februar 1881, sodann die Konsoli¬ 
dation der Autor- und Patentgesetze im Juli 1870, worauf diese Gesetze 
in die Revised Statutes aufgenommen wurden. 

Zu S. 152. Vgl. auch RG. 11. April 1906, Entsch. 63, S. 159. 

Zu S. 136, Z. 7 von oben: Als solcher Naturvorgang gilt auch das 
Gespräch mit einem Gefangenen zur Erkundung seines Seelenlebens. 

Zu S. 155. Ueber Entnahme der Gestalten einer Dichtung und 
eines Romans vgl. High Court London 19. Januar 1892, Gew. Rechts¬ 
schutz III, S. 285. 

Zu S. 156 f. vgl. auch über Preisverzeichnis RG. 5. Juli 1906, Jurist. 
Wochenschrift XXXV, S. 798; über Warenverzeichnis (Anordnung), RG. 
5. Juli 1906, Entsch. Strafs. 89, S. 100, Zeichnungen darin RG. 15. No¬ 
vember 1901, Entsch. Strafs. 34, S. 481; Rennprogramm Trib. Lyon 
18. Mai 1906, Ann. XX, Bull. p. 157; Katalog Appellhof Paris 30. Juni 
1905, Droit d’auteur XIX, p. 22; Wertregister Kass.-Hof Rom 28. Fe¬ 
bruar 1898, Giustizia penale IV, p. 507. 

Zu S. 175 unten: Auch die Festlegung durch Lichtbilder, was bei 
Abbildungen, Karten u. s. w. zur Erläuterung von Vorträgen wichtig ist. 

Zu S. 176, Z. 3 von oben: 

gleichgültig ob in üblicher oder sonstiger Notenschrift, RG. 

17. Mai 1904, Jurist. Wochenschrift XXXIII, S. 480. 

Zu S. 179, Ann. 14: Seinetrib. 17. März 1905, Droit d’auteur XVIII. 
p. 99. 

Zu S. 185 am Schlüsse des Petitdrucks: 

Richtig Seinetrib. 24. Dez. 1903, Droit d’auteur XVIII, p. 142. 

Zu S. 188. Ueber das Zitierungsrecht und die Mißbräuche, vgl. 
auch RG. 7. Nov. 1904, Jurist. Wochenschrift XXXIV, S. 248. 

Zu S. 190. Eine Gedichtsammlung, die in Schulen vorwendet werden 
kann, ist darum noch kein Schulbuch, O.L.G. Dresden 25. Januar 1905, 
Gew. R. XII, S. 303. 

Zu S. 199 am Schlüsse von Absatz II: Daß es nicht Opern- und 
Oratorientexte sein dürfen, gilt auch hier; vgl. Schweizer Bundesgericht 
23. Dez. 1904, Droit d’auteur XVIII, p. 101. 

Zu S. 206. Die Wiedergabe durch mechanische Musikwerke wurde 
als unstatthaft erachtet, wenn Worte mit verbunden sind, Appellhof 
Paris 1. Febr. 1905, Droit d’auteur XVIII, p. 35. Vgl. auch Zircul. des 
franz. Ministers des Innern 8. März 1906, Droit d’auteur XX, p. 32. 
Unrichtig Kass.-Hof Brüssel 2. Mai 1907, Droit d’auteur XX, p. 77. 

Zu S. 226 ist den Staaten mit strengerem Eintragungszwang bei¬ 
zufügen Portugal a. 603 f. 

Zu S. 232, Abs. 3 beizufügen: Kanada a. 4: 28 Jahre vom Er* 
scheinen. 

Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 32 
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Zu S. 236. Als Veröffentlichung gilt die Veröffentlichung des 
Ganzen; das Werk bildet ein Ganzes, auch wenn eine Fortsetzung er¬ 
scheint, die an ein künstlerisch Abgeschlossenes anknüpft, § 38 AG. 

Zu S. 252 I, Zeile 3 und 4 ist zu lesen: zum persönlichen oder 
gegenständlichen Teilrecht. 

Zu S. 283. Eine solche Bedingung kann auch die Bedingung sein, 
nur mit vom Verfasser bezogenen Noten aufzuführen, RG. 28. Nov. 
1905, Jur. W. XXXV, S. 261. 

Zu S. 288. Hiernach versteht sich von selbst, daß, wenn das Ur¬ 
heberrecht des Komponisten erlischt, sei es durch Verzicht oder durch 
Ablauf der Frist, während das Urheberrecht an der Dichtung noch 
weiter besteht, das dramatische Werk nur mit Einwilligung des Dichters 
aufgeführt werden darf. Da von seiten des Komponisten überhaupt 
keine Erlaubnis mehr zu geben ist, so kann auch von einer stellver* 
tretenden Erlaubnis des Komponisten für den Dichter nicht mehr die 
Rede sein. Das sollte keiner besonderen Erwähnung bedürfen, und doch 
ist das Gegenteil jüngst in der Carmenfrage behauptet worden. Richtig 
Kammergericht 8. Juni 1906, Droit d’auteur XIX, p. 140, Gew, Rechtsch. 
XI, S. 290. Vgl. über den Fall auch Appellhof Paris 9. Dez. 1905, 
Ann. XX, Bull. p. 80. 

Zu S. 294 f. Ueber das Verlagsverhältnis vgl. auch bulgarisches 
Handelsgesetzbuch vom 18. Mai 1897, a. 432—450. 

Zu S. 340. Daher hat der Verleger die Befugnis, mit den Verfassern 
Separatausgaben zu vereinbaren; ein Eingriff in die Tätigkeit des Her¬ 
ausgebers läge nur dann vor, wenn durch systematische Beförderung 
des einen und Zurücksetzung des anderen die Stellung des Herausgebers 
gegenüber den Mitarbeitern beeinträchtigt würde. Unrichtig RG. 20. März 
1897, Gew. Rechtssch. III, S. 189. Die Entsch. hatte eine schwache 
Stütze an § 10 des früheren Gesetzes; sie wäre jetzt ganz haltlos. 

Zu S. 341. Uebergang des Verlagsgeschäfts kann Kündigungsgrund 
sein, hebt aber das Herausgeberverhältnis nicht von selbst auf, Lehrb. 
d. bürgerl. Rechts II, S. 268. 

Zu S. 384 ist § 45 AG. zu zitieren. 
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(Berlin 1901). 
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L Autorgesetz (AG.) = Gesetz betr. das Urheberrecht an 
Werken der Literatur und derTonkunst vom 19. Juni 1901. 


§ 1 Z. 1 S. 180. 

§ 1 Z. 2 S. 134. 

§ 2 S. 223. 

§ 3 S. 219. 228. 

§ 4 S. 220. 256. 257. 

§ 5 S. 285. 

§ 6 S. 253. 

§ 7 S. 219. 220. 221. 

236. 250. 

§ 8 S. 216. 243. 244. 

245. 247. 249. 

§ 9 S. 272. 273. 274. 

463. 477. 

§ 10 S. 458. 

§ 11 S. 181. 183. 185. 
222. 224.448.476. 
477. 478. 

§ 12 S. 152. 

§ 13 S. 151. 213. 223. 
§ 14 S. 244. 264. 265. 
§ 15 S. 171. 176. 178. 
266. 

§ 16 S. 163. 167. 

§ 17 S. 165. 166. 169. 
§ 18 S. 193. 227. 464. 
476. 477. 

§ 19 S. 188. 189. 191. 
192.223.242. 266. 


289. 310.426.448. 

465. 

§ 20 S. 179. 199. 223. 
276. 465. 

§ 21 S. 188. 189. 191. 

223. 266. 448. 465. 
§ 22 S. 207. 208. 223. 
448. 465. 

§ 23 S. 189. 448. 465. 
§ 24 S. 189. 242. 266. 

466. 477. 

25 S. 464. 476. 477. 

26 S. 188. 189. 191. 
193. 207.313. 410. 

§ 27 S. 199. 201. 203. 
204. 

§ 28 S. 288. 289. 

§ 29 S. 240. 249. 

30 S. 235. 

31 S. 221. 225. 236. 

32 S. 219. 

§ 33 S. 497. 

§ 34 S. 266. 

§ 35 S, 182. 320. 396. 
§ 36 S. 348. 367. 375. 
476. 478. 

37 S. 209. 367. 

38 S. 266. 376. 378. 


380.394.465. 476. 
477. 

§ 39 S. 476. 477. 478. 
§ 40 S. 381. 478. 

§ 41 S. 356. 476. 

§ 42 S. 357. 363. 382. 
476. 

§ 43 S. 362. 363. 

§ 44 S. 476. 477. 

§ 45 S. 384. 477. 

§ 46 S. 381. 382. 

§ 47 S. 384. 

§ 49 S. 389. 465. 

§ 50 S. 375. 385. 478. 
§ 51 S. 375. 385. 478. 
§ 52S.242.354.386.387. 
§ 53 S. 222. 

§ 54 S. 219. 222. 

§ 55 S. 396. 

§ 56 S. 387. 

§ 57 S. 388. 

§ 58 S. 388. 

§ 59 S. 375. 

§ 60 S. 438. 

§ 61 S. 227. 284. 438. 
§ 62 S. 437. 

§ 63 S. 438. 

§ 64 S. 437. 


II. Verlagsgesetz (VG.) = Gesetz über das Verlagsrecht 
vom 19. Juni 1901. 


§ 1 S. 295. 

§ 2 S. 264. 265. 

276. 284. 

§ 3 S. 279. 


266. 


§ 4 S. 270. 310. 
§ 5 S. 268. 

§ 6 S. 269. 

§ 7 S. 271. 319. 


8 S. 259. 298. 298. 

9 S. 329. 355. 

10 S. 299. 
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§ 11 S. 299. 334. 

§ 12 S. 311. 315. 317. 
318 

§ 13 S. 272. 273. 274. 

1 14 S. 302. 

15 S. 297. 

16 S. 315. 319. 

17 S. 272. 315. 

18 S. 320. 323. 344. 
351. 

§ 19 S. 302. 343. 

§ 20 S. 302. 317. 

§ 21 S. 303. 

§ 22 S. 307. 

§ 23 S. 306. 

§ 24 S. 306. 


8 25 S. 304. 

§ 26 S. 311. 314. 

§ 27 S. 299. 319. 

§ 28 S. 262. 263. 324. 
325 

§ 29 S. 245. 269. 275. 

315. 319. 327. 

§ 30 S. 297. 298. 335. 
§ 31 S. 308. 309. 

§ 32 S. 297. 298. 

§ 33 S. 306. 327. 328. 
§ 34 S. 336. 

§ 35 S. 322. 323. 344, 
351. 

§ 36 S. 326. 344. 

§ 37 S. 330. 335. 


§ 38 S. 304. 307. 326. 
332. 335. 

39 S. 301. 337, 

40 S. 337. 

§ 41 S. 277. 

42 S. 278. 

43 S. 270. 317. 

44 S. 273. 

45 S. 304. 

§ 46 S. 305. 315. 337. 
§ 47 S. 229. 344. 345. 

48 S. 259. 

49 S. 375. 

§ 50 S. 437. 


III. Bürgerliches Gesetzbuch vom 18. August 1896. 


§ 31 S. 372. 

§ 130 S. 191. 

§ 131 S. 191. 

§ 132 S. 191. 

138 S. 249. 

218 S. 373. 

§ 226 S. 360. 

249 S. 329. 

250 S. 338. 360. 
§ 323 S. 327. 

§ 326 S. 307. 

§ 413 S. 244. 

§ 440 S. 300. 

§ 553 S. 347. 

§ 581 S. 347. 

§ 621 S. 341. 

§ 622 S. 341. 

§ 623 S. 341. 

§ 629 S. 329. 341. 


§ 634 S. 298. 328. 

§ 636 S. 297. 298. 

§ 642 S. 344. 

§ 643 S. 344. 

§ 647 S. 361. 

§ 649 S. 320 333. 344. 
§ 661 S. 229. 

§ 675 S. 341. 

§ 718 S. 255. 

§ 723 S. 329. 

§ 742 S. 253. 

§ 744 S. 254. 

745 S. 254. 

746 S. 255. 

§ 819 S. 332. 

820 S. 332. 

821 S. 224. 

§ 823 S. 224. 450. 

§ 826 S. 450. 454. 


§ 830 S. 371. 

§ 847 S. 368. 

§ 852 S. 244. 373. 
§ 853 S. 373. 

904 S. 360. 

912 ff. S. 359. 

920 S. 375. 

950 S. 360. 

§ 954 S. 362. 

§ 1229 S. 224. 

§ 1274 S. 244. 

§ 1277 S. 244. 263. 
§ 1280 S. 263. 

2044 S. 255. 

2048 S. 255. 

§ 2180 S. 250. 

§ 2184 S. 250. 

§ 2204 S. 255. 


IV. Beichsstrafgesetzbuch vom 15. Mai 1871. 


§ 4 S. 394. 

§ 49 a S. 380. 
§ 63 S. 379. 


§ 67 S. 385. 

§ 240 S. 380. 
§ 242 S. 394. 


§ 303 S. 394, 


V. Preßgesetz vom 7. Mai 1874. 
§ 22 S. 385. 


VI. Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877. 
§ 255 S. 389. 
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VII. Berner Konvention vom 9. September 1886. 

Art. 2 S. 396. 402 ff. Art- 8 S. 426. Art. 15 S. 409. 425. 

Art. 3 S. 403 ff. Art. 9 S. 411.413.425. Art. 16 S. 402. 

Art. 4 S. 409 ff. Art. 10 S. 411. Art. 17 S. 401. 

Art. 5 S. 410. Art. 11 8. 406. 411. Art. 18 S. 401. 

Art. 6 S. 410. Art. 12 S, 411. Art. 19 S. 392. 401 

Art. 7 S. 413. 425. Art. 14 S. 418. 430. Art. 20 S. 401. 

Schlaßprotokoll. 

Art. 1 S. 413. I Art. 3 S. 409. I Art. 5 S. 40.2. 

Art. 2 S. 413. | Art. 4 S. 418. | 


VIH. Ausführungsverordnung zur Berner Konvention vom 

11. Juli 1888. 

S. 419 ff. 


Sonstige Staatsverträge. 
S. 425. 436. 


Fremde Gesetze. 

S. 100 f. und passim. 

IX. Kunstwerkgesetz = RG. vom 9. Januar 1876 betr. das 

Urheberrecht an Werken der bildenden Künste. 

§ 39 S. 359. 

X. Entscheidungen des Reichsgerichts und der Oberlandes* 

gerichte über das Urheber- und Verlagsrecht. 

RG. 18. März 1880 S. 381. 

RG. 12. Mai 1880 S. 396. 

RG. 20. Juni 1882 S. 381. 

RG. 1. Oktober 1883 S. 380. 

RG. 2S ‘ ff? 1 1884 S. 379. 

5. Mai 

RG. 22. Dezember 1884 S. 378. 

RG. 2. Februar 1885 S. 380. 

RG. 15. Mai 1885 S. 381. 

RG. 14./21. Januar 1886 S. 382. 

RG. 5. Februar 1886 S. 372. 

RG. 7. Juni 1886 S. 387. 

RG. 22. Juni 1886 S. 380. 

RG. 10. Juli 1886 S. 464. 

RG. 17. November 1886 S. 355. 

RG. 5. Januar 1889 S. 355. 

RG. 20. Januar 1890 S. 385. 
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RG. 16. Dezember 1890 S. 420. 

RG. 25. Mai 1891 S. 883. 

RG. 23. November 1891 S. 383. 396. 422. 
RG. 28. März 1893 S. 382. 

RG. 12. Februar 1895 S. 354. 

RG. 8. Juni 1895 S. 368. 

RG. 10. Juli 1896 S. 372. 

RG. 22. November 1897 S. 380. 

RG. 12. Dezember 1897 S. 396. 

RG. 17. Dezember 1897 S. 398. 

RG. 28. Februar 1898 S. 442. 467. 

RG. 24. Februar 1899 8. 405. 

RG. 4. November 1899 S. 359. 428. 

RG. 29. April 1902 S. 472. 

RG. 26. September 1902 S. 406. 

RG. 2. Mai 1904 S. 356. 476. 

RG. 21. März 1905 S. 383. 467. 478. 

RG. 14. April 1905 S. 354. 

RG. 20- Juni 1905 S. 377. 

RG. 9. November 1905 S. 384. 

RG. 8. Dezember 1905 S. 355. 

RG. 11. April 1906 S. 425. 

RG. 4. Mai 1906 S. 467. 

RG. 10. Juli 1906 S. 448. 

RG. 27. November 1906 S. 450. 

O.L.G. Stuttgart 22. Februar 1881 S. 442. 
O.L.G. Kolmar 8. Juli 1882 S. 419. 

O.L.G. Dresden 3. Mai 1899 S. 390. 

O.L.G. Dresden 30. August 1901 S. 457. 
O.L.G. Hamburg 25. Januar 1902 S. 454. 
O.L.G. Hamburg 2. März 1906 S. 397. 


Digitized by Google 



Alphabetisches Register. 


Die arabischen Zahlen bedeuten die Seitenzahlen, falls nicht § vor¬ 
gesetzt ist. 


A. 

Abegg 85. 

Abdruck von Zeitungsartikeln 196 f. 

Ablassungsanspruch 242, 852 f., 476; 
gegen den Verbreiter 858; im 
Konkurs 858; des Verlegers 355; 
Mit- und Teilberechtigte 354. 

Abnehmer; Verbreitung an — im 
Fernsprechverkehr 185. 

Abstempelung 421. 

Adaptation 93, 152, 208 f, 411. 416. 

Adreßbücher, kein Autorschutz da¬ 
ran 155. 

Adrian Beier 68. 

Aldus Manutius 38. 

Anmeldung von Exemplaren 225; 
zur Eintragungsrolle in Leipzig 
236, 387. 

Anonymus, Schutz desselben ohne 
Eintragung 225, 236; im Verlags¬ 
recht 301. 

Antrag auf Einziehung 384; auf 
Vernichtung 385. 

Antrag8befugnis als Reaktionsbe- 
fugnis des Persönlichkeitsrechts 
384; bei Autorrechtsverletzungen 
384, 47 . 7 * 

Approbation medizinischer Werke 
40. 

Arröt du conseil vom 30. August 
1777 43. 

Argentinien 112, 492. 

Aufführung von Theaterwerken 172f. 

Aufführungspflicht 347. 


Aufführungsrecht 183 f., 187,282 f.; 
Beschränkungen 282 f.; an musi¬ 
kalischen Werken in Italien 435; 
sonstiges internationales Recht 
408, 411, 416, 419, 435. 

Aufführungsverhältnis 345 f. 

Aufführungsverlag 283. 

Aufführungsvorbehalt 187, 200,408, 
413, 416, 435. 

Auflage im Verlagsrecht 268. 

Auslagen des Verlegers 331. 

Ausland 213 f., 392 f. 

Ausschließungsrecht 87. 

Aussonderungsrecht im Konkurs 
350, 358. 

Ausstattung 302, 349, 471. 

Auswahltätigkeit des Herausgebers 
256. 

Auszug 426. 

Auswechselbare Notenscheiben 206. 

Autorgut im Konkurs 325 f. 

Autorrecht; Entstehung 222 f.; Trä¬ 
ger des A. 220; Vermutung für 
den Erwerb 219; Erwerb 219 f.; 
als Immaterialgüterrecht lf., 128 f.; 
doppeltes Autorrecht 222, 395; 
Entstehung des A. aus Privi¬ 
legien 87; als personenrechtliche 
Begriffsbildung 3 f., 84; Auf¬ 
hebung der Privilegien 39; Haf¬ 
tung der Handelsgesellschaften 
bei Verletzung 372; Verpfändung 
361; Enteignung 243; Entziehung 
243; Erlöschen 231; Pfändung 
455 f.; gutgläubige Verletzung 
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355, 359, 363, 373; an Schul¬ 
ausgaben 465; in den Konsular¬ 
gebieten 392; in den Kolonien 
392; Verletzung im Ausland 398; 
an ausländischen Werken 222, 
395, 403 f., 440; Buße 381, 478. 

Autorrecht im Verhältnis zum Ver¬ 
lagsrecht 274 f. als Auflage oder 
Vermächtnis 249; Autorschutz als 
Deliktsschutz 86, 376. 

B. 

Badisches Landrecht 89. 

Bayerisches Strafgesetzbuch 61, 90; 
bayerisches Urheberrechtsgesetz 
von 1865 91. 

Beaufsichtigung der Druckpresse 40, 
8. Zensur. 

Becker 75. 

Beihilfe bei AutorrechtsVerletzungen 
380. 

Begünstigung bei Autorrechtsver¬ 
letzungen 380. 

Belgien 107, 377. 

Berechtigtes Exemplar 182. 

Bernardus Justinianus 38. 

Bemhardinus de Benaliis 38. 

Berner Konvention siehe Inhalts¬ 
verzeichnis. 

Berner Entwurf 401. 

Beschlagnahme als prozessuale 
Schutzform 374. 

Beschlagsrecht am Autorgut 325. 

Beseler 84, 85. 

Bestimmungsrecht bei Mitberechti¬ 
gung 255. 

Beuther 63. 

Biograph, Recht in Bezug auf Ver¬ 
trauensbriefe 446 f. 

Blakstone Commentaries 54. 

Bundesakte von 1815 91. 

Bundesbeschlüsse 91, 92. 

Brasilien 113. 

Briefmarken Verzeichnis 158. 

Buchdruckermonopole 57. 

Bücherfabriken 32. 

Bücherkommission 58. 

Bücherprivileg 32. 

Bücherzensur 33, 40, 57, 486. 

Buchhändlergilde 40, 49; s. auch 
Stationarii. 


Bühnenwerk 184. 

Buße bei Autorrechtsverletzungen 
381, 478. 

C. 

Carpzow 65. 

Ceylon 452. 

Charter Acte von 1556 49. 
Clausula rebus sic stantibus 319. 
Code p6nal 106, 376. 


D. 

Dambach 95, 389. 390. 

Dahn 93. 

Deutsches Magazin 80. 

Dialekt 141. 

Dienstbarkeit im Autorrecht 285. 

Dingliche Uebertragung als Ver¬ 
breitung 179. 

Doppelprivileg 45. 

Drama 147; s. Ausführungsrecht. 

Dramatisierung 152, 209; im Ver¬ 
lagsrecht 265; 8. Adaptation. 

Droit moral 439; s. Persönlichkeits¬ 
recht. 

Druckerlaubnis s. Zensur. 

Druckort 398. 

Druck nach dem Tod 237 f. 

Durchfallen eines Theaterstückes 
350. 

E. 

Eigentum am Manuskript 230; am 
Namen 21; an der Wasserwelle 
26; Erwerb des Eigentums durch 
Verarbeitung 14; Eigentum im 
Verhältnis zum Ablassungsan- 
spruch 360; s. Geistiges Eigentum. 

Eingriff des Übersetzers in das 
Recht des Autors und umgekehrt 
355. 

Einreichung von Pflichtexemplaren 
225. 

Einstweilige Verfügung im Urheber¬ 
recht 375. 

Eintragung; Antrag 388; keine 
V orprüfung, Bekanntmachung 
für Ausländer 388; von Privi¬ 
legien 45. Eintragsrolle 387; als 
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öffentliches Register 888; Ein¬ 
tragungsprinzipien in außerdeut¬ 
schen Ländern 226. 

Eintrittsgeld, nicht wesentlich für 
die Oeffentlichkeit 185. 

England s. Großbritannien. 

Enzyklopädien 257, 355, 364. 

Entdramatisierung 211, 265; siehe 
Adaptation. 

Entscheidungen der Erfurter Fakul¬ 
tät von 1723 71; der Jenenser Fa¬ 
kultät von 1722 70; der Gießener 
Fakultät 70; der Leipziger Fakul¬ 
tät von 1706—1769; der Witten¬ 
berger Fakultät von 1729 bis 
1769. 

Entstehung des Autorrechts siehe 
Autorrecht; des Verlagsrechts 
siehe Verlagsrecht; des Lizenz¬ 
rechts 284. 

Entwürfe, Autorrecht an solchen 
ooa 

Epos 147. 

Erfindung im Dienst einer Fabrik 19. 

Erlöschen des Autorrechts siehe 
Autorrecht; des Verlagsrechts 
siehe Verlagsrecht; des Persön¬ 
lichkeitsrechts auf Geheimhaltung 
17, 444; des Autorrechts beim 
Anfall an den Staat 247; des 
Verlagsverhältnisses durch Tod 
des Verfassers 332. 

Erscheinen von Werken 182, 395, 
403. 

Erscheinungsort 398, 403, 415. 432. 

Ersetzungsbefugnis des Verlegers 
271. 

Erzwingbarkeit der Zustimmung des 
Verfassers 262. 

Exner 102. 

F. 

Fahrtenbuch 146, 155. 

Fakultätsentscheidungen s. Ent¬ 
scheidungen. 

Fernsprecher 185. 

Festlegungsexemplare 175. 

Fichte 76, 78, 98. 

Foreign Reprints Act 117. 

Fortdauer der Persönlichkeitsrechte 
8, 17, 444. 


Fortgesetzte Autorrechtsverletzung 
379, 385. 

FrankfurterBuchdruckerordnung67. 

Frankreich 40, 105; Vertrag mit 
425, 431. 

Freiexemplare 269, 304. 

Freiwahl beim Vemichtungsan- 
spruch 364. 

Fremdenliste 156. 

Fristen im Verlagsrecht 269. 

Frucht des Autorrechts 362. 

Fruchtrecht, als Anhängsel des Ab- 
lassungsanspruchs 363; in Bezug 
auf unrechtmäßig verbreitete 
Exemplare 363; neben der Ein¬ 
ziehung 364, 383, 385. 

Fulin 34. 

Fugger 195. 

G. 

Gebärdenspiel 174. 

Gebetbücher 167. 

Gedichte 197. 

Gefangenengespräche 497. 

Geheimnispflicht beim Verlagsver¬ 
trag 309. 

Geheimsphäre Schutz 441 f. 

Geistiges Eigentum, Lehre davon 
21 f., 33, 46, 61 f.; als Eigentum 
an Gedankenformen 81. 

Geldstrafe 380, 477. 

Gemeinschaftsrecht 252. 

Generalpatent des K. Franz von 
1746 59. 

Gesamtberechtigung 235. 

Gesangbuch 189. 

Gesetz Anna von 1709 51, 487. 

Gesetzlicher Zeitablauf 233 f. 

Geteiltes Verlagsrecht 267. 

Gewerbemonopol 31, 32, 35, 485. 

Gewerbebetrieb des Verlegers 292. 

Gewerblichkeit 175 f. 

Gewerberechtslehre 88. 

Gewerbsmäßigkeit und Gewerblich* 
keit 181. 

Gnadenbrief 89. 

Grammophon s. Selbstsprecher. 

Großbritannien 47, 115, 423, 487. 

Gutachten der Sachverständigen¬ 
kamm em 389. 

Gütergemeinschaft, Wirkung auf 
Autorrecht 461. 
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H, 

Herausgeber, Grundsätze 237 f., 
256; rechtliche Natur 339; einer 
Enzyklopädie in Beziehung zu 
den Beiträgen 289. 

Hegel 78, 80, 98. 

H£ricourts Memoiren 46. 
Hilfsarbeit 229, 343 f. 
Holländisches Gesetz von 1881 104. 


I. 

Imaginäres Bild 150. 

Imprimatur 317. 

Inserate 192. 

Instanzenzug gegen Ablehnung der 
Eintragung 387. 

Integrität des Werkes, Schutz 465. 
Irrtum bei autorrechtlichen Ver¬ 
letzungen 377. 

Italien 208; Vertrag mit 425, 435. 


J. 

Josephus, Flavius 64. 


K. 

Kaiserliches Mandat von 1685 67. 
Kant 93, 98. 

Kapland 118, 356, 366. 

Katalog 156, 497. 

Kinematograph 173. 

Kirchenbücher 189. 

Klostermann 92, 94. 

Konjekturen 130. 

Konkurs 325 f., 350, 358. 
Konzertprogramm 179, 199, 449 f. 
Korrekturbefugnis des Verfassers 
316. 

Kosten der Vernichtung 359. 
Kostentragung bei Korrektur 318. 
Kündigung des Verlagsverhältnisses 
320, 329. 

Kursächsisches Mandat von 1686 67. 
Kursächsisches Privileg 57. 
Kursbuch 146, 155. 


Kurszettel 146, 157. 

Kupferstich 77. 

L. 

Landesgrenzen, Veränderung 217. 
Lautschrift 174. 

Leipziger Schöffenspruch von 1674 
65. 

Leitartikel 193, 413, 416. 

Lettres patentes von 1701 43. 
Licensing Act 1662 50. 

Lichtbilder 173, 497. 

Livres und livrets 43. 

Lizenzrecht, Lizenzträger 282, 346. 
Loskauf beim Ueberbau 359. 
Lösung des Verlagsvertrages 281; 

siehe auch Verlagsvertrag. 

Lyrik 151. 

M. 

Maisch 158. 

Manuskript 80; Pfändbarkeit 457, 
im Verlagsrecht 298, Untergang 
299, 328, Zurückgabe 318. 
Mängel im Verlagsrecht 298. 
Märchen 159. 

Mechanische Musikwerke s. Spiel¬ 
werke. 

Meistbegünstigungsklausel 428,434. 
Melodie 157. 

Mexiko 110. 

Mignonklavier 138, 174. 

Minderung des Schadensersatzan¬ 
spruchs 367, 368; siehe auch Scha¬ 
densersatzanspruch. 
Mindestrechte der Berner Konven¬ 
tion 410. 

Mißbrauch des Verlagsrechts 272. 
Mitberechtigung 252 f.; wesentliche 
Veränderung des Werkes bei M. 
254; Erbgang 255. 

Mittelbare Autorrechtsverletzung 
372, 380. 

Mitschöpfung 252. 

Monopol 31, 32, 35, 485. 
Montevideo. Uebereinkunft 436. 
Münztabellen 157. 

Musik 134; s. Aufführungsrecht. 
Musikalienverlag 216. 
Musterbericht von Böhmer 72. 
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N. 

Nachdruck 172, 376 f. 

Nacherbschaft, Schicksal des Autor¬ 
rechts 249. 

Nachgelassene Werke 239, 438. 

Nachricht 139, 193; Schutz des 
Nachrichten Verkehrs 449 f., 453. 

Naturaler Urheberrechtsschutz 222, 
395 f. 

Natursprache 130, 134 f. 

Negative Wirkung der Dienstbar¬ 
keit 286. 

Nichtgebrauch desVerlagsrechts274. 

Norwegisches Gesetz von 1893 103. 

Notenschreiben 206. 

Notenschrift 176, 485. 

O . 

Oesterreichisches Gesetz von 1846 
91; von 1895 102; Vertrag mit 
Deutschland 436. 

Oeffentlichkeit 184 f. 

Oertliche Beschränkung der Ueber- 
tragung 245; s. Geteiltes Ver¬ 
lagsrecht. 

P. 

Pachtvertrag mit dem Theater 347. 

Pantomimus 134, 413. 

Pariser Union 214; Pariser Statut 
von 1746 und 1775 60; Deklaration 
von 1896 404. 

Parlamentsentscheidungen von Pa¬ 
ris, Rouen 45. 

Parsifal 124, 176, 233. 

Paten tbeschreibun gen 167. 

Periodische Sammelwerke s. Sam¬ 
melwerke. 

Permission 43. 

Personaldienstbarkeiten im Autor¬ 
recht 259, 285. 

Pereonenrecht 85 f.; Theorie des 
Personen rechts 3 f., 85, 92 f. 

Personifikation 148. 

Persönlicher Gebrauch im Autor¬ 
recht 178. 

Persönlichkeit des Verlagsrechts 
239 f. 

Persönlichkeitsrecht 15 f., 439 f.; 
8. Fortdauer. 

Persönlichkeitsrecht des Verlegers 
467 f. 


Pfändbarkeit des Manuskripts 457 f. 

Pfändbarkeit von veröffentlichten 
Werken 457 f. 

Pfändung des Zeitungstitels 472. 

Pflichtexemplare, Niederlegung von 
solchen 225. 

Phonogramm 137. 

Phonograph s. Selbstsprecher. 

Phonographenscheiben als Nach¬ 
druck exernplare 357, 364. 

Phonola 207. 

Pianola 207. 

Plagiat 65, 463. 

PolizeilichesVerbot des Nachdruckes 

86 . 

Portugal 110. 

Predigt 169. 

Preisbestimmungsrecht des Ver¬ 
legers 474 f. 

Preisliste 155, 497. 

Private Benützung des immateriellen 
Gutes 171, 178. 

Privatleben, Sicherung gegen Ver¬ 
öffentlichung 445. 

Privileg; Lehre davon 86; Theorie 
86; Privileg und Zensur 41; für 
Ablaßbriefe 44; privilegium ad 
imprimendum 49; landesherrliche 
Privilegien 56 f.; Verlags- und 
Druckprivilegien 32; Privileg und 
Monopol 35, 485; Druckprivileg 
v. 1469 34; Erteilung durch Venez. 
Senat 39; Venez. Gesetze S. 39 f.; 
479 f.; für Thomas Bertbelet 48; 
für Reynold Wolff 1547 48; für 
Hroswithaausgabe 56; Mittelalter¬ 
liches Privilegienrecht 32 f.; Tren¬ 
nung von Privileg und Druck¬ 
gestattung 43. 

Programm 449; Konzertprogramm 
179, 199; Rennprogramm 497. 

Propagandaheft 270. 

Prozeßschriften 166. 

Pseudonym 225, 464. 

Q* 

Quellenangabe 464, 476 f. 

R. 

Ratsbeschluß von 1777 44, 46; von 
1778 44. 
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Realdienstbarkeiten im Autorrecht 
285 f. 

Rechenbuch 158. 

Recht an Briefen 441; am eigenen 
Namen 446; auf Freiexemplare 
304; an der Handschrift s. Manu¬ 
skript. 

Rechtsgeschäftlicher Zweck schließt 
Autorrecht aus 162. 

Redigierende Tätigkeit 142, 330. 

Registered Clause 122. 

Reglement pour la librairie von 
1723 43. 

Reicbshofrat 60. 

Reichsabschiede über Zensur von 
Speyer 57; von Nürnberg 57; 
von Augsburg 57; Reichspolizei¬ 
ordnungen der Zensur 57. 

Reimarus 77, 80. 

Rennbericht 155, Rennprogramm 
497. 

Reskript von 1798 68. 

Revised Statutes 119, 217, 496 f. 

Rollenausschreibung 349. 

Roman 151, 196. 

Rubens 145. 

Rubrikenrecht 473. 

Rücktritt beim Verlagsgeschäft 300, 
308. 

Rückübersetzung 353. 

Rückwirkung 417 f., 437 f. 

S. 

Sächsisches Mandat von 1773 68. 

Sächsische Verordnung von 1661 60. 

Sachver8tändigenkammem 389. 

Sagen 159. 

Sammelwerke 256, 277, 289, 303, 
358. 

Satzung für Buchhändler 44; 8. Buch¬ 
händlergilde. 

Scenare 224. 

Schadensersatz, wegen Nachdruck 
214, 366 f.; beim Verlagsgeschäft 
300, 309. 

Schopenhauer 81, 98. 

Schöpfung 228. 

Schulbücher 168, 189, 426. 

Schuld Verhältnisse 180, 291 f. 

Schweizerisches Autorgesetz von 
1883 104. 


Schwedisches Gesetz von 1877 103. 
Selbstsprecher 137, 174, 207. 
Skandinavische Gesetze 103. 
Spanien, Gesetzgebung 109. 
Special license 49. 

Spielwerke 205 f., 409. 

Staat, Erwerb des Autorrechts 247. 
Stationarii 47. 

Stellvertretung bei der Schöpfung 
229. 

Stenograph 142. 

Strafrechtliche Ausgleichung 376, 
477. 

Strafrecht bei im Ausland verübter 
Verletzung des dortigen Rechts 
394; s. Ausland. 

Strafausmessung 381. 


T. 

Tagesneuigkeit 193; s. Nachricht. 

Teilberechtigung des Verlegers 258f., 
bei dem Ablassungsanspruch 354, 
bei dem Vernichtungsanspruch 
358, bei Antragstellung 384. 

Teilnahme bei Autorrechtsverletzun¬ 
gen 379. 

Teilrechte 259 f. 

Teilweises Erlöschen des Autorrechts 
241. 

Telegramm, Schutz daran 193,449 f., 
453. 

Territorialität der Immaterialrechte 
213 392. 

Text und Vertonung 198. 

Tonbild 152. 

Tonwerke 152, 199, 216, 411. 

Tolstoi 159. 

Transskription 152, 267. 

Treuhänderschaft 220 f., 416. 

Treupflicht im Verlagsverhältnis 310. 


U. 

üeberbau 359. 

Uebergang des Autorrechts 245 f.; 
s. Uebertragung. 

Uebersetzung 139 f., 210; im Ver¬ 
lagsrecht 265; im internat. Recht 
398, 410, 425, 432. 

33 


Köhler, Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 
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Uebertragung des Autorrechts 85, 
243, des Verlages 262, des Ver¬ 
lagsrechtes 262, 324 f. 

Uebertragungsanspruch (Frucht¬ 
recht) 365. 

Umwandlung der Geldstrafe 381. 

Uneigentlicher Verlags vertrag 336 f. 

Unentgeltliche Aufführung 201. 

Unentgeltlichkeit, scheinbare 202. 

Ungarisches Gesetz von 1884 102. 

Ungerechtfertigte Bereicherung im 
Autorrecht 373, im Verlagsrecht 
330. 

Unlauterer Wettbewerb 4, 471. 

Universitätsbuchdrucker 58. 

Unmöglichkeit beim Verlagsvertrag 
327 335 f. 

Unschädlichmachung 357, 382. 

Unsittliche Erzeugnisse 160. 

Untergang des Verlagsrechts 281, 
des Manuskripts 299, 328, des 
Autorrechts s. Autorrecht. 

Unterlassung der Quellenangabe 464, 
476 f. 

Unterscheidung zwischen Persön- 
lichkeits- und Urheberrecht 15 f. 

Unterscheidung von livres und 
livrets 43. 

Unveräußerlichkeit des Verlags¬ 
rechtes 260, 263. 

Urheberschaft 4, 18 f. 

Urhebergrundsatz im Gegensatz 
zum Herausgebergrundsatz 238 f. 

Utilisation 93, 152, 208 f., 411, 416. 


V. 

Venedig 34, 479. 

Veränderung der Landesgrenzen 
217 f. 

Veranstalter 372, 380. 

Veräußerungs verbot im Verlags¬ 
recht 263. 

Verbot der Mitteilung eines nicht 
veröffentlichten Werkes 448, 476, 
477. 

Verbreitung 177, durch Verleger 
301, durch Fernsprecher 185; 8. 
V eröffentlichung. 

Vereinigte Staaten 119, 217, 496. 

Vererbung des Autorrechts 247 f. 


Vergütung beim Verlagsvertrag 
320. 

Verjährung des Schadensersatz¬ 
anspruches 373; der Strafverfol¬ 
gung 385, 478; Unterbrechung 
und Hemmung derselben 373, 
386. 

Verklammerung gegenüber den 
Gläubigern 455, gegenüber der 
Gütergemeinschaft 461. 

Verlagsgeschäft über gegenwärtige, 
künftige Werke 294, 333. 

Verlagsvertrag; Rechtsnatur 293; 
als Austausehgeschäft 294, 307; 
als Werkvertrag 295; für ver¬ 
schiedene Sprachen 216; uneigent¬ 
licher 336 f. 

Verlagsrecht 259 f.; Entstehung 
298; Nießbrauch 259; Lehnsver¬ 
hältnis 259; Ausdehnung 264 f.; 
Verpfändung im Verlagsrecht 
263; mittelbare Verpfändung 263; 
Vererbung 262; Verschweigung 
263; Erlöschen 326; Veräußerlich- 
keit und Unveräußerlichkeit 
260 f., 263; im Theaterrecht 283. 

Verletzung mehrerer Autorrechte 
durch eine Handlung 369. 

Verletzung, mittelbare des Autor¬ 
rechts 372, 380. 

Verletzung des Patentrechts 14. 

Verletzung des Persönlichkeitsrechts 
19, 439 f., 476. 

Verletzung durch Rückübersetzung 
353. 

Verlust des Manuskripts 299, 328. 

Vermutung des Urheberrechts nach 
Eigentum der Handschrift 241. 

Vernichtung der Exemplare etc. 356, 
381, 476. 

Vernichtungsanspruch 356; gegen 
den Verbreiter 358; im Konkurs 
358; bei Mitberechtigten 357. 

Veröffentlichung 175; von Kolleg¬ 
heften 179; bei Mitberechtigten 
254. 

Verpflichtung des Verfassers im 
Verlagsverhältnis 299 f.; des Ver¬ 
legers 301 f.; beim Aufführungs¬ 
verhältnis 348 f. 

Verschmelzung des Autorrechts mit 
dem Verlagsrecht 281. 


Digitized by Google 



Alphabetisches Register. 


515 


Verschollenheit des Verfassers 235. 

Verschweigung 191, 268, 466. 

V ersuch beiAutorrechtsverletzungen 
880. 

Verteidigung des Büchemachdrucks 
82. 

Vertonung und ihre Verbindung 
mit dem Text 198, 285, 357. 

Vertrüge etc., dem Autorrecht ent¬ 
zogen 166. 

Vertrauensbriefe, Recht an solchen 
16. 441. 

Vertrauensverhältnis zwischen Her¬ 
ausgeber und Verleger 840 f.; 
s. Treupflicht. 

Vertrieb durch Verleger 802. 

Vervielfältigung 175. 

Vervielfältigungspflicht des Ver¬ 
legers 301, bei Sammelwerken 
803. 

Verwertung bei Mitberechtigten 
254; s. Verbreitung. 

Verzeitung bei Verlagsverträgen 
335. 

Verzicht 243. 

Verzug im Verlagsrecht 297. 

Volapük 146. 

Volksfeste 201. 

Vorbehalt 172, Wirkung desselben 
226, im Zwischenzeitrecht 438. 

Vorbehaltsbestimmungen derBemer 
Konvention 413. 

Vorlesung 172 f., 448. 

Vorsatz bei Autorrechtsverletzungen 
376 f. 


Vortrag 175, 182, 448; Persönlich¬ 
keitsrecht am Vortrag 136. 


W. 

Wagner 124. 

Wahlkapitulationen 60. 
Wahlagitation 165. 
Warenverzeichnis s. Preisliste. 
Werke, nachgelassene 239, 438. 
Widerspruchsrecht bei Aufnahme 
in Sammlungen 191, 242; gegen 
Aenderungen 465. 
Wissenschaftlicher Artikel 193, 425. 
Wohltätigkeitsaufführung 208. 


Z. 

Zeichenschrift 178. 

Zeitlichkeit des Autorschutzes 231 f. 

Zeitliche Abstufung des Autorrechts 
in verschiedenen Ländern 231 f. 

Zeitschrift 170,277; Herausgabe von 
Zeitschriften 256, 339. 

Zeitung 170, 192, 278. 

Zeitungsartikel 192. 413. 

Zeitungstitel 469. 

Zensur 33, 40, 49, 57, 486. 

Zuschuß zur Auflagehöhe 269. 

Zustimmung des Verfassers, bei 
Sammlung 191, 242, bei Aende¬ 
rungen 242, 466, bei Verlagsver¬ 
äußerung 262. 
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Soeben erschien: 

Grundriss des Zivilprozesses 

mit Einschluss des Eonkursrechts 

Von Geh. Rat Prof. Dr. J. Köhler. 

8°. 1907. Geheftet M. 4.—. In Leinwand gebunden M. 5.—. 

Demnächst erscheint von demselben Verfasser: 

Kunstwerkrecht. 

Umfang etwa 10 Bogen 8°. Geheftet und in Leinwand gebunden. 
Früher erschien: 

Leitfaden 

des 

deutschen Konkursrechts. 

Von Geh. Rat Prof. Dr. J. Köhler. 

Zweite, neubearbeitete und erweiterte Auflage, 

8°. 1903. Geheftet M. 7.— In Leinwand gebunden M. 8.— 

Lehrbuch 

des 

Konkursrechts. 

Von Geh. Rat Prof. Dr. J. Köhler. 

kl. 8°. 1891. Geheftet M. 12.— In Leinwand gebunden M. 13.— 
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Köhler, Geh. Rat Prof. Dr. J., Beiträge zur Geschichte des römischen Bechts 
in Deutschland . ln Verbindung mit anderen Gelehrten bearbeitet. 

I. Heft: J. Köhler und E. Liesegang, Das römische Recht am 
Niederrhein. Gutachten Kölner Rechtsgelehrter aus dem 14. und 
15. Jahrhundert. Zugleich ein Beitrag zur Geschichte des Terri¬ 
torialstaatsrechts. 8°. 1896. geh. 5 M. 

II. Heft: J. Köhler und E. Liesegang, Das römische Recht am 
Niederrhein. Gutachten Kölner Rechtsgelehrter aus dem 15. Jahr¬ 
hundert mit urkundlichen Beilagen. Ein Beitrag zur Geschichte 
des Territorialstaatsrechts. Neue Folge. 8°. 1898. geh. 5 M. 

Köhler, Geh. Rat Prof. Dr. J., Zur Urgeschichte der Ehe . Totemismus, 
Gruppenehe, Mutterrecht. 8°. 1897. geh. 6 M. 

Köhler, Geh. Rat Prof. Dr. J., Über das Negerrecht , namentlich in Kamerun. 
8°. 1895. geh. 2 M. 

Köhler, Geh. Rat Prof. Dr. J., Altindisches Prozeßrecht Mit einem Anhang: 
Altindischer Eigentumserwerb. 8°. 1891. geh. 8 M. 

Köhler, Geh. Rat Prof. Dr. J., Das Becht der Azteken. 8°. 1892. geh. 4 M. 


Zeitschrift für 

Vergleichende Rechtswissenschaft. 

Herausgegeben von 

Dr, Franz Bernhöft, o. ö. Professor an der Universität Rostock, Dr, Georg 
Cohn, o. ö. Professor an der Universität Zürich und Dr. Josef Köhler, o. ö. 
Professor an der Universität Berlin, Geh. Justizrat. 

8°. geh* pro Band ä 3 Hefte M. 15.— 

(Im Erscheinen ist der einundzwanzigste Band.) 


Zeitschrift für das Gesamte 

Handelsrecht und Konkursrecht 

Begründet von L. Goldschmidt. 

Herausgegeben von 

Dr, K, Lehmann, ord. Professor der Rechte in Rostock, Dr. O, Frankl, ord. 
Professor der Rechte an der deutschen Universität in Prag, E. Doyens, Justizrat 
in Leipzig, Dr, J, Gierke, a. o. Professor der Rechte in Königsberg i. Pr. und 
Dr, A. Seligsohn, Justizrat in Berlin. 

8°. geh. pro Band ä 4 Hefte M. 16.— 

(Im Erscheinen ist der einundsechzigste Band.) 
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b. ywf^'Dr. a g., Seljrbndj beg internationalen 
ffribafc ttttb Strafredjtg. 

Gbfaif, geljrbndj beS jpanbelgrecfrtg. 

Seifte gfaflagc. gr. 8°. 1908. gefj. 3W. 16.—; in Sein«), geb. 2Ji. 17.40. 

ffintelin, Dr. jp., ©tnbien pr f^attifcQeit %er== 
faffmtgSgefdjidjte be3 nennfteljnten ffaljrg 

IjltnbCrt^. 9». 8°. 1905. gefj. 2R. 8.- 

(Mbfdjmibt, ffirof. Dr. &, ^attbbndj be£ jpon^ 

grtttt, nölttg amgeurbritttt glttflagt. (giftet »anb: 
©efirtjtdjtUctj-literarlfdje ©tnUttung uttb bU ©rnttb- 
!*!)««. @rfte Stbteitung: Jtntoerfalgerrijirijte bts gnnbrlsreiijts. 
(Srfte fiieferung. gr. 8°. 1891. gei). Ht. 12.— 

b. ftrdjenljehn, *t, Dr - Seljrbndj be£ beittjdjen 
0taat3redjt3. £ 8 i 1887 - 0e ^ * 8 - 5 in SeimB - öe6 - 

Seemann, ^rof. jp. D., gefjrbnd) beS bentfdjen 

8 2DM* 1 Stelle: ©c^cmatifc^eUcbcrftc^tb.SBcc^fclt^cos 
rien.fl.8°.1886.gefj. 3R.9.-;inSeinn>.geb.3R.10.— 

Selbig, ?r l Dr - Seijrbncb beg SBerfidjeranggredjtg. 

fl. 8°. 1889. ge§. 3R. 7.—; in Seintb. geb. 3tt. 8.— 

Sfteüi, ^rof, Dr. ffnftitntiimen bcr ber* 
gleidjettben SRedjtgtbiffienfcfrqft, 8 ^^._ 
Werfel, Seijrbndi beg bentfdjen Strafe 

red)tg. fl.<4$°. 1899. gefj. 3Jt. 8.— 3^ Seinro. gcb. 2tf. 9.— 

teurer, D *$ t . t S>ie 3nriftifd)en ^erfonen ttad) 

$entfdjero Sfteidjgredjt. 8°. 1901. gel). SW. 11.— 

Petfer, ^3rof. Dr. gf., S>ie ftrafred)tlid)e Haftung 

be$ beranttoortlidjen JRebaftenrS. 8°. 1898. gef). 3tt. 3.60. 
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fftibier, Sgrof.Dr.SK., Sefjrbndj be§ S8iHferred)tg. 

■Stteite, »erftcffcrte %nffoge. ft. 8°. 1899. gefj. SW. 8.—; in Scinro. geb. 2W.9.— 


Shtilljt^ O.. ClntaiiMflni^Bwl, ■^tiubelvgefeliiind) 


turnt 10. SM 1897. 


mt ©rfäuterungen. 8°. 1898. gefj. 
3W. 6.— ; in Seinro. geb. SW. 7.— 


ahtfftfd)e äSedjfetorbitnna. ^ - SXSÄ 

Dr. $♦ getaner unb Sßrii>atbo3ent Dr. Jteubeiker* (Srroeiterter ©onberabbrucf 
au8©olbfd^mibt’ö3 e iif^ r -f‘^ gef. §anbel3rec$t, 33b. 53. gr.8°. 1903. gef). 2fl. 2.40. 

©djulitt, y getyrbnd) bet ®efri)icf)te be3 Oiös 
tnifdjen J 8 ; 2 ._ 1889 - 9e *- *■ in £eimo - 9e6 - 

©ilberfdjmibt, Dr. 28 ., S)ie bentfdje ©onber- 
geridjtsbarfeit in jganbei^ ttnb Otetoerftes 

fVtfflPtt i n ^ e f oni)ere f c ^ ^ er ftanaöfifd^cn Weuotution. (Sin Beitrag jur 
|IIU)vl^ §rage ber 2aiengericf)te. 8°. 1904. gefj. SW. 7.20. 

©teilt, R, $ie fokale grage im Sichte ber 

Storfeftmgenftber ©osiatyfjifofopljie tutb Ujre®efd)td)te. 
3tt,eite y berbefferte Auflage, gr. 8°. 1903. ge$. 

SW. 13.— ; in Seinro. geb. SW. 14.40. 


©tengel, nK„ gefjrbud) be3 beutfdjen 33ertoals 

timgSredjtS. fl. 8°. 1886. gef). SW. 8.—; in Seinro. geb. SW. 9.— 

SSSeiSmamt, jgl Sefjrbud) be£ beutfdjen ffibik 

3 n> e i Sänbe. gt.8®. 1903-1905. ge$. 

_* SD?. 20.40; in Sein», geb. 3JI. 22.80. 

äSwtbt, ©di.aiat ißrof. Dr. SB., (gtl)it. •“JJJS 

(SJefefce be§ fittlidjen Sebenö. dritte, nmgearbeitete Auflage, groei 33änbe. 
gr. 8°. 1903. ge§. SW. 21.— ; in Seinro. geb. SW. 24.20. 



SBitnbt,©eb.9ttttftof.Dr.8B.,gogn. “S 

(SrfenntniS unb ber SWet^oben roiffenfaftlid^er gorfc^ung. dritte nmgearbeitete 
Auflage. 2)rei33änbe. 1.33anb: Slllgemeine Sogif unb (SrfenntniS* 
tfjeorie. gr.8°. 1906. ge§. SW.15.—; inßeinro. geb. 3ft. 16.60. II. 33anb: Sogif 
ber elften Söiffenfdjaften. dritte nmgearbeitete Auflage, gr. 8°. 1907. 
gef). SW. 15.—; in Seinm. geb. SW. 16.60. 
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